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(Beginn um 9 Uhr.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich darf Sie zur 5. Sitzung des Wiener Gemeinderats am 21. September 2001 recht herzlich begrüßen.

Ich darf die Sitzung für eröffnet erklären.

Ich darf weiters mitteilen, dass drei Mitglieder des Hauses entschuldigt sind. Es sind dies Herr GR Ekkamp, Herr GR Kreißl und Frau GR Dr Vana.

Ich darf auch mitteilen, dass sich der Herr Bürgermeister mit einer Erklärung zum Wort gemeldet hat und ich darf den Herrn Bürgermeister nun darum ersuchen.

Bgm Dr Michael Häupl: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

In wenigen, möglicherweise allzu wenigen, Minuten werden wir uns wieder unseren Alltagsgeschäften zuwenden. Ich halte dies auch für gut so, denn Fassungslosigkeit und Sprachlosigkeit über das Ausmaß der Gewalt und über die Kaltblütigkeit des Vorgehens haben die Zeit vermeintlich stillstehen lassen. Lassen Sie uns daher, bevor wir zu dieser Alltagsarbeit zurückkehren, auch heute noch innehalten. 

Erst langsam lernen wir zu ermessen, mit welchen Gefühlen die Hinterbliebenen dieser Verbrechensopfer, aber darüber hinaus alle mitfühlenden Menschen in der ganzen Welt seit dem 11. September 2001 leben müssen, mit Ungewissheit - bis heute wissen wir keine genaue Opferzahl -, aber vielfach auch grausamer Gewissheit ab dem ersten Moment, denn moderne Kommunikationstechnik ließ Verwandte einiger Flugzeugpassagiere auf schreckliche Art und Weise den nahen Tod ihrer Lieben mitvollziehen. 

Es fällt schwer, unserem Mitgefühl Worte zu verleihen. Es ist nahezu unmöglich, die Gefühle der Hinterbliebenen in Worte und Sätze zu kleiden. Mit Schweigen gedachten wir in der vergangenen Woche der Toten, aber wir gedachten vor allem dem unsagbaren Leid der Hinterbliebenen, denen nicht nur die Worte, sondern vor allem die Kräfte fehlen, um mit dem Entsetzen fertig zu werden.

Wir haben noch keine Antworten auf viele Fragen, die der entsetzliche Terrorakt des 11. September 2001 an uns richtete. Die Welt kennt zwar die vermutlichen Täter, sie hat aber keine Gewissheit über jene, die das Drehbuch zu diesen furchtbaren Anschlägen geschrieben und die Finanzmittel bereitgestellt haben. Wir vermeinen die Motive dieser Verbrecher zu kennen, wir haben aber keine Antwort auf die Frage, warum ein angeblich gegen eine bestimmte Kultur - die westliche - gerichteter Anschlag Menschen aus mehr als 60 verschiedenen Herkunftsländern tötete, unter ihnen fast 1 000 Angehörige des muslimischen Glaubens. 

Die erste Reaktion auf das Unfassbare mündete in die Bezeichnung "Krieg". Es fällt schwer, angesichts der Verwüstungen, die viele Angehörige vor allem der Weltkriegsgeneration an die Bilder bombardierter Städte erinnert haben, dies nicht so zu sehen. Aber war dieser brutale Akt tatsächlicher Gewalt, der zielgenau äußerst signifikante Orte einer Nation, einer Kultur, einer Wirtschaftsordnung traf, im eigentlichen Sinn eine Kriegshandlung? - Krieg im bisherigen Sinne implizierte jedenfalls den theoretisch möglichen und oft vergeblich gegangenen Ausweg aus der Gewalt in die politische Verhandlung. Diese theoretische Möglichkeit, Gewalt gegen Menschen zu Gunsten des Gesprächs auszusetzen, gibt es im Fall der Angriffe vom 11. September 2001 offensichtlich nicht. 

Wir stehen auch fassungslos vor der Tatsache, dass eine Nation, die ungeheure Mittel in die innere und äußere Sicherheit ihres Territoriums und ihrer Bewohner investiert, dennoch so verwundbar ist. Viele Fragen der inneren und äußeren Sicherheit werden seit dem 11. September 2001 völlig neu zu diskutieren sein. 

Wir wissen weltweit auch noch keine Antwort auf die Frage, wie im Transportwesen, in der Luftfahrt, schlichtweg überall dort, wo eine große Anzahl von Menschen zusammenkommt, in Zukunft Vorkehrungen getroffen werden können. Wir wollen Sicherheit vor Verbrechern, denen die Achtung vor jedwedem Leben, also auch dem eigenen, zu fehlen scheint. Diese Sicherheit wird es nicht geben können!

Wir wissen heute weltweit noch keine Antwort auf die Fragen, welche Auswirkungen auf die ökonomische Entwicklung, auf unsere demokratische, in der Tat kulturelle Entwicklung diese Schreckenstat haben wird. 

So schwer es uns allen fällt, weil wir alle nur fassungslos und schockiert von diesen entsetzlichen Verbrechen des vergangenen Dienstag sind: Unser Bemühen muss es sein, dass die politische - und das heißt auch: die militärische - Reaktion auf diese Verbrechen von Verantwortung und Vernunft angeleitet wird. Unsere Aufgabe ist es, unsere demokratische Gesellschaftsform, unser Miteinander in der Gesellschaft nicht vom Terror zerstören zu lassen. So richte ich von dieser Stelle auch mein Wort an unsere Mitbürger moslemischen Glaubens: Es gibt keinen Krieg der Zivilisationen, sondern einen Kampf der humanen Zivilisation gegen den inhumanen Terrorismus! 

Unsere Aufgabe muss es auch und insbesondere auf europäischer Ebene sein, dafür einzutreten, dass eine Strategie der Terrorismusbekämpfung gemeinsam umgesetzt wird, die keine neuen Voraussetzungen für neue Gewalttaten, aber auch keine Vorwände für neue Gewalttaten liefert. Es mag diese Forderung, wenn sie von einem kleinen, in keinem militärischen Bündnis befindlichen Land, formuliert wird, nur allzu billig erscheinen. Es ist aber in einer demokratischen, die Freiheit achtenden und verantwortungsvollen menschlichen Gemeinschaft kein anderer Weg zumutbar. Solidarisch mit unseren amerikanischen Freunden sein heißt, eine Phalanx zu bilden gegen Verbrecher, die offensichtlich bar jeglicher menschlicher Hemmung menschliche Leben zerstören. Diese Solidarität ist aber kein Kreuzzug gegen das Böse. 

Solidarisch zu sein heißt, alle politischen Anstrengungen auf eine gemeinsame langwierige und viele Mittel erfordernde Bekämpfung von Terrorismus und Gewalt zu unternehmen. 

Die hinter der gelegentlich martialisch anmutenden Wortwahl stehende bisherige politische und militärische Haltung der USA und der mit den USA in Bündnis befindlichen Staaten deutet darauf hin, dass die Ereignisse des 11. September 2001 nicht mit blinder Vergeltung beantwortet werden. Bei einer konsequenten, gemeinsamen Aktion gegen die Urheber der Anschläge vom 11. September 2001 kann es allerdings keinen Zweifel an der Mitwirkung aller demokratischen Staaten und Gesellschaften dieser Welt geben. 

Gegenüber dem Terrorismus ist man nicht neutral!

Wien und Österreich ist heute, zehn Tage nach den entsetzlichen Ereignissen in den USA, mit seinen Gedanken und Gefühlen bei den Hinterbliebenen und gedenkt der Tausenden Opfer.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke dem Herrn Bürgermeister für die Erklärung und darf den Gemeinderat um eine Gedenkminute ersuchen.

(Die Mitglieder des Gemeinderates erheben sich von den Plätzen, um eine Gedenkminute abzuhalten.)
Ich danke schön.

Zum Wort gemeldet haben sich die Klubvorsitzenden der hier im Haus vertretenen Fraktionen.

Ich darf nun als erstem Redner Herrn GR Mag Chorherr das Wort erteilen. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Ich finde es gut, dass wir hier darüber sprechen, dass wir darüber diskutieren, weil bei aller Betroffenheit, die wir alle gespürt haben und spüren, halte ich es für notwendig, über Konsequenzen zu diskutieren. Wenn es darum geht, die Ursachen von Terrorismus und Gewalt zu bekämpfen, dann können und dürfen wir nicht primär unsere Gefühle ansprechen lassen, sondern müssen zu Analysen kommen. 

Die meisten von uns haben die USA besucht, waren in New York, sind selber auf dem World Trade Center gestanden und können insofern die Emotionen, die da geweckt werden, nachvollziehen und Verständnis für diese Emotionen haben. Ich möchte aber ganz bewusst hier jetzt auch meine Sorge formulieren, angesichts dessen, was seit diesem schrecklichen Terroranschlag passiert. Um meine Zweifel äußern zu dürfen, möchte ich von diesem Pult aus auch sagen, dass die Form der Reaktion, die von der Führung der Vereinigten Staaten kommt, nach meinen und den Befürchtungen vieler das Gegenteil dessen bewirken wird - wenn es eintritt -, als man zu tun vorgibt. 

Das unstrittige Ziel - darum haben sich so viele solidarisiert - war, dass die gesamte Welt sich vor so etwas schützen muss und elementares Handeln erforderlich ist. Wenn ich jetzt Kritisches zur Reaktion der Führung der Vereinigten Staaten äußern möchte, dann nicht um in einem Schwarz-Weiß, Gut-Böse die Vereinigten Staaten wesentlich zu kritisieren, sondern um zu einem gemeinsamen Handeln der gesamten Welt zu kommen, dass so etwas nicht möglich wird. 

Ich habe es bis vor kurzem nicht für möglich gehalten, dass ein Hurrapatriotismus Krieg vorbereitet, dass eine Rhetorik gewählt wird - ich sage das hier bewusst in aller Schärfe -, die genau das Gegenteil dessen bewirken wird, was sie zu bewirken vorgibt, nämlich nicht die Ursachen zu bekämpfen, sondern im Grunde den Zielen des Terrorismus vielleicht sogar in die Hände spielt. 

Wenn heute der amerikanische Präsident gesagt hat, entweder mit den Vereinigten Staaten oder mit den Terroristen, dann ist das grundfalsch! Mit allen Opfern fühlen wir mit. Aber war es nicht unter anderem das Ziel dieser Terroranschläge, ein weites Feld von jenen, die der amerikanischen Außenpolitik sehr kritisch gegenüberstehen, und das in vielem aus verständlichen Motiven, mit dem Schlachtruf - ich sage bewusst "Schlachtruf" -: "Entweder mit uns oder mit den Terroristen!", sehr viele, die das nicht unterstützen, vor die Frage stellt, sich eigentlich gegen die Vereinigten Staaten zu stellen? 

Wenn ich jetzt nur einiges dieser Rhetorik aufgreife, greife ich es nicht deswegen auf, um primär die USA zu kritisieren, sondern um zu einem aufgeklärten Denken zu kommen, das zu Handlungen führt, die wirklich an der Wurzel ansetzen und nicht das Gegenteil bewirken. 

"Der Kampf des Guten gegen das Böse." - Gleichzeitig mit "Wir, die USA sind das Gute und wer nicht mit uns ist, ist das Böse!" schwingt mit, hier die westlich abendländische Kultur, dort eine Kultur des Islams. Ich halte eine derartige Strategie für verheerend!

"Der Angriff auf die zivilisierte Welt", wieder sich selbst meinend und unterstellend, weite Teilen der Welt seien, ja was denn, nicht die zivilisierte Welt, die unzivilisierte Welt? 

Verheerend halte ich, wenn ich das hier in aller Zurückhaltung formulieren darf: "Der Kreuzzug gegen das Böse". Meine Damen und Herren, wie muss der Begriff "Kreuzzug" in der moslemischen Welt aufgenommen werden, wissend, was der Kreuzzug war? 

Noch etwas, an, wenn man so will, die Fundamentalisten beider Seiten gerichtet, immer wieder hier Allah missbrauchend, dort "God bless America". Bitte, lassen wir den lieben Gott aus dem Spiel! Immer dort, wo der liebe Gott zur Legitimation von Krieg, von Rache, von Vergeltung aufgerufen wurde, hat das in der Geschichte verheerend gewirkt!

Das "Ausräuchern": In einem Atomstaat wie Pakistan, wo man nicht gewesen sein muss - ich war nie in Pakistan -, aber wo man intelligente Kommentatoren und Kommentatorinnen lesen kann, bewirkt diese Rhetorik jetzt eine Solidarisierung mit genau der falschen Seite. 

Man muss darüber nachdenken können, ohne in den Geruch des Antiamerikanismus zu kommen, warum so etwas möglich ist und nicht einfach sagen: "It's the evil." - "Es ist das Böse.", dass letztlich 10, 20, 25 Männer, die gut ausgebildet sein müssen, sich jahrelang ausgebildet haben, im Westen mit dem Ziel gelebt haben, ein großes Ziel zu erreichen, nämlich selbst den Tod zu finden. Fassungslosigkeit ist das eine, aber man muss darüber nachdenken, was der Boden für den derartigen Hass ist, auf dem so etwas wachsen kann, was mich einerseits erschüttert, aber dann auch zum Nachdenken bringt, damit man in den Dialog mit vielen amerikanischen Freundinnen und Freunden kommt, mit denen ich versuche, auch das zu diskutieren, dass hier der große Verteidiger von Demokratie und Freiheit rhetorisch in den Vordergrund gestellt wird, wir aber wissen, aus welchem Kalkül jahrzehntelang US-amerikanische Außenpolitik funktioniert hat, wo skrupellos, wenn es US-amerikanischen Interessen gedient hat, terroristische Regimes unterstützt wurden!

Es sind jetzt Nebensätze, dass die Taliban, die heute Nacht wieder zum prinzipiellen Feind erkoren wurden, ein Regime sind, mit dem uns nichts, aber auch gar nichts verbindet. Von wem sind die Waffen, die sich dort jetzt vielleicht sogar auf Amerika richten, denn teilweise geliefert worden? - Damals haben sie in eine gewisse Logik gepasst. 

Ich bitte jetzt noch einmal, meine Ausführungen, die mir wichtig sind, die mir auch irgendwie angesichts dessen nicht leicht fallen, so zu interpretieren, dass man den Wunsch nach Rache versteht, dass man versteht, wenn jemand - wer auch immer - das einzige Ziel hat, möglichst viele Zivilisten zu töten, und wäre es möglich gewesen, dass es nicht 6 000 bis 7 000, sondern 60 000 bis 70 000 gewesen wären, halte ich es für möglich, dass das auch gewollt wurde und noch immer gewollt wird, dass man versteht, da muss man dreinschlagen, das muss man vernichten. Ich verstehe diese Regung. Aber Staatsmann oder Staatsfrau heißt nicht, einer Regung nachgeben, die, wenn man nachdenkt, zum Gegenteil führt. Wenn es jetzt zu massiven Vergeltungsschlägen kommt - ich würde bis heute gerne wissen, gegen wen, gegen Frankfurt, gegen Hamburg, wo Zellen vermutet werden? -, kann das nicht die Lösung sein. 

Wo ist die Lösung? - Abrüstung, auch der Erwartungen. Es gibt keine Lösung dieses Problems und schon gar nicht eine ausschließlich militärische. Als meine persönliche Meinung füge ich hinzu, im Zuge einer Gesamtantwort der gesamten Welt, die kommen muss, wird man ohne militärisches Element nicht auskommen. Das aber in den Vordergrund zu stellen, ist falsch!

Lassen Sie mich noch einige Punkte des Nachdenkens - das ist auch unsere Aufgabe - hier anführen: 

Keinerlei Unterstützung unter irgendwelchen Rahmenbedingungen für terroristische Vereinigungen, nur weil sie einem ins Kalkül passen! Ich zähle sie hier nicht auf. 

Die Stärkung multilateraler Organisationen. Ich kann mich gut erinnern - wir wissen es alle -, dass der UNO, die durchaus eine Akzeptanz weit in diese Länder hinein hat, von einem mächtigen Land jahrelang die Mittel vorenthalten wurden und vorenthalten werden, weil es sich in seiner Souveränität bedroht fühlt. Die Vereinigten Staaten haben es der UNO bis heute substanziell vorbehalten, sie entsprechend zu stützen. Als es darum ging, einen Internationalen Gerichtshof zu schaffen, hat wer Nein gesagt? - Es waren die Vereinigten Staaten. Als es darum ging, ein Landminenverbot durchzusetzen, hat wer Nein gesagt? 

Ich muss es noch einmal betonen, das sage ich nicht aus einem Impuls des Antiamerikanismus heraus. Im Gegenteil, ich sage das, um zu einem Dialog aufzurufen, was denn der Grund ist, dass so viele hasserfüllt sind. Ich zitiere jetzt nicht kluge US-amerikanische Analytiker, die meinen, dass dieser Boden des Hasses analysiert werden soll. Wir könnten jetzt zu einem weltweiten Schritt, auch im Kampf gegen den Terrorismus kommen, indem multilaterale Organisationen ernsthaft gestützt werden, die letztlich an den wirklich heißen Orten der Welt, zum Beispiel im Nahen Osten, gewisse Schritte setzen.

Es ist die Errungenschaft der Zivilisation auf der gesamten Welt, dass man zivilisierte Maßnahmen gelernt hat. Was ich jetzt vermisse, ist, dass diese zivilisierten maßvollen Mittel bisher nicht zum Durchbruch zu kommen scheinen. 

Was heißt das alles für uns in Wien? - Darüber zu reden, darüber nachzudenken, den Dialog und das Verständnis anzuregen. Ich bin froh, dass auch das österreichische Fernsehen jetzt in der Beobachtung von Reaktionen von Muslimen in Wien, von Afghanen in Wien der gesamten Wiener Bevölkerung ein Verständnis vermittelt, das nur ein Verständnis, eine Lösung ist. 

Letztendlich - das ist die ungeheure Aufgabe, vor der wir stehen -, was sind die Voraussetzungen, auf denen dieser Hass entsteht? - Es ist elendige Armut, es ist ein völliger Mangel an Selbstbestimmung. Es geht darum, die Fragen der Gerechtigkeit und der Selbstbestimmung weltweit neu zu stellen und ernst zu nehmen. Insofern sind wir in einer globalisierten Welt, weder in Manhattan noch in Wien können wir uns dem entziehen. Es ist Aufgabe, auch weltweit die wahre Grundursache zu bekämpfen, nämlich Ungerechtigkeit, Armut und Mangel an Selbstbestimmung! Das ist eine ungeheure Aufgabe, vor der wir auch hier in Wien stehen! - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Tschirf, bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Bürgermeister! Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Der 11. September 2001 hat die Welt grundlegend verändert. Jeder von uns wird sein ganzes Leben lang wissen, wo er zwischen 15 und 16 Uhr mitteleuropäischer Zeit an diesem Tag gewesen ist, was er gemacht hat, als er das erste Mal von diesem ganz feigen Angriff, von diesen feigen Verbrechen in New York und Washington erfahren hat. Das war ein Anschlag auf die gesamte zivilisierte Welt, auf uns alle!

Daher müssen wir heute an dieser Stelle klar und deutlich ein Ja zur Gemeinschaft der freien Völker sagen, vor allem zu unseren Freunden in den Vereinigten Staaten! Das ist eben nicht ein Punkt, wo wir ein Ja, aber einbringen, sondern ein klares, deutliches Ja! 

Gerade hier in Wien sollten wir den Vereinigten Staaten dankbar sein. Worauf beruht denn der Wohlstand in dieser Stadt, in diesem Land, in diesem Europa, wenn nicht auf der Solidarität der Amerikaner in den Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg? - Nach dem Ersten Weltkrieg hat es woanders geendet, wirtschaftlich und politisch. Wir verdanken es den Amerikanern, dass wir dort stehen, wo wir heute sind!

Ich verstehe daher all das nicht, was heute nicht hinter den Amerikanern steht. Ich verstehe es nicht, wenn man hier relativiert. Das sind nicht die Worte, die man Freunden gegenüber in einer Situation, in der es ihnen schlecht geht, finden sollte! Die Amerikaner waren es, die uns 1945 vom NS-Terror befreit haben. Die Amerikaner waren es, die dafür gesorgt haben, dass der Eiserne Vorhang nicht an der Enns, nicht an der Salzach, nicht am Atlantik niedergegangen ist! Wir erinnern uns daran - es ist noch nicht so viele Jahre her -, dass in unserer unmittelbaren Nachbarschaft die Menschen unter der sowjetischen Knute, unter der Angst der sowjetischen Panzer gelitten haben. 

Das, was in New York und Washington passiert ist, ist gleichfalls ein Anschlag auf uns alle, auf die Demokratie dieser Welt! Welcher Staat außer den Vereinigten Staaten hat so viel für die Demokratie in dieser Welt getan? - Er hat dafür gesorgt, dass wir alle die Gedanken frei aussprechen können, dass wir uns ohne Angst und Zwänge bewegen können, dass das möglich ist, wofür Generationen gekämpft hatten, wonach sich Generationen vor uns gesehnt haben!

Hier haben wir es nicht mit einem Gegensatz von Religionen zu tun, sondern mit einem Kampf von einzelnen Terroristen gegen die offene Gesellschaft. Benjamin Franklin hat gemeint: "Wer die Freiheit aufgibt, um Sicherheit zu gewinnen, wird am Ende beides verloren haben." - Sicherheit und Freiheit bedingen einander. Bei der Herausforderung, die Sicherheit in Freiheit zu gewährleisten, geht es nicht um eine Auseinandersetzung zwischen unterschiedlichen Religionen und Kulturen. Die Anschläge von New York und Washington sind weltweit von fast allen Staaten, von den verschiedenen Kirchen, Glaubens- und Religionsgemeinschaften und deren geistlichen Oberhäuptern mit Entschiedenheit verurteilt worden. 

Es sei auch gesagt, was in den letzten zehn Tagen die Vereinigten Staaten getan haben, hat von Besonnenheit gezeigt, ihre Handlungen genauso wie von den NATO-Staaten, die in einer sehr besonnenen Art und Weise Solidarität geübt haben.

Ich darf an das anknüpfen, was Joschka Fischer, Außenminister der Bundesrepublik Deutschland, gesagt hat. Er hat gesagt, dass sowohl die Überreaktion als auch das Nichtreagieren das Falsche in dieser Situation wären. Wir haben es mit einer Solidarität und Anteilnahme in dieser Welt gegen den internationalen Terrorismus zu tun. Es geht darum, den Terrorismus zu ächten. Gleichzeitig ist aber auch der Dialog der Kulturen und Religionen wichtiger denn je, ein Dialog, in den alle Weltreligionen einzubeziehen sind. Es ist unser geistiges Erbe und der Auftrag der Aufklärung, ein friedliches Miteinander der Weltreligionen zu ermöglichen. Es ist vor allem nicht akzeptabel, wenn das Wesen der Weltreligionen zu einem menschenverachtenden, menschenvernichtenden Instrument degradiert wird! Das entspricht auch nicht dem Gedanken des Islam, jenem Islam, dem auch unsere Kultur viel verdankt. 

Es ist weiters unsere Verantwortung, an einer europäischen Sicherheit mitzuwirken, der inneren und der äußeren. Gegenüber Terrorismus und Terroristen gibt es keine Neutralität! Wir wollen eine offene Gesellschaft. Um sie auch in Zukunft zu sichern, gilt es, die Grundwerte unserer abendländischen Kultur, die auf christlich-jüdischer Tradition beruhen, zu erhalten und unseren Lebensrhythmus nicht von Terroristen bestimmen zu lassen.

Daher ist es in diesen Tagen wichtig, über Parteigrenzen hinweg, über die Grenzen von Staaten hinweg, Solidarität zu bekunden. Alle Verhandlungen über eine Sicherheitsdoktrin, wie sie gerade jetzt in Österreich geführt werden, wie sie von der Bundesregierung geführt werden, sind zu unterstützen. Wir dürfen nicht, um unseren Bundeskanzler Wolfgang Schüssel zu zitieren, in einem Schrebergartendenken verharren!

Von dieser Stelle im Gemeinderat aus gilt es, den Opfern unser Mitgefühl und unsere Trauer auszudrücken und den Freunden in den Vereinigten Staaten zu sagen, dass wir nicht nur im Geiste bei ihnen sind! (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Mag Kabas, bitte.

GR Mag Hilmar Kabas (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Bürgermeister! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wir alle haben uns dazu verstanden, heute eine Trauerkundgebung am Beginn unserer Gemeinderatssitzung abzuhalten. Wir glauben, dass bei einer solchen Trauerkundgebung zehn Tage nach diesem unsäglichen Terroranschlag nicht die Zeit und auch nicht der Platz ist, dass man mit den zweifellos auch vorhandenen Fehlern der Amerikaner abrechnet. Die Amerikaner haben hier eher gezeigt, dass sie nicht im Reflex handeln, sondern eine gewisse Zeit verstreichen lassen, um zu reagieren. Die Reaktion ist noch nicht vorhanden und daher glaube ich, dass es auch nicht am Platz ist, bei so einer Trauerkundgebung schon Vorverurteilungen anzustellen, nach zehn Tagen, wo sehr viele noch fassungslos vor diesem Terroranschlag stehen, wo es noch nicht einmal Klarheit gibt, wie viele Opfer es tatsächlich gegeben hat, wo man gerade bei so einer Trauerkundgebung mit den Gedanken, aber auch mit dem Mitgefühl bei den Opfern und bei den Hinterbliebenen zu sein hat.

Dieser Anschlag hat aber auch gezeigt - daher glaube ich, dass man ein paar allgemeine Überlegungen anstellen soll, so wie es auch der Herr Bürgermeister gemacht hat -, wie empfindlich unser Leben und unsere Zivilisation sind, wie relativ leicht böswillige Kräfte bis tief in die Zentren unserer Demokratien zerstörerisch eindringen können und wie viel menschliches Leid und wie viel Schaden sie dabei anrichten. Daher wird sich unser Leben seit dem 11. September verändern, es war wahrscheinlich eine gewisse Zäsur. Die Welt, und zweifellos nicht nur die westliche Welt, ist an diesem Tag wachgerüttelt worden! 

Man hat gesehen, dass auch Unvorstellbares geschehen kann, wobei man sagen muss, man hat wieder erkannt und wieder gesehen und kein seriöser Politiker spricht mehr davon - der Herr Bürgermeister hat es vorhin auch angeschnitten -, dass er seiner Bevölkerung die perfekte Sicherheit in Zukunft bieten kann. Sicherheit ist eben nur ein relativer Begriff. Es wird - es war auch schon in der Vergangenheit schwierig - vielleicht in Zukunft die Interessenabwägung zwischen Sicherheit und individueller Freiheit noch schwieriger werden. Wie viel Freiheit ist im Austausch für mehr Sicherheit aufzugeben?

Das sind zwei Begriffe, die einander bedingen, die aber auch in einem großen Spannungsverhältnis zueinander stehen. Notwendigerweise werden wir dieses Verhältnis neu zu definieren haben. Wie werden sich diese neuen Sicherheitsstandards auf unser Leben auswirken? - Das sind sicher Fragen, die uns in den kommenden Jahren beschäftigen werden.

Eines ist auch deutlich zum Ausdruck gebracht worden: Man muss gegen Terror und gegen Gewalt reagieren und man muss sich auch dagegen schützen. Es ist aber zunehmend klarer zu erkennen, dass eine Reaktion auf diesen Anschlag sehr schwierig ist. Natürlich besteht, weil eben auch Emotion zur menschlichen Natur gehört, die Gefahr, dass eine von bloßen Rachegedanken getragene Aktion weitere Katastrophen und menschliches Leid bewirken würde. Daher ist es zweckmäßig, wenn man eine Zeitspanne zwischen diesem Terroranschlag und den Reaktionen darauf verstreichen lässt, denn nicht Rache, sondern Gerechtigkeit und Weitblick sind jetzt gefragt, ebenso fundierte Analysen statt Feuerleger, Vorverurteilungen ganzer Staaten und deren gesamter Zivilbevölkerung.

Es gibt keine Kollektivschuld, nicht von Staaten und nicht von Religionen! Trotz aller Betroffenheit muss man sich dieser Frage stellen. Wenn ein Gegenschlag wieder das Leben von unschuldigen Menschen, von unschuldigen Zivilpersonen auslöschen würde, so wäre das sicher eine falsche und ganz gefährliche Konsequenz für die Zukunft!

Es wurde schon gesagt - ich will es wiederholen -, gegenüber Terror kann man nicht neutral sein! Jede Demokratie muss wachsam sein, denn Demokratie ist nun einmal die empfindlichste Staatsform. Die staatlichen Behörden müssen deshalb wirkungsvoll und klar legitimiert gegen jene Kräfte vorgehen können, die ein Gefährdungspotenzial hinsichtlich von Terror und Gewalt darstellen. Dazu sind ihnen die entsprechenden Instrumentarien zu geben, verbunden mit der Aufforderung, diese auch anzuwenden. Jede Demokratie muss wehrhaft sein, wenn an ihren Grundwerten gerüttelt wird, wenn Kräfte versuchen, sie zu destabilisieren und Angst und Schrecken zu verbreiten!

Aus diesem Grund ist es wichtig, dass sich alle politischen Parteien in ihrer Arbeit zur Gewaltfreiheit bekennen, und zwar ohne Wenn und Aber. Wer mit Gewalt liebäugelt oder gar sympathisiert, gefährdet die Demokratie!

Der Terror und die Bekämpfung des Terrors ist aber auch eine internationale Aufgabe. Eigentlich sollte sich jeder Staat dazu bekennen. Ohne dass wir uns als Österreicher selbst überschätzen, können wir vielleicht einen kleinen Beitrag dahingehend leisten, dass wir eine Stimme der Vernunft, der Mäßigung und vielleicht auch eine Vermittlerrolle in einem Teil der Welt, der scheinbar auch Nährboden für Terrorismus darstellt, machen können. Es werden solche Stimmen und solche Kräfte zweifellos wichtiger denn je. Dafür sind wir vielleicht für einen Teil der Welt, vor allem des Nahen Ostens, auf Grund unseres bisherigen Status geeignet, dass wir so einen Beitrag leisten können. 

Zum Schluss noch eine persönliche Bemerkung: Dieser unglaubliche Terrorüberfall hat auch etwas anderes gezeigt, nämlich, wie klein die Probleme sind, die uns eigentlich im politischen Alltag beschäftigen - und mit denen wir uns natürlich weiterhin zu beschäftigen haben - und wie auch das parteipolitische Hickhack angesichts einer solchen Katastrophe zunehmend an Gewicht verliert. Die heutige Trauerkundgebung sollte für uns alle auch ein Beginn sein. Vielleicht könnte es so sein, gemeinsam eine neue politische Kultur zu entwickeln, eine Kultur der Geschlossenheit für den Fall, dass es eines starken Signals in Richtung all jener Kräfte bedarf, die versuchen, mittels Terror unser gewachsenes Wertesystem zu destabilisieren und dass wir alle zur Abwehr bereit sind, wenn ein derartiger Versuch unternommen wird. Versuchen wir, die Empfindungen und Erkenntnisse dieser Stunden und dieser Tage auch in unseren zukünftigen Alltag und in unsere politische Arbeit einfließen zu lassen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr Klubobmann Oxonitsch zum Wort gemeldet. - Bitte. 

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Bürgermeister!

Es ist heute schon mehrmals gefallen - nicht immer sind Dinge, die mehrmals gesagt werden, deshalb richtig, aber ich glaube, in diesem Fall ist es so -, der 11. September hat tatsächlich die Welt verändert. Wir alle wissen aber zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht, in welche Richtung. Wir bemerken erst heute konkret, aber noch immer nicht in den einzelnen Facetten, die Vorzeichen einer weltweiten Entwicklung, die zweifelsohne Wien genauso wie den Rest der Welt treffen werden. 

Es sind in den letzten Tagen viele Superlative strapaziert worden. Es war vom schlimmsten Terroranschlag des Jahrhunderts die Rede, vom Undenkbaren, vom Unvorstellbarsten, vom Unfassbarsten. Ich glaube, das ist nur allzu verständlich angesichts der Bilder, die wir letztendlich alle gemeinsam gesehen haben. Wer live die Ermordung Tausender Unschuldiger mitverfolgt, der kann nicht gefasst und ruhig bleiben, der hat Emotion! Wir haben erkennen müssen, dass wir tatsächlich vor einer bisher unbekannten und völlig neuen Dimension der Gewalt stehen und sind verständlicherweise angesichts dieser Bilder über diese Terroranschläge, die so vielen Menschen das Leben gekostet haben, die auf der ganzen Welt Trauer und Entsetzen ausgelöst haben, die aber auch - das spüren wir bereits - Angst vor einer völlig neuen Art der Bedrohung gemacht haben, erschüttert. Wir fühlen hier mit den Opfern und Angehörigen!

Aber wir sind alle auch in Sorge, welche Folgewirkungen diese entsetzliche Katastrophe haben könnte. Es ist bei den einen vom Krieg die Rede. Es ist vom Heiligen Krieg die Rede. Es ist von Racheakten gegen Menschen anderen Glaubens bereits die Rede, aber auch von einer weltwirtschaftlichen Rezession. Das alles sind Dinge, von denen wir auch in Wien betroffen sein könnten, wenn wir nicht gemeinsam die entsprechenden Maßnahmen setzen. 

Zweifelsohne war der Dienstag der vergangenen Woche ein schwarzer Tag der Weltgeschichte. Jetzt, elf Tage nach diesem Terror, können wir das Ausmaß der Katastrophe und die Auswirkungen dieses Anschlags, wie ich meine, doch besser abschätzen. Es ist die größte zivile Katastrophe der Neuzeit. Das Ausmaß der Brutalität des Terrors ist, glaube ich, in unser aller Köpfen derart platzgreifend, dass sich derzeit kaum Entfaltungsmöglichkeiten und andere Emotionen zulassen. 

Viele, uns vorher bedeutende Dinge, wie Konzerte, Veranstaltungen, Feste, wurden abgesagt oder verschoben. Ich glaube, das war richtig und nahezu verständlich, weil im Schatten dieser Tragödie unsere alltäglichen Probleme manchmal banal erscheinen. Ich denke aber auch, dass sich inzwischen nicht nur der Staub in New York etwas gelegt hat, auch wir sind nach dieser Schrecksekunde nun durchaus in der Lage, gemeinsam wieder etwas klarer zu sehen. Wir sollten genau dieses klarere Sehen auch für eine intensive Diskussion in der Zukunft nutzen. 

Wir sehen die Supermacht der Welt, die derzeit nach wie vor ratlos ist, wie sie mit dieser Frage umgeht, aber überlegt und möglicherweise zu einem Gegenschlag ausholt. Wir sehen auf der anderen Seite fliehende Menschen aus ihren Regionen, die wegen ihrer Glaubenszugehörigkeit möglicherweise unschuldige Opfer werden könnten. Wir sehen Bilder von verzweifelten Menschen, die ihre Liebsten bei diesem Terrorattentat verloren haben. Wir sehen bereits die einen oder anderen Kriegsgewinner, die ihr eigenes Süppchen kochen. Und wir sehen letztlich auch die Bereitschaft vieler Menschen, quer über alle Kulturen und über Nationen hinweg, auf Seiten der Freiheit Stellung zu beziehen. 

Ich glaube, daher sollte dieser 11. September ein Tag werden, aus dem die richtigen Lehren für die Zukunft gezogen werden. Die Lehren können nicht allein aus militärischen Aktionen bestehen. Gewalt und militärische Aktionen - das ist heute durchaus mehrmals gesagt worden und ich bin sehr froh darüber - können vielleicht Anführer, Förderer von Terror schwächen oder ausschalten, können auch Bedürfnisse nach Rache befriedigen, können aber in der Regel nicht die Ursachen politischer Wahnvorstellungen beseitigen, die religiöse, soziale oder politische Wurzeln haben und mit denen man anders umgehen muss! Eine Kette der Gewalt, die droht, könnte durchaus die Sicherheit mehr gefährden als ihr nutzen. Ich glaube, wir brauchen dringend ein Umdenken in der Sicherheitspolitik, damit diesen geänderten Bedrohungsszenarien Rechnungen getragen oder begegnet werden kann, denn was in den USA geschehen ist, das kann auch an anderen Orten der Welt, in anderen Zentren politischer, militärischer, wirtschaftlicher Macht letztendlich geschehen. 

Zu einer neuen Gesamtstrategie gegen den Terror, der neue Größenordnungen erreicht und neue Bedrohungen geschaffen hat, gehört auch die intensive Erforschung der Ursachen. Darin liegt, wie ich meine, noch ein weites Feld vor uns. Es liegt vor uns das Feld der Finanzierung des Terrors, aber auch die vielfältigen Möglichkeiten zum Abbau von Konflikten. Hier könnte, glaube ich, Österreich durchaus an eine sehr gute Tradition einer aktiven Außen-, Friedens- und Sicherheitspolitik anschließen und einen wichtigen und wesentlichen Beitrag zum gegenseitigen Verständnis, zur größeren Toleranz und zum Abbau von Gewalt und Gewaltbereitschaft leisten. 

An erster Stelle sollte hier auch innenpolitisch nicht eine rüstungspolitische Debatte stehen, denn es war - wir sollten uns dessen bewusst sein - die militärisch mächtigste Nation der Welt, die sich gegen diese Art von Terror verwundbar gezeigt hat. Es sind hier eine Vielzahl von Maßnahmen notwendig. Ich glaube auch, dass die Antwort für uns nicht darin bestehen kann, ungefragt die Neutralität aufzugeben und sich letztendlich einem Militärbündnis anzuschließen. Es ist richtig und es ist heute auch richtigerweise schon mehrmals gesagt worden, gegenüber dem Terror sind wir nicht neutral. Aber ob wir besser geschützt sind auf der einen Seite und ob unser aktiver Beitrag hier tatsächlich in dieser Form geleistet werden kann, erscheint mir durchaus mehr als fragwürdig. Ich glaube, wir haben hier eine wichtige Aufgabe vor uns, bei der die Neutralität durchaus in weiten Bereichen auch eine wertvolle Grundlage darstellt. 

Die Unterstützung und die Umsetzung von Maßnahmen der Staatengemeinschaft gegen den Terror oder die Solidarität mit Ländern im Kampf gegen den internationalen Terrorismus ist selbstverständlich vereinbar mit unserer Neutralität. Sie erfordert nicht die Mitgliedschaft in Militärbündnissen. Wir werden diese unterstützen. Wir sollten aber vor allem auch die Solidarität zeigen. 

Wir erwarten uns daher durchaus, dass auf Grundlage dieser neuen Bedrohungsszenarien rasch an einer neuen Sicherheitsdoktrin für Österreich gearbeitet wird, welche die pragmatische Fähigkeit zur Erhöhung der Sicherheit gegen den neuen Terrorismus aufzeigt. Wir wollen aber eine Sicherheitspolitik, wo Österreich nicht allein die Waffen sprechen lässt, sondern in erster Linie - wie es seine Tradition ist - seine Hirne, seine Herzen, seine aktive Außen- und Friedenspolitik, die in der Vermittlung und im Abbau von Gewalt und Konflikten die Lösung suchen. Hier geht es nicht um den Krieg gegen den Islam! Hier geht es auch nicht um einen Kampf der Kulturen! Hier geht es nicht um die Verteidigung des Abendlandes gegen heranstürmende, barbarische Horden! Hier geht es darum, Verbündete in allen Staaten, in allen Kulturen zu finden! Wenn heute noch immer die Vereinfacher manchmal großen Anklang finden, die die Welt gerne in Gut und Böse einteilen, so dürfen wir uns, glaube ich, gemeinsam nicht davon anstecken lassen!

Unsere Aufgabe als Politiker in Wien wird es sein, dass es in unserer Stadt kein Säen von Hass, von Vorurteilen gegenüber Menschen anderen Glaubens, gegenüber dem Islam, gegenüber Mitbürgern gibt, die sich zum Islam in seiner friedlichen Form bekennen. Wir haben hier durch viele Maßnahmen dazu beigetragen, dass das Zusammenleben in dieser Stadt besser funktioniert als anderswo. Die Qualität einer Demokratie und eines funktionierenden Miteinanders lässt sich durchaus auch und gerade im Umgang mit Minderheiten messen. Wir dürfen jetzt nicht Unschuldige zum Sündenbock machen! Verallgemeinern, Über-den-Kamm-Scheren, auch über Grenzen hinweg, schafft weder Aufklärung noch dauerhaften Frieden! Und Friede ist eine Voraussetzung für jede Entwicklung der Freiheit!

Unsere Aufgabe in Wien wird es auch sein, an einer neuen Sicherheitspolitik in umfassender Form aktiv mitzuwirken und sie dann auch zu unterstützen. 

Unsere Aufgabe als Politiker in Österreich muss es ebenso sein, für die innenpolitische Diskussion zu lernen, dies an all jene, die durchaus immer wieder das Ende der Konsensdemokratie verkündet und von Konfliktdemokratie gesprochen haben. Hier versuchen wir, dem Konsens durchaus wieder Vorrang zu geben, vor bewusst in Kauf genommenen Konflikten. Die Menschen erwarten von der Politik, dass sie Sicherheit in vielfacher Weise gibt. Diesem Auftrag müssen wir entsprechen, indem wir Gewalt in jeder Form vermeiden! - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke für die Wortmeldungen.

Wir kommen nun zur Fragestunde. 

Die 1. Anfrage (PrZ 0009/GM/01-KVP) ist von Herrn GR Mag Gerstl an Herrn amtsf StR Dipl Ing Schicker gestellt worden: Wie rechtfertigen Sie die Einführung einer Parkzone auf der 3. Fahrspur auf der Roßauer Lände angesichts der Tatsache, dass dies auf der wichtigen Durchzugsstraße ein erhebliches Gefahrenpotential sowohl für die fahrenden als auch für die parkplatzsuchenden Autos darstellen wird?

Ich bitte um Beantwortung. 

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! 

Ich bin dankbar, dass Sie diese Frage stellen, gibt es mir doch die Gelegenheit, ein paar Punkte klarzustellen, die in der öffentlichen Diskussion zur Zeit sehr polemisch und sehr missbräuchlich zu diesem Problemfall verwendet werden, wie Sie das sicher sehen werden. 

Sie fragen, wie ich die Einführung einer Parkzone rechtfertige. 

Zunächst eine Klarstellung dazu: Wir führen dort keine Parkzone ein, sondern es wird einen Probebetrieb mit einer ex ante und einer begleitenden Erhebung, welche Auswirkungen diese Maßnahme hat, geben. 

Ich rechtfertige es auch damit, dass es ein dringender Bezirkswunsch war. Sie wissen, dass die Verkehrsorganisation zu den dezentralisierten Bereichen in dieser Stadt zählt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die erste Zusatzfrage, bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!
Danke für diese Beantwortung in der Sie erklären, dass Sie ein Projekt einmal starten. Sie haben darauf hingewiesen, dass es sich der Bezirk gewünscht hat. 

Was ist, wenn Sie zur Erkenntnis gelangen, dass diese Maßnahme weiterhin durchgeführt werden soll, also das Provisorium zu einem Fixum übergeführt werden soll? Wer hat dann die Kosten zu tragen, die notwendig sind, um sie der Bundesstraßenverwaltung abzugelten, wenn diese Straße nunmehr vom Bezirk in Anspruch genommen wird? Der Bezirk oder Sie aus dem Zentralbudget?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr GR Gerstl!

Die Frage stellt sich zur Zeit in dieser Form nicht. Es gibt viele Bundesstraßen, auf denen eine linke und eine rechte Parkspur bestehen. Es gibt viele Bundesstraßen, auf denen in der Nacht eine linke Parkspur besteht. Ich denke, wir sollten den Probebetrieb und die Auswirkungen abwarten. 

Wir haben - wie gesagt - seit Anfang September die begleitende Erhebung ex ante schon laufen und wir werden sehen, welche Auswirkungen sich im Oktober ergeben. Erst dann lässt sich schlüssig argumentieren, welche Lösung dort am Zweckmäßigsten ist. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Dr Madejski. 

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Sie haben die begleitenden Maßnahmen angesprochen, um zu überprüfen, wie sich diese, unserer Meinung nach nicht ganz gerechtfertigte, Idee dieser Parkspur auf die Gesamtumgebung, auf den Gesamtverkehr und so weiter auswirkt. 

Ich möchte Sie gerne fragen, diese offensichtlichen Überwachungen jetzt nicht im negativen Sinn gemeint, sondern Beobachtungen über Kameras und sonstige technische Hilfsmittel betreffend: Wie hoch beziffern Sie die Kosten dieser Vorerhebung, damit Sie überhaupt wissen, ob das Projekt gerechtfertigt ist oder nicht?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Ich werde die genauen Zahlen nachreichen. Ich habe sie nicht bei mir. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die dritte Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Welche Maßnahmen sind geplant, um nach diesem Gewinn an Stellplätzen in der Roßau weiterhin Verkehrsberuhigung durchführen zu können? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Wie gesagt, wir haben den Probebetrieb für ein halbes Jahr angesetzt. Wenn sich herausstellt, dass es Sinn macht, in Abschnitten der Roßauer Lände eine Parkzone einzuführen, dann werden wir geeignete Maßnahmen im Bereich der Roßau, in den dahinterliegenden Vierteln, sicherlich einbeziehen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die vierte Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Gerstl. - Bitte. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Ist Ihnen bekannt, dass der 9. Bezirk weitere Maßnahmen im Hinblick darauf, Parkspuren auch in anderen Bereichen einzuführen, beabsichtigt und würden Sie einen solchen Vorschlag begrüßen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

Amtsf StR Dipl Ing Rudolf Schicker: Herr Gemeinderat!

Es sind mir weitere Vorschläge bekannt. Ich habe einige davon auch in meiner Amtszeit schon negativ behandelt. Das hat zum Beispiel den Gürtel betroffen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Somit ist die 1. Anfrage beantwortet. 

Ich darf, bevor ich zur 2. Anfrage (PrZ 0021/GM/01-KFP) komme, an das Auditorium eine Bitte richten: Wir sind in der Fragestunde, in der ich ersuche, die gegenseitigen Fragestellungen von der Lautstärke her auf relativ null zu minimieren. 

Bitte, Herr Kulturstadtrat, Frau GR Mag Unterreiner hat eine Anfrage an dich gestellt: Wie schaut die Zukunft des Theaters an der Wien Ihrer Ansicht nach aus? 

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Wenn schon die Anfragen auf null minimiert werden, die Antworten sollten hoffentlich hörbar sein. 

Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ihre Anfrage bezüglich meiner Vorstellung für die Zukunft des Theaters an der Wien möchte ich wie folgt beantworten:

Wie Sie wissen, hatte die Stadt Wien die Unternehmensberatungsfirma Infora beauftragt, die mit einem lange Zeit diskutierten Tausch zwischen Theater an der Wien und Volksoper verbundenen wirtschaftlichen Folgewirkungen zu untersuchen. Das Ergebnis der Studie liegt seit einiger Zeit vor und ist bekannt. Es macht deutlich, dass dieser ästhetisch und künstlerisch argumentierte, durchaus nachvollziehbare Wunsch nicht nur aus wirtschaftlichen Gründen, sondern vor allem aus technischen und theaterorganisatorischen Überlegungen nicht umsetzbar ist. 

Dennoch sollten die zahlreichen Wortmeldungen und Vorschläge von Künstlerinnen, Künstlern und Intendanten, die den einheitlichen Wunsch nach einer anderen Nutzung des Theaters an der Wien artikulieren, nicht ungehört verhallen. Im Laufe des Sommers sind hier verschiedene hochinteressante Nutzungskonzepte bereits öffentlich diskutiert worden. 

Deshalb habe ich mich entschlossen, eine Studie in Auftrag zu geben, die diese Konzepte auf ihre Realisierungsmöglichkeiten hin überprüfen und vor allem auch die Auswirkungen auf die gesamte Musiktheaterlandschaft Wiens prognostizieren soll. Es erscheint mir deshalb wichtig, weil in diesen ganzen Vorschlägen, die in der jüngeren Vergangenheit geäußert wurden, kaum auf die letztlich wichtige Frage eingegangen wurde, was es für die anderen Opernhäuser in Wien bedeuten würde, wenn im Theater an der Wien verstärkt klassisches Musiktheater gespielt werden sollte. 

Ich erwarte mir die Ergebnisse dieser Studie noch in diesem Jahr, sodass man dann auf Basis dieser Studie endgültig eine Entscheidung treffen kann, weil das vorliegende Zahlenwerk sehr unterschiedlich ist und sich auch in Teilen widerspricht. 

Ich glaube, es ist gut und richtig, auch im Kulturbereich immer wieder über Standortfragen zu diskutieren. Man sollte dabei aber nicht vergessen, dass das Theater an der Wien in den letzten Jahren sehr erfolgreich Musical produziert und auch exportiert hat. Ich meine, dass man auch darauf Rücksicht nehmen sollte - diese Diskussion, die notwendig ist und hoffentlich bald Klarheit bringen wird, und die notwendigen Entscheidungen werden jedenfalls folgen -, dass aber dann wieder über die Kunst diskutiert wird und dass dabei die Kunstform Musical nicht vielleicht schlechter gestellt wird als andere Kunstformen, weil ich glaube, dass alle diese Kunstformen in Wien Berechtigung haben und ihren Platz haben sollen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die erste Zusatzfrage wird von Frau GR Mag Unterreiner gestellt.

GR Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Ich freue mich, dass so eine Studie in Auftrag gegeben wurde, und ich freue mich auch, dass Sie hier gesagt haben, dass auch das politische Wollen, das Theater an der Wien als Operntheater zu nützen, sehr wohl überlegt wird. Das ist ein Wunsch, den die Freiheitlichen und die ÖVP seit vielen Jahren vor sich hertragen, wohl wissend, dass in Wien in den letzten Jahren auch das Musical mit wirklich großem Erfolg produziert wird. Aber wir sollten nicht vergessen, dass gerade das Theater an der Wien wegen der Akustik für das klassische Operntheater prädestiniert ist und dass das Musical - ohne das jetzt werten zu wollen - von der Stilrichtung her sehr wohl die Verstärker mit eingebaut hat, sodass deswegen ein Schmuckstück der Akustik nicht unbedingt für ein Musical verwendet werden muss. 

Weiters ist es eine Prämisse für Entscheidungen, wie schwierig es wahrscheinlich sein wird, zu überlegen, ob man ein solches Theater als Stagione-Betrieb oder als Repertoiretheater führen wird. Auf jeden Fall werden, wenn wir uns dafür entscheiden, wahrscheinlich Mehrkosten auf uns zukommen.

Jetzt die Frage: Wie, glauben Sie, kann man diese Mehrkosten in unserem Wiener Budget unterbringen? Oder kann man dafür auch andere Budgets heranziehen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Alles, was Sie hier angesprochen haben, ist natürlich auch Gegenstand der Untersuchung. Ich gebe Ihnen darin vollständig Recht, dass man sich das einmal genau anschauen muss. Ich habe bereits erwähnt, dass das Zahlenwerk, wenn man sich die vorliegenden Ideen und Konzepte einmal ein bisschen genauer vor Augen führt, sehr unterschiedlich ist. Daher muss - bevor wir darangehen, darüber nachzudenken, wie man etwas finanziert - zunächst einmal klargelegt werden, was das kosten würde. Ich füge hinzu, dass bei all diesen Überlegungen eventuell auch alternative Spielstätten in Frage kommen oder in Betracht zu ziehen sind. Auch das verursacht zusätzliche Kosten. Ich gehe davon aus, dass wir gegen Ende des Jahres über all das sehr profund Bescheid wissen werden.

Wir werden dann auch wissen, ob es überhaupt künstlerische Konzepte gibt, die zu einem vertretbaren finanziellen Aufwand umsetzbar wären, sobald wir wissen, von welchem Finanzvolumen wir hier sprechen, und sobald wir auch wissen - ich verweise noch einmal auf das, was ich eingangs gesagt habe -, ob es im Gesamtraum Wien Sinn macht, zusätzlich klassisches Musiktheater zu spielen. So sehr wir offensichtlich darin übereinstimmen, dass es wünschenswert wäre, dies in einem Haus wie dem Theater an der Wien noch stärker, als es bisher geschieht - es wird ja schon zu einem Teil mit Oper und klassischem Musiktheater bespielt -, auszudehnen, muss man doch auch darüber nachdenken, was das für Häuser wie die Staatsoper oder die Volksoper bedeutet, die zwar nicht zur Stadt Wien gehören, aber trotzdem in Wien stehen.

Ich möchte mit Sicherheit vermeiden, dass es in Wien Berliner Verhältnisse gibt, sodass wir am Schluss zwar sehr viele Häuser haben, aber diese Häuser letztendlich nicht ausreichend ausgelastet sind und wir in wirkliche ökonomische Schwierigkeiten kommen.

Daher: Zunächst eine klare Analyse des Zustands, eine Analyse der vorliegenden Konzepte, eine klare Aussage darüber, was die ökonomischen und technischen Voraussetzungen sind, um das zu bewerkstelligen - und dann wird man sicherlich in politische Gespräche darüber einzutreten haben, wie eventuell notwendige zusätzliche Finanzmittel aufzubringen sein werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die zweite Zusatzfrage wird von Frau GR Ringler gestellt.

GR Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Direkt mit der Zukunft des Theaters an der Wien ist die Frage der Direktoren verbunden. 

Daher meine Nachfrage: Stimmt es, dass Sie, obwohl Ihre Abteilung jährlich mehr als 200 Millionen S an die Vereinigten Bühnen Wien überweist, nur sehr am Rande in die Wiederbestellung von Herrn Dior Klausnitzer eingebunden waren?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Wie Sie wissen, gehören die Vereinigten Bühnen Wien, die eine GesmbH sind, in den Bereich der Holding. Der Kulturstadtrat hat diesbezüglich keine Kompetenz. Es handelte sich hierbei auch nicht um eine Wiederbestellung, sondern es gab, soweit ich informiert bin - und das ist auch aus den Medien nachvollziehbar -, einen gültigen und aufrechten Vertrag, der eine Kündigungsklausel enthielt, die nicht in Anspruch genommen wurde. Ich bin daher weder formalrechtlich noch inhaltlich notwendigerweise damit befasst, das ist auch nicht meine Zuständigkeit. Ich bitte Sie, diesbezügliche weitere Anfragen an die zuständigen Stellen zu richten. Ich habe so wie auch alle anderen von der Tatsache dieser Nicht-Inanspruchnahme der Kündigungsklausel erfahren.

Ich stehe aber nicht an zu sagen, dass ich meine, dass Intendant Klausnitzer in den letzten Jahren für das Musical in Wien und darüber hinaus sehr gute Arbeit geleistet hat. In künstlerischer Hinsicht und auch als Subventionsgeber der Vereinigten Bühnen Wien - wie das im Grunde auch der Rechnungshofbericht belegt - bin ich sehr froh, dass er weiterhin die Vereinigten Bühnen Wien leiten wird. Ob und in welcher Form es letztlich auch das Theater an der Wien sein wird, das wird, wie gesagt, auch diese Studie ergeben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Ist Herr GR Dr Salcher im Saal? - Nein.

Somit wird die nächste Zusatzfrage von Frau GR Mag Unterreiner gestellt. - Bitte.

GR Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Interessant wäre es auch, wenn man das Theater an der Wien für eine Art Trademark nützen würde - eigentlich sollte man dafür ein deutsches Wort nehmen: für eine Art Markenzeichen -, und zwar dadurch, dass man die Geschichte, die Atmosphäre, die Tradition besonders hervorstreicht und mit hoher Spitzenqualität etwas anbietet, was überall auf der Welt Interesse in kultureller Hinsicht weckt.

Ich frage Sie jetzt: Was halten Sie von der Idee, dass man schon sehr bald zum Beispiel Mozart-Festivals oder Mozart-Festwochen als eine feste Tradition im Sommerprogramm im Theater an der Wien anbietet?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Ich gehe mit Ihnen konform in dem, was Sie zu Beginn Ihrer Frage gesagt haben, und glaube, dass das teilweise schon erfüllt wird. Das Theater an der Wien steht weit über Wien hinaus für hervorragende Musical-Produktionen, die, wie gesagt, auch international Anerkennung finden.

Das Theater an der Wien steht aber für noch mehr. Es ist ja nicht so, dass im Theater an der Wien - unter Anführungszeichen - "nur" Musicals gespielt werden, sondern das Theater an der Wien hat schon seit geraumer Zeit eine so genannte gemischte Nutzung, etwas, was dem Theater an der Wien seit über 200 Jahren nicht wesensfremd gewesen ist. Das Theater an der Wien hatte immer eine sehr gemischte Nutzung. Auch dafür gibt es international gute Beispiele wie etwa in Paris, dass Häuser mit einer gemischten Nutzung durchaus eine eigene Identität entwickelt haben. 

Ich verschließe mich prinzipiell überhaupt keinen Gedanken und keinen Ideen, nur möchte ich, ehe wir darangehen, all das vor allem auch vom Zahlenwerk her zu diskutieren, eine seriöse, nachvollziehbare, transparente Einschätzung darüber haben, ob wir hier nicht über etwas sprechen, was wir uns letztendlich überhaupt nicht leisten können. Wenn es vielleicht um höhere dreistellige Millionenbeträge geht, die eine eventuelle Änderung der Bespielung des Theaters an der Wien bedeuten würde, werden wir, glaube ich, relativ rasch darin miteinander übereinstimmen, dass man sich das schlicht und einfach nicht wird leisten können. Daher sollte man zunächst einmal schauen und überprüfen, was künstlerisch sinnvoll sowie ökonomisch und technisch machbar ist.

Einem Mozart-Festival und einer verstärkten Bespielung des Theaters an der Wien mit Mozart-Opern stehe ich aus nahe liegenden Gründen sehr offen gegenüber; das Haus wäre ein hervorragendes Mozart-Haus. Ich sage aber dazu, dass wir bereits jetzt, zum Beispiel mit dem Klangbogen, im Sommer eine wirklich sehr gut ausgelastete, sehr gut angenommene und hervorragend kritisierte Periode haben, die über zwei Monate geht, in denen im Theater an der Wien sehr gutes klassisches Musiktheater gespielt wird. 

Aber ich lade Sie gerne ein: Wenn Sie mir diese Idee oder diese Vorstellung näher präsentieren wollen, werde ich sie sicherlich in die Überlegungen einbeziehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. Somit ist die 2. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 3. Anfrage (PrZ 0010/GM/01-KSP). Sie wurde von Herrn GR Günther Reiter gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt, Frau StR Dipl Ing Kossina, gerichtet: Wie ist der Stand der strategischen Umweltprüfung (SUP) für die Wiener Abfallwirtschaft und wann werden Sie die Ergebnisse dem Gemeinderat vorlegen?
Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auf Ihre Anfrage über den Stand der strategischen Umweltprüfung - Wiener Abfallwirtschaftsplan erlaube ich mir, Ihnen folgende Antwort zu geben. Mit der strategischen Umweltprüfung - Wiener Abfallwirtschaftsplan ist die Stadt Wien einen neuen Weg in der Umweltpolitik gegangen und sie konnte damit wieder beweisen, dass der Titel "Umwelt-Musterstadt" berechtigt zu führen ist. Wien hat damit den Weg einer Vorreiterrolle in der EU und in Österreich beschritten.

Wir haben auf freiwilliger Basis und ohne Zwang die Richtlinie über die Prüfung der Umweltauswirkungen bestimmter Pläne und Programme - welche erst am 21. Juli 2001 veröffentlicht wurde - vorweggenommen. Diese Richtlinie der EU muss erst bis Mitte 2004 in nationales Recht umgesetzt werden. Die Stadt Wien hat sich bereits vor zwei Jahren entschlossen, anhand dieser Richtlinie zu handeln und anhand dieser Richtlinie die Wiener Abfallwirtschaft zu untersuchen. Die Arbeiten haben vor zwei Jahren auf freiwilliger Basis begonnen, gemeinsam mit Vertretern der Wissenschaft, gemeinsam mit Vertretern der Wiener Stadtverwaltung, gemeinsam mit der qualifizierten Öffentlichkeit, gemeinsam mit der Wiener Umweltanwaltschaft, gemeinsam mit der Umweltberatung, gemeinsam mit dem Ökobüro.

Welche Motivation gab es zur Erstellung der strategischen Umweltprüfung - Wiener Abfallwirtschaftsplan? - Wir sind uns bewusst, dass die Maßnahmen zur Abfallverringerung zu forcieren sind, da die heutigen Maßnahmen zur Abfallverringerung nicht ausreichen. Wir müssen damit rechnen, dass die Abfallmengen bis zum Jahr 2010 im schlechtesten Fall um 40 Prozent, im besten Fall um 14 Prozent ansteigen werden. Das heißt, wir haben es uns jetzt schon zum Ziel gemacht, ökologisch sinnvolle Lösungen über das Jahr 2010 hinaus zu untersuchen und zu bewerten. Es wurden die Untersuchungen der Umweltauswirkungen aller Maßnahmen zur Vermeidung, Verwertung und Entsorgung gemeinsam untersucht und gemeinsam abgeschätzt.

Welches Ziel haben wir uns gestellt? - Wir wollen eine ökologisch sinnvolle und qualitativ hochwertige Lösung zur Abfallwirtschaft und das mit höchster Transparenz. Problemlösungen für die steigenden Abfallmengen über das Jahr 2010 hinaus wollen wir mit diesem strategischen Umweltplan erreichen. Mein Ziel ist es, ein zentrales Ziel der Wiener Umweltpolitik ist es, von der Entsorgungswirtschaft zu einer effizienten Kreislaufwirtschaft zu gelangen. Dabei ist es besonders wichtig, dass jeder Teil des Systems auf höchstem Niveau tätig werden muss. Ich trete hier massiv gegen eine Abfallwirtschaft ein, die uns zurück ins Mittelalter, das heißt zurück zur Deponierung führt.

Ich freue mich ganz besonders darüber, dass ich hier über den erfolgreichen Abschluss der strategischen Umweltprüfung auf Expertenebene berichten darf. Damit ist eine Weichenstellung zu einer zukunftsorientierten Abfallwirtschaft vorgenommen. Gleichzeitig ist es mir ein besonderes Anliegen, dass unsere ambitionierten Ziele im Klimaschutz mit dieser strategischen Umweltprüfung tatsächlich umzusetzen sind. Es liegen nunmehr die Expertenberichte vor, es liegt der Beschluss des SUP-Teams vor. Der darauf aufzubauende Umweltbericht ist noch nicht fertig, er ist derzeit in einer redaktionellen Überarbeitung, damit die allgemeine Verständlichkeit des Berichts sichergestellt wird. Sofort nach Fertigstellung dieses Umweltberichts, und zwar noch heuer, wird der SUP-Bericht - Wiener Abfallwirtschaftsplan dem Gemeinderat vorgelegt werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Maresch.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Na ja, ganz so ambitioniert ist dieser Plan nicht. Es war vielmehr so, dass das Ökobüro einen Teil der Ausführungen kritisiert hat.

Meine Frage ist jetzt dahin gehend, dass es schon eine Standortdiskussion und auch Widerstand sowohl in Ihrer Partei als auch von Bürgerinitiativen gibt. Welche Standorte sind geplant, und wie werden Sie mit dem Widerstand gegen diese Standorte umgehen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Abgeordneter!

Zu Ihrer Anfrage: Es werden derzeit von einer Expertengruppe Standorträume Eignungszonen untersucht, wobei hiefür klimatologische Untersuchungen und ökologische Prüfungen durchzuführen sind. Diese Prüfungen laufen derzeit.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Klucsarits. - Bitte.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Können Sie auf Grund der Überlegungen der nunmehr vorliegenden SUP-Studie Müllgebührenerhöhungen für die Wiener Haushalte und auch für die Wiener Betriebe ausschließen?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Auf Grund der EU-Bestimmungen und auf Grund unseres Bekenntnisses dazu, dass im Rahmen der Euro-Umstellung keine Müllgebühren erhöht werden, werden in absehbarer Zeit - also heuer sicher - keine Müllgebührenerhöhungen anstehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die nächste Zusatzfrage stellt Frau GR Reinberger.

GR Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Sie haben gesagt, dass das Papier der SUP-Arbeitsgruppe redaktionell überarbeitet wird und dass es gleichzeitig, und zwar noch heuer, zu einer Vorlage an den Gemeinderat kommen wird. Zur gleichen Zeit berät aber bereits - offensichtlich aufbauend auf dem Entwurf und den Empfehlungen, nämlich eine Anlage mit einer Kapazität von 450 000 Tonnen zu errichten - eine Expertenrunde, die für diese Anlage den bestmöglichen Standort finden und einen Vorschlag erarbeiten soll.

Kann man daraus schließen, dass wegen der Tatsache sowie der Empfehlung der SUP-Gruppe, ob und dass eine 450 000-Tonnen-Anlage gebaut werden soll, im Gemeinderat nicht mehr über Alternativen diskutiert wird, sondern dass diese Variante kommen wird - denn die Experten für den Standort werden derzeit Alternativen vermutlich noch nicht prüfen?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Gemeinderat!

Die Stadtregierung wird die Vorschläge der Expertengruppe auf Basis des Umweltberichts selbstverständlich als Grundlage für ihre weiteren Planungen nehmen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die letzte Zusatzfrage stellt Herr GR Reiter. - Bitte.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Stadträtin!

Ich habe Ihrer Beantwortung entnommen, dass es das Ziel ist, beim Abfallwirtschaftsplan von der reinen Entsorgung zu einer effizienten Kreislaufwirtschaft zu gelangen. Daher in diesem Zusammenhang meine Frage: Ist die Forderung nach einem Pflichtpfand auf Ein- und Mehrwegverpackungen eine sinnvolle, eine ökologische Lösung? 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Meine Forderung nach einem Pflichtpfand auf Einweg- und Mehrwegverpackungen bleibt aufrecht, insbesondere auf Grund der Tatsache, dass mir seit heute ein Papier des Umweltministeriums vorliegt, in dem die Getränkesituation in Schweden dargelegt wird. In Schweden gibt es ein Pflichtpfand auf Einweg und Mehrweg, und es liegen nunmehr die Daten vor. Bei Einweg-PET-Flaschen konnte das System in Schweden bereits 1994 eingeführt werden; der Rücklauf beträgt 80 Prozent. Bei Aluminiumdosen beträgt der Rücklauf 86 Prozent, beim Einwegglas beträgt er 86 Prozent.

Ich glaube, dass der Herr Umweltminister bis jetzt schlecht beraten wurde. Nun liegen ihm diese Daten vor, daher fordere ich den Herrn Umweltminister auf, die Senkung der Abfallberge voranzutreiben. Das bedeutet die Einführung eines Pflichtpfands auf Einweg und Mehrweg, damit kann die Steigerung der stofflichen Verwertung umgesetzt werden. Die Erfassung kann von 30 Prozent auf 90 Prozent gesteigert werden. Damit können massiv Ressourcen eingespart werden, damit gelangt weniger Müll auf die Straßen und damit kann unser Ziel des Klimaschutzes umgesetzt werden.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Damit ist die 3. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 4. Anfrage (PrZ 0008/GM/01-KGR). Sie wurde von Frau GR Marie Ringler gestellt und ist an den Herrn Bürgermeister gerichtet: Dem Vernehmen nach wird in Zusammenhang mit der U 2-Verlängerung im Bereich Schottenring das Lokal Flex durch den Einbau von U‑Bahn Infrastruktur vollständig und auf Dauer eliminiert. Ist - falls dies zutrifft - mit dem Flex bereits über mögliche allfällige Ersatzstandorte verhandelt worden, wie dies üblicherweise der Fall ist?
Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Ich erspare Ihnen und auch mir dazu eine langatmige Erklärung. Das Flex bleibt selbstverständlich, das Flex ist auf Dauer gesichert. Was immer Sie dem Vernehmen nach gehört haben, vergessen Sie bitte wieder. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Frau GR Marie Ringler.

GR Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Danke für diese prägnante Antwort. 

Ich gehe also davon aus, dass Sie eine Garantie für den Fortbestand abgeben, möchte aber doch noch einmal Folgendes nachfragen: Sind Sie der Meinung, dass es einer sinnvollen Kommunikation mit StadtbewohnerInnen entspricht, wenn diese in den Einreichplänen feststellen müssen, dass ein U‑Bahn-Infrastrukturteil in ihrem Lokal eingebaut wird?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Das kann ich durchaus nachvollziehen, denn es entspricht auch nicht meiner Vorstellung von Kommunikation, dass der Bürgermeister die Einreichpläne anschaut und dann mit Erstaunen feststellen muss, dass es das Flex plötzlich nicht mehr gibt. Sie können ganz sicher sein, dass ich mein Verständnis von Kommunikation eher durchsetzen werde, als ein Kommunikationsverständnis wie jenes seitens der Planer.

Selbstverständlich bin ich der Auffassung, dass das Flex den U‑Bahn-Ausbau nicht verhindern sollte. Aber genauso bin ich der Auffassung, dass beim U‑Bahn-Ausbau auch Rücksicht auf Infrastruktureinrichtungen in unserer Stadt zu nehmen ist, die hohe Sinnhaftigkeit haben. Damit meine ich beispielsweise Sportplätze - dieses Problem haben wir auf der anderen Seite -, damit meine ich aber natürlich auch das Flex.

Es wird auch das Argument kommen - ich sage Ihnen das gleich vorab -, dass es während der Bauzeit gewisse Beeinträchtigungen für das Flex geben wird. Das ist bei Bauten immer so, das haben wir natürlich auch bei der U‑Bahn gehabt, dass es während der Bauzeit zu Beeinträchtigungen von Geschäftseinrichtungen gekommen ist. Das konnte aber, wie man am bisherigen Stand des U‑Bahn-Ausbaus merken kann, immer wieder geregelt werden, und das soll selbstverständlich auch mit dem Flex in einer vernünftigen Form geregelt werden. Aber das Flex wird weiter bestehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Josef Wagner.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Bürgermeister!

Ich entnehme Ihren Ausführungen, dass Sie - im Gegensatz zu Ihrer Bezirksfraktion in der Leopoldstadt und im 1. Bezirk, wo die SPÖ ursprünglich auch gegen das Flex und gegen den Standort gestimmt hat - hier eine Garantiererklärung für das Flex abgeben. Ich verstehe natürlich unter dem Aspekt der grün-alternativen Gruppe, dass sie dort ein Medium vorfindet, in dem sie zum Teil auch Rauschgiftkonsum verherrlichen kann, wie das in der Vergangenheit im Flex geschehen ist. Ich erinnere daran, dass damals Ihr Amtsvorgänger Dr Zilk eine Anzeige gegen die Grün-Alternativen einbrachte, weil dort zu einer Rauschgiftparty eingeladen worden war, woraufhin 1992 von GR Jerusalem versprochen wurde: So etwas wird nie wieder passieren. - Es gab ein Jahr später neuerlich ein Drogenfest im Flex.

Ich frage Sie, Herr Bürgermeister: Wenn Ihr Amtsvorgänger klare Worte gegen Verherrlichung und Bewerbung von Rauschgift durch grün-alternative Gruppen gefunden hat - welche Maßnahmen werden Sie hier setzen, dass Jugendliche in Wien vor den Gefahren und den Verführungen zum Rauschgiftkonsum geschützt werden?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Ich habe fest damit gerechnet, dass Ihrer Fraktion im Zusammenhang mit dem Flex nichts anderes einfällt als Rauschgift und Drogen. Dass Sie persönlich es sind, habe ich nicht geahnt, aber wie es auch immer sei, mir soll auch Ihre Person für diese Anfrage recht sein. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)
Herr Gemeinderat! Meine Haltung zur Drogenfrage ist eine vollkommen unmissverständliche, hier wiederholt zum Ausdruck gebrachte und auch in konkludenten Handlungen fortgesetzte Haltung. Da kann mir niemand unterstellen, dass ich in irgendeiner Form Toleranz für Drogen aufbringe - ganz im Gegenteil!

Was das Flex betrifft, so genügt etwa eine einfache Rücksprache bei den zuständigen Leuten der Wiener Polizei, aber natürlich auch beim Drogenkoordinator - mit dem Sie wahrscheinlich weniger gern Kontakt aufnehmen wollen, aber das bleibt Ihnen auch unbenommen -, um zu sehen, dass es dort zu gewaltigen Veränderungen gekommen ist, auch insofern, als man heute gerade auch in der Polizei die Auskunft geben kann, dass das Flex zwar sehr wohl ein Problem gewesen ist, aber heute in dieser Richtung kein Problem mehr darstellt. 

Wenn wir alles zusperren, wo Drogen in der Stadt gehandelt werden, dann werden wir, fürchte ich, ein großes Problem haben. Wir haben ein Problem mit dem Drogenhandel und dem Drogenkonsum in der Stadt. Jene Konzeption, die wir hier umsetzen, nämlich in der Prävention, in den Schulen, in den Schulprojekten möglichst optimal zu wirken, natürlich auch in Gesundheitsprojekten durch die Behandlung von Drogenkranken, aber selbstverständlich auch durch die Kriminalitätsbekämpfung einschließlich der Bekämpfung der Begleitkriminalität, steht außer jedem Zweifel.

Herr Gemeinderat! Ich lade Sie herzlich ein, arbeiten wir hier gemeinsam daran, dass die Mittel für die Wiener Polizei nicht gekürzt werden und dass durch eine Polizeireform die Wiener Polizei nicht zerschlagen, sondern effizient unterstützt wird, um ihren Kampf gegen die Drogenkriminalität durchzusetzen. Das ist das Beste, was wir miteinander machen können - aber nicht, dass einem bei jedem Jugendlokal, das es in der Stadt gibt, nichts anderes einfällt als Drogen. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die letzte Zusatzfrage stellt Frau GR Ringler.

GR Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Wie Sie schon angesprochen haben, Herr Bürgermeister, wird es beim Bau der U‑Bahn-Verlängerung auch im Bereich des Flex zu Einschränkungen kommen. Ein besonders wichtiger Bestandteil auch der kaufmännischen Tragfähigkeit des Flex - das ja keine Subventionen erhält - ist die freie Fläche vor dem Flex.

Sind Sie bereit und werden Sie mit dem Flex Gespräche aufnehmen, um für diese Freiflächen einen Ersatz anzubieten?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Bürgermeister.

Bgm Dr Michael Häupl: Frau Gemeinderätin! 

Ich bitte noch einmal, zur Kenntnis zu nehmen, dass es sich beim Flex - im Gegensatz zu dem, was wir gerade gehört haben - um ein normales Lokal handelt. Durch den Bau von U‑Bahnen sind auch normale Lokale, zum Beispiel mit einem Schanigarten oder einem Gastgarten, immer wieder in Mitleidenschaft gezogen worden. Man wird daher auch mit dem Flex die Regelungen treffen, wie wir sie beim U‑Bahn-Bau mit Lokalen in der Stadt schon in hundertfacher Form getroffen haben.

Selbstverständlich ist über die U‑Bahn-Planung und in der Folge über die Umsetzung bei allfälligen Beeinträchtigungen - das sagte ich auch vorhin schon - mit dem Flex zu reden und darauf zu achten, dass diese Beeinträchtigungen während der Bauzeit möglichst minimal sind. Aber die entscheidende Botschaft, die ich Ihnen heute mitgeben möchte, ist: Das Flex bleibt bestehen, allen Unkenrufen zum Trotz.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Somit ist diese Anfrage beantwortet.

Wir kommen nun zur 5. Anfrage (PrZ 0010/GM/01-KVP). Sie wurde von Herrn GR Dr Andreas Salcher gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft gerichtet: Welche Fakten haben Sie veranlasst, rechtliche Schritte gegen die derzeitige und frühere Leitung des Theaters in der Josefstadt in Erwägung zu ziehen?
Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Gemeinderat!

Wie Sie ja wissen, mussten die beiden Haupt-Subventionsgeber der Theater in der Josefstadt Betriebs-GesmbH im letzten Jahr gemeinsam mit der Josefstadt ein Sanierungskonzept formulieren, das einen zusätzlichen Bedarf an öffentlichen Mitteln in mehrstelliger Millionenhöhe erfordert hat. Das Theater - an dem die öffentliche Hand nicht beteiligt ist - hatte in den Jahren davor beträchtliche Schulden akkumuliert. Ohne Auffangmaßnahmen aus Steuergeldern wäre die Betriebsgesellschaft nach damaligen Angaben der Geschäftsführung illiquid gewesen. Gemeinsam mit der gegenwärtigen Geschäftsführung, die einen künstlerisch und wirtschaftlich sehr ambitionierten Kurs eingeschlagen hat, wurden Sanierungsmaßnahmen in die Wege geleitet.

Generell gesprochen ist es unsere Aufgabe, mit dem Mitteleinsatz öffentlicher Gelder sorgfältig umzugehen. Wir fördern und unterstützen öffentliche Aufgaben, sind aber nicht dazu da, allfälliges persönliches Unvermögen von Managern oder Verantwortlichen - das sage ich jetzt ganz allgemein und unabhängig von der Josefstadt - mit öffentlichen Geldern auszugleichen. Verantwortlichkeiten sind dort wahrzunehmen, wo sie auch funktionell angesiedelt sind. Sonst hätte die Konstruktion auch wenig Sinn.

Ich betone ausdrücklich, dass ich zum jetzigen Zeitpunkt niemandem Unregelmäßigkeiten unterstelle. Aber es muss erlaubt sein - aus der Sicht der Verwalter öffentlicher Gelder ist dies sogar geboten - zu überprüfen, was in einem allfälligen Insolvenzverfahren, das durch den Einsatz von Stadt Wien und Bund abgewendet werden konnte, auch nicht ausgeklammert worden wäre. Ich habe deshalb veranlasst zu prüfen, ob sich daraus noch eventuelle Regressmöglichkeiten für die öffentliche Hand ergeben.

Im Übrigen stehe ich zu dem eingeschlagenen Weg und auch zur Verwendung von öffentlichen Mitteln, um den Spielbetrieb der Josefstadt zu sichern und auch in Zukunft zu garantieren. Diese Bereitschaft der öffentlichen Hand, die im Übrigen, wie Beispiele aus anderen Städten und Ländern zeigen, keineswegs selbstverständlich ist, darf aber nicht zum Freibrief dafür werden, Budgets zu überziehen.

Lassen Sie mich die Gelegenheit dazu nützen, ein paar Worte über die Zukunft der Josefstadt zu sagen. Ich nehme an, dass der Gemeinderat wahrscheinlich daran interessiert ist, etwas darüber zu erfahren, weil das ein bisschen auch öffentlich in Diskussion steht. 

Ich halte nicht viel davon, dass man daraus - wie es heute in einer Zeitung steht - ein Match zwischen Gebietskörperschaften macht. Das ist kein Spiel, dazu ist die Zukunft der Josefstadt viel zu wichtig. Wie Sie wissen, habe ich mich dafür eingesetzt, dass Neubesetzungen in Kulturinstitutionen in Wien - soweit ich darauf Einfluss habe - grundsätzlich ausgeschrieben werden. Die Josefstadt als Gesellschaft hat diesen Vorschlag dankenswerterweise aufgegriffen und diese Frist einer Ausschreibung ist bekanntlich am 15. September abgelaufen. Heute - und zwar deshalb erst heute, weil in den letzten Tagen noch immer Briefe mit Poststempel vom 15. September eingegangen sind - wird das eingegangene Material von der Josefstadt, der ausschreibenden Gesellschaft - wir haben uns als Subventionsgeber mit der Josefstadt darüber geeinigt -, auch den Subventionsgebern übermittelt.

Ich habe mit beiden Partnern, sowohl mit dem Bund als auch mit der Josefstadt, vereinbart, dass wir uns nach einer ersten Durchsicht der eingegangenen Interessenten, Konzepte, Ideen darüber verständigen werden, ob es notwendig ist, zu dem vorhandenen Material noch eine Expertise einzuholen oder nicht. Ich stehe dem sehr offen gegenüber. Ich freue mich, dass es offensichtlich - das wurde mir schon vermittelt - eine größere Anzahl von Interessenten, Ideen und Konzepten gibt, und sehe mich auch darin bestätigt, im Konzept diese Ausschreibung angeregt zu haben. Es ist offensichtlich etwas eingetreten, was man vorher vielleicht nicht so gesehen hat, nämlich dass sich sehr viel mehr Persönlichkeiten mit der Zukunft des Theaters in der Josefstadt auseinander gesetzt haben und diese gestalten wollen.

Ich bin mit den Partnern, also den Gesellschaftern und dem Bund, auch übereingekommen, dass wir danach trachten, bis Mitte Oktober endgültig eine Entscheidung zu treffen. Sie wissen, dass formal letztendlich die Gesellschaft selbst zuständig ist, ich habe aber von allen Beteiligten die Bereitschaft vernommen, dass wir gemeinsam eine Lösung im Interesse der Josefstadt finden.

Ich sehe einen nächsten Schritt darin, dass man in der Tat die Probleme weiter so behandelt, wie sie auch in dem Sanierungskonzept von vor eineinhalb Jahren vorliegen. Man muss darüber mit allen Beteiligten sprechen, was ich in der Zwischenzeit auch getan habe. Allerdings musste ich herausfinden, dass einiges, was als Basis angenommen oder als Voraussetzung gesehen wurde, jedenfalls mit heutigem, mit gegenwärtigem Datum nicht mehr zutrifft. Das heißt, man wird sich das eine oder andere wahrscheinlich neu überlegen müssen. Aber ich bin gerne bereit, darüber in den zuständigen Gremien, im Ausschuss oder auch hier, Auskunft zu geben.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Herr GR Dr Salcher.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat! 

Sie haben ohnehin gleich zu dem entscheidenden Thema übergeleitet, nämlich dazu, wie es mit der Josefstadt weitergeht. Das ist meiner Ansicht nach von öffentlichem Interesse. Daher ist auch meine erste Frage gekommen, dass Sie Ihre Klageandrohung zu einem meiner Meinung nach nicht sehr günstigen Zeitpunkt gemacht haben. Denn wenn ich ausschreibe und die ehemalige Geschäftsführung oder Leitung öffentlich mit Klage bedrohe, könnte das, glaube ich, einen negativen Einfluss auf die Bewerber haben.

Ich möchte Sie aber etwas anderes fragen: Auf Grund welcher formelljuristischen Zuständigkeit fühlen Sie sich eigentlich zuständig, den neuen Direktor der Josefstadt zu bestimmen oder über ihn mitzubestimmen?

Sie haben sich letztlich das Recht dazu vorbehalten. Sie sagen, Sie haben die Josefstadt darum ersucht, oder Sie haben auch alle anderen Vereine darum ersucht. Aber es könnte einmal einen Verein oder ein Theater geben, der oder das diesem Ersuchen nicht nachkommt. 

Daher möchte ich Sie auch für die Zukunft fragen: Was ist sozusagen Ihr formelles Recht, das Sie sich nehmen, um derart massiv in diese Direktorenbestellung einzugreifen - ich meine nicht politisch, sondern formell?
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich muss eines festhalten: Es gibt einen entsprechenden Gesellschafterbeschluss aus dem Vorjahr, der einen Direktor betrifft, und darin ist ausdrücklich vorgesehen: unter Vorbehalt der Zustimmung des Subventionsgebers Stadt Wien. Diese Zustimmung ist schon - wenn ich richtig rechne, mehrere Monate lang - von meinem Amtsvorgänger nicht gegeben worden. Sie ist auch von mir nicht erteilt worden, weil ich mir vorbehalten habe, das ganze Problem noch einmal gründlich anzusehen.

Ich habe auch nie behauptet, dass ich mir ein formales Recht arrogiere, sondern immer darauf hingewiesen, dass letztendlich die Gesellschaft darüber beschließt. Ich war aber diesbezüglich immer in gutem Kontakt mit der Gesellschaft und auch mit dem Bund. Alle drei Beteiligten haben dieser Vorgangsweise ausdrücklich zugestimmt.

Ich verstehe daher nicht ganz, warum das jetzt plötzlich wieder in Frage gestellt wird, und halte es auch nicht für besonders sinnvoll, in der Mitte oder knapp vor dem Ende eines Verfahrens wieder abzuspringen und zu sagen, dass das alles nicht gilt. Es ist dies im Übrigen vergaberechtlich gar nicht möglich, weil eine solche Ausschreibung genau den Zweck hat, sich zumindest für die Dauer des Verfahrens eine gewisse Selbstbindung vorzunehmen. Außerdem war das ein politisch deklarierter Wille; ich halte es im Übrigen auch für sinnvoll.

Ich wundere mich darüber, dass gerade Ihre Fraktion offensichtlich plötzlich Schwierigkeiten damit hat. Denn ich erinnere mich sehr gut daran, dass zu Beginn meiner Tätigkeit hier öffentlich und auch in persönlichen Gesprächen immer wieder gesagt wurde: Jetzt muss man aufpassen, dass da keine Freunderlwirtschaft entsteht, das muss man transparent machen, auch den Rabenhof, und so weiter. - Kaum tut man das, wird auf einmal nach den formaljuridischen Zuständigkeiten gefragt.

Ich habe dazu immer gesagt, ich kann und will nicht mehr tun, als die zuständigen Stellen - die Vereine, in diesem Fall die Gesellschaften - dazu einzuladen. Ich werde das auch in Zukunft so tun. Letztendlich halte ich es für eine Frage der politischen Moral und des politischen Anstands, so etwas zu tun oder nicht zu tun. Wenn Sie damit Schwierigkeiten haben, dann ist das meiner Meinung nach ein bisschen eine Abkehr von dem Kurs, den, wie ich meine, mein Amtsvorgänger eingeschlagen hat.

Ich habe auch - um noch einmal auf Ihre Eingangsbemerkung zurückzukommen - keine Klagedrohung ausgesprochen, sondern lediglich gesagt, dass zu prüfen wäre - auch das ist eine grundsätzliche politische Frage, die wir im Gemeinderatsausschuss schon ausführlich diskutiert haben -, ob nicht in der Tat noch zivilrechtliche Regressansprüche zu stellen sind, und zwar nicht an die gegenwärtige Geschäftsführung, sondern an diejenige, die diese Schulden eingegangen ist. 

Auch das ist meiner Ansicht nach eine grundsätzlich politische Überlegung. Ich habe versucht, in meinem Eingangsstatement ausführen, dass es nicht selbstverständlich ist, dass dann, wenn in einer privaten Gesellschaft, die einen Kulturbetrieb führt, Schulden gemacht oder offensichtlich auch Budgets falsch eingeschätzt werden, die öffentliche Hand einspringt, und dass dann, wenn die öffentliche Hand einen Gang zum Konkursrichter verhindert, darüber zur Tagesordnung übergegangen wird, ja im Gegenteil sogar, wie im konkreten Fall, der ehemalige kaufmännische Geschäftsführer und jetzige Gesellschafter dann sagt: Was immer die Subventionsgeber, die letztendlich das Fortbestehen der Josefstadt garantiert haben, jetzt sagen, ist unerheblich.

So kann es mit Sicherheit nicht sein! Ich habe das im Grunde auch als eine politische Aussage darüber verstanden, wie man mit Steuergeldern umgeht. Diese können nicht einfach sozusagen in den Sand gesetzt werden, ohne dass dann jemand weiter darüber spricht.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die zweite Zusatzfrage wird von Frau GR Mag Unterreiner gestellt. Ich erteile ihr das Wort.

GR Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich finde es richtig, dass man eine solche Prüfung überlegt, möchte aber trotzdem noch einmal auf die Intendantenbestellung zurückkommen. 

Wir haben, wie Sie wissen, einen Antrag gestellt, man möge eine Enquete einberufen, in der man über diese Problematik noch einmal diskutiert, und Sie haben sich auf den Standpunkt zurückgezogen, dass für Sie in Zukunft das Stellenbesetzungsgesetz zur Anwendung kommen wird.

Sie haben heute gesagt, Sie wollen nicht, dass ein Match zwischen den Gebietskörperschaften entsteht. Ich nehme an, Sie haben sich darauf bezogen, dass Staatssekretär Morak sehr wohl Überlegungen darüber angestellt hat, dass man bei verschiedenen Institutionen wie zum Beispiel bei der Josefstadt eventuell eine Findungskommission einrichten könnte. Er hat ja auch dieses Expertengremium vorgeschlagen, das mithilft, die beste Wahl zu treffen. Ich denke, dass diese Überlegungen sehr interessant sind, weil es einmal so sein könnte, dass sich gerade derjenige, der am besten passt, für diese Position nicht bewirbt, vielleicht aus Gründen wie dem, dass er die Position, die er gerade innehat, nicht einfach verlassen will, oder weil das kein gutes Bild macht.

Meine Frage: Wollen Sie wirklich ganz strikt dabei bleiben, nur noch nach diesem Stellengesetz vorzugehen - ich finde es allerdings sehr gut, dass wir jetzt die Ausschreibung haben -, oder können Sie sich vorstellen, dass man sich diese Ideen von Staatssekretär Morak, also die beiden Vorschläge, die ich jetzt genannt habe, in Zukunft vielleicht doch noch einmal überlegt?
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Frau Gemeinderätin!

Ich habe die Vorschläge von Kollegen Morak, die er mir freundlicherweise vorher schon persönlich mitgeteilt hat, nicht so verstanden, dass sie im Gegensatz dazu stehen. Ich habe hier jetzt schon gesagt, dass ich dann, wenn es - was sehr erfreulich wäre - eine große Quantität und vor allem Qualität an Interessenten, an Bewerbern, an Ideen, an Konzepten gibt, die es der vorhandenen Expertise - sprich: der Geschäftsführung des Theaters in der Josefstadt, dem Kollegen Morak und mir selbst - schwierig erscheinen lassen, daraus unmittelbar eine Entscheidung zu treffen, weil es eben so viele, weil darunter vielleicht unbekannte Persönlichkeiten sind, die man erst kennen lernen muss, einer solchen sehr kurzfristigen - das wäre natürlich das Entscheidende - Zuziehung einer weiteren Expertise, sei das eine Kommission, sei das eine Jury, wie auch immer, sehr offen gegenüberstehe. Das widerspricht auch nicht der bisherigen Vorgangsweise.

Mir geht es jetzt darum, ein bisschen aufs Tempo zu drücken. Auch wenn zu Jahresbeginn noch gesagt wurde, es sei nicht dringend, einen Nachfolger zu bestellen, denke ich doch, dass es dringend ist. Wir sollten hier rasch zu einer Lösung kommen. Daher werden wir uns Anfang nächster Woche mit den Partnern zusammensetzen und auf Basis des vorhandenen Materials einmal darüber zu befinden haben, ob es sinnvoll ist, noch zusätzliche Leute einzubeziehen. Ich stehe dem sehr offen gegenüber. Am Ende muss eine gute Lösung für die Josefstadt stehen, das ist außer Zweifel.

Ich verhehle auch nicht, dass es wahrscheinlich bei dem einen oder anderen noch Zweifel darüber gibt, ob ein solches Verfahren tatsächlich die absolute Vertraulichkeit gewährleistet. Aber das ist ja der springende Punkt. Wenn sich Leute tatsächlich nicht bewerben, dann geschieht das vielleicht deshalb, weil sie sagen: Dann stehe ich morgen in der Zeitung. - Das ist aber im Kulturbereich bei Besetzungen dieser Größenordnung und dieser Bedeutung meistens leider ohnehin die Gefahr. Daher wird niemand eine 100‑prozentige Garantie geben können - ob mit Ausschreibung oder ohne Ausschreibung, wie auch immer -, dass das sozusagen 100‑prozentig vertraulich ist. Sie alle wissen, dass der Kulturbereich für Gerüchte und Tratsch sehr anfällig ist. Das ist daher nicht so sehr die Frage.

Aber ich glaube, dass man zunehmend in diese Kultur wird kommen müssen - und ich hoffe, dass das nach einigen Jahren sehr viel selbstverständlicher als jetzt sein wird -, dass man an den Beginn eines solchen Verfahrens gewisse Grundregeln stellt, die garantieren, dass auch Persönlichkeiten, die sich vorher nicht unmittelbar bewerben oder interessieren wollten, zugelassen sind. In diesem Sinn halte ich es für einen ersten Erfolg dessen, was ich angeregt habe, dass es offensichtlich doch einige Persönlichkeiten dafür gibt.

Die weitere Vorgangsweise werden wir mit den Partnern in diesem Gesamtrahmen abstimmen. Mir geht es darum, das möglichst rasch zu machen, aber am Ende soll selbstverständlich diejenige Persönlichkeit stehen, die für die Josefstadt am besten geeignet ist. Wir werden sicherlich auch den geeigneten Weg dorthin finden. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die nächste Zusatzfrage stellt Frau GR Ringler. Ich erteile ihr das Wort.

GR Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich bin noch immer ein bisschen verwirrt. Ich habe noch immer nicht ganz verstanden, wie Sie jetzt vorhaben, die Interessen der Stadt Wien gegenüber dem Bund durchzusetzen?
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es geht gar nicht um eine Durchsetzung der Interessen der Stadt Wien gegenüber dem Bund. Ich gehe davon aus, dass der Bund und die Stadt Wien wesentliche Subventionsgeber für die Josefstadt-Gesellschaft sind. Ich hoffe oder glaube auch nicht, dass es da wesentliche Unterschiede in den Interessen gibt, weil wir uns letztendlich - das habe ich in zahlreichen Gesprächen mit allen Beteiligten herausgefunden - in den Zielen, was die Josefstadt anbelangt, ziemlich einig sind. Daher sehe ich fürs Erste keinen Unterschied in den Interessen.

Was die jeweiligen Persönlichkeiten betrifft, oder wer von den Persönlichkeiten am besten geeignet ist, diese Zielvorstellungen zu erreichen, wird sich aus dem Dialog und aus dem Gespräch ergeben, wie es in der Vergangenheit geschehen ist und wie es auch in anderen Bereichen der Fall ist, in denen verschiedene Subventionsgeber tätig sind. Ich erinnere an die Salzburger Festspiele, ich erinnere an die Bregenzer Festspiele und vieles andere mehr. Ich habe da jedenfalls bisher noch keine allzu großen Interessengegensätze gesehen.

Ich glaube, am Ende muss jedenfalls eine gemeinsam getragene Vorgangsweise stehen. Ich habe auch eine vielgliedrige Vereinbarung, die zwischen dem Bund und der Stadt Wien getroffen wurde, übernommen und stehe dazu. Demnach wird es auch in Zukunft und weit über das Jahr 2003 hinaus darum gehen, die Josefstadt gemeinsam zu subventionieren. Darin sehe ich keine allzu großen Interessengegensätze.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die vierte Zusatzfrage stellt Herr GR Dr Salcher. - Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Ich habe Ihnen, glaube ich, nie einen Vorwurf daraus gemacht, dass Sie hier ausgeschrieben haben oder dass Sie das Anliegen vertreten, alle Positionen, auf die Sie wesentlichen Einfluss haben, auszuschreiben. Ich habe das im Gemeinderat deutlich bekundet und bekenne mich dazu. Ich habe nur damals schon groben Zweifel geäußert, ob Sie das durchhalten werden. Meiner Meinung nach haben Sie es nicht durchgehalten.

Jetzt frage ich Sie formell: Was war der Unterschied zwischen der Ausschreibung oder der Besetzung der Vereinigten Bühnen und der Josefstadt? - Beide sind private Gesellschaften mit beschränkter Haftung, wobei der Unterschied noch dazu darin liegt, dass Sie bei den Vereinigten Bühnen der einzige Haupt-Subventionsgeber sind, während die Situation bei der Josefstadt eine andere ist, da es dort einen zweiten Haupt-Subventionsgeber in etwa gleichem Ausmaß, nämlich den Bund, gibt. 

Was hat Sie - und ich nehme an, das waren ja nicht Sie - dazu bewogen, Ihren Einfluss bei den Vereinigten Bühnen nicht, wie Sie es angekündigt haben, wahrzunehmen - dort geht es genauso um eine GesmbH, und Sie sind der Haupt-Subventionsgeber -, jedoch es hier bei einem privaten Verein, bei der privaten GesmbH der Josefstadt, sehr wohl zu tun?
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Herr Gemeinderat!

Sie waren leider nicht da, wie ich bereits Frau Kollegin Ringler diese Frage beantwortet habe. Aber ich wiederhole es gerne. 

Es handelt sich um unterschiedliche Fälle. Das Theater an der Wien ist im Einflussbereich der Holding. Es ging dort nicht um eine Neubesetzung, sondern - soweit ich informiert bin - um die Nicht-Inanspruchnahme einer Kündigungsklausel. Es besteht dort ein gültiger Vertrag, der automatisch weiterläuft. Ich sehe daher nicht die Parallelität zwischen einer Neubesetzung und der Nicht-Inanspruchnahme einer Kündigungsklausel - wenn wir uns auf diese Formalebene begeben; diese Parallelität kann ich nicht nachvollziehen.

Wie wir eingangs bereits besprochen und diskutiert haben, ist das keine sozusagen von mir zu dekretierende und per Weisung zu verfügende Anordnung, sondern ich kann in jedem Fall nur versuchen, meinen Einfluss geltend zu machen, und ich freue mich, dass dies in den Bereichen, für die ich unmittelbar zuständig bin, bisher recht gut funktioniert hat. Ich verhehle aber nicht, dass damit natürlich auch ein Bewusstseinsbildungsprozess verbunden ist. Wenn Sie mich darin unterstützen und meinen, dass das grundsätzlich ein richtiger Weg ist, dann freut mich das, und dann werden wir vielleicht in Zukunft gemeinsam noch stärker darauf dringen, dass das auch Allgemeingut wird.

Ich sehe mich aber im Grunde in den bisherigen Verfahren - eines habe ich dankenswerterweise auch von meinem Vorgänger übernommen, nämlich das Theater der Jugend, das ich über eine Kommission, glaube ich, doch erfolgreich abschließen konnte; das andere sind der Rabenhof und jetzt auch das Theater in der Josefstadt - in dem Weg bestätigt. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke, Herr Stadtrat. - Damit ist die 5. Anfrage beantwortet.

Wir kommen nun zur 6. Anfrage (PrZ 0020/GM/01-KFP). Sie wurde von Frau GR Mag Schmalenberg gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Im Zuge der Neugestaltung der Oberfläche des Albertplatzes im 8. Bezirk sollen, den Angaben der MA 28 zufolge, alle bestehenden Bäume gefällt werden. Das widerspricht der ursprünglichen Konzeption dieses Projekts. Werden Sie sich für den Erhalt des bestehenden Baumbestandes einsetzen?
Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ihre Anfrage lautet: Im Zuge der Neugestaltung der Oberfläche des Albertplatzes im 8. Bezirk, sollen, den Angaben der MA 28 zufolge, alle bestehenden Bäume gefällt werden. Das widerspricht der ursprünglichen Konzeption dieses Projekts. Werden Sie sich für den Erhalt des bestehenden Baumbestandes einsetzen?

Ich werde mich selbstverständlich für den Erhalt dieser Bäume einsetzen, sofern sie erhaltungswürdig sind. Die Stadt Wien hat ein strenges Baumschutzgesetz und das gilt es zu vollziehen.

Entsprechend dem Grünraumkonzept des Stadtgartenamts werden bei gleichzeitiger Neugestaltung des Nordost- und des Südostviertels des Albertplatzes auch die Grünflächen saniert. Im Zuge dieser Neugestaltung sollen gemäß Baumfällungsantrag der MA 28 - Straßenbau die nicht erhaltungswürdigen Bäume im Nordost- und Südostviertel gefällt und durch Neupflanzungen ersetzt werden. Für den Baumbestand im Nordwest- und Südwestviertel des Albertplatzes sind derzeit keine Fällungen vorgesehen.

Zum Zustand des Baumbestandes liegt auch eine Stellungnahme der Wiener Umweltanwaltschaft vor, wonach mit Ausnahme von zwei Bäumen im Nordwestviertel, für die eine Verpflanzung überlegenswert ist, die Bäume am Albertplatz ihre physiologische Altersgrenze erreicht haben und der Weiterbestand deshalb nicht gesichert ist. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die erste Zusatzfrage stellt Frau GR Schmalenberg. 

GR Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Die Neugestaltung der Oberfläche des Albertplatzes hat in der Josefstadt schon für viele Diskussionen gesorgt. Es wurde eine Anrainerbefragung durchgeführt und die Anrainer haben sich für ein Projekt entschieden, das 2,1 Millionen S hätte kosten sollen, und die Voraussetzung war damals, dass der bestehende Baumbestand erhalten bleibt.

Nicht genug damit, dass dieses Projekt mittlerweile 6 Millionen S kostet, sollen nun auch die Bäume am Albertplatz gefällt werden. Das Gutachten seitens des Stadtgartenamts, das Sie angesprochen haben, halten wir für das Ergebnis einer Art Anlass-Gutachtenerstellung. Wir sind der Meinung, dass der Baumbestand in diesen sensiblen innerstädtischen Bereichen nicht ausreichend geschützt ist.

Welche Maßnahmen werden Sie treffen, um die Grüngebiete in den dicht verbauten Gebieten besser zu schützen?
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die von mir beschriebene Vorgangsweise wurde seitens der MA 28 mit der Bezirksvorstehung des 8. Bezirks abgestimmt und entspricht auch dem Ergebnis der im Oktober 2000 durchgeführten Bürgerversammlung.

Nochmals zur Wiederholung: Nach den mir zur Verfügung stehenden Informationen befinden sich unter den acht zur Entfernung beantragten Bäume zwei Weißbirken, und diese haben ihre physiologische Altergrenze bereits eindeutig überschritten. Sie sind nicht mehr ausreichend stand- und bruchsicher. Zwei Rotdornbäume sind auf Grund ihres Erscheinungsbilds und der festgestellten Schäden nicht mehr erhaltenswert und ihre physiologische und statische Lebensfähigkeit ist nicht mehr ausreichend gegeben.

Das heißt, es handelt sich hier um ein Gutachten des Stadtgartenamts, wobei die Gutachter ihren Dienst tun und ich hier keinerlei Einfluss habe. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Dipl Ing Margulies. - Bitte. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Der Albertplatz ist ein Platz im 8. Bezirk, dessen Umgestaltung schon über lange, lange Jahre - schon seit ich Bezirksrat im 8. Bezirk war - die Josefstadt und die Josefstädter Bevölkerung bewegt hat, nachdem sich in einer ersten Bürgerbefragung rund zwei Drittel für eine Zusammenlegung als Ganzparklösung ausgesprochen hatten und in einer zweiten Bürgerbefragung unter den schon geschilderten Voraussetzungen sich eine Mehrheit für eine Veränderung, aber nicht für die Beibehaltung der Vierviertellösung ausgesprochen hatte. Das Problem war, dass drei Varianten zur Auswahl standen. Es ist unter den jetzt veränderten Rahmenbedingungen sehr fraglich, ob tatsächlich umgebaut werden sollte.

Es wurde schon angesprochen, und in diese Richtung geht auch meine Frage: Wenn ein Gutachten darüber angefordert wird, wie viel Umbaumaßnahmen kosten - wie kann man sich bei dieser Gutachtenerstellung tatsächlich um 200 Prozent irren?

Unter solchen Voraussetzungen sind keine seriösen Befragungen möglich. Was werden Sie daher unternehmen, um solche Verschätzungen in der Erstellung von Gutachten in Hinkunft hintan zu halten? Ist diese Verschätzung für Sie daher auch eine Grundlage, im 8. Bezirk zu schauen, dass der Albertplatz nicht ein Fleckerlteppich bleibt, sondern dass man diesen Bereich zur Gestaltung und stadtplanerischen Umsetzung in eine gemeinsame Parkanlage ohne Durchzugsverkehr umwandelt?
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Gutachter der MA 42 - Stadtgartenamt haben dort eine entsprechende Bestandsaufnahme durchgeführt. Die Entscheidung liegt beim Magistratischen Bezirksamt. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Die dritte Zusatzfrage stellt Herr GR Klucsarits. 

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin! 

Sie haben eine europaweite Studie bezüglich des Baumschutzgesetzes in anderen europäischen Städten in Auftrag gegeben. Können Sie uns schon etwas darüber sagen, welche Ergebnisse diese Studie bezüglich des Baumschutzes in dicht verbautem Gebiet wie in der Josefstadt enthält?

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich habe diese Studie in Auftrag gegeben. Die Ergebnisse dieser Studie werden innerhalb eines Jahres vorliegen. Wenn ich die Ergebnisse jetzt schon wüsste, könnten wir uns das Geld sparen. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Frau GR Mag Schmalenberg stellt die vierte Zusatzfrage. 

GR Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir haben unlängst einen Antrag eingebracht, betreffend die Erhaltung der Exlege-Naturschutzgebiete in den Bezirken 1 bis 9, also im innerstädtischen Bereich. Sie haben diesen Antrag ablehnend beurteilt. Es geht uns aber darum, für diese sensiblen Gebiete eine adäquate Definition zu finden, um die Bewohner sowie die Bäume und den Grünraum in diesem Bereich besser zu schützen. Der Albertplatz ist meiner Meinung nach ein Paradebeispiel dafür, dass dieser Antrag seine volle Berechtigung hat.

Sind Sie bereit, Ihre Haltung zu diesem Thema zu überdenken?

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StR Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Wiener Naturschutzgesetz ist das strengste Naturschutzgesetz Österreichs. Das Wiener Naturschutzgesetz hat die einschlägigen EU-Richtlinien vollständig umgesetzt, auch erstmalig in Österreich. Daher werde ich hier meine Haltung nicht ändern. 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke, Frau Stadträtin. - Die Fragestunde ist somit beendet. 

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen vom Grünen Klub im Rathaus 11, vom ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien 8 und vom Klub der Wiener Freiheitlichen 26 eingelangt sind.

Von Frau GR Dr Pilz, Freundinnen und Freunden wurde eine Anfrage an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen betreffend zukünftige Finanzierung des Wiener Gesundheitswesens gerichtet. Das Verlangen auf dringliche Behandlung dieser Anfrage wurde von der notwendigen Anzahl von Gemeinderäten unterzeichnet.

Gemäß § 36 Abs. 5 der Geschäftsordnung wird die Beantwortung der dringlichen Anfrage vor Schluss der öffentlichen Sitzung erfolgen. Ist diese um 16.00 Uhr noch nicht beendet, wird die Gemeinderatssitzung zur tagesordnungsmäßigen Behandlung der dringlichen Anfrage unterbrochen.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 2, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 2 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 5 Anträge eingelangt. Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisungen erfolgen wie beantragt.

Von der Tagesordnung wird die Postnummer 4 (PrZ 117/01-GIF) abgesetzt.

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 2 und 3, 5 bis 9, 11, 16 bis 21, 23 bis 25, 28 bis 31, 34 bis 36, 38, 41 bis 43, 45, 48 bis 52, 55 bis 57, 59, 61 bis 68, 71 bis 73, 76 bis 84, 86 bis 88, 92 bis 99, 103 und 104, 108 und 110 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. 

Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 111 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen:

Postnummer 100, 101, 102, 106, 107, 32, 33, 37, 39, 40, 109, 89, 90, 91, 70, 74, 85, 75, 46, 47, 53, 54, 58, 60, 69, 44, 14, 15, 22, 26, 27, 105, 1, 10, 12 und 13. 

Die Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Es gelangt nun die Postnummer 111 (PrZ 85/01-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine sachliche Genehmigung bezüglich "Weiterentwicklung des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds". 

Laut § 20 Abs. 2a der Geschäftsordnung kann der Erstredner jeder Partei 40 Minuten, jeder weitere Redner 20 Minuten sprechen.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Juznic, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Peter Juznic: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zu dem vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Ich erkläre die Debatte für eröffnet. Als erster Redner ist Herr GR Mag Chorherr zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): (Der Redner versucht, das Mikrophon lauter einzustellen.) Die Technologie dürfte beim Rednerpult den Geist aufgegeben haben. - Wir neigen uns tief.

Meine Damen und Herren! 

Neustrukturierung der Wirtschaftsförderung: Absolut notwendig! - Sie ist nicht nur wegen der heute schon diskutierten Gefährdung der Konjunktur notwendig, sondern für mich stellen die jüngsten AMS-Daten, die wir als Gemeinderäte und Gemeinderätinnen auf den Tisch bekommen, ganz grundsätzlich eine Alarmmeldung dar. Man denke nur etwa an die Tatsache, dass die Jugendarbeitslosigkeit im letzten Monat um mehr als 10 Prozent gestiegen ist! Insbesondere wenn die Jugendarbeitslosigkeit steigt, müssten beziehungsweise sollten die Alarmglocken läuten. 

Darum ist es prinzipiell mehr als begrüßenswert, dass man Mittel bündelt und sie neu ausrichtet. Ich möchte, bevor ich den zentralen Kritikpunkt dieser neuen Wirtschaftsförderung darstelle, die positiven Dinge hervorheben, die bislang nur sehr allgemein formuliert sind, die ich aber für eine grundsätzlich relevante Neugestaltung erachte. 

Es wird erstmals, wenn auch nur in Nebensätzen, bei einer Orientierung der Wirtschaftsförderung, ganz klar der Bildung und der Ausbildung ein zentraler Raum zuerkannt. Ich hoffe inständig, dass das dann, wenn die konkreten Förderpläne vorliegen, ein Schlüssel der neuen Wirtschaftsförderung sein wird. Wir haben nach wie vor, auch wenn die Arbeitslosigkeit in Wien steigt, in einigen beziehungsweise sogar in vielen Branchen - und nicht nur in der IT-Branche - einen Mangel an Fachkräften. Hier ist eine neue, flexible, durchaus auch nichtschulische Form von Fortbildung, von Qualifizierung notwendig, weil sich nach wie vor zeigt, dass die Hauptleidtragenden steigender Arbeitslosigkeit auch in Wien primär diejenigen sind, die über eine schlechte Ausbildung verfügen. 

Es wird richtigerweise auch die Zusammenarbeit mit den Erweiterungsländern angesprochen. In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hinweisen, dass sehr viele Wissenschaftler, die noch in Wien sind, in Gesprächen immer wieder zum Ausdruck bringen: Liebe Österreicher und Österreicherinnen, bei eurer Haltung gegenüber osteuropäischen Ländern dürft ihr euch nicht darüber wundern, dass sehr viele qualifizierte Wissenschaftler und Fachkräfte in viele Länder, aber sicher nicht nach Österreich, sicher nicht nach Wien wollen.

Die Mehrheit der Bevölkerung denkt, wenn sie "Polen" oder "Tschechien" hört, an Putzfrauen, aber sicher nicht an qualifizierte Wissenschaftler. Bei Letzteren gibt es längst einen Durchzug Richtung London, Richtung Paris, Richtung Amerika. Wir sollten daher auch bei der Definition von Wirtschaftsförderung ganz intensiv darüber nachdenken, wie es hier zu einer produktiven Zusammenarbeit mit den Erweiterungsländern kommen kann, und auch die Chancen nützen, die in den großen Finanzsummen liegen, die jetzt von der Europäischen Union in Richtung Ungarn, Tschechien oder Rumänien fließen und bei denen es darauf ankommt, inwieweit wir hier partizipieren oder nicht. Ich habe schon einmal gesagt, dass ich es für mehr als bedenkens- und kritikwürdig halte, dass ein kleines Land wie Irland in den Erweiterungsländern mehr EU-Mittel lukrieren kann als Österreich. Hier haben wir wesentliche Chancen - wirtschaftliche Chancen, aber auch Chancen in der Wirtschaftsförderung - verschlafen.

Ein zweiter Bereich: Zu Recht werden hier, wenn es um Schwerpunkte bei der Innovationsförderung geht, die creative industries angesprochen. Nur orte ich in diesem Zusammenhang eine - um es zurückhaltend zu formulieren - nicht sehr optimale Kooperation zwischen den Geschäftsgruppen. Ich las zum Beispiel gestern in "ORF-Kultur", dass der Kulturstadtrat neue Formen der Filmförderung anspricht. Vielleicht bin nur ich schlecht informiert, aber nach Gesprächen, die ich geführt habe, glaube ich nicht, dass betreffend den österreichischen Film, der kultur-, aber auch wirtschaftspolitisch eine große Rolle spielen kann, eine enge Kooperation zwischen dem Kulturressort - dessen Verantwortlicher zum Beispiel jetzt auch nicht hier anwesend ist - und der Wirtschaftsförderung gegeben ist. 

Ich werde in Zukunft eine Reihe von Fragen stellen, um sicherzugehen, dass das, was hier richtigerweise steht, auch in die Praxis übergeführt wird. Gerade im Bereich der Kultur und Kunst, der creative industries, wo Wien ein Potenzial hat, bestand ein Problem der Vergangenheit darin, dass zwischen dem Kulturressort auf der einen Seite und dem Wirtschafts- und Technologieressort auf der anderen Seite keine optimale Koordination stattgefunden hat. Eine solche sehe ich auch jetzt nicht. So verspricht zum Beispiel der Kulturstadtrat seit Monaten - und ich würde mich freuen, wenn der Kollege oder die Kollegin von der Sozialdemokratie uns dann hier etwas dazu sagen könnte - einen Gipfel zum Thema Filmförderung zwischen der Stadt Wien, dem Bund und dem ORF. Ein solcher Gipfel hat, so denke ich, relevante wirtschaftspolitische Auswirkungen. - Gibt es den? Wer leitet den? Wer ist im Bereich der Wirtschaftsförderung dafür zuständig? - Ich habe das Gefühl, da gibt es noch keine optimalen Koordinationen. Die sind aber notwendig. 

Jetzt möchte ich zu jenem Punkt kommen, der den Grund dafür bildet, warum ich dieses Geschäftsstück ablehne - wobei es nach unserer Intervention im Ausschuss nicht mehr ganz so schlimm ist, aber noch immer nicht gut -: Es gibt eine hervorragend funktionierende Förderung, die bisher von Seiten des Wirtschaftsförderungsfonds 7 bis 10 Millionen S betragen hat. - Das ist angesichts eines Beschlusses, den wir heute über 135 Millionen S für Volksgaragen fassen werden, ein Witz. - Es ist die einzige Umweltförderung des Wirtschaftsförderungsfonds und es ist eine selten unumstrittene, meine Damen und Herren! Wann gibt es eine Wirtschaftsförderung, über die von den GRÜNEN über die Kammer über den Bund bis zu Frau Rothauer alle sagen: die funktioniert gut, die entlastet die Umwelt, die schafft Innovation, und sie ist verhältnismäßig billig? - Ich kenne nicht viele Fälle. Es ist dies eine Förderung, bei der es über eineinhalb Jahre lang gedauert hat, sie überhaupt in die Höhe zu bringen, die jetzt unumstritten ist, die auf ein tolles Echo stößt. Es wäre schön, wenn sich manche daran erinnern würden, dass, glaube ich, einmal jährlich im Festsaal des Rathauses 500, 600 oder 700 Menschen aus Klein-, Mittel- und Großbetrieben vom Umweltstadtrat für Innovationen geehrt wurden - Innovationen, bei denen vorweg eine Beratung stattfindet, die durch das Umweltressort gefördert werden, wo auf Fragen wie CO2-Reduktion oder Wasseroptimierung technologische Antworten gesucht und umgesetzt werden. 

Und dann, bevor irgendetwas mit jenen, die im Bereich der MA 22 dafür zuständig sind, geredet wurde - und ich sage das hier auch ganz klar -, bekommen wir und die Kolleginnen und Kollegen der MA 22 eine Wirtschaftsförderung auf den Tisch, bei der es auf einmal heißt: Die monetäre Förderung im Rahmen der Aktion Öko-Business-Plan wird mit 30.9.2001 eingestellt. Punkt. – Also, das ist Politmanagement by Sonder-Chaos! 

Dazu muss man Folgendes wissen: Sehr viele, die die Beratungsleistung durchgemacht haben und heute wissen, wo sie investieren wollen, und auf eine Förderung im nächsten Jahr warten, wären vor den Kopf gestoßen! - So, jetzt relativiere ich: Es haben - danke an alle Beteiligten! - inzwischen Gespräche stattgefunden, damit zumindest einmal jene, die diesen Beratungsprozess und den Findungsprozess von Investitionen durchlaufen haben, einen Anspruch auf eine Förderung haben. Das ist gut so - aber es kommt eben gewissermaßen erst jetzt im Nachhinein, nachdem man das eine Auge blau und das andere Auge blau und die Nase blutig geschlagen hat, die Entschuldigung: "So haben wir es nicht gemeint", und es werden die Taschentücher gereicht und man beteuert, man wolle ohnedies nicht noch einmal hinhauen.

Ich habe das Gefühl, dass jene, die hier mit der Optimierung der Wirtschaftsförderung betraut waren, keine Ahnung vom Öko-Business-Plan hatten. Das ist schlimm! Und das sollte auch zu denken geben über das, was ich eben erst in Bezug auf den Kulturbereich gesagt habe: Wirtschaftsförderung muss in enger Kooperation mit jenen agieren, die in den jeweiligen Bereichen - sei es Kultur, sei es Umwelt - etwas umsetzen.

In Richtung StR Rieder sei hier noch einmal zum Ausdruck gebracht, was ich schon im Ausschuss gesagt habe: Bei uns findet man kein Verständnis dafür, dass das Geld für gut funktionierende Wirtschaftsförderungen nicht vorhanden sein soll, wenn das Zehnfache an Mitteln für Billigparken beim Fenster hinausgeschmissen wird. - Das müsst ihr euch überlegen: Wenn es so ist, dass ihr kein Geld habt, dann müsst ihr eben bereit sein, Prioritäten zu setzen! Es kann nicht einfach heißen: Da haben wir einen Topf von einigen 100 Millionen, die sind für billige Garagen da. Das ist eben so. - StR Rieder hat im Ausschuss durchaus zu Recht gesagt: Bitte fragt nicht primär mich, sondern fragt den Verkehrsstadtrat, welche Prioritäten das hat. - Solange so viel Geld dafür da ist, kann es unserer Ansicht nach jedenfalls nicht an 7 oder 10 oder 15 Millionen S liegen! 

Das ist der Grund, warum wir diesen Punkt ablehnen. Ich möchte aber auch den produktiven Aspekt zum Ausdruck bringen: Ich habe die Zusage im Ohr - und ich werde das in den nächsten Wochen auch von dieser Stelle aus akribisch verfolgen -, dass bis zum Jahreswechsel eine veränderte, eine optimierte Förderung geschaffen werden wird, die eine Fortsetzung - unter welchem Namen auch immer - des Öko-Business-Plans darstellen wird. Ich halte die Einwände dahin gehend, dass Bundesförderungen, wenn es solche gibt, in verstärktem Maß in Anspruch genommen werden sollen, für richtig. Ich halte es auch nicht für klug, dass hier ausschließlich die Stadt Wien fördert, wenn zum Beispiel Mittel von Bundesförderungen bereitliegen. Aber es muss sichergestellt sein, dass es eine Bringschuld der Förderstellen und nicht eine Holschuld von Betrieben ist, die jetzt seit Jahren - und ich bitte, sich das vorzustellen - den Bürgermeister und alle möglichen Stadträte trommeln hörten: Öko-Business-Plan super! Reicht ein! Öko-Business-Plan super! - Überall "super!", und auf einmal - patsch! - wird das eingestellt. 

Ja, was heißt das jetzt, wenn - ich sah es, und ich sage das hier auch im Sinne der Sache - die zuständigen Referenten sagen: seid ihr wahnsinnig? hält ihr uns für deppert? warum stellt ihr das ein?, und man ihnen dann sagt: ach ja, das haben wir auch, aber wir werden in den nächsten Wochen schauen, dass wir das reparieren. - Das schaut nicht sehr gut aus, auch was die Professionalität und die Ernsthaftigkeit betrifft. Das sage ich jetzt bewusst den Verhandlern auch von Seiten der Kammer und von Seiten der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, aber auch dem StR Rieder. Das darf nicht noch einmal passieren! - Ich bin der Letzte, der sagt, nur weil etwas "Umwelt" heißt, muss das so sein bis in alle Ewigkeit. Jede Förderung, auch eine Umweltförderung, muss sich evaluieren lassen. Nur hat sich ja der Öko-Business-Plan eine dicke Evaluierung gegeben, wo auch drinnen steht, was in den nächsten Jahren verändert wird. 

Und jetzt stellen Sie sich bitte dieses Management by Chaos vor: Da wird im Umweltausschuss die Förderschiene bis zum Jahr 2004 mit den Stimmen aller Parteien beschlossen und im Wirtschaftsausschuss steht am Schluss lapidar: Die monetäre Förderung im Rahmen des Öko-Business-Plans wird eingestellt. - Das war ein Mist der Sonderklasse - ein nicht recyclierbarer Mist und auch kein Biomist! 

Fehler können passieren. Ich appelliere dringend an Sie, die nächsten Wochen für die Festlegung der Weiterführung beziehungsweise Adaptierung des Öko-Business-Plans zu nutzen - dies auch in der Erinnerung daran, wie schwierig es ist, eine effiziente Förderung zu gestalten. Abdrehen kann man schnell etwas. Ich war dabei und einige von Ihnen waren dabei, wie dieser Öko-Business-Plan auf die Füße gestellt wurde. Das hat zwei Jahre mühsamer Arbeit bedurft, bis wirklich alle einverstanden waren, und jetzt funktioniert es gut. - Das darf nicht noch einmal passieren. 

Deswegen mein Nein, unser Nein oder unsere Ablehnung dieses Antrags - in Anerkennung dessen, dass hier einiges eine Spur besser geworden ist. In Zukunft sollte man aus Fehlern lernen und eine derartige Vorgangsweise nicht fortführen. 

Ansonsten hoffe ich, dass das, was hier im Bereich Ausbildung und creative industries steht, nicht nur eine nette allgemeine Richtlinie ist, sondern wirklich umgesetzt wird oder in präziser Form die Voraussetzung im nächsten Ausschuss oder bei einer der nächsten Podiumsveranstaltungen bildet. Die steigenden Arbeitslosenzahlen sollten für uns ein Alarmsignal sein. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächste ist Frau StR Dipl Ing Dr Rothauer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StR Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich möchte es gleich vorweg sagen, damit es dann keine Irrtümer gibt: Die ÖVP hat dieser Neu- beziehungsweise Weiterentwicklung der Wirtschaftsförderung nicht nur im Ausschuss zugestimmt - wir stimmen selbstverständlich auch hier zu -, sondern wir haben im Wege unserer Spezialisten, die aus der Wirtschaft kommen, teilweise auch daran mitgewirkt. Das heißt, ich bekenne mich auch persönlich dazu, wenngleich ich persönlich - und das sage ich jetzt ganz bewusst - dem Jubel, der vor der Öffentlichkeit als Begleitmusik angestimmt wurde, nicht voll beitreten kann und hier an diesem Pult doch einiges - zu Recht - relativieren möchte.

Ich gehe gar nicht darauf ein, dass der Meldung, dass wir im Jahr 2002 666 Millionen S für die Wirtschaftsförderung zur Verfügung haben werden, was einem Plus von rund 9 Prozent entspricht, natürlich auch ein kleines Durcheinander betreffend den Bemessungsmodus zu Grunde liegt. Darauf will ich gar nicht eingehen, denn Bemessungsmodus - also die Frage, was wir zur Wirtschaftsförderung alles dazuzählen - hin und her: Tatsache ist, dass diese 666 Millionen S als Förderung, als Impuls in den Wirtschaftsstandort einfließen, und das ist absolut positiv.

Tatsache ist, dass seit 1996 eine erhebliche Steigerung der Wirtschaftsförderungsmittel stattgefunden hat. In der Presse war von 70 Prozent die Rede. Ich selbst habe es hier schon ein paar Mal vorgebracht, als wir den Rechnungsabschluss oder das Budget debattiert haben, und ich kann es mir auch jetzt nicht verkneifen, darauf hinzuweisen, dass das Jahr 1996 jenes Jahr war, in dem - es war Ende 1996 - die ÖVP in die Regierung eingetreten ist. Ich reklamiere nach wie vor einen großen Anteil am Verdienst dafür, dass wir das zusammengebracht haben, dass die Wirtschaftsförderung wirklich in erheblichem Maße gepusht wurde, für die ÖVP. (Beifall bei der ÖVP.)  

Sie wurde gepusht nicht nur durch Zurverfügungstellung von mehr Mitteln, sondern auch durch Neugestaltung des Förderungsinstrumentariums, einen Schritt, den wir ja heute wiederum setzen. Es ist bei sich ständig wandelnden Umständen einfach notwendig, immer wieder zu evaluieren und nachzubessern. Wir haben das auch in der abgelaufenen Periode getan und haben einerseits - es sei noch einmal betont - die Mittel erheblich erhöht und andererseits die Gestaltung des Instrumentariums so verändert, dass es eine größtmögliche Wirkung erzielt hat. 

Das war sehr erfolgreich. Ich habe hier eine Aufstellung nicht nur über die prozentuelle Erhöhung der Förderungsmittel, die die Stadt Wien zur Verfügung gestellt hat, sondern auch eine auf Berechnungen des Wirtschaftsförderungsfonds basierende Aufstellung darüber, welches Investitionsvolumen diese monetäre Förderung induziert hat. Wenn ein Betrieb für eine Investitionsmaßnahme, für Aktivitäten öffentliche Förderungsmittel bekommt, dann investiert er ja auch erhebliche Eigenmittel. Ich muss sagen, das kann sich sehen lassen: Es sind in den Jahren 1997 bis 2000 von Seiten der geförderten Wirtschaft rund 11 Milliarden S an Investitionsvolumen zustande gekommen.

Diese zunehmende Inanspruchnahme auf Grund der gut gelungenen Gestaltung des Förderungsinstrumentariums hat natürlich auch ihre Schattenseiten gehabt und hat sie auch noch - wir arbeiten an entsprechenden Lösungen -, nämlich, dass es zu Engpässen der Mittel gekommen ist. Die Förderungsinstrumente sind sehr, sehr gut angenommen worden. Das heißt, die Flut der Anträge hat in einem solchen Ausmaß zugenommen, dass die budgetären Mittel deutlich knapp geworden sind und sich zum Teil auch absehen lässt, dass sie, wenn alles, was an Anträgen eingegangen ist, aufgearbeitet ist, weit überschritten werden. 

Was macht man nun nahe liegenderweise in einer solchen Situation? - Der erste Schritt ist, zu überlegen, ob man nicht noch Geld zur Verfügung stellen könnte. Das ist nach langen Verhandlungen gelungen: Es wird eine Sonderfinanzierung aufgebracht, in deren Rahmen 220 Millionen S zur Verfügung gestellt werden, um all jene, die bereits um Förderungsmittel eingereicht haben, noch bedienen zu können. Doch gibt es dabei einen Wermutstropfen: Der Herr Finanzstadtrat in Person des Herrn VBgm Rieder hat über den Wirtschaftsstadtrat in Person des Herrn VBgm Rieder gesiegt und stellt diese Mittel nicht als echte Sonderfinanzierung zur Verfügung, sondern in Form eines Darlehens. Das heißt, dass das späteren Generationen von Einreichern abgehen wird. Wir müssen also die, die jetzt nachkommen, darauf vorbereiten, dass jetzt - unabhängig von der positiven Schwerpunktsetzung, die wir heute beschließen - das Füllhorn nicht mehr in dem Maße zur Verfügung steht, wie wir es erhofft haben.

Ich betone extra: Das schmerzt sehr. Die Finanzverwaltung hat die Auflage erstellt, dass diese 220 Millionen S in zwei Tranchen zu je 110 Millionen S im Jahre 2003 und im Jahre 2004 abgestottert werden müssen. Ich habe aber - zumal das Budgets sind, die ja noch lange nicht beschlossen werden - die Hoffnung noch nicht aufgegeben, dass uns das erspart bleiben wird. 

Was ist der zweite nahe liegende Schritt? - Eine Evaluierung. Das macht man vernünftigerweise ohnedies mit Maßnahmen, die man von Zeit zu Zeit setzt. Das ist also auch hier fällig geworden. 

Was macht man vernünftigerweise noch? - Man überlegt sich, wenn man eine andere Vorgangsweise wählen muss, die Schwerpunktsetzung neu. Das ist der Punkt, den wir heute beschließen. Neben der für Herrn Chorherr wahnsinnig schmerzvollen Einstellung des Öko-Business-Plans, die in einer anderen Form kompensiert werden soll, stellen wir Weichen, die ich für sehr richtig halte: 

Erstens geht es um den Ausbau der Technologie- und der Innovationsförderung zu einem ganz anderen Paket: Herr Kollege Chorherr hat besonders positiv die kreativen Industrien - so hat er das, glaube ich, genannt - hervorgehoben und vor allem die Ausbildungsschiene. Diesbezüglich bin ich ganz seiner Meinung. Noch nicht erwähnt wurde, dass wir eine neue Exportunterstützung für Klein- und Mittelbetriebe kreieren, dass es gelungen ist, die Unternehmungsgründungsaktion und die Nahversorgungsaktion beizubehalten, wenn auch in abgeänderter Form, und dass neue Maßstäbe gesetzt werden, nämlich Maßstäbe, bei denen die Qualität und die Nachhaltigkeit der eingereichten Projekte entscheidend sind und Aspekte der Stadtentwicklung und der Ökologie einen besonderen Stellenwert erhalten. 

Ich sage es noch einmal deutlich: Die Weichenstellung ist okay, sie ist sehr positiv, vor allem auch insofern, als Klein- und Mittelbetriebe die Hauptadressaten der kommunalen Unterstützung bleiben. Ich will aber mit meinen Vorschusslorbeeren nicht so weit gehen, dass ich nicht doch kritisch anmerken möchte: Die Details kommen erst und da kann es schon noch sehr haarig werden. Ich sage auch dazu, dass ich aus persönlicher Detailkenntnis des Ablaufs dieses ganzen Prozesses und angesichts dessen, was noch auf uns zukommt, ernste Sorgen habe, was die Frage betrifft, ob bei den Detailkriterien auch ein so gutes Paket zustande kommen wird.

Ich möchte abschließend noch sehr deutlich auf eine andere Problematik eingehen. Es sind ja nicht nur die Förderungen, die für einen Wirtschaftsstandort und für die Wirtschaft entscheidend sind, sondern es sind auch die Rahmenbedingungen. Damit kommen wir zu einem Punkt, wo ich geharnischte Kritik äußern muss. Wenn das kommt, was jetzt im Raum schwebt, meine Damen und Herren, und was ich unter dem Begriff Belastungswelle subsumieren möchte, dann muss ich sagen, dass damit all unsere Bemühungen der aktiven monetären Wirtschaftsförderung wieder konterkariert sind. Und das wollen wir von der ÖVP bei Gott nicht hinnehmen! (Beifall bei der ÖVP.)  

Nachdem man uns angesichts unserer Warnungen vor einer Belastungswelle von Tarif- und Gebührenerhöhungen, die wir ja in den letzten Monaten schon ausgesprochen haben, alles Mögliche bis hin zu Unterstellungen nachgesagt hat, beweist das, was in den letzten Tagen bekannt wurde und auch heute, unter anderem von der Umweltstadträtin Kossina, bestätigt wurde, dass unsere Warnrufe sehr zu Recht erfolgt sind. 

Ich nenne stellvertretend - weil ich das alles jetzt nicht lückenlos noch einmal wiederholen möchte - drei Dinge: 

Erstens: Die Vorbereitung dieser Verordnung, die es WIENSTROM ermöglichen soll, zur Förderung der Kraftwärmekopplung zirka 12 Groschen pro Kilowattstunde auf den Strompreis aufzuschlagen.

Meine Damen und Herren! Im Vergleich zu den anderen Bundesländern liegen wir ohnedies im obersten Feld. Das ist ein Nachteil für den Wirtschaftsstandort! - Ich gehe in diesem Zusammenhang, insofern als ich jetzt von der Wirtschaft spreche, nicht auf die Belastung der Bevölkerung ein, obwohl natürlich auch das ein sehr wesentlicher Aspekt ist. Was aber den Wirtschaftsstandort betrifft, so ist zu sagen, dass das eine Belastung für den Wirtschaftsstandort und eine Wettbewerbsverzerrung bedeutet, die mit dem Bemühen, die Wirtschaft zu fördern, beziehungsweise mit dem Bekenntnis dazu überhaupt nicht in Einklang zu bringen sind. (Beifall bei der ÖVP.) 
Der zweite Punkt wurde heute bei der Fragestunde von der Frau Umweltstadträtin noch einmal sehr pointiert ausgesprochen, nämlich ihre bekräftigte Forderung nach einem Pflichtpfandsystem für Einweg- und Mehrweggebinde. Die Einhebung eines Pfands in der Höhe von 7 S pro Einwegflasche würde eine Belastung nicht nur für die Bevölkerung, sondern vor allen Dingen auch für die Klein- und Mittelbetriebe bedeuten. Da fördern wir die Nahversorgung, wir bemühen uns darum, dass die Mittel, die in Form der Direktförderung für die Nahversorger ausgeschüttet werden, nicht gekürzt werden - obwohl auch diese Mittel jetzt knapper werden -, wir bemühen uns, die Nahversorgung, den kleinen Greißler aufrechtzuerhalten, und dann wird der Wirtschaft eine solche Erschwernis - und der Bevölkerung eine Verteuerung - auferlegt!

Es soll uns in diesem Zusammenhang niemand mangelndes Umweltbewusstsein vorwerfen: Natürlich sind wir für eine Eindämmung des Mistes. Natürlich sind wir für Maßnahmen, die der Umwelt in hohem Maße dienen. Die reflexartige Einführung eines Obolus aber kann wohl nicht der Weisheit letzter Schluss sein. 

Ganz zum Schluss möchte ich auch noch anführen, dass wir auch einen Verkehrsstadtrat haben, der meint, angesichts einer schwierigen Verkehrssituation mit dem reflexartigen Vorschlag, dass Lkw zu Spitzenverkehrszeiten auf den Hauptverkehrsadern nicht fahren dürfen sollten, den Wirtschaftsstandort aufzuwerten. Das Gegenteil ist der Fall! - Und damit will ich es auch schon bewenden lassen. - Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr StR DDr Schock zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren!

Es ist nicht ganz einfach, den Inhalt dieses vorliegenden Geschäftsstücks sofort zu erkennen. Es beinhaltet eine allgemeine Analyse der Wiener Wirtschaft, ihrer Schwächen und Stärken, und dann sind da noch einige allgemeine Absichtserklärungen angeschlossen, die so allgemein sind, dass sie wahrscheinlich von allen Fraktionen in diesem Haus unterschrieben werden können.

Es gab daher im Finanzausschuss auch ein Rätselraten: Warum wird denn eigentlich dieser Akt mit diesem geringen Inhalt heute überhaupt hier vorgelegt? Warum wird dieser Akt hier vorgelegt, wenn die Richtlinien der neuen Wiener Wirtschaftsförderung, die ja nächstes Jahr erst in Kraft treten soll, offenbar noch gar nicht fertig sind?

Meine Vorrednerin, Frau Kollegin Rothauer, hat diesbezüglich schon ein bisschen Licht ins Dunkel gebracht, indem sie auf die Budgetmittelknappheit in unserer Wiener Wirtschaftsförderung hingewiesen hat.

Es findet sich der eigentliche Inhalt auch nur ganz versteckt, so versteckt, dass man ihn auf den ersten Blick überhaupt nicht erkennen kann. Es soll nämlich die Innovationsförderung der Stadt Wien mit 30. September, also bereits in zehn Tagen, auslaufen. Es werden keine neuen Anträge für die Innovationsförderung mehr entgegengenommen. Die Stadt muss also wegen dieser Budgetmittelknappheit ihre Innovationsförderung im vierten Quartal überhaupt aussetzen. Weil das Budget des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds nicht bis zum Jahresende ausreicht, muss er seine Förderungsaktivität schon in zehn Tagen einstellen. Im vierten Quartal, also in den Monaten Oktober, November und Dezember, wird es daher überhaupt keine Innovationsförderung der Stadt mehr geben. Die Nahversorgungs-Starthilfe in Stadterweiterungsgebieten etwa soll überhaupt ersatzlos abgeschafft werden. Es wird daher ab nächstem Jahr für Stadterweiterungsgebiete überhaupt keine spezielle Förderung für Nahversorger mehr geben.

Die GRÜNEN haben bereits darauf hingewiesen, dass auch eine spezielle Umweltaktion, der Öko-Business-Plan, bereits in zehn Tagen ersatzlos auslaufen soll.

Meine Damen und Herren! Das ist der eigentliche Inhalt dieses Geschäftsstücks unter dem Titel "Weiterentwicklung der Wiener Wirtschaftsförderung"! Weil die Einstellung von Förderungsaktionen natürlich hier vom Wiener Gemeinderat beschlossen werden muss und nicht vom Fonds selbst verfügt werden kann, nur aus diesem Grund haben wir diesen Tagesordnungspunkt heute auf der Tagesordnung. Weil zwei ganz wichtige Aktionen des Wirtschaftsförderungsfonds, nämlich die Innovationsförderung, aber auch der Öko-Business-Plan, schon in zehn Tagen, am 30. September, auslaufen sollen, müssen wir heute in der September-Sitzung diesen Akt noch schnell beschließen. 

Das ist also der eigentliche Inhalt: die Einstellung von Förderungsaktionen. 

Wenn die freiheitliche Fraktion hier trotzdem zustimmen wird, dann betrifft das die versprochene Ausfinanzierung der alten Förderungsansuchen. 

Es herrscht diesbezüglich momentan im Wirtschaftsförderungsfonds das totale Chaos: Meine Damen und Herren! Es können wegen der Budgetmittelknappheit derzeit nicht einmal bereits gegebene Zusagen des Wirtschaftsförderungsfonds auch finanziert werden! 

Das muss man sich einmal vorstellen: Ein Unternehmensgründer, ein junger Unternehmer, der in Wien ein neues Unternehmen aufbaut, erhält nach einem ausführlichen Gründungscheck vom Fonds eine Zusage. Auch die Banken geben dann im Vertrauen auf diesen Gründungscheck zusätzliches Startkapital, sie räumen Kredite ein. Und dann bricht dieser ganze Finanzierungsplan zusammen, weil die Stadt Wien ihre Finanzierungszusage nicht einhalten kann! - Es ist daher die Budgetmittelaufstockung, die heute auch in Aussicht gestellt wird, erforderlich, um wenigstens die bereits vorhandenen Förderungszusagen endlich auch finanzieren zu können.

Meine Damen und Herren! Weniger erfreulich ist, dass diese Budgetmittelaufstockung nur eine einmalige Aktion ist - auch darauf hat Frau StR Rothauer bereits hingewiesen -, um die bereits gegebenen Zusagen auch erfüllen zu können. Diese Einmalaufstockung, die so gelobt worden ist, dient nur dazu, bereits in der Vergangenheit gegebene Zusagen auch erfüllen zu können und dadurch den Ärger vieler Unternehmer über die Nichteinhaltung von Zusagen nicht noch weiter zu provozieren.

Es ist aber nicht erfreulich, dass die Stadt gleichzeitig per 1. Jänner ihre Wirtschaftsförderung massiv kürzen will. 

Meine Damen und Herren! Die Wiener Wirtschaftsförderung wurde bereits im Vorjahr per 1. Juli 2000 massiv gekürzt und nun soll per 1. Jänner 2002 ein weiterer drastischer Einschnitt, eine weitere massive Kürzung dieser Förderung erfolgen!

Man hat nach dem jetzigen Budgetmittelengpass die falsche Schlussfolgerung gezogen. Man hat den großen Erfolg der derzeit laufenden Aktionen nicht zum Anlass für eine dauerhafte Budgetmittelaufstockung genommen. Man stockt das Budget nur einmalig auf, um 220 Millionen S, um diesen Berg an unerledigten Zusagen auch abbauen, diese bereits zugesagten Förderungen auch finanzieren zu können. Man will gleichzeitig die Förderungsrichtlinien mit 1. Jänner massiv verschlechtern, damit die meisten Förderungswerber dann gleich von vornherein abgelehnt oder auf Bundesförderungen verwiesen werden können. 

Meine Damen und Herren! Es müssen ja jetzt bereits etwa ein Drittel der Förderungswerber aus Geldknappheit vom Fonds abgelehnt werden! Wenn diese geplante Förderungskürzung per 1. Jänner, die wahrscheinlich dann im Dezember in diesen Gemeinderat kommen wird, Realität wird, dann wird sich diese Situation noch weiter drastisch verschärfen. Und diese Vorgangsweise - und auch das hat meine Vorrednerin angesprochen - ist dann in der Öffentlichkeit auch noch als Verbesserung der Wiener Wirtschaftsförderung verkauft worden! Das ist zwar ein perfektes politisches Marketing - das muss man leider zugeben -, es hat aber mit der Realität, meine Damen und Herren, nur mehr sehr, sehr wenig zu tun.

Herr Vizebürgermeister! Es ist in dieser Situation nicht das Richtige, einfach den Rotstift anzusetzen und die Richtlinien des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds zu verschlechtern, die Wirtschaftsförderung zu kürzen. Denn Geld dafür ist ja vorhanden, etwa im Wiener Arbeitnehmerförderungsfonds. Der WAFF schiebt bereits seit Jahren jedes Jahr hohe Rücklagen vor sich her. Auch heuer werden dem WAFF etwa 90 Millionen S übrig bleiben, die er in das Jahr 2002 vorträgt. Der WAFF hat ja in der Vergangenheit bereits Funktionen des Wirtschaftsförderungsfonds übernommen. Er hat einzelne Aktionen in sein Budget übernommen. 

Herr Vizebürgermeister! Sie sind ja auch Präsident dieses Arbeitnehmerförderungsfonds. Es kann doch nicht sinnvoll sein, dass wir die Richtlinien des Wirtschaftsförderungsfonds so massiv verschlechtern, dass wir die Wirtschaftsförderung aus Geldmangel per 1. Jänner kürzen müssen, während der Arbeitnehmerförderungsfonds gleichzeitig immer noch auf riesigen Rücklagen sitzt! Sie selbst, Herr Vizebürgermeister, haben ja noch vor dem Sommer - es war im Mai - die Situation der Wiener Wirtschaft als Besorgnis erregend eingestuft. Sie haben auf Grund eines Gutachtens des Wifo damals beklagt, dass Wien etwa beim Wirtschaftswachstum einen deutlichen Rückstand gegenüber dem Bundesdurchschnitt aufweist, dass Wien hier das Schlusslicht darstellt.

Meine Damen und Herren! Die Stadt will mit 1. Jänner ihre Förderung genau zu einem Zeitpunkt kürzen, zu dem der Technologiesektor weltweit in eine Krise geraten ist. Wien ist von dieser Krise im Technologiesektor auch ganz besonders betroffen. Wir haben ja alle den Jobabbau in Technologiefirmen erlebt, etwa bei der Firma Telering oder auch bei Libro. Auch die Firma Philips hat erst jetzt im Sommer bekannt gegeben, dass sie insgesamt ein Drittel der Posten in Wien einsparen will. Insgesamt wird Philips bis zum nächsten Jahr 1 200 Arbeitsplätze in Wien abbauen. Auch die tragischen Ereignisse vor wenigen Tagen in New York haben natürlich die Wirtschaft auf der ganzen Welt in Mitleidenschaft gezogen und es steigt derzeit überall die Angst vor einer Rezession. 

Es haben aber viele Wirtschaftsexperten, viele Wirtschaftsforscher die Hoffnung, dass ein dauerhafter Schaden für die Wirtschaft in dieser heiklen Situation jetzt doch noch abgewendet werden kann. Die Wirtschaftspolitiker auf der ganzen Welt handeln ja auch derzeit, um das Vertrauen der Konsumenten gerade jetzt zu erhalten. Die Zentralbanken versorgen die Wirtschaft mit zusätzlichem Geld. Die Regierungen beschließen Stützungsprogramme für verschiedene Branchen. Alle versuchen, die Kaufkraft zu erhöhen und die Förderungsprogramme zu verbessern. 

Und was plant die Stadt Wien in dieser Situation? - Die Stadt Wien will in dieser heiklen wirtschaftlichen Situation ihre Wirtschaftsförderung per 1. Jänner massiv kürzen. Herr Vizebürgermeister! Die Wirtschaftsforscher warnen uns ja jetzt, dass in dieser heiklen Situation schon ganz geringe Belastungen ausreichen können, um die Wirtschaft tatsächlich in eine Rezession zu treiben. Frau Kollegin Rothauer hat ja bereits darauf hingewiesen: Auch die neue Stromsteuer in der Höhe von 1 Milliarde S, die Sie in der Schublade haben, ist sicher der falsche Weg. Es ist aber sicher auch der falsche Weg, die Innovationsförderung der Stadt in dieser heiklen Situation im vierten Quartal überhaupt auszusetzen, und es ist sicher auch das falsche Signal, die Wiener Wirtschaftsförderung insgesamt per 1. Jänner überhaupt und massiv zu kürzen. 

Wir fordern Sie daher auf: Schichten Sie doch etwa diese vorhandenen Rücklagen im Arbeitnehmerförderungsfonds rechtzeitig um und verzichten Sie in den Verhandlungen, die noch bevorstehen, auf die geplante Förderungskürzung zum 1. Jänner 2002! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Fritz Strobl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ganz kurz zum Grundsätzlichen: Ich glaube, mit der Ankündigung der Erhöhung der direkten, der monetären Wirtschaftsförderung von 613 auf 666 Millionen S, also um zirka 9 Prozent, für das Jahr 2002 und einer damit verbundenen Neuorientierung in bestimmten Segmenten der Wirtschaftsförderung setzt die Stadt Wien, setzen wir ein gerade für Klein- und Mittelbetriebe, die die Motoren der Wiener Wirtschaft sind, wichtiges positives Signal. Ein solches Signal kann gerade in einer für die Wirtschaft - meine Vorredner haben ja schon darauf hingewiesen - sehr schwierigen Zeit gar nicht hoch genug eingeschätzt werden. Diese Wirtschaftsförderung neu zeigt uns aber noch etwas sehr deutlich auf, nämlich den Unterschied zwischen einer Wirtschaftspolitik, wie sie derzeit auf Bundesebene betrieben wird, und jener, wie sie derzeit und auch in Zukunft in der Stadt Wien von der Sozialdemokratischen Partei gestaltet wird.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es gibt nämlich auf der einen Seite, auf der Bundesebene, einen verordneten Investitionsstopp, es gibt eine Diskussion über die Anschaffung von Abfangjägern, und es gibt vor allem ein stures Festhalten am so genannten Nulldefizit, egal wie sich die Wirtschaft in der Welt rund um Österreich verändert und entwickelt. Das kann nicht der richtige Weg sein! Es gibt als Gegenmodell bei uns in der Stadt Wien für die Wirtschaft das klare Signal, dass es darum geht, sie zu unterstützen und Impulse zu setzen, um Wirtschaft und Beschäftigung dementsprechend anzukurbeln. (Beifall bei der SPÖ.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren vor allem von der ÖVP und auch von der FPÖ! Sie haben jetzt in Ihren Wortmeldungen immer wieder darauf hingewiesen, was nicht alles zu tun sei. Das ist in vielen Bereichen, die Sie angesprochen haben, grundsätzlich richtig, nur: Wir sind hier bitte die falschen Adressaten! Melden Sie sich doch bitte in Ihren Parlamentsklubs so engagiert zum Wort und sagen Sie dort, welche Impulse für die Wirtschaft - nicht nur in Wien, sondern in ganz Österreich - notwendig sind! (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe des GR Dr Wilfried Serles sowie des StR Johann Herzog.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Was sind nun die Eckpunkte der Wirtschaftsförderung neu? - Es wurde ja schon kurz darauf hingewiesen: Es erfolgt zunächst einmal ein Ausbau der Technologie- und Innovationsförderung, wobei es in erster Linie darum geht, vor allem Klein- und Mittelbetrieben den Zugang zu diesen neuen Technologien zu erleichtern, und zwar durch einen Mix aus Beratung und direkter Förderung. 

Bereits erwähnt wurde auch die neue Exportunterstützung, die es für Wiener Klein- und Mittelbetriebe geben wird. Auch hier geht es darum, gemeinsam mit diesen Klein- und Mittelbetrieben eine Strategie zu erarbeiten, also auch hier beratend tätig zu sein und in der Folge Förderungen zu gewähren, zum Beispiel für die Erstellung fremdsprachiger Exportpublikationen, für Messebeteiligungen, Übersetzungskosten, Internetauftritte und so weiter. 

Ein weiterer sehr wichtiger Bereich ist die Unternehmensgründung. Wir waren in den letzten Jahren hier in Wien sehr erfolgreich und haben - Sie alle kennen die Zahlen - beispielsweise im Jahr 2000 ein Rekord-Gründungsjahr mit knapp über 6 000 Gründungen gehabt. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Erhaltung der Nahversorgung und damit auch die Erhaltung der Lebensqualität sowie die Erhaltung von sehr vielen Ausbildungsplätzen und Arbeitsplätzen. Selbstverständlich gibt es auch weiterhin die Unterstützung für die Wiener Einkaufsstraßen und selbstverständlich - ich glaube, das ist auch ein sehr wichtiger Aspekt - bleibt auch die Branchengliederung im Bereich der Nahversorgung erhalten. Der Begriff des "Nahversorgers" bezieht sich nämlich nicht nur auf den klassischen Greißler, sondern es gibt mittlerweile über 40 Branchen, die zur Nahversorgung gehören. 

Im Zusammenhang mit dem letzten Punkt möchte ich auch noch ganz kurz auf das eingehen, was Herr Mag Chorherr angesprochen hat, nämlich auf die Neugestaltung des Umweltbereichs in der Wiener Wirtschaftsförderung - Stichwort "Öko-Business-Plan". 

Die Förderung durch den Fonds im Rahmen des Öko-Business-Plans wird in der bestehenden Form - und ich betone: in der bestehenden Form - per 30. September 2001 eingestellt. Das ist grundsätzlich richtig, aber: Das bedeutet ausschließlich, dass es in den kommenden Monaten keine Neueinreichungen in dieser Förderschiene geben wird. Selbstverständlich können Unternehmen, die derzeit am Öko-Business-Plan teilnehmen, auch über diesen Zeitraum hinaus die monetäre Förderung in Anspruch nehmen - Mag Chorherr hat das ja auch in seiner Wortmeldung erwähnt. So ist es trotz der angesprochenen Budgetknappheit auch im nächsten Jahr möglich zu fördern, und es ist sogar möglich, diese Förderung noch zu erhöhen, nämlich um 3 Millionen S auf etwa 10 Millionen S, die dann zur Verfügung stehen werden. 

Die Öko-Förderung wird ab dem Jahr 2002 darüber hinaus auf eine neue, breitere Ebene gestellt: Neben einer monetären Unterstützung, die, wie bereits angesprochen, zirka 10 Millionen S ausmachen wird, wird ein Beratungsmodul eingesetzt. Bei dieser Umweltberatung werden gemeinsam mit Unternehmen die spezifischen ökologischen Ansatzpunkte für den Betrieb sowie die damit verbundenen wirtschaftlichen Einsparungsmöglichkeiten erarbeitet. Im Zuge dieser Beratung ist eine enge Zusammenarbeit mit den Akteuren des Öko-Business-Plans Wien natürlich unerlässlich. Dieses Beratungsmodul ist ein zentrales Moment der neuen ökologischen Förderung, denn gerade im Innovationsbereich zeigt sich zunehmend, dass Beratung zumindest gleichbedeutend mit finanzieller Unterstützung, wenn nicht bedeutender als diese ist. Mit der Umweltberatung wird daher die Qualität der Förderung erhöht. 

Wie wichtig der Wirtschaftspolitik die Ökologisierung der Wirtschaft ist, zeigt sich auch daran, dass im Zuge der Neuausrichtung der Innovationsförderungen der ökologische Aspekt nicht mehr wie bisher isoliert betrachtet wird, sondern vielmehr bei allen Programmen integrierter Bestandteil ist - wir haben ja auch im Ausschuss schon kurz darüber gesprochen. Konkret bedeutet das, dass jedes Innovationsprojekt auf seinen ökologischen Gehalt überprüft wird und dass bei technologisch gleichwertigen Projekten jenen, die als ökologisch hochwertiger erachtet werden, der Vorzug gegeben wird. Der ökologische Aspekt wird somit bei der Beurteilung aller neuen Programme eine tragende Rolle spielen. 

Darüber hinaus - und auch darauf wurde schon eingegangen - beginnen jetzt Verhandlungen auch mit Bundesförderstellen, im Speziellen mit der Kommunalkredit Austria, die bis jetzt nicht in das Programm des Öko-Business-Plans Wien involviert waren. Natürlich müssen wir uns auch darum bemühen - Kollege Chorherr hat es schon erwähnt -, dass vermehrt auch Bundesförderungen in Anspruch genommen werden. Derzeit verhält es sich so, dass von den 400 Millionen S, die an Bundesförderungen zur Verfügung stehen, nur 0,5 Prozent - das sind 2 Millionen S - von Wiener Unternehmen in Anspruch genommen werden. In anderen Bundesländern ist dieser Anteil bedeutend höher. 

Abschließend ist festzustellen: Mit dieser Umstellung der Förderung soll ein weiterer Schub der Ökologisierung der Wiener Wirtschaft erreicht werden, wobei im Vordergrund die erhöhte Qualität der Unterstützung und die Integration des ökologischen Aspekts in alle Innovationsprogramme steht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Grundsätzlich erwarten wir uns von der neuen Wirtschaftsförderung einen weiteren positiven Impuls. 

Ein sehr wichtiger Punkt, den ich noch kurz ansprechen möchte, weil immer wieder darauf hingewiesen wurde, wie eingeschränkt in Zukunft das Angebot sein wird: Man muss in diesem Zusammenhang schon bedenken, dass ein Ziel dieser neuen Förderung auch darin besteht, den so genannten Gießkanneneffekt in Zukunft zu vermeiden und die Förderungen so zu steuern, dass sie wesentlich zielgenauer zu jenen Unternehmen gelangen, die sie auch wirklich für ihre Investitionen brauchen. Damit wird es uns auch gelingen, in Zukunft eine weitere Vervielfachung der von der Stadt Wien investierten Förderungsschillinge zu erreichen. - Ich danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Pfeiffer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Stärkung der Wirtschaftsförderung ist eine wichtige und richtige Maßnahme, denn es bedarf für einen Erfolg eines Unternehmens immer zuvor großer Anstrengungen und Investitionen, die nicht immer - meistens nicht - sofort zur Verfügung stehen. 

Es sind vor allem die durch uns und die Gesellschaft geschaffenen gesetzlichen Rahmenbedingungen, die die Betriebe heute in einem viel stärkeren Ausmaß, als das je zuvor der Fall war - ich denke nur etwa an Umwelt-, Finanz- und Wirtschaftsmaßnahmen, ich denke an all jene Auflagen, die die Sicherheit, Arbeitsinspektorat et cetera, betreffen -, belasten. Es ist daher auch durchaus sinnvoll, richtig und gerecht, die Betriebe zumindest dort zu fördern, wo sie diese Förderung in ihrer wirtschaftlichen Gestaltung brauchen. (Beifall bei der ÖVP.)  

666 Millionen S - das ist viel Geld für den Steuerzahler, der es aufbringen muss, viel Geld, das umverteilt wird, das in die Wirtschaft verteilt wird. 666 Millionen S sind aber sehr wenig, wenn man die Dimensionen und den Finanzbedarf der Wirtschaft bedenkt. Innerhalb dieses Spannungsfelds haben wir die Aufgabe, das Richtige zu tun. Das Richtige ist sicherlich, neue Modelle und neue Schwerpunkte zu schaffen. Das ist unbestreitbar, denn genauso dynamisch, wie die Wirtschaft ist, muss natürlich auch die Wirtschaftsförderung sein. Wir können nicht Dinge fördern, die vor 50 Jahren modern waren. Das wäre wirklich sinnlos. 

Genauso wichtig ist es aber auch, diese Förderung gemeinsam mit jenen zu gestalten, die die Vertretung der Wirtschaft darstellen, nämlich mit all den Funktionären der Wirtschaftskammer, die unmittelbar am Pulsschlag der Wirtschaft ihre Tätigkeit ausüben. Was wir sicherlich nicht brauchen können und werden und was wir auch nicht wollen, ist, dass aus dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds ein kommunales Lenkungsinstrument gemacht wird, das dazu da ist, zentrale Wirtschaftslenkung zu betreiben. Das werden wir sicher ablehnen! Wir wollen, dass diese neuen Modelle und Schwerpunkte weiterhin gemeinsam mit der Wiener Wirtschaftskammer ausgehandelt und erarbeitet werden. (Beifall bei der ÖVP.)  

Drei Schienen sind schon bekannt. Es ist dies erstens die Technologie- und Innovationsförderung. Dabei geht es klarerweise darum, Geld zur Verfügung zu stellen. Hier ist es besonders wichtig, innovatorische Überlegungen zu fördern, hier geht es aber auch darum, Beratungsleistung anzubieten, und es geht darum, Unterstützung in den Bereichen anzubieten, wo gerade frisch gegründete Firmen, wo Firmen mit einem Produkt, das sich erst durchsetzen muss, weil es ja ein innovatives Produkt ist, unterwegs sind. 

Es geht zweitens um die Exportunterstützung, denn gerade in diesem Bereich tun sich kleine und mittlere Unternehmen sehr oft schwer, weil sie nicht nur über die massiv vorhandenen und sehr vielfältigen Bedingungen, die sie im eigenen Lande vorfinden, Bescheid wissen müssen, sondern zusätzlich auch noch über alle die notwendigen gesetzlichen oder sonstigen Vorbereitungsmaßnahmen im Bereich anderer Staaten.

In der dritten Schiene geht es um die Förderung von Klein- und mittleren Unternehmen. Das ist, wie wir ja wissen, auch ein Schwerpunkt der EU, und es hat einfach auch ein Schwerpunkt zu sein, denn die kleinen und mittleren Unternehmen sind jene, die die Arbeitsplätze sichern. 

Ich habe da immer einen Vergleich gebracht: Ein kleiner Schlosser mit einem einzigen Drehautomaten und einem Bediener und Einsteller dafür, der kann den nicht entlassen, auch wenn die Auftragslage vielleicht um 20 Prozent zurückgeht, denn diesen einen braucht er in jedem Fall. Ein Großbetrieb, in dem 100 solche Anlagen stehen, der geht sofort, wenn die Auftragslage um 5 Prozent nachlässt, dazu über, zu kündigen. Und da ist der Knackpunkt gegeben, dass eben die kleineren und mittleren Unternehmen diejenigen sind, die Arbeitsplätze sichern. Das hat sich immer wieder herausgestellt.

Nicht zuletzt ist es ja so, dass in Österreich die Arbeitsplätze besser gesichert sind, weil wir einen viel höheren Anteil an Klein- und mittleren Unternehmungen haben als andere Länder. Auch hier muss ein Schwerpunkt gesetzt werden, und auch in diesem Fall ist der Schwerpunkt die direkte Förderung, denn man muss diesen kleinen Unternehmen das Geld zur Förderung direkt in die Hand geben. Die wollen nicht bis zum Totsein beraten werden, die wollen nicht bis zum Totsein ihres Betriebes Unterstützung erlangen, weil sie eigentlich unmittelbar investieren müssen, um ihre wirtschaftliche Existenz zu sichern. 

Und das ist der Punkt, denn auch wir von der Volkspartei fordern: Die direkte Wirtschaftsförderung gegenüber diesen Betrieben muss weiterhin ausgebaut werden, auch im Sinne einer freien Marktwirtschaft. Es könnte durchaus sein, dass es neue Förderungsinstrumente gibt, die vorsehen, dass solche Förderungsleistungen dann, wenn der Betrieb Erfolg hat, wiederum zurückgezahlt werden können. 

Wir von der Volkspartei fordern daher weiterhin, die Wirtschaftsförderung nicht als Geschenk, sondern als eine notwendige Maßnahme zu sehen, um unsere Wirtschaft zu sichern. (Beifall bei der ÖVP.)
Es gibt aber auch noch andere Kriterien, die zur Wirtschaftssicherung beitragen, die ganz, ganz wichtig sind und zum Teil wirklich in den Vordergrund gestellt werden müssen. Das sind insbesondere Kriterien, die zur Verbesserung der Rahmenbedingungen in der Wirtschaft führen. Und da gibt es aus meiner Sicht wiederum zwei wichtige Bestandteile: Das eine ist das Vermeiden von Monopolen, denn Monopole schaden der Wirtschaft grundsätzlich und immer, das Zweite ist der Abbau von Bürokratismus und Vereinfachung der Verwaltung. Auch das ist notwendig, denn die Aufblähung der Verwaltung bringt auch der Wirtschaft sehr viele zusätzliche und nicht erforderliche Ausgaben und Belastungen.

Lassen Sie mich zum ersten Bereich, zu den Monopolen, kommen. Da komme ich insbesondere auf die Werbewirtschaft, da komme ich auf jenen Vertrag zu sprechen, der vor kurzem abgeschlossen wurde, und zwar die Monopolfirma Gewista zu verkaufen beziehungsweise einzubringen in eine Gesellschaft, in der ein ausländischer Unternehmer, der Franzose Decaux, die Mehrheit der Gesellschaftsanteile besitzt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Immer wieder ist es Pflichtübung hier in diesem Saal, aus dem einen oder anderen Grund auf die österreichische Bundesregierung loszugehen. Wenn seitens der Bundesregierung zukünftige mögliche Sanierungen beziehungsweise Privatisierungen diskutiert werden, wird von vielen Damen und Herren, die hier sitzen, gleich ein großes Geschrei über den Ausverkauf unserer österreichischen Firmen erhoben. Wenn man sich aber die Daten ansieht, dann erkennt man, dass es eigentlich sozialistische Funktionäre sind, die im sozialistischen Einflussbereich gelegene Firmen an das Ausland verkaufen. Und das, meine Damen und Herren, möchte ich hier auch einmal klar und deutlich feststellen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Die ÖVP verkauft das!)
Wenn die ÖVP verkauft - in diesem Fall war es allerdings nicht die ÖVP; so gut informiert, Herr Kollege Kopietz, solltest du sein, dass du weißt, dass es nicht die ÖVP war, sondern andere Teilorganisationen der ÖVP -, dann ist das reine Sache der ÖVP, aber wenn die Gemeinde Wien ihre Anteile über die Holding, über die Bank Austria letztendlich an ein französisches Unternehmen verkauft, dann ist das eine Sache von uns allen. Das ist der Unterschied, das sollten Sie schon merken. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.) Denn es ist nicht die ÖVP, die sagt, wir haben Anteile an einem städtischen Unternehmen und damit gehört das städtische Unternehmen uns. Es sind immer wieder die Sozialdemokraten, die glauben, alles, was der Stadt Wien gehört, gehört gleichzeitig auch ihrer Partei. (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Es hat nur die ÖVP verkauft, sonst hat niemand verkauft!)
Wir werden daher heute einen Resolutionsantrag stellen, um die branchenunüblich langen Verträge, die zur Monopolstellung der Gewista geführt haben, wieder auf das zurückzuschneiden, was wirtschaftspolitisch - und jetzt bin ich wieder beim wirtschaftlichen Bereich - notwendig ist, um die Konkurrenz im Bereich der Werbewirtschaft auch in dieser Stadt wieder einzuführen, denn das ist erforderlich.

Wir stellen daher folgenden Beschlussantrag: 

"Der Wiener Gemeinderat spricht sich für eine vollständige Offenlegung der laufenden Verträge zwischen der Firma Gewista und der Stadt Wien und für eine sofortige Kündigung aller diesbezüglichen Verträge mit einer Laufzeit über zehn Jahre aus."

In formeller Hinsicht darf ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags beantragen. (Beifall bei der ÖVP.)
Damit würden dann endlich branchenübliche Zustände auch in diesem Bereich und im Rahmen der Monopolwirtschaft herrschen, deren starker Vertreter du ja offensichtlich bist, sonst würdest du dich nicht so mit Zwischenrufen engagieren. Wir möchten, dass diese Monopolwirtschaft zumindest dann aufgehoben wird, wenn ein Unternehmen in private Hände übergeben wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es gibt noch den zweiten Bereich, den Sie ja kennen, das ist der Abbau des Bürokratismus und die Verwaltungsvereinfachung. Es ist bekanntlich eine schwierige Materie. Viele Regierungen des Landes, viele Regierungen dieser Stadt haben sich immer wieder darum bemüht. Teilerfolge sind ab und zu sichtbar. Leicht ist es nicht, das wissen wir, und es wird auch in Zukunft nicht leicht sein. Es gibt vielfältige Gründe dafür. 

Es ist einmal das grundsätzliche Verlangen nach gesetzlichen Regelungen, das immer dann auftaucht, wenn irgendwo irgendetwas passiert. Dann schreien die gesamte Bevölkerung oder Teile davon nach irgendwelchen gesetzlichen Regelungen. Jede gesetzliche Regelung erfordert wieder einen Haufen von Beamten, die nachher diese Dinge exekutieren müssen. Es ist aber sehr oft auch der Lobbyismus einzelner Gruppen und das Verlangen nach Sicherheit innerhalb der Gesellschaft, das dazu führt, dass sich der Verwaltungs- und Bürokratismusapparat aufblähen. Und es ist sehr oft auch das Verharren in beamteten hierarchischen Strukturen in einer Mentalität, die möglicherweise nur dazu dient, die bestehenden Dinge fix und sicher und für immer festzuschreiben. 

Diesbezüglich habe ich einen Vorschlag, den Sie alle schon kennen, aber ich werde nicht müde werden, ihn immer wieder vorzubringen, damit wenigstens in einem so kleinen Bereich, wie ich ihn Ihnen vorschlage, eine Änderung dieses Bürokratismusdenkens und dieses Verwaltungsdenkens stattfindet, das ist der Bereich der Einführung der 10‑Minuten-Parkscheibe.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Der Ersatz der Parkscheine ist eine sinnvolle Maßnahme, denn die Parkscheine sind praktischer, das wissen Sie. (VBgm Dr Sepp Rieder: Parkscheine?) Die Parkscheine sind unpraktischer, die Parkscheibe ist praktischer. - Entschuldigen Sie, bei so vielen Zwischenrufen kann schon einmal ein Versprecher passieren. Die Parkscheibe ist praktischer, ganz einfach deshalb, weil sie immer zur Hand ist und die Scheine nicht extra geholt werden müssen. Sie müssen nicht erzeugt, verteilt, ausgeschrieben und dann entsorgt werden. Das sollte besonders für die GRÜNEN als umweltfreundlicher Aspekt einen kleinen Impetus bringen, vielleicht auch noch darüber nachzudenken und nicht nur, weil es eine Parkscheibe ist, sofort dagegen zu sein. Parkscheiben sind vor allem billiger. Die 12,5 Millionen S, die bisher ausgegeben wurden, wären zum Beispiel für die Wirtschaftsförderung durchaus besser angebracht, als für das Erzeugen von Wegwerfparkscheinen. Das wäre doch ein guter Vorschlag.

Viele Städte in diesem Land kommen sehr gut damit aus, noch dazu bei einem kostenlosen 10‑Minuten-Parkverfahren. Hier geht es ja nicht darum festzustellen, ob einer irgendwo zwei Stunden, vier Stunden oder sechs Stunden steht, sondern es geht um 10 Minuten. Und Gott soll abhüten, er steht 12 Minuten dort! Was wird der große Nachteil sein? - Dass diese Parkscheibe, wie es immer wieder heißt, leichter zu manipulieren ist? Das ist so ein hanebüchenes Argument, das auch jetzt wieder in der Ablehnung des vorigen Antrags durch den Herrn Vizebürgermeister gebracht wurde. Das ist ja wirklich interessant. Glauben Sie, dass es leichter ist, eine Parkscheibe nachzustellen, als auf einen Parkschein statt 14.10 Uhr 14.20 Uhr draufzuschreiben? - Also diese Manipulationserleichterung durch die Parkscheibe möchte ich mir gerne anschauen. Wer so etwas in eine Begründung hineinschreibt, hat noch nie mit dem gearbeitet oder denkt keine Sekunde darüber nach, was er da eigentlich hineinschreibt. 

Zweitens wurde immer wieder gesagt, die Nummer, die auf diesem Parkschein draufsteht, würde zu einer unglaublichen Rechtssicherheit des Betroffenen beitragen, denn wenn in der Anzeige die Nummer steht und eine falsche Zeit, dann kann er die richtige Zeit anhand dieses Zettels belegen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das ist schon richtig, nur habe ich mich erkühnt, einmal zu fragen, wie oft denn so ein nummerierter Parkschein in einem Verwaltungsstrafverfahren schon einmal tatsächlich ein notwendiges und sinnvolles Beweisstück war, um einem fälschlich Angezeigten wieder die Freiheit zu schenken sozusagen. Da hat sich dann herausgestellt - auch wieder in einer Anfragebeantwortung des Herrn Stadtrats -, dass man das nicht weiß, weil darüber keine Aufzeichnungen geführt werden. Also, so wichtig ist die Angelegenheit, dass nicht einmal Aufzeichnungen darüber geführt werden, in welchen Fällen sich tatsächlich das Kontrollorgan geirrt hat und der Betroffene anhand dieses Parkscheins sagen konnte: Ihr seid schuld und ich bin der Unschuldige, denn hier habe ich den nummerierten Parkschein. Das weiß man nicht einmal, aber dafür haben wir bisher 12,5 Millionen S Steuergeld bezahlt. Das ist eine ungeheuere Verschwendung!

Das müssen Sie den Bürgern einmal sagen, warum Sie weiterhin nicht bereit sind, darüber nachzudenken, warum Sie weiterhin daran festhalten, warum Sie weiterhin den wirklich verbeamteten Antworten so viel Raum geben, dass der klare und gesunde Menschenverstand nicht mehr zum Tragen kommt. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ und bei den Grünen.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist höchste Zeit, den Bürgern diese lästige Pflicht mit den Parkscheinen endlich zu ersparen. Es ist höchste Zeit, mit den Millionen, die hier zum Fenster hinausgeworfen werden, bessere und interessantere vor allem gegen den Sozialabbau der Regierung gerichtete Maßnahmen zu setzen. (GR Mag Christoph Chorherr: Parkscheibe gegen Sozialabbau!) Da könnten Sie sich einmal stark machen, Herr Kollege Schuster, da könnten Sie einmal herausgehen und sagen: Jawohl, wir haben dadurch, dass wir dieses sinnlose Sache eingespart haben, Geld zur Verfügung gestellt, um die schrecklichen Sozialmaßnahmen etwas zu erleichtern. Das wäre doch etwas! Da können Sie kommen. Kommen Sie heraus! Sie stehen ohnehin schon auf. (Beifall bei der ÖVP.) 

Wir von der Volkspartei fordern, dass endlich auch die SPÖ-Politiker nicht dem ständigen Druck der Beamtenschaft mit der immer gleichen sinnlosen Beantwortung Raum geben, sondern dass sie sich einmal verselbständigen und vielleicht doch dafür stimmen können, dass dieses Sache wenigstens einmal überdacht wird. Und so haben wir bereits einen Antrag eingebracht. Ich wollte Ihnen hier eine sofortige Abstimmung ersparen, denn es ist klar, wenn Sie vor fünf Tagen erst dagegen gestimmt haben, werden Sie jetzt nicht dafür stimmen können, aber vielleicht kann man im Ausschuss dann, und zwar in einem anderen Ausschuss als im Finanzausschuss, vielleicht doch zustimmen.

Mit dem Antrag wird der zuständige Stadtrat ersucht, eine Arbeitsgruppe des Magistrats mit der Aufgabe einzusetzen, die rechtlichen und praktischen Kriterien für die Verwendung von Parkscheiben zum Nachweis für das kostenlose 10‑minütige Abstellen von Kraftfahrzeugen in Kurzparkzonen zu untersuchen. Wenn auch das nicht möglich ist, dann werde ich mich sehr wundern und werde weiterhin Unterschriften sammeln und werde zu den 4 000, die ich jetzt schon habe, bis zu den 10 000 kommen. Dann ist das Quorum erreicht, um sogar eine Volksbefragung durchführen zu können. (Ironische Heiterkeit und Beifall des GR Mag Christoph Chorherr.)

Meine Damen und Herren! Soweit muss es kommen, um so eine lächerliche Maßnahme, wie die jetzt geforderte, durchzusetzen gegen eine Mannschaft, die offensichtlich so wie Sie (In Richtung GRÜNE.), einen Reflex gegen das Auto hat, gegen eine Mannschaft, die offensichtlich so wie Sie (In Richtung SPÖ.), nur das macht, was die Beamten ihr vorschreiben. (Beifall bei der ÖVP. - GR Mag Christoph Chorherr: Parkscheibe gegen Sozialabbau!) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr VBgm Dr Rieder zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es wird die Zukunft weisen, ob der Kollege Pfeiffer das Schicksal Catos oder des Liberalen Forums teilen wird. Das wissen wir noch nicht. Ich möchte das der Zukunft überlassen. (Zwischenrufe bei der SPÖ und bei der ÖVP. - In den Reihen der SPÖ werden 10‑Minuten-Parkscheine ausgeteilt.) 

Eine zweite Frage stelle ich mir im Zusammenhang mit dem bemerkenswerten Antrag zur Überprüfung der Gewista. Ich frage mich, ob der in Diskussion gestandene Konkurrent, ein deutsches Unternehmen - meiner Erinnerung nach aus Berlin -, wäre der zum Zug gekommen, auch einen solchen Antrag der ÖVP ausgelöst hätte oder nicht. Ich möchte nicht mehr dazu sagen, aber es hat da gewisse Mutmaßungen gegeben. 

Aber jetzt einmal in der Sache selbst zu dem Gewista-Antrag: Die Transaktion ist im April dieses Jahres erfolgt - also nicht vor kurzem, sondern das ist immerhin schon einige Zeit her. Der Stand vorher, vor dem April 2001, war folgendermaßen: 51 Prozent waren in der BC Holding, 33 Prozent waren Progress und 16 Prozent waren IWG Holding. Das waren nämlich jene ursprünglich im Eigentum des Bauernbundes und des Wirtschaftsbundes befindlichen Anteile, die bereits im Jahr 2000 an Decaux verkauft worden sind. Wenn Kollege Pfeiffer hier auf den Zuruf, der Verkauf ist durch die ÖVP erfolgt, gesagt hat, das ist nicht die ÖVP gewesen, dann hat er zwar semantisch Recht, aber von der Treffergenauigkeit her - nämlich zu unterscheiden zwischen Wirtschaftsbund, Bauernbund und ÖVP - liegt man nicht weit daneben. 

Ich frage mich, wieso diese Aufregung bei der Österreichischen Volkspartei entstanden ist, wenn eigentlich der erste Schritt zum Transfer durch Teilorganisationen der Österreichischen Volkspartei erfolgt ist. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist eine freie Vereinigung!) Ich frage mich, warum es nicht schon im Jahr 2000 zu einer Diskussion gekommen ist? Warum kommt sie jetzt? (GR DDr Bernhard Görg: Weil es um die Mehrheit geht!) Warum kommt sie in Bezug auf einen strategischen Partner, der uns immer wieder bei passenden und viel häufiger noch bei unpassenden Gelegenheiten von der Österreichischen Volkspartei angeboten worden ist? 

Ich erinnere mich an den strategischen Partner für die Stadtwerke und in vielen anderen Zusammenhängen, wo man immer wieder gesagt hat, man muss einen starken Ausländer hereinnehmen. Und wenn ich mir überlege, was der ÖVP-Wirtschaftsminister vor kurzem im Strombereich getan hat, nämlich einen strategischen Partner, einen großen beachtlichen ausländischen Stromgiganten - man könnte, wenn man es pointiert formuliert, Atomstromgigant sagen - hereinzunehmen, dann frage ich mich: Was soll jetzt die Aufregung über die Hereinnahme eines strategischen Partners? - Und zum anderen: Was hat das sozusagen mit der geschichtlichen, mit der zeitgeschichtlichen Dimension zu tun, dass es möglicherweise in der Frage, bevor es ein Holding-Teil der Bank Austria war, irgendwo auch einen Stadt-Wien-Teil gegeben hat? - Das ist so lange in der Vergangenheit zurückliegend, dass dieser Bezug wohl keine Bedeutung mehr haben kann. (GR DDr Bernhard Görg: Es geht um die Monopolstellung!)

Gut, ich räume ein, man beschäftigt sich intensiv mit der Frage der Verträge. Der nach meinem Wissensstand letzte Vertrag, der mit der Gewista von einem Teilbereich der Stadt Wien abgeschlossen worden ist, ist der Vertrag mit den Wiener Linien. Der war bereits 1997 Gegenstand einer Rechnungshofüberprüfung. Ich erinnere daran, dass die Gewista im Jahr 1997 durch den Rechnungshof überprüft worden ist und dass dabei auch die Vertragskonstruktionen durchleuchtet worden sind. Und ich mache darauf aufmerksam, dass das Rechnungshofergebnis auch hier im Gemeinderat und im Kontrollausschuss debattiert worden ist. - Also offensichtlich ist da eine merkwürdige Veränderung vor sich gegangen. 

Ich sage noch einmal: Die heutige Konstruktion besteht aus einem zugegebenermaßen sehr eindrucksvollen, aber in der europäischen Werbebranche auch sehr wichtigen, nämlich tatsächlich strategischen Partner. 67 Prozent sind durch die Einbringung der Holding-Anteile der Bank Austria jetzt in der Decaux Central Eastern Europe zusammengefasst und 33 Prozent sind weiter bei Progress. 

Also gemessen an der Diskussion, die von der Bundesregierung im Zusammenhang mit den Unternehmungen der verstaatlichten Industrie losgetreten worden ist, nämlich weg mit der Kernaktionärschaft, kann ich über diese unterschiedlichen Meinungen in der Österreichischen Volkspartei nur den Kopf schütteln. Was der Antrag, gemessen an all dem, was ich geschildert habe, bedeuten soll, wirft Fragen über die Motive auf. Es hätte mich eigentlich interessiert, ob sich jemand von der Österreichischen Volkspartei mit Fug und Recht hier herstellen und erklären kann, aus welchen Motiven heraus dieser Antrag jetzt gestellt wird, ob da nicht andere Motive dahinter sind. 

Dieser Verdacht drängt sich bei mir nicht auf, weil Sie einen großen Vertrauensvorschuss bei mir haben, Herr Kollege Pfeiffer, aber ich frage mich, was hat die Österreichische Volkspartei veranlasst, vor dem Hintergrund einer Diskussion über einen möglicherweise nicht zum Zug gekommene Konkurrenten einen derartigen Antrag zu stellen, obwohl es alle diese Fakten gegeben hat, insbesondere bereits eine eingehende Untersuchung des Rechnungshofs und eine Debatte hier im Kontrollausschuss und im Gemeinderat. 

Seien Sie so nett, Herr GR Pfeiffer, das, wenn Sie können, gleich aufzuklären (GR Gerhard Pfeiffer: Ich habe mich schon gemeldet!), zu erklären, dass Sie nichts damit zu tun haben, dass es keinen Zusammenhang gibt zwischen der Wiener ÖVP und möglichen Konkurrenzverhältnissen, sondern dass es ein lauterer Versuch ist, noch einmal untersuchen zu lassen und zu sagen, der Rechnungshof hat damals vielleicht nicht genau geprüft, schauen wir uns das noch einmal an. Das möchte ich gerne von Ihnen hören, damit diese Unterstellungen, die im Raum stehen, ausgeräumt werden können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es sind in der Diskussion über die Neuordnung und Aufstockung der Mittel über die Wirtschaftsförderung einige Punkte angesprochen worden. Ich möchte sie hier nicht unbeantwortet und unkommentiert lassen. Gestatten Sie mir dazu einige Bemerkungen. 

Klubobmann Chorherr hat das Thema des Auslaufens des Öko-Business-Plans angesprochen. Es gibt dazu eine Studie, die sehr viel Positives hervorhebt, allerdings auch einige Dinge erwähnt, die einen zu der Aussage veranlassen, das eins zu eins fortzusetzen wird nicht gehen. 

Ich möchte nur auf eines aufmerksam machen: Natürlich wird es für die anhängigen Anträge auch im kommenden Jahr noch Geld geben. Der Öko-Business-Plan, der bisher mit 7 Millionen S dotiert war, wird auch im kommenden Jahr mit 3 weiteren Millionen auf 10 Millionen S aufgestockt werden, um die anhängigen Anträge noch erledigen zu können. Also die Tatsache, dass jetzt eine Bremse eingezogen wird, um die anhängigen Anträge zu erledigen, bedeutet nicht, dass das ersatzlos ausläuft, sondern es wird auch im kommenden Jahr natürlich aufgearbeitet, und bis dahin wird das neue Konzept vorliegen und greifen. 

Was ist der Grund, warum wir meinen, dass wir zu einer Änderung kommen müssen? - Es gibt eine Bundesförderung, die ungefähr 400 Millionen ausmacht. 0,5 Prozent der Unternehmungen, die sich daran beteiligten, sind Wiener Unternehmer. Das kann es doch nicht sein, dass sich die Bundeshauptstadt Wien und die Wiener Wirtschaft nur mit einem Bruchteil - quasi sozusagen, wir haben ohnehin unsere eigene Wiener Förderung - daran beteiligt. Daher gibt es mit den Bundesförderungsstellen, insbesondere mit der Kommunalkredit Austria, derzeit Verhandlungen, die in die Richtung gehen, dass man sich stärker in die Bundesförderung einbringt, sodass wir ein gemeinsames System zustande bringen.

Zweitens: Es hat sich gezeigt, dass der Öko-Business-Plan und die ausgeschütteten Geldbeträge zu einem hohen Maß Großunternehmungen zugute kommen, was ja auch nicht der Sinn ist. Wir wollen ja nicht, dass die großen Unternehmungen das Geld verwenden, um die ihnen zumutbaren ökologischen Veränderungen herbeizuführen, sondern wir wollen ja in Wirklichkeit die Klein- und Mittelunternehmungen ansprechen. Das spricht auch dafür, das zu überdenken, und gerade in diesem Zusammenhang ist es sinnvoll, sich zu überlegen, ob da nicht auch eine größere Beratungskomponente dazu gehört. - Das zu diesem Punkt.

Es ist auch, insbesondere vom Kollegen Schock, ein sehr wichtiges Thema angesprochen worden, nämlich die Frage: Wie konzipieren wir unsere Zukunft als Wirtschaftsstandort? - Das kann man nicht mit der Gießkanne machen, das kann man nicht machen, indem man ziellos dahintaumelt, sondern man muss sich ein konkretes Ziel setzen, und das ist die geopolitische Lage Wiens im Hinblick auf den neu entstandenen Wirtschaftsraum in den mittel- und osteuropäischen Ländern. Das ist unsere Herausforderung und darauf haben wir uns auszurichten.

Drittens: Mit Recht setzen wir voll und ganz auf das Thema Technologie. Ein Beispiel ist Grundig. Grundig hat seinen Standort der Fernsehgeräteerzeugung in Nürnberg geschlossen, hat das herübertransferiert nach Grundig Wien, aber gleichzeitig natürlich unter Benützung der Kooperation von Grundig Wien mit den ungarischen Niederlassungen. Ein Teil der Fernseherzeugung findet dort statt, aber die technologische Komponente und die Schaltstelle ist Grundig Wien. 

Das ist ein Konzept, das sinnvoll ist. Wir verbinden damit nicht automatisch die Erwartungshaltung, dass wir alles das auffangen können, was hier an Entwicklungen in der Strategie der großen Konzerne gegeben ist, aber wir wollen die Zentralen zu uns bringen, weil damit die Forschungsstellen verbunden sind, ebenso die Umwegrentabilität von Wirtschaftsberatung, von Bankgeschäft und so weiter. Ich kann das jetzt gar nicht alles im Detail aufzählen. Das ist eine zentrale Herausforderung. 

Natürlich geht es auch in der Frage der Wirtschaftsförderung - nicht nur bei diesen 660 Millionen, sondern ich füge hinzu, mit vielen anderen 100 Millionen, etwa Investitionen, weiterer Ausbau der Bohrgasse in ein Private Partnership und vieles mehr - darum, eine Entwicklung zu festigen, die hochwertige Arbeitsplätze, und zwar Spitzenarbeitsplätze, in Wien sichert, aber nicht nur die, sondern im Gefolge natürlich auch viele andere. 

Dieses Technologienetzwerk ist bisher sehr erfolgreich gewesen. 40 000 der in Österreich vorhandenen 60 000 Technologiearbeitsplätze befinden sich in Wien. Allein im Vienna Biocenter arbeiten 700 Wissenschafter aus 40 Ländern der Welt. Ich kann nur sagen: Jede Politik der Regierung, die den Zugang von Wissenschaftern gerade aus dem osteuropäischen Raum erschwert oder verhindert, ist ein Anschlag auf den Wirtschaftsstandort Wien. (Zwischenrufe bei der FPÖ.) Das muss man mit Nachdruck bei jeder Gelegenheit sagen, insbesondere an die Adresse der Freiheitlichen, Herr Dr Serles. (Beifall bei der SPÖ.) 
Kollege Schock hat hier die Entwicklung bei der Firma Philips angesprochen. Es war nur die halbe Wahrheit, die Sie gesagt haben. Möglicherweise kennen Sie die volle Wahrheit nicht. Ich möchte sie daher auch Ihnen hier zur Kenntnis bringen. Ich zitiere aus einem Brief, den der Generaldirektor von Philips Austria nach einem Gespräch mit mir an mich gerichtet hat, in dem er mir mitteilt - ich fasse das zusammen und nehme den wesentlichen Teil heraus, um hier nicht zu lange zu sein -: "Entsprechend der weltweiten Strategie von Philips, seine Stärken als Technologiekonzern mit stärkerem profitablem Wachstum auszubauen, forciert Philips Austria seine High-Tech-Aktivitäten. Der Schwerpunkt sind dabei neben den österreichweiten Vertriebsaktivitäten die Erweiterung der bereits sehr starken Entwicklungskompetenzen und die hochautomatisierte Herstellung von zukunftsweisenden Produkten." 

Dann führt er weiter fort: "Die bereits bestehenden global bedeutsamen Entwicklungsaktivitäten werden am Standort Wien um die zukunftsreiche Technologie für digitale Recorder, kurz DWRAW, erweitert." 

Wer in Erinnerung hat, Herr Kollege Schock, welche Parole auf der internationalen Funkmesse in Berlin, die vor nicht allzu langer Zeit stattgefunden hat, ausgegeben worden ist - die digitale Revolution des Wohnzimmers war sozusagen die Parole -, der weiß, was das für den Wirtschaftsstandort Wien bedeutet, wenn einer der großen Konzerne wie Philips seine gesamte Entwicklungsarbeit in diesem Bereich nach Wien verlagert. 

Da zu sagen, dass wir hier auf der Verluststraße sind, ist in Wirklichkeit nur dann entschuldbar, wenn ich Ihnen zugute halte, dass Sie diesen Brief vielleicht nicht gekannt haben. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenrufe des StR DDr Eduard Schock und des GR Dr Wilfried Serles.) 

Noch ein Beispiel - Herr Kollege Serles, hören Sie nur zu! -: Ihr Sitznachbar hat vor nicht allzu langer Zeit bejammert, dass es hier in Wien zu wenig Technologieparks gibt. Er weiß - das halte ich ihm zugute - vielleicht nicht, dass vor nicht allzu langer Zeit auf Grund einer Vereinbarung zwischen den Landeshauptleuten von Niederösterreich, Wien und Burgenland ein Abkommen im Hinblick auf die Förderung der gemeinsamen Region, der Vienna Region, das ist die Ostregion Österreichs, abgeschlossen worden ist, und zwar auch und gerade im Hinblick auf die Entwicklung in der Technologie. Es ist in der Folge damals - auch vor nicht allzu langer Zeit - im Medientower am Donaukanal vom Wirtschaftslandesrat aus Niederösterreich und von mir der Automotive Cluster Vienna Region vorgestellt worden. Da geht es um eine sehr moderne Entwicklung, die nicht nur das Automobil umfasst, sondern Automobil und Verkehrsstrategie, wo also Verkehrsleitsysteme ins Auto eingebracht werden. Das ist ein ganz neuer Entwicklungsschub. 

Das ist dort vorgestellt worden und ich kann mittlerweile über den ersten Erfolg berichten. Heute hat mir der Geschäftsführer des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds mitgeteilt, es hat am Mittwoch eine Reise zu Fiat nach Mailand gegeben - auch in Begleitung des niederösterreichischen Landeshauptmanns - und das Ergebnis, nach den Vorarbeiten, die dazu geleistet worden sind, ist, dass diese gemeinsame Achse Wiener Wirtschaftsförderungsfonds und Eco Plus Niederösterreich ein Kooperationsabkommen des Automotive Cluster Vienna Region mit Centro richerche FIAT hergestellt hat, das ist die Forschungsabteilung des nicht unbekannten Autokonzerns Fiat. Sie alle wissen, dass es mittlerweile auch Gespräche mit Magna gibt, um bei diesem Projekt mitzutun. 

Hier entsteht also ein enorm zukunftsorientiertes Projekt, das mittlerweile nicht nur grenzüberschreitend ist, was die Ländergrenzen betrifft, sondern auch innerhalb der Europäischen Union eine massive Kooperation darstellt. - Das nur an Ihre Adresse, weil Sie gemeint haben, es geschieht da nichts.

Nächster Punkt, der hier von der tapferen Kollegin Rothauer angesprochen worden ist, ist der KWK-Zuschlag. Allen, die beim Wiener ElWOG mitgestimmt haben, kann ich nicht zubilligen, dass sie nicht gelesen haben, was sie beschlossen haben. Denn dort ist in Ausführung des Bundes-ElWOG-Gesetzes beschlossen worden, dass die KWK-Förderung vorgesehen ist - man kann also nicht sagen, ungeheurer Skandal, dass es so etwas gibt -, und ich möchte nur erklären, was die gesamtwirtschaftliche und ökologische Bedeutung dieser Sache ist.

KWK heißt, dass damit eine Kraftwerksform gefördert wird, die weder Atomenergie noch Kohle, sondern Gas benützt und die den teuren Einsatz dieser Energie überhaupt erst möglich macht dadurch, dass Strom und Wärme gleichzeitig gewonnen werden. Also, wenn wir uns in Österreich in einer Volksabstimmung gegen Atomenergie ausgesprochen haben, wenn wir uns stark machen gegen Atomkraftwerke generell - also nicht nur gegen solche, die unsere Sicherheit gefährden, sondern generell -, wenn wir uns nicht an große Stromunternehmungen ausliefern wollen, die praktisch ausschließlich auf Energie aus Kernenergie aufbauen, dann müssen wir uns neben unserer Wasserkraft auch unsere kalorischen Kraftwerke erhalten. Wer das eine sagt, also A, muss auch das andere sagen, nämlich B. Das ist eine Konsequenz, die man akzeptieren muss und die man auf einen Nenner bringen muss, mit den Anforderungen des Wettbewerbs, auch mit den Möglichkeiten des Wettbewerbs und die man auch abstellen muss auf die Frage der gesamten Situation. 

Die Tatsache der Festlegung von Zuschlägen im ökologischen Bereich kann unter dem Gesichtspunkt des Wettbewerbs und der Liberalisierung nicht automatisch bedeuten, dass alles und jedes auf den Konsumenten überwälzt wird. Das ist aber, weil es sich nicht um einen vom Landeshauptmann oder der Landesregierung verordneten Preis handelt, genauso wie beim Benzinpreis, der auch mit der Mineralölsteuer belastet ist. (Zwischenruf der StR Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer.) 

Frau Kollegin Rothauer, nur um Ihre Sorge ein bisschen zu erweitern: Vielleicht könnten Sie einmal an die Adresse Ihres Parteifreundes Bartenstein und des Finanzminister die Frage stellen, wieso im Jahr 2000 die Stromabgabe verdoppelt worden ist, ob da jemand an die Auswirkungen auf die Wirtschaft gedacht hat. Ganz zu schweigen von der Belastung der sozial Schwachen durch die Stromabgabe. Was ist dazu zu sagen? - Also ich glaube, das sollten Sie sich einmal überlegen, ob man so leichthin von dieser Frage sprechen kann. 

Und weil wir schon beim Thema integrierte Wirtschaftspolitik sind: Gerade in einer Zeit, in der es wichtig ist, dass die Wirtschaft investiert, würde ich mir wünschen, dass der Wirtschaftsminister den Investitionsfreibetrag, der einfach gestrichen worden ist, wieder herstellen würde. - All das sind Dinge, die man klarstellen soll. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Herr Stadtrat! Ich muss Sie leider auf etwas aufmerksam machen: Im Zuge der Neuregelung der Redezeit, und zwar was den Schwerpunkt anbelangt, ist es so, dass der Erstredner 40 Minuten reden darf und die Folgeredner 20 Minuten. Wir haben uns jetzt noch beraten, ob das auch für den amtsführenden Stadtrat gilt. Es gilt auch für den amtsführenden Stadtrat und ich bitte Sie daher, jetzt zum Schluss zu kommen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.)

VBgm Dr Sepp Rieder (fortsetzend): Frau Vorsitzende! Ich verspreche Ihnen, ich werde meine Lebensweise hier im Gemeinderat ändern. (Bravorufe und Beifall bei der ÖVP.) Der Jubel ist verständlich.

Ich komme zum Schluss und möchte das in zwei Sätzen zusammenfassen: Wirtschaftspolitik und Beschäftigungspolitik sind eine Einheit. Kollege Schock, es ist ein Unfug, zu sagen, man muss den Wirtschaftsförderungsfonds auf Kosten des Wiener ArbeiternehmerInnenfonds aufstocken. Beides ist eine Einheit und beides bedeutet, dass im Gegensatz zu allen Bundesländern in Wien 1 Milliarde S zur Verfügung stehen wird in einer wirtschaftlich schwierigen Zeit. 

Ich sage Ihnen, unsere Arbeitnehmer werden es brauchen und unsere Wirtschaft wird es brauchen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Es hat sich Herr GR Pfeiffer noch einmal zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (GR Harry Kopietz: Wie viele Minuten hat er noch?) Er hat das Recht, sich ein zweites Mal zum Wort zu melden. (GR Harry Kopietz: Ja, aber wie viele Minuten hat er noch?) Er hat noch zwei Minuten Zeit. (Ruf bei den GRÜNEN: Die sind schon vorbei! - GR Gerhard Pfeiffer: Nur zwei Minuten?) Ja, die Restzeit ist zwei Minuten.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Danke schön. Dann ziehe ich meine Wortmeldung zurück und melde mich zu einer sachlichen Berichtigung. (GR Mag Christoph Chorherr: Es gibt keine sachliche Berichtigung!) Aber sicher gibt es eine sachliche Berichtigung.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich bin ja vom Herrn Vizebürgermeister direkt gefragt worden, wie das ist und ob wir vielleicht ein persönliches Interesse daran hätten, dass andere Firmen in diesem Bereich in den Genuss des Monopols der stadtnahen oder damals stadteigenen Gewista kommen.

Es geht uns nicht um den Verkauf - ich sage es hier klar und deutlich, und Sie wissen es ja auch, Herr Stadtrat und Vizebürgermeister -, es geht uns nicht um die Privatisierung - das ist alles okay, dagegen gibt es überhaupt nichts einzuwenden, Sie haben da nur ein bisserl zum Fenster hinausgeredet, denn irgendetwas mussten Sie dazu sagen; ich verstehe das auch -, es geht uns darum, dass ein Monopol, das einfach deswegen geschaffen wurde, weil es ein kommunaler, ein stadteigener Betrieb war, jetzt nicht in private Hände übergeht. Darum geht es ganz deutlich. (GR Harry Kopietz: Solange es die ÖVP macht, ist alles in Ordnung! Das ist die Quintessenz!) 
Wir haben auch das Monopol von vorhin nicht gewollt. Das war immer so. Es ist auch immer geschrieen geworden seitens der Wirtschaft. Aber da haben zwei Seelen in unserer Brust gewohnt, und da hat die Tatsache, dass wir gelobt haben, zum Wohl der Stadt Wien tätig zu sein, überwogen und deshalb sind wir dafür noch eingetreten. (GR Harry Kopietz: Solange Sie die Eigentümer waren, war es in Ordnung! Jetzt ist es nicht mehr in Ordnung!) Aber jetzt, wo es komplett privatisiert wird, kann dieses wirtschaftsfeindliche Monopol wirklich nicht länger aufrechterhalten werden. Und darum geht es. Es geht um die Kündigung von Verträgen, die 30 Jahre lang laufen. Glauben wir wirklich, dass wir von einem Konkurrenten finanziert sind, damit der in 30 Jahren - denn so lange halten die Verträge - dann vielleicht da eine Plakatwand bekommen kann? 

Die einzige Unterstellung - Sie haben gesagt, es stehen Unterstellungen im Raum -, die passiert ist, ist, dass wir ein untreuer Sachwalter für irgendein privates Interesse sein könnten. Das ist wirklich eine infame Unterstellung. (GR Harry Kopietz: Denn jetzt ist das Eigentum woanders!) Ich sage Ihnen eines, Herr Vizebürgermeister: Ich habe den Namen des Konkurrenzunternehmens vor ein paar Minuten das erste Mal gehört. Ich verwehre mich dagegen, solche Unterstellungen in den Raum zu stellen, weil man einfach keine anderen Argumente zur Verfügung hat! (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet, oder? - Nein, er berichtet.

Berichterstatter GR Peter Juznic: Sehr geehrte Damen und Herren!

Zum Antrag der ÖVP, eingebracht von Herrn GR Pfeiffer, betreffend die Gewista: Wir haben nichts gegen eine Offenlegung, aber wir sind gegen eine Kündigung der Verträge. Darum lehnen wir diesen Antrag ab, und ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist gegen die Stimmen der Grünen mehrheitlich angenommen.

Es liegt jetzt noch ein Beschlussantrag der GRe Pfeiffer und Salcher vor. Er betrifft die Offenlegung der Verträge zwischen der Stadt Wien und der Firma Gewista. 

Er lautet: "Der Wiener Gemeinderat spricht sich für eine vollständige Offenlegung der laufenden Verträge zwischen der Firma Gewista und der Stadt Wien und für eine sofortige Kündigung aller diesbezüglichen Verträge mit einer Laufzeit über zehn Jahre aus." 

In formeller Hinsicht wurde die sofortige Abstimmung des Antrags verlangt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Beschlussantrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag hat nicht die Mehrheit erhalten. Die SPÖ hat diesen Antrag - gegen die Stimmen der Grünen, der ÖVP und der Freiheitlichen - abgelehnt.

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 100 (PrZ 69/01-GFW) und 101 (PrZ 71/01-GFW) der Tagesordnung - sie betreffen die Gewährung von zinsenfreien Darlehen an die CTF Finanzierungsberatungs & Betreiber GmbH und an die Schubertpark Garage Betriebs GmbH zwecks Errichtung von Parkgaragen - zusammenzuziehen, die Abstimmung jedoch getrennt durchzuführen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Driemer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Johann Driemer: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Da die Poststücke 100 und 101 gemeinsam verhandelt werden, ersuche ich um Zustimmung für beide Poststücke.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Es wird Sie sicherlich nicht verwundern, dass die Grünen diesen beiden Punkten nicht zustimmen werden. Wir glauben hingegen, dass hiermit 52 und 82 Millionen S im Grunde genommen vergraben werden. Statt "vergraben" könnte man auch sagen, es wird beim Fenster hinausgeworfen. Das wäre ungefähr das gleiche. 

Hier geht es um 300 Stellplätze im Schubertpark und 210 im Steinbauerpark. Wir lehnen es erstens grundsätzlich ab, dass unter Parkanlagen Garagen gebaut werden, zweitens lehnen wir es grundsätzlich ab, dass Volksgaragen errichtet werden und dass Geld, das heißt 300 000 S pro Stellplatz, dem Automoloch mehr oder weniger überantwortet wird. 

Ich möchte ein bisschen zitieren zu diesen beiden Punkten. Da sich ja beide Garagen relativ nahe am Gürtel befinden, möchte ich Herrn StR Görg aus einer Broschüre zitieren, in der er über die Parkraumbewirtschaftung in den anliegenden Bezirken Folgendes sagt: "Die durchschnittliche Parkplatzsuchzeit sank von 9 Minuten auf knappe 3 Minuten." - Das sind immerhin zwei Drittel Zeitersparnis, und, was auch wichtig ist: "Durch die Parkraumbewirtschaftung in den Innenstadtbezirken kam es in den Bezirken" - eben in den betroffenen Bezirken 15 bis 19 - "zu einem deutlichen Anstieg von Stellplatzauslastung, und zwar von 96 auf 108 Prozent." 

Offensichtlich hat sich die Parkraumbewirtschaftung in den inneren Bezirken ausgezahlt, offensichtlich ist aber auch, dass in den äußeren Bezirken von Parkraumbewirtschaftung keine Rede sein kann. Wenn man sich die BezirkspolitikerInnen - es sind allerdings meistens Bezirkspolitiker -, wenn man sich also die Herren Autofahrer in den diversen Kommissionen rund um das Parkraummanagement anhört, dann hört man immer wieder, dass man erstens überhaupt gar keine Parkraumbewirtschaftung in den Außenbezirken will, dass man zweitens die Gehsteige rückbauen will und drittens will man Parkgaragen bauen, und zwar alle 300 Meter. Alle 300 Meter eine Volksgarage und für jeden Wiener einen Platz in einer Volksgarage! 

Sie können sich ausrechnen, was da auf die Stadt an Ausgaben zukommen wird. Wir glauben, dass das eine unmögliche Sache ist und lehnen deswegen nicht nur die Volksgaragen ab, sondern auch diese zwei Aktenstücke. 

Ganz wichtig ist für uns dabei, dass es auch kein Konzept gibt. Weder beim Steinbauerpark noch beim Schubertpark gibt es ein Verkehrskonzept für die beiden Bezirke. Das ist für uns ein dritter Grund, das abzulehnen. - So weit zu den beiden Garagen. 

Ein wichtiger Punkt scheint mir aber auch der autofreie Tag zu sein, und zwar morgen. Wir haben einen Beschlussantrag dazu. Er betrifft allerdings nicht den autofreien Tag morgen, sondern den im Jahre 2001, weil wir glauben, dass am autofreien Tag grundsätzlich weniger gefahren wird, was ja auch die Zahlen aus anderen Städten, zum Beispiel aus dem schönen Graz, beweisen. Da stellt sich heraus, dass die Schadstoffbelastung bei Gratisbenützung der Verkehrsmittel um 5 bis 20 Prozent zurückgegangen ist. 

Und - ganz wichtig -: "Auch die Messungen während des Wiener Marathons sprechen für autofreie Tage", schreibt der VCÖ. "Die Werte von Stickstoffdioxid und Schwefeldioxid gingen entlang der Laufstrecke um fast 90 Prozent zurück, jene von Stickstoffmonoxid und Kohlenmonoxid sogar um 95 Prozent." Das ist so, auch wenn das - beim letzten Mal habe ich das schon einmal zitiert - die zuständige Stadträtin nicht glauben will. 

Wir glauben hingegen an diesen Beschlussantrag und den möchte ich jetzt vorlesen: 

"Der Wiener Gemeinderat spricht sich für die Freifahrt auf den Wiener Linien am autofreien Tag 2002 aus und ersucht den zuständigen Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke, darüber mit den Wiener Linien Verhandlungen aufzunehmen." 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke. 

Zum Schluss - wir haben ja sehr, sehr lange zugehört bei den vorigen Debattenbeiträgen - habe ich noch eine Kleinigkeit anzufügen, und zwar gibt es da einen Beschlussantrag von der ÖVP, der sich auf die heutige Fragestunde bezieht. Es geht darum, dass es einen gemeinsamen Beschluss der SPÖ und der Grünen im Alsergrund gibt, das linksseitige ganztägige Halteverbot auf der Roßauer Lände in ein temporäres Halteverbot umzuwandeln. 

Der böse Mann bin ich, denn ich habe den Antrag formuliert und geschrieben, und die ÖVP hat sich da zu einer ganz eigenartigen Reaktion hinreißen lassen. Die möchte ich gern einmal vorlesen. Da steht in der Begründung für den Beschlussantrag von Herrn Mag Wolfgang Gerstl und Herrn Robert Parzer Folgendes drinnen:

"Die geplante Maßnahme schafft jedoch auch vor allem ein erhebliches Gefahrenpotential für die Verkehrsteilnehmer." Dem kann ich ja noch folgen, aber jetzt kommt es: "Jeder Stau geplagte Wiener Autofahrer vermag sich die Situation vorzustellen, wenn mitten im stehenden Verkehr ein Fahrer sich plötzlich entschließt, aus der zweiten Spur einzuparken." - Also im stehenden Verkehr aus der zweiten Spur einzuparken, geht überhaupt nicht. Das ist schon einmal sprachlich ein Wahnsinn. 

Aber nun weiter zum Nächsten, was hier steht: "Hinzu kommt, dass in den nächsten Jahren mit einem steigenden Verkehrsaufkommen gerechnet werden muss" - no na, solange jedes Jahr 11 000 Autos hinzukommen, ist das so -, was diese Maßnahmen auch fragwürdig erscheinen lässt." - Das heißt, die ÖVP meint, bei steigendem Autoverkehr lässt man mehr Autos in das Stadtzentrum hineinfahren. Das wird sich nicht ausgehen, selbst wenn wir den Donaukanal überplatten und dort eine Autobahn errichten. Das wird nicht funktionieren. 

Und dann am Schluss heißt es: "Einer Problemlösung ist damit nicht gedient, da sich die Stauzonen auf der Roßauer Lände noch weiter in Richtung Norden verlagern."

Meine lieben Herren! Wenn Sie die Stauzonen kennen, die sich da jeden Morgen abspielen, dann reichen sie jetzt bis zur Donauuferautobahn. Wenn Sie glauben, dass die Roßauer Lände bewirkt, dass die Stauzonen bis nach Korneuburg reichen, dann könnte gewährleistet sein, dass die Autofahrer endlich umdenken und in Korneuburg in die Schnellbahn einsteigen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Gerstl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren! 

So wie mein Vorredner von den Grünen begonnen hat, kann ich auch beginnen, nur genau konträr. Für uns ist es selbstverständlich, dass wir diesen beiden Projekten zustimmen werden, denn hier haben wir fundamental unterschiedliche Ansichten. Es steht Ihnen zu, eben diese andere Ansicht zu haben, so wie wir eben jene haben, aber ich glaube, dass es auch wichtig ist, dass wir hier versuchen, die Sachen auf dem Tisch zu lassen und sie nicht in die Höhe zu bringen. Emotionen sind, glaube ich, hier nicht angebracht, sondern es geht darum: In welcher Form bewältigen wir den Verkehr am allerbesten? Und wenn ich sage, in welcher Form bewältigen wir den Verkehr am besten, dann ist auch ganz wichtig, dazu zu sagen: Wie stehen wir zur Wirtschaft und wie stehen wir überhaupt zur Mobilität in einer Stadt? 

Mobilität ist ein Stichwort, und es gilt, diese nicht zu verhindern, sondern zu ermöglichen. Doch Sie, meine Damen und Herren von den Grünen, erwecken in mir den Eindruck, dass Sie Mobilität verhindern wollen. Mobilität zu verhindern, kann aber nicht der Ansatz sein, um den es geht. Mobilität zu ermöglichen, heißt, auf vielen Punkten zu arbeiten, heißt, viele verschiedene Bereiche anzuziehen, heißt, sich natürlich auch darum zu kümmern: Wo kann ich die Autos abstellen? Wo kann ich sie unterbringen? Welchen Individualverkehr ermögliche ich und in welchem Bereich fördere ich den öffentlichen Personennahverkehr?

Dass uns das ein wichtiges Anliegen ist, zeigt auch der Umstand, dass wir zu Ihrem Beschlussantrag noch einen eigenen Beschlussantrag für den autofreien Tag eingebracht haben, weil es uns wichtig ist, dass diese Maßnahme nicht zu kurz greift. Ich glaube aber, dass Ihr Ansatz, einfach zu sagen, wir wollen, dass am autofreien Tag alle gratis mit den öffentlichen Verkehrsmitteln fahren können, eindeutig zu kurz greift. Ganz, ganz eindeutig! Es ist sicherlich eine 100‑prozentig populistische Maßnahme - es gibt wahrscheinlich nur Befürworter in der Bevölkerung -, aber Sie werden damit nicht erreichen, dass Sie an anderen Tagen von den 364, die möglich wären, die Leute in der Stadt dazu bewegen können, auch auf öffentliche Verkehrsmittel umzusteigen. 

Wenn ich den autofreien Tag als Signal hernehmen möchte, wie ich den Verkehr erleichtere, wie ich den Individualverkehr ermögliche und Anreizsysteme zum Umsteigen schaffe, dann, sage ich Ihnen, ist dies zu wenig. Wir stellen daher einen Beschlussantrag, wo ein Gesamtkonzept damit verbunden wird. Es ist nötig, ein Gesamtkonzept zu entwickeln, wie dieser Anreiz bei den Wiener Linien und bei den Konsumenten entstehen kann, damit mehr Personen am öffentlichen Verkehr teilnehmen - und dies nicht nur am autofreien Tag. Ich möchte diesen Beschlussantrag kurz vorlesen:

"Der Herr amtsführende Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird aufgefordert, über eine Freifahrtaktion auf den Wiener Linien am autofreien Tag 2002" - und hier unterscheide ich mich von Ihnen, denn Sie sprachen von 2001, aber ich glaube, Sie meinten auch 2002 (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja, 2002!) -, "in Verbindung mit der Erstellung eines Gesamtkonzepts für mehr Leistung im öffentlichen Verkehr, Verhandlungen mit den Wiener Linien aufzunehmen."

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Meine Damen und Herren! Mein Vorredner hat einen weiteren Beschlussantrag angesprochen, den wir einbringen. Dieser bezieht sich auf die heutige Fragestunde und auf die Antworten des Herrn Stadtrats für Stadtentwicklung und Verkehr im Hinblick auf die Roßauer Lände. Über sprachliche Dinge bin ich bereit, mit Ihnen zu reden. Keine Frage! Hier bin ich bereit, jeden Kompromiss auch mit Ihnen einzugehen, wenn es nur um die Worte geht. Aber uns geht es hier um den Inhalt. Es geht uns darum, dass man versucht, den 9. Bezirk nicht zu einer Dauerstauzone zu machen. Es geht uns darum, dem 9. Bezirk auch zu ermöglichen, Volksgaragen einzurichten. Und ich glaube, dass es da auch Tendenzen gibt, diese zu verwirklichen. 

Darum sollten wir uns ganz bewusst kümmern. Wir sollten nicht versuchen, vielleicht eine Parkgarage zu verhindern, weil das die Ansicht der Grünen ist, dass Parkgaragen grundsätzlich nicht gut sind, und stattdessen zu ermöglichen, dass man auf einer Bundesstraße einen Fahrstreifen sperrt und ihn für den ruhenden Verkehr zur Verfügung stellt. Nein, das kann es ja wohl nicht sein! 

Es wird ja wohl auch nicht so sein, dass die Grünen, die sehr für Bewegung sind, die Leute dazu animieren wollen, dass sie über die so genannte Gstätten auf der Roßauer Lände zu ihrem Fahrzeug gehen, um dann ins Auto einsteigen zu können. 

Es kann auch nicht so sein, dass hier vielleicht wirtschaftliche Interessen dahinterstehen, dass man den Betrieben, die bei der Summer Stage tätig sind, einen besonderen Zugang verschaffen möchte und der fließende Verkehr ansonsten nicht mehr interessant ist. 

Und es kann auch nicht so sein, dass der 9. Bezirk einfach das Interesse hat, das Stauproblem auf den 19. Bezirk zurückzuverlagern. Das wird ja wohl nicht damit zusammenhängen, dass hier unterschiedliche Couleurs in der Führungsspitze tätig sind. 

Aber ich glaube, damit wird es sicher nicht zusammenhängen, denn der Herr Stadtrat hat ja heute auch erklärt, dass er anderen Projekten, die der 9. Bezirk vorgeschlagen hat, nicht zustimmen möchte. Und das ist gut so. Denn den Gürtel vielleicht auch noch zu einer Stauzone zu machen, das widerspricht wirklich jeder Mobilität. 

Wichtig ist das Zusammenspiel von Individualverkehr und öffentlichem Verkehr. Wir von der Österreichischen Volkspartei werden daher ganz selbstverständlich Volksgaragen weiterhin unterstützen, wie das in der letzten Legislaturperiode unsere Initiative war. Wir werden diese Initiative nicht nur unterstützen, sondern wir wollen diese Initiative auch erweitern. Wir wollen das in dem Sinne erweitern, dass man nicht sagt, grundsätzlich darf es in einem Bezirk nur eine solche Volksgarage geben, sondern es muss dieses Programm ausgeweitet werden können. Dort, wo es notwendig ist, hat das auch zu erfolgen. Es muss die Zahl der Volksgaragen erweitert werden können.

Da bin ich auch nicht Ihrer Meinung, Herr Kollege Maresch. Wenn Sie mit den Bürgern im 8. Bezirk reden, dann wird Ihnen, glaube ich, ganz schnell klar werden, dass Sie dort Volksgaragen in einer Entfernung von 300, 400, 500 Metern ermöglichen müssen, auch wenn sie so knapp beisammen sind. Der 8. Bezirk hat nur eine Größe von einem Quadratkilometer, aber trotz Parkraumbewirtschaftung, auch wenn diese Vorteile gebracht hat, ist er total überparkt. Jeder Experte sagt Ihnen, es ist einfach nötig, hier auch noch ein anderes Ventil zu schaffen. Daher wird es wahrscheinlich notwendig sein, im 8. Bezirk zwei Volksgaragen zu schaffen, damit das auch möglich ist. 

In diesem Sinne bringen wir von der Österreichischen Volkspartei einen Antrag ein, der da lautet:

"Der Wiener Gemeinderat spricht sich für eine Ausweitung des Sonderprogramms für Garagen auf mehr als einen Standort pro Bezirk aus, wobei ab jeder weiteren Volksgarage pro Bezirk die Kriterien Notwendigkeit, Auslastung, Bevölkerungsdichte und Überparkung verstärkt Berücksichtigung finden müssen." 

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Stadtentwicklung und Verkehr. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich darf Sie bitten, diesem Antrag die Zustimmung zu erteilen, um im Ausschuss dann noch intensiver darüber diskutieren und alle Argumente einbringen zu können. 

Dass es wichtig ist, dass man sich um Parkplätze kümmert, zeigt eine Umfrage, die wir vor nicht allzu langer Zeit gemacht haben, wo es um die Zufriedenheit der Menschen mit den einzelnen Einrichtungen der Stadt geht. (Der Redner hält eine Graphik in die Höhe.) Die Zufriedenheit mit Parkplätzen hat dabei eindeutig die geringste Zustimmung erhalten. Neben Freizeitmöglichkeiten, Verkehrslärm, Kinderspielplätzen, Geschäften, Einkaufen, Grünflächen, Parksicherheit, öffentlichen Verkehrsmitteln ist es so, dass die Zufriedenheit der Menschen mit Parkplätzen in Wien am allerallerschlechtesten ist unter den Kriterien, die ich Ihnen hier genannt habe. Die nächste Graphik (Der Redner hält neuerlich eine Graphik in die Höhe.) zeigt Ihnen, dass gerade im 9. Bezirk - neben dem 8. Bezirk - eine sehr, sehr hohe Notwendigkeit zur Schaffung von neuen Parkmöglichkeiten gesehen wird. 

Also ich glaube, wenn Sie für die Menschen dieser Stadt und vor allem auch für den 9. Bezirk arbeiten wollen, dann stimmen Sie zu, dass dort Volksgaragen errichtet werden, und dann stimmen Sie zu, dass dort keine Parkzone errichtet wird. 

In diesem Sinne stelle ich den Antrag, dass der amtsführende Stadtrat für Stadtentwicklung und Verkehr aufgefordert wird, die geplante Einführung einer Parkzone auf der dritten Fahrspur auf der Roßauer Lände auszusetzen.

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich danke Ihnen herzlichst und bitte um Zustimmung. (Neuerlicher Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Schieder gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zur Debatte um Parkgaragen in Wien und damit zum Umgang des Wieners mit seinem Auto vielleicht einmal zwei grundsätzliche Bemerkungen aus Sicht der Wiener Sozialdemokraten, die Bestandteil unseres Wahlprogramms waren und somit auch absolute Zustimmung gefunden haben: Wir treten einerseits für einen umweltschonenden, aber schnelleren und beschleunigten öffentlichen Verkehr ein, wir treten für mehr Sicherheit im Verkehr durch Verkehrsberuhigung und durch entsprechende Oberflächengestaltung ein, damit gerade auch die schwächsten Teilnehmer in den Genuss dieser Sicherheit kommen, und wir treten dafür ein, dass jeder Verkehr, der nicht notwendig ist, verhindert wird.

Das ist einmal eine Grundvoraussetzung, und wenn ich die erfüllen will, muss ich mir überlegen wie, weil es einfach nur ins Wahlprogramm zu schreiben, wird nicht ausreichen. Daher tun wir auch was und daher ist Parkraum zu schaffen. Und daher ist das engagierte Programm der Wiener Sozialdemokraten und auch von StR Schicker, 50 000 zusätzliche Parkplätze in Wien zu schaffen in der verschiedensten Form, der richtige Weg, denn nur dann habe ich die Chance, die Autos von der Oberfläche wegzubekommen, habe ich die Chance, jene Gebiete der Stadt, von denen wir sehr viele haben, die in über 100‑prozentiger Weise verparkt sind, wo mehr Autos stehen als eigentlich Parkplätze vorhanden sind, auch wieder so zu gestalten, dass die Menschen die Straße als Lebensraum benützen können.

Um 50 000 zusätzliche Parkplätze zu schaffen, gibt es verschiedene Möglichkeiten, in den Wohnbauten, in Anrainergaragen, in Volksgaragen und in anderen Projekten. Daher sind gerade diese zwei Geschäftsstücke, die jetzt zur Verhandlung vorliegen, genau ein wichtiger Schritt in diese Richtung, weil 210 Parkplätze in Meidling und 377 Stellplätze in Währing ja auch in diese Richtung gehen. 

Die Politik, die oft die GRÜNEN vertreten in dieser Frage, dass man den Autoverkehr verteufelt, dass man dem Verkehr Beschränkungen, Hemmnisse auferlegen soll, die halte ich nicht für richtig. Ich halte es nur dann für richtig, wenn man sagt, man braucht eine kräftige Alternative, eine attraktive Alternative, das ist in Wien der öffentliche Verkehr. Man muss aber dann auch dem Umsteigewilligen die Chance geben, dass er umsteigen kann, sprich sein Auto stehen lassen kann, und daher bedarf es eben auch genau dieser Parkplätze.

Ich erlaube mir jetzt noch, auf die Anträge kurz einzugehen, denn ich denke mir klarerweise, aus dieser Logik heraus: Je mehr, desto besser. Das ist nicht die Frage des Wollens. Die zweite Frage ist allerdings: Wie finanziert man es? - Und daher, glaube ich, ist Zuweisung durchaus sinnvoll, um es in einer detaillierten Art und Weise ausführlich zu diskutieren.

Und lassen Sie mich nur zum Abschluss noch auf die Fragestellung bezüglich der Roßauer Lände eingehen, weil ja hier auch ein Antrag besteht, dem ich in dieser Art und Weise nicht zustimmen kann und möchte. Denn es ist ja heute Morgen schon von StR Schicker gesagt worden. Es ist ein Projekt, einmal auf ein halbes Jahr befristet, eine Testphase, wo die Auswirkungen genau erhoben werden und forschungsmäßig begleitet. werden. Daher halte ich es schon einmal für vollkommen falsch, und vielleicht entspricht es auch nicht ganz Ihrer politischen Zugangsweise, jetzt zu sagen, wir lehnen jeglichen Gedanken an einen Probebetrieb ab. Es wird letztendlich der Probebetrieb zeigen und auch die Expertengutachten, die nebenbei erstellt werden, welche Auswirkungen es hat und ob es überhaupt die von vielen befürchteten Auswirkungen gibt. Denn es gibt ja durchaus auch die Vermutung, dass die Auswirkungen ganz andere sein werden.

In diesem Sinne halte ich es für notwendig, weitere Schritte zu setzen bei der Verwirklichung des Wiener Parkraumprogramms. Dazu gehören diese zwei Volksgaragen und auch andere Projekte, und da sind wir auf einem guten Weg, dass in Wien ausreichender leistbarer Parkraum für die Wiener Bevölkerung geschaffen wird. Wie gesagt, nicht nur im Rahmen der Volksgaragen, sondern auch bei vielen anderen Projekten.

Wir werden daher diesen zwei Geschäftsstücken zustimmen, und wie die Anträge behandelt werden sollen, habe ich ohnehin schon erwähnt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet hat sich noch einmal Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Zunächst einmal zu diesen 50 000 tollen neuen Stellplätzen. Ich kann nur hoffen, es sind keine Volksgaragenplätze, denn das würde 15 Milliarden S ausmachen. Das würde mir schon eine sehr hohe Summe sein für Garagenplätze. Für 15 Milliarden S könnte man jede Menge Investitionen in den Gebieten Bildung, Wissenschaft, Forschung und Soziales tätigen. Soviel zu diesen Stellplätzen.

Ich möchte aber nur eine Kleinigkeit noch vorlesen. Alle kleinen Häuslbauer würden sich ja freuen, wenn sie die Konditionen bekämen, die die Volksgaragenbetreiber oder -erbauer bekommen. Und zwar lese ich es einmal kurz vor. Da gibt es ein OTS von der Frau Rothauer und von der Frau Ederer; die zwei werden ja wohl wissen, was sie gemacht haben, und da steht: 

"Die Förderung erfolgt in Form eines zinsensfreien Darlehens durch die Stadt Wien in der Höhe der Gesamtherstellungskosten mit einer Laufzeit von maximal 40 Jahren." - Das heißt, zinsenfrei maximal 40 Jahre ist nicht schlecht. Alle Kreditnehmer würden sich freuen. 

Der nächste Punkt heißt: "Tilgungsfreier Zeitrahmen von fünf Jahren ab Inbetriebnahme" - na, auch nicht schlecht - "im Rahmen der Verfügbarkeit der zweckgebundenen Mittel der Parkometerabgabe." - Jetzt wissen wir schon, dass Geld kein Mascherl hat, aber letztendlich ist das eine ganz ordentliche Förderung für den Stellplatz.

Einen wichtigen Punkt habe ich vergessen: Alle Bezirkspolitiker sind immer ganz stolz, wenn sie Gehsteigrückbauten machen dürfen, das gehört ja auch dazu. Vor vielen Jahren haben wir im Alsergrund, wo ich Klubobmann der GRÜNEN war, eine Anfrage gestellt, und da wurde uns mitgeteilt, dass der Gehsteigrückbau für einen einzigen Stellplatz 25 000 S kostet. Na, mittlerweile werden es schon 35 000 S sein. Wenn man das wieder hochrechnet mit 50 000, kommt auch eine nette Summe heraus, die sich der Milliardengrenze nähert. Also schmeißen wir im wahrsten Sinne des Wortes das Geld zum Fenster hinaus.

Jetzt am Schluss zu meinem geliebten 9. Bezirk, den ich ja zehn Jahre als Klubobmann bei den GRÜNEN irgendwie mitgestalten durfte. Und da hat es ein Projekt von der Gattin des ÖVP-Klubobmanns gegeben, das geheißen hat: Die verkehrsberuhigte Glasergasse. Und im Laufe der Diskussionen, auch mit dem Herrn Klubobmann der ÖVP, sind wir zum Schluss gekommen, einen Antrag zu stellen auf Nachtstellplätze auf der linksseitigen stadteinwärts liegenden Fahrspur eben der Roßauer Lände. Hat der ÖVP zunächst einmal gar nicht so schlecht gefallen - jetzt allerdings nicht mehr. 

Wir glauben, es war ein weiser Entschluss, hat sich ja schon anderswo lange bewährt, und zwar auf der Weißgerberlände stadtauswärts kann man sehen wie das funktioniert. 

Zum Kollegen Gerstl und seiner Garagenwut im 9. Bezirk möchte ich noch sagen, dass der Kollege Stallitzer, sein stellvertretender Bezirksobmann im 9. Bezirk, bisher der Meinung war, man müsste den Lichtentaler Park, bei dem die GRÜNEN erfolgreich eine Tiefgarage verhindert haben, gemeinsam von der SPÖ, der ÖVP und den GRÜNEN beschlossen, umgestalten, und zwar mit einer Investition von ungefähr 3 Millionen S. Seit ganz kurzer Zeit glaubt Kollege Stallitzer oder besser Ex-Kollege Stallitzer, dass diese 2 Millionen S, die bereits verbaut wurden im Lichtentaler Park, eigentlich umsonst sind, denn jetzt ist er der Meinung, dass man genau unter diesem Lichtentaler Park eine Parkgarage braucht. Das heißt, 2 Millionen S wurden sozusagen unnötig ausgegeben und jetzt soll dort eine Parkgarage errichtet werden, wo jeder Mensch weiß, dass sich dort niemand eine Parkgarage leisten kann, weil die umliegenden Parkgaragen in der WU und unter dem Bahnhof nicht ausgelastet sind. 

Also, brauchen wir dort ganz einfach keine Volksgarage, keine Parkgarage, sondern die Leute brauchen einen Park dort und keinen Parkplatz, weil - und das weiß der Kollege Gerstl nicht - an der Oberfläche im 9. Bezirk ausreichend Stellplätze vorhanden sind. BV Benke ist jetzt leider nicht mehr da, er hätte ihn fragen können, dann hätte er sich besser ausgekannt. Der Kollege Stallitzer wohnt schon seit vielen Jahren in Floridsdorf, weit weg vom 9. Bezirk, und kennt sich eben nicht aus. Das ist der Unterschied. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dipl Ing Margulies gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Eigentlich wollte ich mich zu diesem Punkt überhaupt nicht zu Wort melden. Sie hätten sich gefreut, denke ich mir einmal. Aber dann kommen von der ÖVP und auch von der SPÖ Sachen, wo ich mir denke, das gibt es doch in Wirklichkeit überhaupt nicht mehr. 

Herr Kollege, wenn Sie heute noch sagen, die GRÜNEN verteufeln den Autoverkehr, dann geht das an jeder Realität vorbei. (GR Mag Wolfgang Gerstl zeigt auf GR Andreas Schieder.) Entschuldigung. Die reale Situation ist nämlich in Wirklichkeit die, dass, wenn es in Wien um Parkgaragen geht, die Wiener GRÜNEN die einzige Fraktion in diesem Haus sind, die ein gesundes Verhältnis zum Autoverkehr haben und nicht den Autoverkehr und die Autoparkplätze als heilige Kuh allem anderen in dieser Stadt opfern. 

Wenn wir uns jetzt überlegen, was mit dem Finanzausgleich 2001 auf uns zukommt, mit dem Ergebnis der Volkszählung, der Nulldefizitpolitik der Regierung, die Wien zwingt, einen Überschuss zu machen, was das kommende Budget für 2002 an Einsparungsmaßnahmen bringen wird in den unterschiedlichsten Bereichen, und wenn dann permanent nur auf Garagen gesetzt wird, dann greifen wir uns, meine sehr geehrten Damen und Herren, als GRÜNE schon an den Kopf. 

Wir lesen in den Zeitungen vom Gesundheitsbereich. Wir wissen de facto, dass die öffentlichen Verkehrsmittel verteuert werden sollen. Und da kommen wir zu den Mobilitätskriterien. Wenn wir über Mobilität sprechen, dann sprechen wir doch darüber: Welches Verkehrsmittel wird denn in Wien tatsächlich am häufigsten benutzt? Ist es das Auto - oder sind es die öffentlichen Verkehrsmittel? Gibt es in Wien nicht noch immer genügend Familien - und jetzt sage ich absichtlich "Familien" und nicht "Einzelpersonen" -, die nicht einmal ein Auto besitzen, die gezwungen sind, öffentliche Verkehrsmittel zu benutzen, und die auf Grund des Individualverkehrs des Öfteren frühmorgens im Stau stecken, die angewiesen sind auf öffentliche Verkehrsmittel und die ebenfalls mit diesen öffentlichen Verkehrsmitteln ihre Mobilität ausüben wollen? Aber was passiert? - In absehbarer Zeit werden die Tarife erhöht. Und gleichzeitig werden Millionenbeträge für die Errichtung von Parkgaragen ausgegeben. Und es wird ja nicht bei diesen zwei Garagen bleiben, da können wir uns ganz sicher sein. Ich glaube nicht an das Umdenken bei der Sozialdemokratie. Und vor allem Sie sind verantwortlich dafür, denn Sie haben die absolute Mehrheit. Das heißt, wir werden weiter Geld für Parkgaragen, für Autos verschleudern. Aber stellen Sie sich dann bitte nicht vor die Bevölkerung, Herr Rieder, und erklären dann, wir müssen einsparen im Gesundheitsbereich, im Bildungsbereich, im Sozialbereich, wo auch immer, wegen der Politik der Bundesregierung. 

Solange es sich Wien leisten kann, Hunderte Millionen für Parkgaragen auszugeben, verzichten Sie auf jeglichen Verweis auf die Bundesregierung und kehren Sie vor der eigenen Tür, wenn Sie Leistungen in Wien schmälern. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Pfeiffer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! (VBgm Dr Sepp Rieder: Pfeiffer-Festspiele!) Wir haben keine Festspiele, ganz im Gegenteil. 

Als Döblinger Gemeinderat muss ich mich ganz entschieden gegen die Idee der Verwendung einer Fahrspur des höchstrangigen Straßennetzes als Parkplatz einerseits wenden und ich muss mich andererseits ganz entschieden gegen den Versuch wenden, dass man das in den kommenden Monaten probiert. Denn was soll denn das? - Entweder ist das eine gescheite Geschichte oder es ist ein Unsinn; versuchen müssen wir das nicht. 

Und die Millionen Schillinge, die in das höchstrangige Straßennetz investiert wurden, werden dann dazu verwendet - auf Antrag der GRÜNEN -, dass es Parkplätze werden. Das heißt, Sie wollen nicht, dass wir Parkhäuser bauen, aber wir tun die viel teureren Straßen dann in Parkplätze umfunktionieren, weil ein einzelner Bezirk ziemlich egoistisch, muss man dazusagen, ohne sich mit seinen Nachbarbezirken auch nur ins geringste Einvernehmen zu setzen, ohne eine demokratische Diskussion darüber etwas durchzuführen, aus rein anraineregoistischen Interessen in diesem Fall versucht - und wahrscheinlich wird leider Gottes der Herr Stadtrat noch einen zweiten Versuch fördern -, ein - ich sage es noch einmal - höchstrangiges Straßennetz dazu zu verwenden, ein paar Autos abzustellen. 

Haben Sie schon über das Unfallrisiko nachgedacht, wenn gegenüber der nunmehrigen Überholspur dann links davon Autos stehen und die Türen aufgemacht werden? - Die Leute schauen ja nicht, das wissen Sie ganz genau. Sie werden die Verantwortung nicht übernehmen für die Verunfallten, das ist mir ganz klar. Sie übernehmen nämlich überhaupt keine Verantwortung. Sie haben nur immer gute Ideen, die immer nur zu Lasten dessen gehen, der ein normaler Staatsbürger ist, die immer nur zu Lasten dessen gehen, der hier einzahlt. Das sind Ihre Ideen. Aber Verantwortung zu übernehmen, davon sind Sie weit entfernt. Das Unfallrisiko, muss ich hier noch einmal betonen, ist sehr, sehr hoch, und das kann man nicht wegdiskutieren. 

Und ich sage es noch einmal: Es ist unerhört und ist bisher nicht passiert, nicht einmal, wenn es darum geht, eine Straße zu asphaltieren oder sonst irgendetwas, was im Bereich von zwei Bezirken ist, dass dann überhaupt keine Konsultationen stattgefunden haben, sondern dass einfach darüber verfügt wird. 

Der 19. Bezirk und andere Nachbarbezirke, die davon betroffen sind, werden ihren Bürgern das ganz klar und deutlich sagen: Wir sind dagegen! Wir lassen einfach nicht zu, dass Ihre wirklich sehr "autophobilen" Interessen hier zu Lasten einer großen Anzahl normaler Bürger durchgesetzt werden! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Johann Driemer: Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich möchte dem Kollegen Margulies doch noch einmal zu bedenken geben: Wenn er hier in seiner Wortmeldung von Geldverschleudern gesprochen hat, weise ich das entschieden zurück. Er wird ganz genau wissen, dass diese Gelder aus der zweckgebundenen Parkometerabgabe stammen, woraus die Kredite für diese Parkgaragen gegeben und finanziert werden. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das wissen wir!) Ich möchte nur darauf hinweisen, damit Sie das auch zur Kenntnis nehmen. 

Ich meine, auch abschließend sagen zu müssen, dass in dem 100‑Punkte-Programm von uns Sozialdemokraten deutlich gemacht worden ist, dass neben der Verbesserung der Qualität und der Verbindungen des öffentlichen Verkehrs natürlich Vorsorge zu treffen ist, dass auch der Individualverkehr entsprechend von der Oberfläche wegkommt und günstige Stellplätze zur Verfügung gestellt werden. Das ist mit den beiden Poststücken 100 und 101 gegeben. In zwei Bezirken, im 12. und im 18. Bezirk, wird hier eine weitere Vorsorge getroffen, dass die Autos abgestellt werden können, und zwar weg von der öffentlichen Verkehrsfläche. 

Ich darf Sie, meine Damen und Herren, nochmals ersuchen, den beiden Poststücken, die getrennt abgestimmt werden, die Zustimmung zu geben, und ich darf nochmals für meine Fraktion hier sagen, dass den Zuweisungsanträgen der ÖVP die Zustimmung gegeben wird, ebenfalls dem Zuweisungsantrag der GRÜNEN, dass aber die beiden anderen Anträgen, für die die sofortige Abstimmung verlangt wird, von uns abgelehnt werden. 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 100 ihre Zustimmung erteilen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag ist mehrheitlich angenommen, gegen die Stimmen der GRÜNEN. 

Zu dieser Postnummer wurden drei Beschlussanträge gestellt, alle drei von der ÖVP. 

Der Erste wurde von den GRe Mag Wolfgang Gerstl und Robert Parzer gestellt. Er betrifft die Freifahrtaktion auf den WIENER LINIEN am autofreien Tag 2002 in Verbindung mit der Erstellung eines Gesamtkonzepts für mehr Leistung im öffentlichen Verkehr. Für diesen Antrag wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Ich bringe ihn zur Abstimmung. Wer diesem Antrag die Zustimmung erteilen möchte, der möge die Hand erheben. - Dies ist nicht die erforderliche Mehrheit. Dieser Antrag wurde mit den Stimmen der Sozialdemokraten abgelehnt. 

Der zweite Beschlussantrag zur Postnummer 100 wurde von den GRe Mag Wolfgang Gerstl und Georg Fuchs gestellt und betrifft die Ausweitung des Sonderförderprogramms für Garagen auf mehr als einen Standort pro Bezirk. Für diesen Antrag wird die Zuweisung an den GRA für Stadtentwicklung und Verkehr verlangt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag die Zustimmung erteilen wollen, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag hat die Mehrheit bekommen. Die GRÜNEN haben dagegen gestimmt. 

Wir kommen nun zum dritten ÖVP-Antrag. Er wurde von den GRe Mag Wolfgang Gerstl und Robert Parzer gestellt und betrifft die Einführung einer zusätzlichen Parkzone auf der Roßauer Lände. Hier wird wieder die sofortige Abstimmung beantragt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen. Die SPÖ und die GRÜNEN haben diesen Antrag abgelehnt. 

Ich habe jetzt die Abstimmung zur Postnummer 100 abgeschlossen und wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 101. (GR Mag Rüdiger Maresch: Mein Antrag wurde nicht abgestimmt!) Nein, der wurde zur Postnummer 101 gestellt und deswegen stimme ich ihn erst jetzt ab, denn zuerst kommt immer die Abstimmung des Antrags. 

Also, ich komme jetzt zur Abstimmung des Antrags Postnummer 101. 

Hier wurde kein Gegen- und Abänderungsantrag gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die der Postnummer 101 die Zustimmung erteilen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich der Fall. Die GRÜNEN haben dagegen gestimmt. 

Und hier gibt es jetzt den Beschlussantrag von Herrn GR Mag Rüdiger Maresch, und zwar betreffend Freifahrt auf den WIENER LINIEN am autofreien Tag 2002. Es wird die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag hat die Mehrheit bekommen. Die ÖVP hat diesem Antrag nicht zugestimmt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 102 (PrZ 72/01-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Veranstaltung "Wiener Adventzauber" im Rathauspark. 

Ich bitte den Berichterstatter; Herrn GR Friedrich Strobl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau StR Mag Vassilakou. 

StR Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zweifelsohne gehört der Wiener Christkindlmarkt und der "Adventzauber" dazu zu den berühmtesten Institutionen der Stadt Wien, möchte ich fast sagen. Es ist ein Wahrzeichen und es ist natürlich sehr, sehr schwierig, wenn es um Sakrilegien geht, Kritik anzubringen. Aber ich möchte doch versuchen, hier kurz Kritisches anzumerken. 

Die Kritik lässt sich im Wesentlichen in zwei Punkten zusammenfassen: 

Punkt 1: Wer insgesamt fast 19 Millionen S ausgibt, in diesem Fall die Stadt Wien 14,5 Millionen S davon, sollte sich schon von Zeit zu Zeit Gedanken machen über die Entwicklung des Christkindlmarkts an sich.

Also, ich lebe in Wien seit 16 Jahren. Ich war in den letzten 16 Jahren jedes Jahr am Wiener Christkindlmarkt, schon allein deswegen, weil er tatsächlich zum Attraktionspunkt für Touristen aus aller Welt geworden ist und Verwandte und Freunde aus Griechenland mich immer hingebracht haben, auch wenn ich nicht vorhätte, selbst hinzugehen. 

Ich gehe auch davon aus, dass Sie wahrscheinlich alle schon viel, viel länger als ich jedes Jahr den Christkindlmarkt besuchen, zumindest einmal. Und da muss Ihnen doch aufgefallen sein, dass er in den letzten Jahren, möchte ich sagen, in einer gewissen Art und Weise immer gedrängter wird. Die Stände scheinen immer mehr zu werden, das Angebot an den Ständen hat sich stark gewandelt, und insgesamt, möchte ich vorsichtig anmerken, hat das Ganze eine zunehmende Rummelplatzästhetik angenommen. 

In derselben Zeit sind in der Stadt weitere Christkindlmärkte, Weihnachtsmärkte in dem Fall entstanden, und hier möchte ich schon als Gegenbeispiel vielleicht, damit Sie besser verstehen, was ich meine, den Weihnachtsmarkt vor dem Schloss Schönbrunn erwähnen. Ich weiß nicht, wie viele von Ihnen schon dort waren, aber dort bietet sich schon ein ganz anderes Bild. Und was Wunder: Er hat sehr viele Besucher und Besucherinnen angezogen und wird auch viel mehr Besucher und Besucherinnen anziehen in den nächsten Jahren, wenn man sich nicht ein paar Gedanken macht, wie man den Christkindlmarkt etwas attraktivieren könnte. Das ist Teil eins der Kritik.

Teil zwei der Kritik bezieht sich auf die Kosten. Also mit Verlaub, 19 Millionen S sind schon etwas viel Geld, sie sind etwas sehr, sehr viel Geld, und sie sind etwas viel Geld, das womöglich in anderen Bereichen der Stadt fehlt und das man vielleicht anderswo sinnvoller, eventuell auch dringender investieren könnte. 

In diesem Sinne werden wir diesen Antrag ablehnen, und ich möchte Sie ersuchen, sich Gedanken zu machen, wie man den Christkindlmarkt einerseits etwas schöner, etwas ansprechender machen könnte in den nächsten Jahren, und sich vielleicht auch zu überlegen, wie man die interessante Rathausplatzbeschmückung dennoch etwas günstiger gestalten könnte. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Friedrich Strobl: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Ganz kurz nur eine Bemerkung zu den Anmerkungen der Frau StR Vassilakou. 

Wenn Sie sagen, der Christkindlmarkt hat Rummelplatzcharakter, die Stände werden immer mehr - Sie haben den Eindruck, haben Sie erwähnt -, dann kann ich Ihnen hier versichern, dass das nicht so ist. Erstens einmal: Die Anzahl der Stände ist in den letzten Jahren immer gleich geblieben. Was den Rummelplatzcharakter betrifft, ist es mit Einführung des "Adventzaubers" gelungen, genau das, was damals der Vorwurf war, auszuräumen, indem man nämlich diverse Ringelspiele am Christkindlmarkt nicht mehr angeboten hat. 

Und was die Investition der Stadt Wien betrifft, möchte ich nur auf eine Zahl aufmerksam machen, nämlich auf eine vom Tourismusverband zur Verfügung gestellte Statistik, wonach es seit 1985, seit Einführung des "Adventzaubers", bis zum Jahr 2000 eine Steigerung der Zahl der Wien-Besucher um rund 113 Prozent gegeben hat. Das, glaube ich, rechtfertigt sehr wohl im Sinne der Umwegrentabilität die Investitionen, die für diesen "Adventzauber" getätigt werden, und somit ersuche ich Sie, diesem Antrag zuzustimmen.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich komme zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist mehrheitlich ohne die Stimmen der GRÜNEN der Fall. Dieser Antrag ist angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 106 (PrZ 76/01-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Annahme der Gebührenschuldnererklärungen 2001 bezüglich der Festsetzung der Gebühren nach dem Wiener Rettungs- und Krankenbeförderungsgesetz. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Kopietz, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Harry Kopietz: Danke, Frau Vorsitzende. - Meine Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GR Dr Sigrid Pilz. Ich erteile es ihr.

GR Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wir werden heute noch ausführlich bei meiner dringlichen Anfrage die Gelegenheit haben, uns die prekäre finanzielle Situation des Wiener Gesundheitswesens näher anzuschauen und kritisch anzuschauen. 

Für diesen einen Tagesordnungspunkt möchte ich voranschicken: Wir stimmen natürlich zu, dass hier Schulden übernommen werden. Wir wollen, dass die Wiener Rettung auch im nächsten Jahr wieder fährt. 

Wir haben aber erhebliche Sorgen, dass es da zu Einbrüchen kommen könnte. Ich beziehe mich jetzt auf den sattsam bekannten Brief der Frau StR Dr Pittermann, die jetzt leider nicht da ist, an Herrn StR Rieder. Da sind schon ein paar Punkte drinnen, die auch im Zusammenhang mit der Rettung für Sorge Anlass geben. Ich hoffe, es muss nicht so sein, dass nächstes Jahr eine Situation eintritt, wo jemand, der schwer verletzt oder schwer krank ist, einfach keine Rettung kriegt, weil die Rettung nicht bezahlt wird und er sich oder sie sich ein Taxi nehmen muss. Hoffen wir, dass es nicht so weit kommt. 

Warum wir das fürchten? - Da zitiere ich jetzt aus dem Schreiben der Frau Pittermann: "Teilweise wurden offenbar bei der Umrechnung des Voranschlags 2001 auf den Rahmen 2002 Einnahmen aufgenommen, die es seit 2000 gar nicht mehr gibt." - Sie bezieht sich auf die MA 70. 

Na, das schaut ja schön aus. Wenn es tatsächlich so ist, dass wir hier von Einnahmen reden und ausgehen, die reinste Luftschlösser sind, dann wollen wir doch hoffen, dass es letztlich nicht dazu führt, dass die Rettung nicht mehr fährt, und wir hoffen sehr, bei unserer dringlichen Anfrage heute Nachmittag profund Auskunft zu bekommen. - Danke schön.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Kowarik. Ich erteile es ihm.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei diesem Aktenstück geht es darum, dass die Sozialversicherungsträger die Kosten für die Krankentransporte beziehungsweise Rettungstransporte übernehmen. Es ist also wichtig, dass hier immer verhandelt wird. Wir werden aber diesem Aktenstück nicht zustimmen, nicht weil wir nicht haben wollen, dass die Sozialversicherungen einen Vertrag mit der Gemeinde Wien haben, wo die Kosten übernommen werden, sondern weil wir meinen, dass hier wesentlich stärker und eingehender verhandelt werden müsste mit den Sozialversicherungen über diese Kostenübernahmen. Denn wir haben hier in Wien eine Vielzahl von Fällen, wo Kranke, Hilfe Suchende die Rettung rufen und nach einem halben Jahr von der Gemeinde Wien eine Vorschreibung über diese Rettungskosten bekommen, und zwar eigentlich ungerechtfertigterweise. 

Es ist auch so, dass viele dieser Fälle anhängig sind beim Patientenanwalt, dass sogar beim Arbeits- und Sozialgericht ein Präzedenzfall gerade abgehandelt wird. Ich möchte den doch ein bisschen schildern. Hier geht es darum, dass eine Kranke mit multipler Sklerose mehrfach aus dem Bett gestürzt ist und dass der Angehörige, der Mann, jeweils die Rettung gerufen hat, weil er nicht wusste, ob der Patient verletzt ist, teilweise war er schlecht ansprechbar und so weiter. Er konnte es nicht verantworten, selbst oder mit Nachbarn den Patienten wieder ins Bett zu heben.

Es war klar, dass die Rettung gekommen ist. Sie hat auch eine entsprechende medizinische Leistung durchgeführt, weil jeweils der Patient untersucht worden ist, ob er verletzt ist oder nicht, und dann ist immer eine so genannte Betthebung erfolgt. Und obwohl eine medizinische Leistung vollbracht wurde, ist die Gebietskrankenkasse der Meinung, dass hier die Kosten für die Rettung nicht übernommen werden müssen oder nicht übernommen werden sollen. 

In diesem speziellen Fall haben sich Kosten in der Höhe von 80 000 S angesammelt, was darauf zurückzuführen ist, dass die Stadt Wien verhältnismäßig spät, erst nach einem halben Jahr, begonnen hat, Rechnung zu legen. Auch das ist etwas, was meiner Ansicht nach unhaltbar ist, dass erst so spät nach diesem Einsatz die Rechnungslegung erfolgt. 

Es müssen unbedingt Maßnahmen getroffen werden beziehungsweise auch gesetzliche Maßnahmen oder Gesetzesänderungen durchgeführt werden, die vielleicht nicht nur das Abkommen zwischen der Stadt Wien und den Sozialversicherungsträgern betreffen, sondern es muss auch im Sozialversicherungsgesetz die eine oder andere Änderung erfolgen; nämlich dort wird der Krankentransport nicht als selbständige Leistung der Krankenbehandlung betrachtet.

Hier geht es um die Frage, dass einerseits gar kein Krankentransport vorgelegen ist und andererseits die Gebietskrankenkasse feststellt, dass keine medizinische Leistung erbracht wurde.

Das ist sicherlich ein Spezialthema, das aber sehr viele Bürger betrifft und auch zu einer großen Verunsicherung geführt hat. Denn viele Leute, die hier Probleme haben, die allein entscheiden sollten, ob es sich um einen Patienten handelt, ob er verletzt ist, ob er ins Spital gehört und so weiter, können das nicht, sie brauchen einen medizinischen Beistand. Hier ist es notwendig, dass die Rettung eingesetzt wird und dass ein Abkommen getroffen wird, zwischen der Stadt Wien und den Sozialversicherungsträgern. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GR Dr Neck-Schaukowitsch.

GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Auch ich werde mich ganz kurz fassen, da ja zu erwarten ist, dass es heute noch eine längere Gesundheitsdebatte gibt. 

Ich kann Ihnen versichern: Wir hätten nicht die neue Wiener Rettungszentrale eröffnet und nicht mit 140 Millionen S gebaut, wenn wir nicht vorhätten, dass die Rettung auch im Jahr 2002 zuverlässig und sicher in Wien fahren wird.

Sicher ist es aber notwendig, sich anzuschauen, welche Mittel aus den Krankenkassen für diese Transportdienste lukriert werden können. Und das ist natürlich davon abhängig, wieweit der Bund die Krankenkassen mit Mitteln ausstattet. Bislang ist aber Ihren Kolleginnen und Kollegen auf Bundesebene nichts anderes eingefallen, möchte ich sagen, als Köpferollen oder die Ambulanzgebühr; sonst habe ich ja noch nichts Neues gehört, wie die Budgetsituation der Krankenkassen verbessert werden könnte. 

Die Sorge der Frau Stadträtin, die auch gestern angesprochen wurde, dass wir bei einer zunehmenden Alterung der Bevölkerung, bei zunehmenden medizinischen Möglichkeiten und Maßnahmen mehr Geld - ich sage jetzt nicht nur in Wien, sondern auch österreichweit wahrscheinlich - in die Hand nehmen müssen, hängt natürlich stark damit zusammen, denn sonst, wenn wir das auf der einen Seite einfrieren und auf der anderen Seite höhere Kosten haben werden, bleibt es dem Wiener Steuerzahler sozusagen übrig, und ich denke mir, das kann auch nicht die Lösung sein. (Beifall bei der SPÖ.) 
Was den angesprochenen Fall der Betthebung betrifft, wissen Sie ja mittlerweile auch schon, dass hier ein Angebot zur Kulanzlösung gemacht wurde und es gibt hier auch Gespräche. Und es ist ja - das wissen Sie auch - ein Wiener Rettungsgesetz in Vorbereitung, wo wir eigentlich nur auf die EU-Entscheidung warten, ob eine Bedarfsprüfung erforderlich ist oder nicht. Denn es kann ja in Zukunft nicht so sein, dass die Gewinn bringenden Dienste privatisiert werden und die Dienste, die hohe Kosten verursachen, der öffentlichen Hand anheim fallen und übrig bleiben und so eigentlich ein sehr verzerrtes Verhältnis entsteht. Ich denke mir, da macht es Sinn, darauf zu warten. Wir werden das sicher dann auch im Ausschuss entsprechend diskutieren. 

Es wird vielleicht auch Sinn machen, die von Ihnen angesprochenen Fälle im Rahmen des Wiener Rettungsgesetzes zu diskutieren. Aber ich denke mir, da sind schon andere Bundesländer auch gefordert. Denn dass wir dann Fälle haben, dass niederösterreichische Patienten von einem niederösterreichischen Spital nach Wien transportiert werden, weil das niederösterreichische Spital die Leistung nicht erbringen kann, weil eine bestimmte medizinische Leistung erforderlich ist, und dass das Wiener Spital, das eigentlich diesen Patienten aufgenommen hat, weil Niederösterreich das nicht leisten kann, wenn nach abgeschlossener Behandlung der Patient wieder zurücktransportiert wird, dann auch noch die Transportkosten zahlt, so kann es auch nicht sein. Da werden auch Verhandlungen und Forderungen vor allem an das Land Niederösterreich notwendig sein.

Oder die Krankenkassen zahlen die vollen Kosten, denn dass diese Gebühren nicht kostendeckend sind, das wissen wir alle. In diesem Sinn ist jede Erhöhung eine Verbesserung im Wiener Steuersystem, und deshalb ersuche ich Sie um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Harry Kopietz: Meine Damen und Herren!

Es handelt sich bei diesem Antrag um eine Valorisierung, die jedes Jahr in ähnlicher Form beantragt wird. 

Ich verstehe nur die Haltung der Freiheitlichen nicht - es ist nicht das erste Mal - , denn ein vertragsloser Zustand, wenn man nicht zustimmt, würde eine ungleich schwierigere Schlechterstellung für die Patientinnen und Patienten bedeuten. Darum würde ich bitten, nochmals kurz zu überlegen, ob es wirklich so gescheit ist, die politische Willensäußerung in der Form zu machen, dass man nicht zustimmt. 

Ich möchte aber gleich die Gelegenheit nützen bei diesem Aktenstück, weil ich nicht immer zu dem gleichen Thema Berichterstatter bin, einmal den Kolleginnen und Kollegen der Wiener Rettung den Dank auszusprechen. Es ist eine hochmotivierte, bestens ausgebildete professionelle Mannschaft. Ich konnte das nicht nur kollegial beobachten, sondern auch als Betreuter genießen, und ich glaube, das sollte auch einmal gesagt werden. Ein herzliches Dankeschön!

Ich bitte um Zustimmung zu diesem Akt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrheitlich gegen die Freiheitlichen angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 107 (PrZ 82/01-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die 5. GR-Subventionsliste 2001.

Zu diesem Poststück ist kein Redner gemeldet. 

Es gibt auch keinen Gegen- oder Abänderungsantrag. 

Wir kommen gleich zur Abstimmung, die ich in diesem Fall getrennt durchführe. 

Erster Punkt: Verein Bruno-Kreisky-Forum für Internationalen Dialog. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Freiheitlichen, angenommen. 

Zweiter Punkt: Verein Wiener Sozialdienste. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Freiheitlichen, angenommen. 

Dritter Punkt: Verein Lois Weinberger-Institut für christlich-soziale Politik in Wien. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Freiheitlichen, angenommen. (Rufe bei den GRÜNEN: ... und die GRÜNEN!) Und gegen die GRÜNEN. - Entschuldigung. 

Vierter Punkt: Wiener Seniorenbund. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich, gegen die Freiheitlichen, angenommen. 

Fünfter Punkt: Wiener Hilfswerk. Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist ebenfalls mehrheitlich, gegen die Freiheitlichen, angenommen.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die restlichen Punkte der 5. GR-Subventionsliste 2001. Ich bitte um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist jetzt einstimmig. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 32 (PrZ 137/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Stadtfeste. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang, bevor der Berichterstatter, Herr GR Dr Michael Ludwig, die Verhandlung einleitet, dem Gemeinderat mitteilen, dass sich Herr GR Mag Gerstl zu dieser Postnummer gemäß § 22a der Gemeinderatsgeschäftsordnung für befangen erklärt hat. 

Ich bitte den Herrn Berichterstatter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GR Ringler.

GR Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Das Poststück Nr 32 ist ein bisschen ein seltsamer Akt. Die, die sich ihn schon angeschaut haben, werden einige Auffälligkeiten darin bemerkt haben. 

Zuerst einmal fällt auf, dass es einen Unterschied gibt zwischen der Datierung des Ansuchens und dem Posteingang. Das ist ja an und für sich selbstverständlich, denn die Post braucht eine Zeit, bis ein Stück dann auch tatsächlich beim Empfänger ankommt. Es handelt sich hier aber um einen Unterschied von immerhin vier Monaten. Dieses Ansuchen wurde nämlich am 23. April 2001 abgeschickt und angekommen ist es im Magistrat am 17. Juli. Na gut, jetzt fragen wir einmal nicht, wie es dazu kommt, dass es hier eine so lange Frist gegeben hat. Wie ich die Beamten und Beamtinnen der MA 7 kenne, haben sie es sicher nicht lange herumliegen lassen bei sich. Also kann es vielleicht die Post gewesen sei. Wie dem auch sei. 

Des Weiteren fällt auf, dass es sich beim Antragsteller um einen Verein Wiener Stadtfeste handelt. Klingt ja weiter nicht auffällig. Wenn man sich aber die Telefonnummer anschaut, dann werden vielleicht einige der Herren von der ÖVP diese Telefonnummer sogar auswendig wissen: 515 43...-0. Wenn man dort anruft, landet man in der ÖVP-Zentrale. 

Wir haben also tatsächlich einen seltsamen Akt vor uns liegen, der durchaus mit Parteifinanzierung von hinten zu bezeichnen wäre, denn es handelt sich um das Stadtfest - das Stadtfest, wie wir alle wissen, ist sehr eng mit der ÖVP verknüpft -, und immerhin geht es hier ja doch um 9,1 Millionen S. Das ist ja nicht so wenig Geld. Ich bin leider in der Gesundheitspolitik nicht so beschlagen. Aber die Kollegin Pilz wüsste wahrscheinlich, wie viele Rettungsdienste wir um diesen Betrag aktuell ersetzen könnten. 

Jedenfalls verwundert es sehr, dass sich die ÖVP, die ja auch immer gegen die Parteipolitisierung der Kultur - zu Recht - argumentiert hat, hier mit Kulturgeldern eine Parteiveranstaltung finanzieren lässt. Und noch mehr verwundert es, dass das so viele Monate nach Ende einer Koalition stattfindet. Also, tatsächlich handelt es sich ja hier um einen Akt, der die ÖVP mitfinanziert und der nach Beendigung der Koalition zwischen der SPÖ und der ÖVP eingereicht und bewilligt wurde. Und wenn ich mich richtig erinnere - Sie haben es vorher auch schon gemacht, das stimmt, aber jetzt ist es doch einmal wieder auffällig, nicht wahr -, dann hat der Kollege Pfeiffer heute in der Debatte gesagt: Die SPÖ muss lernen, dass das, was der Stadt Wien gehört, nicht der Partei gehört. Na, das ist sehr richtig und das unterstützen wir natürlich auch, weil wir ja auch beim Donauinselfest immer unsere Bedenken anmelden. Aber, Herr Pfeiffer, das sollte auch für die ÖVP gelten. 

Ärgerlich ist das Ganze auch deshalb, weil es sich um ein besonders schlampiges Ansuchen handelt. Und das für 9,1 Millionen S! Ich zitiere aus dem Akt: Eingereicht eine Woche vor der tatsächlichen Veranstaltung, also abgeschickt am 23. April, halten hier die Antragsteller fest, dass es im Hinblick auf eine möglichst große Flexibilität und die Chance, rasch und individuell auf Ereignisse und Wünsche einzugehen, keine endgültige Planung gibt. Das muss wohl der Grund sein, wieso in diesem Akt gar nicht nachzulesen ist, wofür dieses Geld ausgegeben wird. 

Des Weiteren fällt auf, dass argumentiert wird, die vorgelegten Kalkulationen erscheinen durchaus plausibel und das Vorhaben förderungswürdig. Meine Damen und Herren! Diesem Akt liegen keine Kalkulationen bei und daher ist es für uns auch nicht nachvollziehbar, wofür dieses Geld ausgegeben wird. 

Alles in allem würde ich einmal sagen, dass dieser Akt eine Verhöhnung aller jener Kulturschaffenden darstellt, die brav Kalkulationen abgeben, die erklären, wofür sie ihr Geld brauchen, und die nicht in direktem Zusammenhang mit einer Partei stehen. 

Und weil uns das so ärgert und weil wir das jetzt schon so viele Jahre jedes Jahr im Gemeinderat wieder erleben müssen, werden wir auch dieses Jahr dagegen stimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. (GR Mag Rüdiger Maresch: Ah!) Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Freut mich, dass ich Ihnen einen schönen Tag bereite. 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich werde Ihnen jetzt einmal etwas sagen, was Sie vielleicht überraschen wird: Das Stadtfest wurde von der Wiener ÖVP unter Erhard Busek und Jörg Mauthe im Jahre 1978 erfunden. Wir bekennen uns als Wiener ÖVP dazu und wir sind stolz, dass es dieses Stadtfest in dieser Stadt gibt. (Beifall bei der ÖVP.)
Es hat damals im Übrigen, weil Sie immer glauben, da geht es sozusagen um Geheimabkommen zwischen der SPÖ und der ÖVP, eine sozialistische Alleinregierung in Wien gegeben, unter einem Bgm Gratz, der das - was durchaus vernünftig ist für eine absolute Alleinregierung - im Sinne von Bereichen, die man miteinander definiert hat - damals hat es übrigens noch keine GRÜNEN in diesem Haus gegeben (GR Günter Kenesei: Damals, aber nicht heute!) -, als ein Projekt definiert hat, das man für die Stadt durchgeführt hat. - Wir sind auch jetzt noch mehr als ihr! 

Ich glaube daher, das ist nichts anderes als das, was die GRÜNEN derzeit mit den Sozialdemokraten ausgehandelt haben, nämlich auch in bestimmten Bereichen Projekte miteinander zu machen. Und wir verstecken uns überhaupt nicht deshalb. Das ist auch nicht irgendwie eine Pseudorelation, sondern die Wiener Volkspartei hat dieses Fest erfunden. (GR Günter Kenesei: Man kann doch nicht eine Parteiveranstaltung subventionieren!) Wir sind stolz darauf, dass wir das gemacht haben, und ich würde mich freuen, wenn bei den Projekten, die Sie mit den Sozialdemokraten jetzt definiert haben, ein Projekt herauskommt, von dem so viele Wiener so viel Nutzen und Freude haben. (Beifall bei der ÖVP.)
Zu den Kosten. Frau Kollegin Ringler, wenn Sie länger im Ausschuss sind, dann werden Sie merken, dass Einreicher, die bestimmte Projekte schon öfter eingereicht haben, klarerweise anders behandelt werden, als das bei einer Ersteinreichung der Fall ist. Ich nehme an, dass Sie gemerkt haben, dass dieses Stadtfest schon öfter stattgefunden hat, und ich glaube daher, dass man, wenn ein Fest in diesem Fall zum 18. Mal erfolgreich veranstaltet wird, das nötige Vertrauen in den Veranstalter hat, dass das ordnungsgemäß abläuft, und dass die Beamten der MA 7 - aber das wurde ohnehin im Ausschuss schon gesagt - selbstverständlich die Belege ordnungsgemäß im Nachhinein prüfen, wie sie das bei allen anderen Kulturveranstaltungen auch machen.

Und zu den Kosten muss ich Ihnen noch sagen - wir haben das ohnehin schon öfter gesagt, aber weil das immer wieder thematisiert wird -, eines ist klar: Wenn man dieses Stadtfest gewerblich durchführen würde, würde es klarerweise wesentlich mehr kosten, weil die vielen ehrenamtlichen Mitarbeiter, die es beim Stadtfest gibt - übrigens wie auch beim Donauinselfest -, dann ausfallen würden und man all diese Leistungen am Markt einkaufen müsste. 

Und aus der Sicht der jungen Künstler - weil du ja die Künstler angesprochen hast -: Für die Wiener Künstler, insbesondere für die Jungen, ist das Stadtfest - wie viele andere Feste - die Gelegenheit, das erste Mal vor einem größeren Publikum zu spielen, und für die Wienerinnen und Wiener ist es wieder die Chance, ohne Kosten an einer Veranstaltung teilzunehmen, wo auch sehr renommierte Künstler auftreten. 

Und eines sage ich in aller Deutlichkeit: Wenn hier immer wieder von einem parteipolitischen Missbrauch gesprochen wird, so weise ich das schärfstens zurück. Ich lade dich wirklich ein, auf das Wiener Stadtfest zu gehen. Es gibt keinen einzigen Plakatständer der Wiener Volkspartei. Die Einladungen zum Stadtfest, die plakatiert sind, sind äußerst neutral aufgemacht.

Der einzige Parteistand in den letzten Jahren, an den ich mich erinnern kann, war im Jahre 1998 vor der Bundespräsidentenwahl ein Parteistand des Liberalen Forums, das diesem Haus nicht mehr angehört, für die Frau Dr Schmidt, der übrigens nicht sehr gut besucht war, möchte ich dazusagen. 

Das heißt, der Vorwurf des parteipolitischen Missbrauchs ist wirklich nicht aufrechtzuerhalten für jeden, der auf dem Stadtfest gewesen ist. Mir fällt nur auf, dass, wann immer Kritik am Stadtfest geäußert wird, es keinerlei Kritik am Programm, an den Inhalten oder an der Gestaltung des Stadtfestes gibt, die ja ein prinzipieller Beitrag für diese Stadt sind. Der Ablehnungsgrund läuft letztlich immer darauf hinaus, dass die Volkspartei dieses Fest erfunden hat, wozu wir uns nach wie vor bekennen. 

Dieses Fest ist bis heute ein riesiger Erfolg, mit 400 000 Besuchern das letzte Mal, und wir stimmen daher aus tiefster Überzeugung dem Wiener Stadtfest zu und wir bekennen uns auch dazu. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Im Juni haben wir die Subvention für das Donauinselfest - sagen wir einmal salopp "Donauinselfest"; in Wirklichkeit geht es ja nicht nur um das eine Fest, Herr Kollege Salcher - auf der Tagesordnung gehabt und jetzt die Subvention fürs Stadtfest. Es ist eine gewisse interessante Duplizität. Es gibt das 18. Donauinselfest, es gibt das 18. Stadtfest. Offensichtlich ist der SPÖ und der ÖVP gleichzeitig etwas eingefallen, einerseits ein grundsätzliches Fest zu machen, und andererseits ist Ihnen eingefallen, dass das eigentlich alle für Sie zahlen könnten, alle Steuerzahler, und zwar auch traditionell nach einem ganz beinhart eingehaltenen Schlüssel 2 zu 1. So klein kann die ÖVP gar nicht werden, es bleibt immer 2 zu 1. 18, 2 zu 9,1 Millionen S, und zwar eben für diese SPÖ- oder ÖVP-nahen Vereine, um das korrekt auszudrücken. 

Meine Damen und Herren! Seit 18 Jahren empören wir uns auch darüber, weil diese Subventionen in unseren Augen eine Kaltschnäuzigkeit sind, mit der sich SPÖ und ÖVP ihre Veranstaltungen vom Steuerzahler bezahlen und finanzieren lassen.

Interessanterweise gibt es diese Subventionen ja jetzt noch immer, obwohl es keine Koalition gibt. In Zeiten einer SPÖ-Alleinregierung gibt es noch immer eine Subvention. Oh ja, einen Unterschied gibt es natürlich. Man hat mir gesagt: Früher gab es diese beiden Subventionen traditionellerweise in ein und demselben Ausschuss und in ein und derselben Plenarsitzung. Das hat man jetzt irgendwie verschoben. Offensichtlich wollte man abwarten, ob die ÖVP, die jetzt nicht mehr in der Stadtregierung vertreten ist, eine gewisse Loyalität zeigt und bei dem Donauinselfest zustimmt, und hat das andere jetzt ein bisschen nachgezogen. 

Und wenn man sich die Akten anschaut, so findet man ja einige demokratiepolitische Kammerstücke drinnen. Also in beiden Fällen - und das widerspricht dem, was der Kollege Salcher gesagt hat, weil wir reden ja nicht nur über dieses eine Fest; bei der SPÖ reden wir über ein Praterfest und über Gemeindebaufeste und Grätzelfeste, und bei der ÖVP reden wir über Grätzelfeste, Kinder- und Jugendkreativveranstaltungen, Alltagskultur, was immer das sein soll, vielleicht essen gehen miteinander, Konzerte, Ausstellungen und Lesungen - zahlen wir all das, alle die mehr oder weniger Parteifeste, Grätzelfeste, Gemeindebaufeste zahlen wir der ÖVP und natürlich auch der SPÖ mit. Nachdem wir das gemeinsam noch einmal behandeln: Bei der Subvention fürs Donauinselfest gab es ja auch ein ganz besonderes Schmankerl, nämlich da ging es auch noch um das Fest am 1. Mai. Und das Schmankerl dabei ist, dass dieser Antrag am 21. Mai gestellt wurde, am 31. Mai eingelangt ist bei der MA 7 für eine Veranstaltung, die am 1. Mai stattgefunden hat. 

Meine Damen und Herren! Das ist - das kann ich nicht oft genug wiederholen - wirklich die Arroganz der Macht. Was die Opposition hier sagt, ist völlig unerheblich, es kann eh nicht schief gehen, deswegen brauchen wir den Antrag nicht einmal vor der Veranstaltung einzureichen. Einen Monat nachher bequemt man sich halt dazu; man braucht den Schein ja nicht zu wahren. 

Aber viel besser ist das mit dem Verein Wiener Stadtfeste ja auch nicht. Er hat zwar rechtzeitig am 23. April einen Antrag gestellt, aber der ist aus irgendwelchen unerfindlichen Gründen monatelang herumgereist, in Verstoß geraten, sagen die Beamten, oder vielleicht hat ihn einer auf eine Weltreise mitgenommen oder man hat ihn verlegt. Es ist ja nicht um viel gegangen, um 9,1 Millionen S. Schlussendlich hat der Antrag einen Eingangsstempel vom 17. Juli bei der MA 7. Das sind fast drei Monate. 

Na gut. Auf diese Art und Weise, könnte man praktischerweise sagen, hat man diese zwei Brüderpaare getrennt und der Kleinere kriegt erst nach dem Loyalitätsbeweis nach der Sommerpause seine Subvention als Dankeschön. 

Und noch etwas, und das hat die Kollegin Ringler schon angesprochen. Am 23. April wurde der Antrag gestellt, am 28. und 29. April war das Stadtfest, und da müssen wir uns hier als Opposition jetzt im Herbst durchlesen im Antrag beziehungsweise in der Begründung dann von der MA 7: "Im Hinblick auf eine möglichst große Flexibilität bei der gesamten Veranstaltung gibt es keine exakte Projektplanung." - Fünf Tage vor dem Stadtfest war man nicht im Stande, eine exakte Projektplanung vorzulegen. Das sind sozusagen die Chaos-Tage von Wien, denn wie soll das sonst stattfinden, wenn keiner weiß, was dann überhaupt kommt? - Das war ein Jahr früher, glaube ich, wo Sie dort waren. Das ist eigentlich gar nicht so lustig. Das ist wirklich die gelebte Arroganz der Macht. 

Und dann wollen Sie uns noch allen erklären, dass das überhaupt nichts mit Parteipolitik zu tun hat. Das sind ja unabhängige Vereine. Jetzt, heute, hat der Kollege Salcher gesagt, Sie sind stolz darauf. Im Ausschuss hat noch der Kollege Tschirf gesagt, das hat mit der ÖVP nichts zu tun. Man findet dort nichts, was auf die ÖVP hinweist. (GR Dr Matthias Tschirf: Wir haben etwas initiiert, auf das wir stolz sind!) Ja, ist gut. Ich komme darauf. 

Das ist natürlich schon ein gewisser Unterschied zwischen euch und der SPÖ. Die SPÖ macht das, wenn man es positiv formuliert, ehrlicher, wenn man es negativ formuliert, eindeutiger. Da lädt dann im Internet schon der Bürgermeister ein. Die SPÖ lädt ein, um das genau zu sagen. Da gibt es dann dort zwar durchaus viele Künstlergruppen, aber es gibt auch diese eindeutigen sozialistischen Stände, wie zum Beispiel die Riesenrutsche der Bank Austria. Oder - ich habe das schon einmal erwähnt - das Mitarbeitercamp der Fraktion Christlicher Gewerkschafter, das eine neue Bedeutung gekriegt hat nach diesem Sommer. Wahrscheinlich haben dort einmal die Vertreter des kleinen Mannes bei Lagerfeuerromantik campen müssen, einmal nicht in der Villa, und sich überlegt, welche Einkommensteile sie der Bevölkerung so in etwa bekannt geben. Oder es gibt die Bänderinsel der SPÖ. Die ÖVP, wie gesagt, die macht das ein bisschen dezenter. Die sagt, kein Plakatständer, höchstens der eine vom Liberalen Forum. 

Ich habe da ein paar Beilagen. Gott sei Dank habe ich mir jetzt nicht die Mühe gemacht, etwas herauszusuchen vom 18. Wiener Stadtfest. Aber ich bin dankbar dafür, dass eine große Dokumentation beigelegt war dem Antrag vom 17. Wiener Stadtfest. Da heißt es zum Beispiel geheißen: "VBgm Görg war zufrieden." Hat ja nichts mit der ÖVP zu tun. Und hier: "140 Meter langer Tisch mit VP-Bezirksmandataren, die die Leute zum Diskutieren eingeladen haben." Steht dann dabei: "Viele Wiener hatten keine Lust zu politisieren." Aber bitte. "Nach den Worten des Veranstalters, der Wiener ÖVP." Also, doch Veranstalter offensichtlich. Zumindest nach der Pressedokumentation, die dieser Verein Wiener Stadtfeste hier beigelegt hat. Nach Angaben des Veranstalters, der Wiener ÖVP. Ich muss mich ja auf das verlassen. Ich glaube euch das ja gerne, aber es ist meines Erachtens wirklich eindeutig, dass es zumindest in diesen Tagen ein sehr starkes Nahverhältnis gibt. Und was dann die Grätzelfeste, Gemeindebaufeste, den Alltagskulturbetrieb betrifft, so ist das eindeutig, weil natürlich zufällig die Vereine gemeinsam mit der Partei die Veranstaltungen machen. 

Meine Damen und Herren! Mit einer absoluten Mehrheit im Rücken kann man sich viel erlauben, man braucht sich nicht genieren. Traurig ist für mich, dass die ÖVP da mitpartizipiert und sich arrangiert hat. 

Wir, meine Damen und Herren, werden natürlich diesem Aktenstück nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

In der Tat ist es so, dass das Wiener Stadtfest, das es seit 18 Jahren gibt, zu einer Institution geworden ist und nicht nur viele Wienerinnen und Wiener, sondern auch zahlreiche Touristen haben an diesen Stadtfesten in der Vergangenheit teilgenommen. Und auch die mediale Berichterstattung, die zu einem großen Teil auch dem Akt beiliegt, zeigt, dass die Unterstützung der Öffentlichkeit für das Stadtfest bisher eine große war.

Weil in der Diskussion angesprochen wurde, dass es da und dort die Möglichkeit gibt, über das Stadtfest Parteifinanzierung zu üben, möchte ich darauf verweisen, dass selbstverständlich alle finanziellen Transaktionen, die über diesen Akt, über dieses Ansuchen laufen, auch entsprechend abgerechnet werden und vom Kulturamt überprüft werden.

Es wurde in der Diskussion auch darauf hingewiesen, dass das Stadtfest schon von der Alleinregierung der SPÖ unterstützt wurde. Meines Erachtens nach ist das auch ein Zeichen dafür, und das sollte auch hier im Gemeinderat eigentlich alleiniges Kriterium der Behandlung sein, ob eine Veranstaltung bestimmten Qualitätskriterien folgen kann, ob zu erwarten ist, dass diese Veranstaltungen für die Wiener Bevölkerung und darüber hinaus auch für das Ausland, für die Touristen, von Interesse sind, und dass nach solchen Kriterien zu entscheiden ist. Das ist im vorliegenden Fall beim Wiener Stadtfest so gewesen. Bis jetzt war es so in der Vergangenheit und wir werden auch in Zukunft sehr darauf achten, dass die Qualitätserfordernisse erfüllt werden und dann unsere Zustimmung geben.

Als Berichterstatter im konkreten vorliegenden Fall ersuche ich um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrheitlich gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der GRÜNEN angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 33 (PrZ 138/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung eines Vertrags zwischen der Stadt Wien und der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Michael LUDWIG, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GR Pilz. Ich erteile es ihr.

GR Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Das Boltzmann-Institut für Stadtgeschichtsforschung übersiedelt in den Gasometer. Das soll uns ein Anlass sein, einmal kritisch nachzuschauen, was es an Vergangenheitsbewältigung in der Boltzmann-Gesellschaft geben müsste und geben soll. 

Sie wissen, dass den Wiener GRÜNEN die Vorgänge, die Verbrechen, die es während der NS-Zeit am Spiegelgrund gegeben hat, die Aufklärung dieses Verbrechens, die späte Aufklärung, ein sehr, sehr großes Anliegen sind. Und zur Aufklärung dieser Angelegenheiten muss man auch in die Geschichte der SPÖ, in die Geschichte des BSA und in die Geschichte der Boltzmann-Gesellschaft schauen. Die GRÜNEN haben daher am 1. August an den Herrn Bürgermeister eine Anfrage mit einigen Fragen zu den finanziellen Zuwendungen an die Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft gestellt. In der Folge hat Herr StR Rieder auch sehr rasch reagiert und das möchte ich auch hier wirklich positiv anmerken.

Eine Forderung aus unserer Anfrage wurde schon umgesetzt, nämlich die Archive des BSA werden geöffnet. Das war nämlich eine unserer Anfragen, warum es denn nicht möglich ist, dass für die Forschung und Wissenschaft und für die Geschichtsbewältigung hier ein Zugang gegeben wird.

Ein Zweites wurde erledigt oder wird erledigt, wird endlich, endlich erfolgen, und das wird die Zur-Ruhe-Bettung der sterblichen Überreste jener Kinder vom Spiegelgrund sein, die immer noch als Präparate verfügbar waren. Diese Beerdigung wird im nächsten Jahr veranlasst werden. Es ist zu spät und höchst an der Zeit und gut, dass es endlich erfolgt.

Warum wir trotzdem jetzt über die Boltzmann-Gesellschaft reden wollen? - Der Anlass ist, dass wir möchten, dass die Aufklärung, die Vergangenheitsbewältigung nicht bei dieser Archivöffnung und bei dieser längst überfälligen Zur-Ruhe-Bestattung überbleibt. Vielleicht haben Sie wie ich das Buch gelesen "In den Fängen des Dr Gross". Da wird einem erstens schiach und schaurig, wenn man sieht, unter welchen entsetzlichen Bedingungen hier Kinder um ihr Überleben gekämpft haben, denen ein mordender Staat, eine mordende Diktatur das Lebensrecht abgesprochen hat.

Und das Schlimme am Nachkriegsösterreich ist die Tatsache, dass es möglich war, dass Akteure, die bekanntermaßen Akteure bei diesem Verbrechen waren, Eingang fanden ins politische und gesellschaftliche Establishment und der Herr Gross Mitglied des BSA werden konnte, ein beachteter, geachteter Gutachter. Und das betrifft jetzt die Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft: 1968 wird das Ludwig-Boltzmann-Institut zur Erforschung der Missbildungen des Nervensystems gegründet und - erraten - mit dem Herrn Gross besetzt.

Ich denke, hier gibt es Aufklärungsbedarf. Hier gibt es Bedarf, die Vergangenheit anzuschauen und Klarheit in die eigene Geschichte der eigenen Institution zu bringen. Dazu gehört für uns auch, schlicht nachzuschauen, was dieses Institut gemacht hat, wie die Gelder, die Subventionen, die reichlichst geflossen sind, verwendet wurden. Es gibt aus einer langen Periode dieses Instituts keine Evaluierungen, keine Publikationen, die eigentlich klarlegen würden, wofür die reichlichen Mittel auch verwendet wurden. Überdies hat es eine hohe Bildung von Rücklagen gegeben. Das ist ja wohl auch nicht im Sinne des Erfinders von Subventionen.

In diesem Zusammenhang ist auch eine Frage nach einem sehr mächtigen Mann innerhalb der SPÖ, nach dem Herrn Bandion, zu stellen, der wie Gross Mitglied des BSA war und geschäftsführender Vorstand in der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft ist. 

Wir wollen schon wissen, wieso gleichzeitig die Räumlichkeiten des Privatbüros des Herrn Bandion in der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft untergebracht sind und wir wollen Klarheit und Aufklärung, wer die Miete bezahlt und ob es hier eine sichtliche und korrekte Unterscheidung zwischen den Räumlichkeiten der Boltzmann-Gesellschaft und den Privaträumen des Herrn Bandion gibt.

Wir hoffen, dass die Öffnung des BSA-Archivs ein Anfang für eine Aufklärung ist, die Not tut, für eine Aufklärung, die im politischen Gewissen unserer Stadt auch wichtig ist. Wir können nicht immer nur sagen, NS-Zeit, das sind die anderen und nach dem Krieg war alles anders und die Sozialdemokratie hat hier nicht den Bedarf, nachzuschauen. 

In diesem Sinn sind wir natürlich, um auf das Geschäftsstück zurückzukommen, nicht gegen den Vertrag für das Institut für Stadtgeschichtsforschung, gegen diese Übersiedlung in den Gasometer. Dem werden wir natürlich zustimmen. Aber wir erwarten von der Sozialdemokratie, von der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft, eine Aufklärung dieser Fragen, die wir gestellt haben. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Die Kollegin Pilz hat ja bereits darauf hingewiesen, dass Herr StR Rieder in seiner Funktion als BSA-Obmann die Öffnung aller Archive bereits zugesagt hat. Ich würde mir sehr wünschen, dass andere Institutionen und Einrichtungen diesem Beispiel folgen, denn es ist für mich auch als Historiker unverständlich, dass man sich eigentlich immer auf Einrichtungen konzentriert, die in den letzten Jahrzehnten ganz deutlich gezeigt haben, dass sie sich als antifaschistische Einrichtungen verstehen und auch sehr konsequent gegen Mitglieder vorgehen, wenn bekannt wird, dass sie eine solche Vorgeschichte haben, und das ist im Fall Gross auch geschehen. Leider hat man das zu spät erkannt, aber es sind sofort, nachdem die Informationen weitergeleitet worden sind, auch die entsprechenden Schritte eingeleitet worden. Wie gesagt, ich würde mir wünschen, dass andere Organisationen, Parteien, Vereinigungen und Einrichtungen diesem Beispiel folgen. 

Nur, all das hat jetzt nicht unmittelbar mit unserem Akt zu tun und nicht unmittelbar mit dem Ludwig-Boltzmann-Institut, über das wir heute reden. Man sollte auch bei dieser Gelegenheit sehr deutlich unterscheiden, dass es eine Struktur in der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft gibt, die vorsieht, dass diese Gesellschaft aus den wissenschaftlichen Instituten und Forschungsstellen auf der einen Seite besteht und auf der anderen Seite aus einer Gesellschaft, die sich mit Ressourcenmanagement und mit der eigentlichen Dachverwaltung auseinander setzt. Gerade bei den Instituten der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft kann man sehr deutlich machen, dass in den letzten Jahrzehnten eine besonders intensive Auseinandersetzung mit der Zeit des Nationalsozialismus in Österreich stattgefunden hat. Ich möchte hier nur einige wenige Beispiele zitieren, um zu zeigen, wie intensiv sich die Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft in den verschiedensten Instituten auch mit diesem Teil unserer Vergangenheit auseinander gesetzt hat. 

Es hat beispielsweise im Ludwig-Boltzmann-Institut für China- und Südostasien-Forschung unter der Leitung von Prof Kaminsky eine sehr intensive Aufarbeitung der Exilforschung in China gegeben, wohin vor allem sehr viele jüdische Österreicherinnen und Österreicher in der Nazizeit flüchten konnten und mussten. 

Aber auch beispielsweise am Ludwig-Boltzmann-Institut für Geschichte und Gesellschaft unter der Leitung von Frau Prof Weinzierl hat es eine ganze Reihe von Forschungsarbeiten gegeben, die sich vor allem mit den Themenschwerpunkten Widerstand, Verfolgung und Exil auseinander gesetzt haben.

Aber auch beispielsweise das Ludwig-Boltzmann-Institut für Gesellschafts- und Kulturgeschichte unter der Leitung der Professoren Adelt, Konrad und Kanonier hat sich ganz intensiv mit der Faschismusforschung auseinander gesetzt und hat gerade zuletzt auch ein Projekt über Gedächtnis- und Österreichbilder der Enkelgeneration österreichischer Emigrantinnen und Emigranten durchgeführt.

Oder beispielsweise, um nicht zu lang zu werden, noch zwei Beispiele: Das Ludwig-Boltzmann-Institut für historische Sozialforschung unter der Leitung von Herrn Prof Botz. Er war der Erste, der sich überhaupt sehr konsequent und mit großer internationaler Anerkennung und Beachtung mit Antisemitismus, Konzentrationslager und historischer Faschismusforschung beschäftigt und auseinander gesetzt hat. 

Oder ein letztes Beispiel noch, aber ich könnte die Liste auch noch fortsetzen: Das Ludwig-Boltzmann-Institut für Kriegsfolgenforschung unter der Leitung von Prof Karner. Das Institut hat sich ganz intensiv ebenfalls mit großer internationaler Anerkennung mit der Thematik von Lagern in Vergleich mit Kriegsgefangenschaft und Kriegsentschädigungsfragen auseinander gesetzt. 

Wie gesagt, ich könnte die Liste jetzt noch fortsetzen. Es sind nur einige wenige Beispiele, die aber zeigen, dass die verschiedensten Institute der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft gerade diesem Teil der österreichischen Geschichte ganz besonders Augenmerk geschenkt haben und ich bin eigentlich dafür, dass man die Bestrebungen der Ludwig-Boltzmann-Gesellschaft auch in dieser Frage weiter unterstützen sollte und die große internationale Anerkennung, die die Gesellschaft und die verschiedensten Institute gefunden haben, auch entsprechend würdigen soll. 

Zum vorliegenden Akt vielleicht noch eine Anmerkung. Es geht vor allem darum, dass es in diesem Institut zur Herausgabe des Historischen Atlas der Stadt Wien und des Österreichischen Städteatlas kommt. Es sind zwei epochale Werke, die auch für die Geschichte unserer Stadt von ganz großer Bedeutung sind und hier hat sich das Institut bereits große Verdienste erworben. Es ist für uns alle eine große Genugtuung, dass dieses Institut gemeinsam mit dem Archiv der Stadt Wien eine neue Bleibe in den Gasometern gefunden hat und ich persönlich freue mich schon sehr auf die Eröffnung des Archivs am kommenden Mittwoch. Ich bin auch davon überzeugt, dass viele heute hier anwesende Kolleginnen und Kollegen an dieser Eröffnung teilnehmen werden. 

Ich möchte mich abschließend eigentlich auch bei den Kolleginnen und Kollegen des Archivs sehr bedanken, die gerade in den letzten Monaten im Zuge dieser Umzugsarbeiten in ganz besonderer Art und Weise belastet waren. Ich denke nur daran, dass in der Zeit von Juni bis September mehr als 200 Lkw mit Archivmaterialien von den früher insgesamt elf verschiedenen Standorten an den neuen Standort im Gasometer transportiert wurden, und das sind erst 20 Prozent der Gesamtarchivbestände! 

Also man kann sich vorstellen, dass die Kolleginnen und Kollegen im Archiv hier noch sehr viel Arbeit vor sich haben und ich möchte ihnen auch von dieser Stelle aus ein herzliches Dankeschön sagen und wünsche ihnen für die weitere Arbeit viel Erfolg! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen, die Hand zu heben. - Das ist einstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 37 (PrZ 161/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Vitouch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Elisabeth Vitouch: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bitte um Zustimmung zu diesem Antrag. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GR Ringler. Ich erteile es ihr.

GR Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Sie merken, wir haben im letzten Kulturausschuss einiges an Arbeit gehabt und auch dieser Akt hat uns Kopfzerbrechen bereitet. Deshalb nämlich, weil wir dem Akt entnehmen mussten, dass der Verein Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung bis vor ganz kurzer Zeit einen Kassier hatte, der auch die GRÜNEN in ihrer Geschichte schon des Öfteren beschäftigt hat. 

Herr Dior Zahnt, der Ihnen vielleicht auch ein Begriff ist, hat in den letzten Jahren einiges an Staub aufgewirbelt und ist rechtskräftig wegen Untreue verurteilt. Uns geht es nicht so sehr darum, jetzt alle Leute, die ansuchen, auf ein Leumundszeugnis zu prüfen, sondern darauf hinzuweisen, dass die Optik besonders schlecht ist, wenn jemand wegen Untreue verurteilt ist und Kassier eines Vereins ist. Das werden Sie alle verstehen und offensichtlich hat unser Druck auch dazu geführt, dass der Herr Zahnt nunmehr seine Funktion zurückgelegt hat. 

Das freut uns, denn in diesem Fall können wir diesem Akt mit wesentlich leichterem Herzen zustimmen. 

Uns ist ja an und für sich die Geschichte der Arbeiterbewegung durchaus ein Anliegen und wir halten es auch für sinnvoll, diese aufzuarbeiten. Natürlich bleiben ein paar Fragen offen, zum Beispiel, ob es sich hier nicht um eine Verdoppelung der Arbeit des Filmarchivs handelt, einer Institution, die seit vielen Jahren sehr, sehr gute Arbeit leistet und chronisch unterdotiert ist. Und ich hoffe sehr und rege das auch hiermit an, dass das Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung doch ermutigt wird, auch mit dem Filmarchiv zusammenzuarbeiten und es hier nicht zu einer Verdoppelung der Tätigkeiten kommt. Das scheint uns deshalb auch wichtig, weil die Arbeit mit altem Filmmaterial ja eine durchaus qualifizierte ist und wir schon hoffen, dass hier auch entsprechend darauf geachtet wird. Insofern werden wir sehr, sehr genau beobachten, wie sich das Filmarchiv der Arbeiterbewegung in den nächsten Jahren entwickeln wird und werden unsere Zustimmung bei eventuellen weiteren Subventionsansuchen auch davon abhängig machen, ob hier die entsprechenden Kriterien, die wir auch sonst einfordern, eingehalten sind.

Was ich mir schon wünschen würde, lieber Herr Kulturstadtrat, wäre, dass du vielleicht auch diesen Akt zum Anlass nimmst, noch etwas genauer hinzuschauen, welche Akte wir im Kulturausschuss auf den Tisch bekommen, auf dass wir von der Opposition nicht auf derartige unangenehme Tatbestände hinweisen müssen. Ich glaube, die Demut vor dem Wähler sollte nicht überstrapaziert werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Dieser Akt hat drei Aspekte, einen personellen, einen sachlichen und einen politischen. Ich fange einmal mit dem wichtigsten an und das ist natürlich der sachliche. 

Das österreichische Filmarchiv, das von der Stadt Wien mit 1,2 Millionen S für die wichtige Aufgabe der Archivierung des gesamten österreichischen Films dotiert wird und sich zu Recht in der Öffentlichkeit immer wieder darüber aufregt, dass das viel zu wenig Geld ist, weil es seine Aufgabe sehr, sehr ordentlich und äußerst kompetent und auch überparteilich macht, wäre ja an und für sich das zuständige Institut dafür. Wenn also schon 1 Million zusätzliches Geld zur Verfügung steht, dann wäre es doch logisch, dieser Institution, die unter chronischem Geldmangel leidet, diese 1 Million zu geben. 

Und jetzt sage ich Ihnen dazu, ich habe überhaupt nichts dagegen, sich mit der Geschichte der Arbeiterbewegung auch im Film auseinander zu setzen, aber das Logische wäre ja gewesen, ein begrenztes Projekt zu machen und die bereits bestehende Institution, nämlich das österreichische Filmarchiv, damit zu beauftragen, dieses Projekt durchzuführen. 

Es wäre steuerschonend für den Steuerzahler gewesen, aber darum ist es Ihnen nicht gegangen. Und ich sage Ihnen hier auch gleich meine Sorge und hier bin ich ein bisschen, sage ich einmal, besorgter als es vielleicht meine Vorrednerin war, wenn Sie dieses Modell auch bei anderen Institutionen fortsetzen. Ich sage jetzt nur einmal, man könnte auf die Idee kommen, es gibt die Internationalen Tanzwochen, dass man auch Tanzwochen machen könnte, die sich besonders mit dem Arbeitertanz auseinander setzen. Sie könnten Arbeiter-Filmfestspiele machen im Gegensatz zur Viennale, oder Sie könnten ein Arbeiter-Jazzfest machen im Gegensatz zum Jazzfest. 

Wenn Sie immer eine Parallelinstitution zu den bereits bestehenden Institutionen gründen - das heißt meiner Meinung nach, und bei dem Verein ist es ja sehr eindeutig -, dann geht es Ihnen überhaupt nicht darum, etwas zur Archivierung des Arbeiterfilms zu machen, sondern es geht Ihnen darum, eine Renaissance der guten alten, ich sage besser gesagt, der schlechten alten SPÖ-Kulturparteipolitik durchzuführen, und da spielen wir nicht mit. (Beifall bei der ÖVP.)  
Ich komme zum personellen Aspekt, und das hat meine Vorrednerin ohnehin schon sowohl im Ausschuss als auch hier gesagt. Das war also meiner Meinung nach ein bissel der Intelligenztest für die Oppositionsparteien: Wer ist der Dr Zahnt? - Ich muss dazusagen, alle drei Oppositionsparteien haben das geschafft. Das war allerdings eher die Einstiegsfrage für die Millionenshow, würde ich sagen, der Herr Dr Zahnt. Ich zitiere hier aus der "Presse" vom 14. November 1995: "Der, wie in seiner Verurteilung von einem Drei-Richter-Senat drinnen steht, von überdurchschnittlich krimineller Energie geprägt wurde. Es handelt sich um einen Fall von persönlichen Verflechtungen und Verfilzungen mit gegenseitigen Vorurteilen." - Nach dem Motto "Eine Hand wäscht die andere" wurde hier vorgeschlagen für welche Position, für die des Finanzreferenten. 

Jetzt habe ich dem "Kurier" entnommen, dass der Herr Kulturstadtrat Woller, Entschuldigung, dass der Herr Kulturstadtrat ... (Heiterkeit bei der SPÖ und bei der ÖVP.), dass der GR Woller die Notbremse gezogen ... (GR Harry Kopietz: Das war früher vielleicht einmal, jetzt nicht!) Dass der GR Woller den Dr Zahnt zurückgezogen hat. Der Verein hat mir das auch am nächsten Tag öffentlich mit einem Fax mitgeteilt. 

Ich habe aber jetzt folgende Frage an den Sprecher der Sozialdemokraten: Ein Verein ist nach dem Vereinsgesetz nur handlungsfähig, wenn er über einen Präsidenten, einen Stellvertreter, einen Kassier und einen Schriftführer verfügt. Wer ist jetzt der Finanzreferent des Vereins "Filmarchiv der Arbeiterbewegung"? Wann hat die Generalversammlung stattgefunden, bei der dieser neue Finanzreferent ordnungsgemäß gewählt wurde, und wann wurde der Vereinspolizei Mitteilung darüber gemacht, dass es jetzt dort einen neuen Finanzreferenten gibt?

Ich habe bei der Vereinsbehörde nachgefragt. Bis dato ist der Vereinsbehörde weder vom Rücktritt des Dr Zahnt etwas bekannt, noch dass es dort einen neuen Finanzreferenten gibt. Unter der Voraussetzung, dass diese Fragen nicht ordnungsgemäß beantwortet werden können, bin ich der Meinung, dass hier auch kein ordnungsgemäßer Akt vorliegt, weil wir nicht einem Verein 1 Million S überweisen können, über dessen Vorstand wir nicht genau Bescheid wissen. 

Ich stelle daher den Antrag, diesen Akt abzusetzen. Sollte - ich nehme an, der Dr LUDWIG wird das machen - hier beantwortet werden können, wer der neue Finanzreferent ist, wann der ordnungsgemäß gewählt wurde und wann das der Vereinsbehörde bekannt gegeben wurde, dann werde ich nachher wieder herauskommen und werde diesen Antrag zurückziehen. Wir werden aber in jedem Fall aus den bekannten Gründen dagegen stimmen.

Die dritte Frage ist die Frage der politischen Verantwortung. Ich habe am Beginn dieser Periode gesagt, dass es ja an sich nicht sehr leicht ist, eine intelligente Oppositionspolitik im Kulturbereich zu machen, weil Kulturpolitik etwas Positives ist, weil es darum geht, etwas zu ermöglichen und noch dazu es uns die SPÖ besonders schwierig gemacht hat, und jetzt zitiere ich, denn der Begriff ist ja aus der SPÖ gekommen, dass man uns einen "roten Marboe" vorgesetzt hat. Ich muss noch dazusagen, was mir bisher aufgefallen ist: Die Gemeinsamkeiten des Dr Marboe und des Dr Mailath-Pokorny beschränken sich vor allem auf die ersten beiden Anfangsbuchstaben des Familiennamens. Und das erscheint mir doch etwas wenig zu sein, denn Sie sind gleich Ihrer ersten wichtigsten Ankündigung - wir haben das heute ja schon in der Fragestunde diskutiert, und da können Sie sich auch nicht herausreden -, nämlich dass Sie alle Positionen, auf die Sie wesentlichen Einfluss haben, ausschreiben werden, im Fall der Vereinigten Bühnen nicht nachgekommen. Das haben Sie dann bei der Josefstadt getan, wo Sie dann die ehemalige Theaterleitung mit Klage bedroht haben. Aber viel größer ist diese Blamage, die im letzten Kulturausschuss passiert ist. 

Jetzt möchte ich vom letzten Kulturausschuss nicht wiedergeben, was dort gesprochen wurde, weil ich mich hier an die Kultur des Kulturausschusses halte, die ich selbst versucht habe mitzuprägen. Ich glaube, so viel kann man sagen, körpersprachlich habe ich den Eindruck gehabt, ohne Sie oder was dort gesprochen wurde irgendwie zu zitieren, dass Sie keine Ahnung hatten, wer der Dr Zahnt ist und worum es bei dem Dr Zahnt geht.

Jetzt sage ich Ihnen, und da bin ich sehr fair: Ich gestehe Ihnen das zu. Niemand und kein politischer Profi erwartet von einem Kulturstadtrat, dass er sich in jedem Akt bis ins kleinste Detail jeden Vorschlag anschaut. Was ich aber glaube, und ein bisschen Mitregierungserfahrung habe ich ja, ist, dass es so gelaufen ist, dass ich annehme, dass Sie den Kollegen Woller gefragt haben: "Was ist das für ein Verein?", weil es sich um einen Verein handelt, der erstmalig neue Mittel bekommt. Normalerweise fragt der Stadtrat: "Wie viel haben sie das letzte Mal gekriegt? Ist das gleich viel, ist das weniger?" Wenn es sich um einen neuen Verein handelt, fragt man natürlich jemanden, was das für ein Verein ist, und ich nehme an, der Kollege Woller wird Ihnen gesagt haben: "Alles in Butter, alles Genossen." - Das mit der Butter hat ja dann gestimmt. Aber ich glaube, dass es notwendig sein wird, sich in Zukunft die Dinge ein bisschen genauer anzuschauen und vor allem auch Ihr Umfeld so zu organisieren, dass derartige Dinge nicht mehr vorkommen. Nicht Sie haben im Ausschuss dann, wie Sie gewusst haben, was die Problematik dieses Akts ist - und die Frau Ringler hat Ihnen das ja im Ausschuss gesagt und ich habe es Ihnen auch gesagt -, den Akt zurückgezogen und sich noch einmal erkundigt, was da die genauen Hintergründe sind, nein, Sie haben es mit der sozialistischen Mehrheit im Ausschuss gegen alle anderen Parteien beschließen lassen. 

Das ist halt meiner Meinung nach eine Vorgangsweise, die einen Rückfall in alte Zeiten, in alte Strukturen, in alte Gegebenheiten bedeutet. Ja, die alten Bunkerboys tauchen halt wieder aus der Versenkung auf und versuchen, sich hier zu artikulieren.

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir als ÖVP machen es uns nicht leicht, in der Kulturpolitik einen Antrag abzulehnen. Es gibt auch heute auf der Tagesordnung den einen oder anderen Tagesordnungspunkt, wo es den einen oder anderen Zweifel gibt, aber wir sagen: Okay, in der Kulturpolitik soll man eher großzügig sein und daher zustimmen. Bei diesem Akt machen Sie es uns allerdings sehr leicht, weil es hier um keinen Kulturakt geht, sondern hier geht es ganz eindeutig um die Subvention an einen sozialistischen Parteiverein. 

Wir wollen der Renaissance dieser Zustände, die es lange Jahre in dieser Stadt gegeben hat, nicht weiter Vorschub leisten und stimmen daher aus tiefer Überzeugung dagegen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Michael LUDWIG. Ich erteile es ihm.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ja, Herr Kollege Salcher, weil Sie mich jetzt angesprochen haben, was die Funktionsfähigkeit des Vereins betrifft. Darüber kann ich nicht unmittelbar Auskunft geben, weil ich weder Vorstandsmitglied noch Mitglied des Vereins bin. Aber ich habe mir genauso wie Sie den Akt genau angesehen und habe bemerkt, dass es eine stellvertretende Kassierfunktion gibt und na-türlich diese Person in einem ordnungsgemäß geführ-ten Verein diese Tätigkeit übernehmen wird, also es nicht möglich und notwendig ist, dass jetzt unmittelbar und sofort ein neuer Kassier gewählt wird. Von hier aus wird es genügen, wenn man eine entsprechende Person kooptiert, beizieht und das dann auch der Vereinsbehörde meldet. 

Nur nachdem das erst vor wenigen Tagen geschehen ist, verwundert es mich nicht, dass das bei der Vereinsbehörde noch nicht liegt, denn wir haben bei einem der vorhergehenden Akte gehört, dass der Postweg von manchen Kulturvereinen zum Kulturamt mehrere Monate erfordert. Also, Herr Kollege Salcher, da werden Sie mir doch zugestehen, auch namens des Kulturamts, aller Vertreter der Post und vieles mehr, darauf hinzuweisen, dass es halt manchmal schwierig ist, dass gewisse Poststücke auch ihren Weg zu den zuständigen Stellen finden. In diesem Fall ist das aber im Konkreten nicht einmal notwendig. 

Wenn Sie die Person des Herrn Zahnt ansprechen, dann muss ich ganz ehrlich sagen, dass mir Ihre Argumentation unverständlich ist und es eigentlich auch erschreckend ist, was hier gesagt wurde, Kollege Salcher, denn wir wissen, dass der Herr Zahnt vor vielen, vielen Jahren verurteilt wurde. Er hat eine Geldstrafe bekommen, die Geldstrafe hat er bezahlt, die Schuld ist getilgt. Jetzt, viele Jahre später, soll er keine Möglichkeit bekommen, im Kulturleben mitzuwirken, egal ob das in einer ehrenamtlichen Funktion ist oder in einer sonstigen Tätigkeit. Und das halte ich eigentlich auch für menschlich sehr bedenklich, dass man Menschen einfach ausschließt, die sich ehren-amtlich in einem öffentlichen Verein, der gemeinnützig tätig ist, betätigen wollen. Ich halte das vom Gedanken her eigentlich für nicht sehr sozial, nicht sehr unseren Gesellschaftsvorstellungen entsprechend. 

Deshalb kann ich Ihrer Argumentation auch nicht folgen, denn wenn man das weiterspinnt, und wenn das keine Lex Zahnt ist, sondern wenn das Ihre generelle Einstellung ist, dann muss man sich ja erstens einmal fragen, ob wir in Zukunft jetzt generell bei den Vorstandslisten die Vorstandsmitglieder überprüfen? Zweitens wie intensiv, das heißt, ob es entsprechende Verurteilungen gibt? Wenn ja, welche Delikte beispielsweise dann aus Ihrer Sicht ahndbar sind und ob das beispielsweise auch für Künstlerinnen und Künstler gilt, die vielleicht einmal verurteilt worden sind, Subventionen beziehen und diese auch mit dem Kulturamt abrechnen müssen? 

Selbstverständlich gilt für diesen Verein, wie auch für viele andere, über die wir heute diskutiert haben, dass die Abrechnungen, die vom Verein vorgelegt werden, auch sehr streng vom Kulturamt und notfalls auch vom Kontrollamt geprüft werden. Hier auch nur die Verdächtigung auszusprechen, dass es quasi möglich ist, dass ein Vereinskassier Geldflüsse so beeinflusst und beeinträchtigt, dass sie illegal und kriminell sind, das halte ich eigentlich auch für ungeheuerlich! (Beifall bei der SPÖ.) 
Wir Sozialdemokraten waren und sind eigentlich dafür, dass alle Menschen am Kulturleben teilhaben können, dass Kunst und Kultur dazu beiträgt, dass die Gesellschaft humaner und menschlicher ist. Dass man aber Ausschließungsgründe, vor allem wenn es sich um Urteile handelt, wie immer man die auch einschätzen mag - auch hier gibt es eine geteilte Meinung, aber es war ein Urteil -, nach so vielen Jahren dazu verwendet, einen Menschen zu diskreditieren, in die Öffentlichkeit zu zerren und ihm nach vielen, vielen Jahren wieder den Ruf zu schädigen - das halte ich eigentlich für nicht sehr korrekt, Kollege Salcher! Wir werden deshalb dies auch zum Anlass nehmen, auch darüber nachzudenken, wie wir uns in Zukunft da und dort manche Vorstandslisten und auch manche Anträge von Kulturvereinen genauer anschauen werden. Das war auch Ihre Anregung und wir werden dem gerne auch sehr intensiv folgen.

Es ist meines Erachtens auch der zweite Punkt, der sachliche, den Sie eingebracht haben, völlig unrichtig und an den Haaren herbeigezogen. 

Im Antrag steht sehr genau drinnen, was sich dieser Kulturverein, dieses Wiener Filmarchiv der Arbeiterbewegung, vorgenommen hat. Es ist keinesfalls so, wie Sie das etwas polemisch dargestellt haben, dass es hier darum geht, Arbeiterfilmfestspiele zu machen, sondern es geht darum, und das steht auch so im Akt, dass die Mitglieder dieses Vereins sich vorgenommen haben, Filmmaterialien, die in den verschiedensten Einrichtungen in unserer Stadt bestehen, aktiv zu sammeln, das heißt aufsuchende historische Arbeit zu leisten und nicht nur zu warten, bis sie kommt, sondern in Arbeiterbüchereien, Volksheimen und anderen Einrichtungen danach zu suchen. Das drängt, denn Filmmaterial aus den Zwanziger- und Dreißigerjahren wird auf Grund des Materials brüchig und wird in den nächsten Jahren verfallen und zerstört sein und für die Nachwelt verloren sein. Wenn wir jetzt nicht sehr schnell und sehr rasch Schritte einleiten, das heißt, dass sich Menschen aktiv auch bemühen, diese Filme zu sammeln und zu archivieren, dann wird ein großer und wichtiger Teil der Geschichte unserer Stadt und der Geschichte vieler Menschen in unserer Stadt verloren sein. Darum geht es diesem Verein, so entnehme ich das auch diesem Akt. Das ist auch dezidiert so als Ziel des Vereins ausgewiesen und ich denke, dass das eine große Aufgabe ist.

Viele Filmmaterialien sind im Filmarchiv gesammelt, das ist richtig. Ich denke, dass auch dieser Verein gut beraten ist, mit dem Filmarchiv zusammenzuarbeiten. Ich denke, das wird auch geschehen. Aber man muss schon auch sagen, dass viele Mitglieder dieses neuen Filmvereins beispielsweise auch selbst Filmmaterialien einbringen. Hier hätte der Herr Zahnt auf Grund seiner guten Verbindungen sehr viel leisten können, nicht nur für den Verein, sondern auch für die Aufarbeitung der Geschichte unserer Stadt. Wir alle hoffen, dass es uns gelingen wird, trotzdem den Herrn Zahnt dazu zu gewinnen, seine Möglichkeiten einzusetzen und den Verein zu unterstützen und dass diese Angriffe Ihrerseits, die meines Erachtens sehr polemisch gewählt sind, ihn nicht dazu verleiten werden, hier nicht mitzuwirken.

Das Filmmaterial ist ein bedeutsames und zwar nicht nur für unsere Stadt, sondern auch von großer internationaler Bedeutung. So sind einige Filme, die sich in Privatbesitz befinden, gerade jetzt bei einem Londoner Filmfestival und bei einem Filmfestival in Berlin, weil das Filmmaterialien über die Stadt Wien in den Zwanziger- und Dreißigerjahren sind, die nur im Privateigentum von Persönlichkeiten sind, die sich in diesem Verein engagieren. Diese Persönlichkeiten haben kein Interesse, ihr Privateigentum einem Verein, einem anderen Archiv zu überantworten, sondern die wollen selbst mitwirken, wollen selbst mittun und haben sich bereit erklärt, diesen Kulturverein zu gründen und aktiv diese Filme nicht nur zu sammeln und zu archivieren.

Ich denke, dass wir gut beraten sind, diesem wichtigen Ausschnitt der Geschichte unserer Stadt und der Bevölkerung unserer Stadt entsprechende Unterstützung angedeihen zu lassen. Es ist ein wichtiges Kulturerbe unserer Stadt. Das sollte gesichert werden. Deshalb werden wir auch die Tätigkeit dieses Filmvereins unterstützen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GR Elisabeth Vitouch: Meine Damen und Herren!

Wir haben jetzt viel Schnee von gestern geschaufelt. Nur der guten Ordnung halber, Kollege Sacher: Der Herr Zahnt hat im Gegensatz zu Ihnen kein Doktorat. Direktor steht im Akt, falls Sie ihn auch erst kürzlich kennen gelernt haben sollten. 

Das sollte uns nicht darüber hinwegtäuschen, dass diese wichtige, kulturpolitisch, kulturhistorisch wichtige Arbeit des Wiener Filmarchivs der Arbeiterbewegung unterstützt werden sollte. 

Ich bitte daher um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung, wobei ich bemerken will, dass nach § 22b, wenn ich das richtig vernommen habe, ein Antrag auf Vertagung des Geschäftsstücks aufrecht ist. Dieser Antrag ist sofort nach Anhörung der Frau Berichterstatterin ohne Debatte zur Abstimmung zu bringen. 

Ich bringe ihn somit zur Abstimmung. 

Wer für den Antrag auf Vertagung ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist die Minderheit. Dieser Antrag ist sozusagen abgelehnt.

Wir kommen nun zur Abstimmung über das Poststück. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Der Antrag ist mit Mehrheit gegen die Stimmen der Freiheitlichen, der ÖVP und, nein ...(GR Heinz Hufnagl: Die GRÜNEN waren dafür!) Die GRÜNEN waren dafür. (GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ja, die GRÜNEN waren dafür!) Gegen die Stimmen der Freiheitlichen und der ÖVP angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 39 (PrZ 132/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an die Webster University. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung zu diesem Akt.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GR Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr.

GR Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Die Webster University. Wir sind immer schon und werden auch weiterhin sehr kritisch den Privatuniversitäten in Österreich gegenüberstehen, auch wenn sie jetzt in Österreich zum Teil akkreditiert sind, so auch die Webster University.

Ich möchte versuchen zu erklären, warum wir gegen diesen Antrag für zwei Stipendien an einer Privatuniversität sind. Eine unserer Kritiken an den Privatuniversitäten war immer die Ausrichtung auf die wirtschaftliche Verwertbarkeit der Studien. So kann man auf der Homepage der Webster University ganz, ganz eindeutig lesen, um was es dort geht, nämlich ich zitiere: "Ausgebildete vorübergehende Arbeitskräfte einzusetzen, die dem Unternehmen keinerlei Kosten verursachen." Oder: "Das Unternehmen erhält professionelle Arbeit zu minimalen Kosten." Das ist nicht das, was wir uns von einer Universität wünschen. Ich dachte immer, die Sozialdemokratische Partei hat auch ein anderes Bild von einer universitären Bildung, aber anscheinend ist das nicht mehr so.

Ein weiterer Punkt, warum wir das ablehnen, ist die Begründung der Webster University für die zwei Menschen, die ich nicht persönlich kenne, denen ich nichts abspreche, die ich wahrscheinlich auch für sehr fähig halte, aber ich finde es etwas dürftig, in einem Antrag zu erwähnen, dass Herr X - sein Name tut auch nichts zur Sache - ein hervorragender Student ist, nett, er ist fleißig und zielstrebig. Ja, aber das reicht nicht aus, um wirklich zu verstehen warum. Oder die Frau Y, die auch ein Stipendium bekommen soll, ist ernsthaft und fleißig und ihre Dankbarkeit ist außergewöhnlich. 

Also, wenn das die Begründungen für Stipendien in dieser Stadt sind, dann möchte ich schon wissen, worauf sich diese wirklich beziehen, denn mehr ist eigentlich nicht vorgesehen und das reicht uns nicht aus. Denn wie wäre es, wenn wir uns zum Beispiel die soziale Bedürftigkeit dieser Personen ansehen würden und dann sagen würden: Okay, wir geben denen das Geld, denn sie können es sich nicht leisten, an einer Privatuniversität zu studieren, wobei ich das in Frage stellen möchte, denn wer an eine Privatuniversität geht, hat meistens kein finanzielles Problem.

Der dritte Punkt. Ist es wirklich sinnvoll - und das frage ich die Sozialdemokratische Partei in Zeiten wie diesen -, zwei Studierenden ein Stipendium an einer Privatuniversität in der Höhe von 100 000 S zu geben, wo es in Österreich an österreichischen Universitäten Zigtausende Studierende geben wird, die sich durch die Einführung der Studienbeiträge kein Studium mehr leisten können? - Ich dachte, SPÖ und GRÜNE haben hier die gleiche Politik. Anscheinend nicht mehr. Ich finde es schade und deswegen werden wir diesem Antrag nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich wollte mich an sich bei diesem Punkt nur zum Wort melden, um zwei Anträge einzubringen. 

Nachdem es hier auch im weitesten Sinn um Bildung und um Förderung geht, ist der erste Antrag ein Antrag, der Ihnen vielleicht schon bekannt vorkommt, nämlich vom Kollegen Prof Walter Strobl und mir bezüglich der neuen Geschäftseinteilung des Magistrats der Stadt Wien betreffend die Musiklehranstalten. 

Wir haben diesen Antrag bereits einmal eingebracht, haben dann von der ressortzuständigen Stadträtin, Frau VBgm Laska, eine Antwort bekommen, die sich ausschließlich auf das Formelle bezogen hat, wo sie formal argumentiert hat, dass man die Musiklehranstalten nur insgesamt behandeln kann. Diesem Argument sind wir gefolgt und nachgekommen und bringen somit jetzt diesen Antrag in der von ihr gewünschten Form ein, wobei ich hoffe, dass wir sie motivieren, auch in der Sache und inhaltlich Stellung zu nehmen. 

Ich bringe also folgenden Beschlussantrag ein: 

"Im Zuge einer funktionell sinnvollen Zuordnung sollen die Wiener Musiklehranstalten im Bereich der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft angesiedelt werden."

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport und an den GRA für Kultur und Wissenschaft sowie an den GRA für Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt. 

Ich bringe einen weiteren Beschluss- und Resolutionsantrag gemeinsam mit meinen Kollegen Prof Walter Strobl, Mag Heidemarie Unterreiner und Marie Ringler von den GRÜNEN ein, betreffend Abhaltung einer Enquete. Ich werde aus Zeitgründen nur den Beschlussantrag formulieren: 

"Es mögen die GRAe Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport sowie Kultur und Wissenschaft eine gemeinsame Enquete über die Situation der Musikstadt Wien unter besonderer Berücksichtigung der Musiklehranstalten abhalten."

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport und an den GRA für Kultur und Wissenschaft beantragt.

Wenn ich aber nun schon einmal heraußen stehe, dann sei mir schon gestattet, zur Änderung des Stimmverhaltens der GRÜNEN gegenüber der Webster University - und der nächste Tagesordnungspunkt John Hopkins University geht ja in eine ähnliche Richtung -, also zu beiden kurz Stellung zu nehmen.

Also, ich möchte einmal dazu sagen: Sie haben Webster übrigens bisher immer zugestimmt, trotz dem von Ihnen kritisieren Programm. Ich weiß aber - und das ist Ihr gutes Recht -, dass der Grüne Klub sich jetzt anders zusammensetzt, auch was seine ideologische Orientierung betrifft. Ich sage Ihnen daher ehrlich: Ich hätte volles Verständnis für die GRÜNEN, wenn Sie auf Grund Ihrer neuen ideologischen Positionierung hier herauskommen und erklären würden, und zwar ehrlich erklären, warum Sie offensichtlich diese Förderung von zwei amerikanischen Privatuniversitäten ablehnen. Dann sagen Sie aber bitte Ihre wahren Beweggründe. Sagen Sie, wir sind dagegen, weil wir gegen Privatuniversitäten sind. Sagen Sie, wir sind dagegen, weil wir besonders gegen amerikanische Privatuniversitäten sind und sagen Sie, wir sind dagegen, weil wir konsequent gegen jede Form der Eliten- und Begabtenförderung sind! Das zieht sich durch Ihr Stimmverhalten durch, von der Popper-Schule bis zu diesem vorliegenden Akt. Trauen Sie sich heraus und sagen Sie das klar! (Beifall bei der ÖVP.) 

Jeder, der weiß, was eine Privatuniversität kostet, dem ist klar, dass es bei der Unterstützung dieser beiden Poststücke ausschließlich um symbolische Unterstützungen geht, denn Sie werden ja nicht ernsthaft glauben, dass man von diesen Beträgen auch nur relevant eine Privatuniversität unterstützen kann. Sie stehen auch für symbolische Unterstützungen. Sie haben halt lieber die VolxKarawane unterstützt, die, und jetzt sage ich die harmloseste Formulierung, ihre Mission in der theatralischen Simulation von Gewaltsituationen gesehen hat, um zu ausländischen Anti-Amerika- und Anti-Globalisierungs-Demonstrationen zu fahren. 

Ich sage Ihnen, das Schöne an der Politik ist, dass Politik manchmal sehr simpel ist. In dem Fall ist es so, dass Sie halt gegen die Förderung von Privatuniversitäten und besonders von amerikanischen Privatuniversitäten sind und halt lieber eine andere Art von Politik persönlich fördern. Ich sage Ihnen das für die Wiener ÖVP. 

Wir freuen uns, dass eine renommierte Privatuniversität den Wissenschafts- und Wirtschaftsstandort Wien belebt und wir freuen uns ganz besonders, dass das eine amerikanische Privatuniversität ist. Wir freuen uns auch darüber, dass die Stadt Wien jungen österreichischen Studierenden die Möglichkeit gibt, sich an einer ausländischen, amerikanischen Privatuniversität, in dem Fall von John Hopkins, besonders qualifizieren zu können, um damit dann auch einen wesentlichen Beitrag für Österreich leisten zu können. Wir freuen uns auch, dass es sich dabei um eine amerikanische handelt und daher werden wir beiden Poststücken aus tiefer Überzeugung zustimmen und werden uns auch bemühen und dafür einsetzen, dass diese beiden Universitäten in Zukunft noch mehr Geld bekommen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GR Renate Winklbauer: Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Der Akt der Webster University ist zwar auch von der Kollegin von den GRÜNEN gelesen worden, aber ich glaube, dass sie sich noch nicht die Mühe gemacht hat, sich mit der Webster University, die sich ja in Wien im 22. Bezirk befindet, wirklich auch auseinander zu setzen, weil sonst wüsste sie, dass diese Universität neben ihren Studien sehr rege Kontakte zu anderen Bildungsinstitutionen in Wien, vor allem auch im Erwachsenenbildungsbereich, hat, und dass sie Kunstprojekte macht, in denen sie sowohl internationale Künstler als auch Künstler aus Wien fördert. Also die Öffnung und die Offenheit Wien gegenüber ist eine sehr große.

Ich glaube, dass es auch gerade in einer Zeit, wo es im Wissenschaftsbereich sehr darauf ankommt, international zu bestehen, wir auch österreichische Studenten und Wiener Studenten und Studentinnen haben, die in diesem internationalen Wettbewerb bestehen können. Aus unserer Sicht ist es eben deshalb jetzt sehr notwendig, Menschen zu unterstützen, die dadurch studieren können. Sie haben zwar "fleißig und strebsam" zitiert, das mir auch ein bisschen sonderbar vorgekommen ist, Sie haben aber nicht zitiert, dass bei der einen Stipendiatin die schwierige Lebenssituation durch den Tod der Mutter ihr das Studium nicht länger ermöglicht hätte. Das ist für mich schon ein Grund, dass sie diese Förderung von der Stadt Wien bekommen soll.

Was die beiden Beschlussanträge und die Zuweisung betrifft, empfehle ich die Zuweisung dieser beiden Akte. Es ist zwar so, dass der Kollege Salcher inhaltlich das jetzt schon irgendwie hätte mitkriegen können, was unsere Position ist, aber vielleicht wird er es mit einer zweiten Zuweisung dann auch inhaltlich begreifen. Dass er gleich eine Enquete dafür braucht, um zu begreifen, wie unsere Position dazu ist, hätte ich mir nicht gedacht. 

Ich bitte um Zustimmung und um Zuweisung der beiden Anträge. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist somit mehrstimmig gegen die GRÜNEN angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung der Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste Antrag wurde von den ÖVP-GRe Prof Strobl und Dr Salcher eingebracht und betrifft die Geschäftseinteilung des Magistrats der Stadt Wien - Musiklehranstalten der Stadt Wien. Formell wird hier die Zuweisung an die drei GRAe für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport, Kultur und Wissenschaft sowie Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. (GR Johann Hatzl: Zuweisung!) Zuweisung ist beantragt. - Die Zuweisung ist somit einstimmig angenommen.

Der zweite Antrag ist ebenfalls eine Zuweisung. Der Beschluss- und Resolutionsantrag der GRe Strobl, Salcher, Unterreiner, Ringler - entschuldigen Sie die Verkürzung - betrifft die Einsetzung einer Enquete über die Situation der Musikstadt Wien unter besonderer Berücksichtigung der Musiklehranstalten. Auch hier wurde die Zuweisung an die GRAe für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport sowie Kultur und Wissenschaft beantragt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist ebenfalls einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 40 (PrZ 136/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Vergabe eines Auslandsstipendiums am Bologna Centers der John Hopkins University im Studienjahr 2001/2002. 

Die Frau Berichterstatterin ist schon beim Rednerpult. Ich bitte einzuleiten.

Berichterstatterin GR Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung zu diesem Poststück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GR Sommer-Smolik. Ich erteile es ihr. 

GR Claudia Sommer-Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Ich möchte kurz noch auf den Kollegen Salcher replizieren. Es geht jetzt wieder, Herr Kollege Salcher, um einen symbolischen Akt, um eine symbolische Zahlung, diesmal um 500 000 S, sehr symbolisch. Wahrscheinlich hat die ÖVP andere Summen im Kopf.

Die Johns Hopkins University - und nicht John Hopkins University wie im Akt - ist eine amerikanische Privatuniversität. Ja, es geht hier ums Bologna Center und ich möchte Ihnen schon sagen, Herr Kollege Salcher, wir haben nichts gegen Privatuniversitäten solange sie so funktionieren wie sie sich auch selbst darstellen: Ohne öffentliche Subvention. Es soll sie geben, sie sind sinnvoll für manche Menschen. Manche glauben, sie sind sehr, sehr notwendig und es wäre besser, man hat nur mehr Privatuniversitäten und keine öffentlichen Universitäten. Das führt uns ja die blau-schwarze Bundesregierung vor. Das ist aber nicht das, was wir unter einer Bildungslandschaft verstehen. Und wenn Sie mir anscheinend einen Antiamerikanismus unterstellen, dann muss ich sagen, Sie kennen mich nicht. Also lass ich das so stehen, weil damit match ich mich nicht, es ist mir zu blöd. 

Ich bin nicht gegen Elitenbildung, nur glaube ich, dass wir in Wien im Moment andere Probleme haben, als einen Menschen, einen ganzen Menschen für acht Monate ins Bologna Center der Johns Hopkins University mit einem Stipendium zu schicken, der uns dann, wenn er nett ist, oder zumindest steht's so im Akt, einen Super-20-Seiten-Bericht abliefern wird. Toll. Das ist weniger, als eine Seminararbeit in einem erstsemestrigen Seminar an der Universität. Aber gut, dafür kriegt man auch nicht 500 000 und fährt auch nicht ins Bologna Centers. Und dann gibt's auch ein mündliches Referat in geeignetem Rahmen, wo auch immer das dann stattfinden wird. Das ist der Output, den wir von diesem Stipendium dann haben werden. Mir ist das zu wenig. Wenn ich jemanden unterstütze, dann möchte ich auch wirklich einen Output für die Stadt Wien und für die Wissenschaftslandschaft hier haben. Ich glaube nicht, dass hier ein Mensch mit 500 000 S ausgestattet die richtige Möglichkeit ist, das auch zu fördern. 

Ich bin sehr dafür und die GRÜNEN sind immer dafür, dass sich Studierende im Ausland weiterbilden, dass sie die Möglichkeiten nützen, sich auszutauschen, um andere Lebensweisen, andere Städte, andere Menschen kennen zu lernen, sich wirklich international zu verknüpfen. Das steht hier überhaupt nicht zur Diskussion, da werden wir auch immer dafür sein. Aber ist es wirklich sinnvoll - und genau diese Frage habe ich gestellt -, in einer Situation wie dieser, wo es eben österreichische Studierende gibt, die sich ein Studium an einer öffentlichen Universität nicht mehr leisten können, diese so zu übergehen und diese Summen halt in einen Menschen zu stecken, der dann acht Monate lang ein nettes Studium verbringt, zurückkommt und sich super vernetzt hat? - Ich glaube, dass das nicht sinnvoll ist und dass uns das in der Wissenschaftslandschaft auch nicht weiterbringen wird, denn wer weiß, was der eine Mensch dann tut? Bleibt er in Wien? Werden wir jemals etwas von ihm hören? 

Ich glaube, das ist nicht der richtige Ansatz und ich glaube, Sie sollten ein bisschen reflektieren, Herr Kollege Salcher, was Ihre Bundesregierung macht, denn der haben wir es zu verdanken, dass wir jetzt in dieser Situation solchen Anträgen nicht zustimmen können, denn so lange es in Wien Studierende gibt, die sich das Studium nicht leisten können, können wir nicht zustimmen, dass drei Menschen mit einer Summe von 700 000 S mit Stipendien ausgestattet werden. Das geht nicht, denn mit den 500 000 S könnte zum Beispiel die Stadt Wien 100 Studierenden für ein Semester die Studiengebühren zahlen und denen wäre mehr geholfen. Die Stadt Wien würde davon mehr profitieren, als das für einen Menschen auszugeben, den wir uns nicht einmal selber aussuchen können, denn den schlägt uns ja die Johns Hopkins University vor: Der Beste, der abschneidet oder die Beste, und ich nehme an, es wird ein Mann werden, denn Frauen wird es dort wahrscheinlich nicht so viele geben. Dann wird halt der dann genommen und die Stadt Wien wird genau wissen ... (GR Gerhard Pfeiffer: Wissen Sie, wovon Sie reden?) Hauptsache Sie wissen, Kollege Pfeiffer, wovon ich rede, weil ich glaube nicht, dass Sie eine Ahnung von der Wissenschaft haben (GR Gerhard Pfeiffer: Aber von der Situation! - Aufregung bei der ÖVP.), und wir werden auch diesem Antrag nicht zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dr Salcher. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Also kurz und sachlich. Ich möchte zunächst einmal sagen, vielleicht wissen Sie das nicht: Das Bologna Centers Johns Hopkins wurde nach dem Zweiten Weltkrieg gegründet, um jungen Europäern vor allem die Chance eines besseren Verständnisses zu geben, um eine Katastrophe, wie es sie im Zweiten Weltkrieg gegeben hat, zu verhindern. Sie wissen, dass viele renommierte österreichische Politiker und Wirtschaftstreibende - ich weiß es zumindest aus dem Lager der Volkspartei und aus der Sozialdemokratie - dort studiert und Freundschaften geschaffen haben, die weit über dieses Studium hinaus gegangen sind und die Österreich immer wieder zugute gekommen sind. 

Zweitens. Es geht hier nicht um eine Subvention an die Johns Hopkins Universität, sondern es geht um Stipendien. Es ist ein sehr wesentlicher Unterschied, ob ich eine Institution unterstütze oder ob ich konkreten Personen Stipendien gebe. Wenn ich Ihrer Argumentation Folge, dann müssten Sie ja logischerweise im Parlament den Antrag stellen, überhaupt alle Stipendien an ausländischen Universitäten oder an amerikanischen Universitäten, je nachdem wie es Ihnen gefällt, abzuschaffen, weil um nichts anderes geht es hier. Und Ihnen wird aber bekannt sein, dass das Bundesministerium für Wissenschaft sehr wohl Stipendien für ausländische Universitäten an ganz konkrete geeignete Persönlichkeiten gibt.

Frau Kollegin Smolik! Ich möchte auch sagen, ich habe Ihnen nicht per ... (GR Claudia Sommer-Smolik: Sommer-Smolik!) 

Entschuldigung! Ich habe Ihnen persönlich keinen Anti-Amerikanismus oder keine Anti-Amerika-Einstellung vorgeworfen, weil ich das nicht tu', wenn ich einen Menschen konkret nicht kenne. Ich habe das aber pauschal in Richtung Vertreter der Grünen Partei getan und dazu stehe ich auch. 

Und wenn Sie es unbedingt wissen wollen: Ich muss sagen, ich habe das jetzt auch recherchieren lassen und ich bin schon sehr entsetzt, wenn ich zum Beispiel höre, dass es in der Bezirksvertretung Hietzing eine grüne Bezirksrätin gegeben hat - und ich sage es jetzt einmal sehr vorsichtig -, die die Abhaltung einer Trauerminute anlässlich der schrecklichen Ereignisse, die wir heute Vormittag besprochen haben, zumindest sehr, sehr relativiert hat, um es einmal ganz freundlich zu sagen und um den heutigen Tag, der ja, glaube ich, auch diesen Gemeinderat hier noch immer bestimmt, nicht unnötig in Emotionen zu bringen. Aber das muss ich Ihnen schon in aller Deutlichkeit sagen! 

Und auch von der Rede, die wir heute vom Kollegen Chorherr gehört haben, kann ich nur hoffen, dass sie nicht seiner persönlichen Meinung, sondern nur der Meinung der Mehrheit Ihrer Fraktion entspricht! (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der Herr Stadtrat hat sich zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

Amtsf StR Mag Dr Andreas Mailath-Pokorny: Ich wollte nur einmal kurz mein Erstaunen zum Ausdruck bringen, dass man insbesondere angesichts einer Situation, die ja mit Sicherheit auch davon gekennzeichnet ist, dass man die internationale Verständigung, die Kommunikation eigentlich stärken sollte, sich hierher stellen und sagen kann: Na ja, Stipendien, die das eigentlich auch verstärken und herbeiführen sollten, lehnen wir einmal ab. Mir ist das nicht ganz nachvollziehbar. Ich glaube ganz im Gegenteil, dass das ein Beitrag dazu ist, auch Wiener Studentinnen und Studenten, also in dem Fall Absolventinnen und Absolventen, die Möglichkeit zu geben, zu einer internationalen Ausbildung zu kommen. Ich halte das für mehr als berechtigt. 

Ich halte das für mehr als berechtigt, auch gerade jetzt in der gegenwärtigen Zeit. Ich halte es für einen Ausdruck einer bestimmten Form, einer fast möchte ich sagen Besserwisserei zu sagen, das brauchen wir nicht und das ist eigentlich nicht notwendig, und das noch dazu mit einer sehr ernsten Frage zu verknüpfen, Frau Gemeinderätin, mit einer sehr ernsten Frage, die tatsächlich diskutiert werden muss, nämlich mit der Frage der Studiengebühren. Es hat das eine in dem Fall allerdings wirklich nichts mit dem anderen zu tun. Die Frage der Studiengebühren und - wie soll ich sagen - der Aufbau von Barrieren in unserem Land für etwas, was über doch fast drei Jahrzehnte selbstverständlich und zum Glück selbstverständlich war, nämlich dass der Zugang zu Bildung nicht von Geldfragen abhängig gemacht werden sollte, ist sicher eine Sache, die politisch debattiert werden muss und die auf alle Fälle natürlich von unserer Seite abzulehnen ist, auch vom Gedanken einer Bildung und einer Investition in die Zukunft aus.

Ich meine daher, man sollte diese beiden Aspekte nicht miteinander verknüpfen umso mehr, als dieses Stipendium - und ich spreche zunächst einmal nur für das des Bologna Centers -, und das Wiener Stipendium gibt es noch nicht so lang, aber auch andere Stipendien über viele Jahre hinweg tatsächlich Studentinnen und Studenten, Absolventinnen und Absolventen zu Gute gekommen sind, die sich das anders nicht hätten leisten können.

Ich füge persönlich hinzu, ich weiß, wovon ich spreche, denn ich habe dort studiert. Ich habe kein Stipendium bekommen, weil ich es zum Glück auch nicht notwendig gehabt habe, weiß aber von vielen Kolleginnen und Kollegen, dass sie über die Jahre sehr froh waren, dass sie das bekommen haben und sehr viel daraus gewonnen haben. Also ich würde dafür plädieren, das noch einmal zu überdenken, weil ich glaube, dass es ein kleiner, aber wichtiger Beitrag auch zu einer Verständigung ist.

Und als letzter Punkt - auch das, weil ich es unmittelbar weiß -, es sind dort sehr viel mehr Frauen als Männer, die studieren. Das halte ich auch für wesentlich. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mit Mehrheit, gegen die Grünen, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 109 (PrZ 166/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Betriebssubventionen 2002 sowie 2002 bis 2004 an verschiedene Theater. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Zankl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Inge Zankl: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GR Ringler. Ich erteile es ihr.

GR Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei diesem Poststück tun wir etwas, was wir eigentlich sehr ungern tun. Das ist ein bisschen ein symbolisches Zeichen und auch als solches zu verstehen. Bei diesem Akt werden wir nämlich einzelnen Subventionen für Theater in dieser Stadt nicht zustimmen. 

Das mag Sie etwas erstaunen, weil Sie die Grünen sonst eigentlich als diejenigen kennen, die im Zweifelsfall immer dafür sind, dass die Kulturschaffenden Geld bekommen. Aber in diesem Fall war es uns wichtig zu sagen, dass es so nicht weitergehen kann. Daher werden wir mehreren Drei-Jahres-Vereinbarungen für Klein- und Mittelbühnen, die in diesem Akt aufgezählt sind, nicht zustimmen. Das betrifft das Ateliertheater, das Experiment am Liechtenwerd, die Komödie am Kai, das Theater Center Forum sowie das Theater Die Tribüne.

Sie werden sich jetzt fragen, wieso. Im Gegensatz zu den Kollegen von der FPÖ, die dem Interkult Theater kein Geld zuerkennen wollen und dies wohl eher aus, sagen wir einmal, Ablehnung gegenüber den Kulturen von MigrantInnen, Vielsprachigkeit und Weltoffenheit tun, geht es uns darum - wie ich schon sagte -, ein symbolisches Zeichen zu setzen. In Zeiten knappester öffentlicher Mittel, in Zeiten, in denen jeder Schilling umgedreht werden muss, glauben wir, dass es wichtig ist, sehr sorgsam mit den Budgets umzugehen. Dazu gibt es Beiräte und Jurys, die innerhalb der MA 7 für die Vergabe von Geldern, auch im Theaterbereich, installiert worden sind. 

Bereits vor vielen Jahren - noch unter SPÖ-Kulturstadträtin Pasterk - hat es einen Beirat gegeben, der beauftragt wurde, sich mit einem Problem auseinander zu setzen, mit dem wir uns jetzt, so viele Jahre später, wieder auseinander setzen müssen. Eigentlich ist es sehr ärgerlich und schade, dass wir dieses Problem schon so lange mit uns herumschleppen. Dieser Beirat war nämlich beauftragt, über eine Strukturreform innerhalb der Klein- und Mittelbühnen in Wien nachzudenken. Dieser Beirat hat für die von mir angeführten Gruppen vorgeschlagen, die Subventionen nicht weiter zu verlängern und stattdessen die Gelder in die freien Gruppen zu stecken, in das, was an innovativen, spannenden, zukunftsweisenden Projekten in dieser Stadt passiert.

Aber weder Ursula Pasterk noch ihr Nachfolger haben das dann tatsächlich umgesetzt. Auch du hast das noch nicht umgesetzt, wahrscheinlich mit dem Hintergrund - wie du so schön gesagt hast -, zu klotzen und nicht zu kleckern und dem Herrn Finanzstadtrat noch viel Geld herauszureißen. Ich hoffe sehr, dass das die Strategie dahinter ist. Das würde mich sehr freuen!

Tatsächlich ist es aber so, dass der Theaterbeirat allein im ersten Tertial dieses Jahres freie Gruppen wie das Amphibien-Theater, das Theater Bagatelle, das Kabinetttheater und das Theater Kombinat, die international spannende und gute Projekte machen, als förderungswürdig anerkannt hat, ihnen aber kein Geld geben konnte, weil keines mehr vorhanden ist. Wir glauben, dass es wirklich an der Zeit ist, jetzt über diesen Generationswechsel nachzudenken, über diese Strukturreform innerhalb der Theaterszene in Wien. 

Es gibt zu dieser Strukturreform Vorschläge. Es gibt sie schon seit langem. Es gibt sie vom Beirat. Es gibt sie von der IG Freie Theater. 

Wir erwarten uns auch von dir, dass du dir neben dem Gerangel mit der Josefstadt und ähnlichen Dingen, die Zeit dafür nimmst, in diesem Bereich noch einmal anzusetzen, in diesem Bereich, wo das spannendste Theater passiert, noch einmal genauer hinzuschauen und auch die Weichen für eine Zukunft der Theater und der Theaterszene in Wien zu stellen.

In diesem Sinne werden wir den einzelnen Theatergruppen nicht zustimmen, den anderen gerne und hoffen sehr, dass es hier zu Veränderungen kommt. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Mag STEFAN zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! 

Es wurde schon angekündigt, was jetzt kommt. Das macht es mir leichter, oder auch nicht, warum wir die Subvention für das Interkult Theater ablehnen. 

Es ist an sich immer wieder dasselbe. Manche so genannte Kulturinstitutionen benützen ihre Plattform dazu, politische Agitation zu betreiben. Wenn die politische Stoßrichtung der Rathausregierung in den Kram passt, fließen Fördergelder. So geschieht es eben beim Interkult Theater. 

Gebetsmühlenartig werden dort die Wähler der FPÖ mit Rassismus und Faschismus in Verbindung gebracht. Ich erspare mir jetzt irgendwelche Zitate, Sie können es sich vorstellen. Sie kennen es im Wesentlichen.

Hier kommt aber noch ein weiterer Aspekt dazu, der auch beachtenswert ist. Das Theater ist eine multikulturelle Institution. Dazu muss ich gleich für die FPÖ klar bekennen: Wir die FPÖ bekennen uns zu einem multikulturellen Europa und zu einer multikulturellen Welt. Wir sind aber massive Gegner der multikulturellen Immigrationsgesellschaft, denn wir sind davon überzeugt, dass über Einschmelzung und Nivellierung mehr Probleme geschaffen als gelöst werden. Außerdem wissen wir bereits, dass diese Gesellschaftsutopie gescheitert ist. Man braucht nur nach Ost- und Südosteuropa zu schauen. 

Längst ist bekannt, dass die Einwanderung einer großen Zahl von Menschen, die uns kulturell und anthropologisch fern stehen (GR Mag Rüdiger Maresch: Anthropologisch?), dazu führt, dass sich diese durch Brauchtum und Aussehen abgrenzen. Damit entwickelt sich automatisch eine Konkurrenzsituation, da jede Gruppe ihr Einzelinteresse in den Vordergrund stellt. In wirtschaftlichen und sonstigen Krisenzeiten kann das zu extremen Spannungen führen. Im Sinne eines harmonischen Zusammenlebens sollte man sich daher davor hüten, multiethnische Immigrationsgesellschaften auszubauen. Aus den bereits getätigten Fehlern sollte man eigentlich lernen!

Heute konnte man wieder in der Zeitung lesen, wir bekommen jetzt in Wien Türkisch als zweite Unterrichtssprache. Das ist genau der falsche Weg! Die Solidargemeinschaft wird zunehmend aufgelöst! Die Einzelgruppen vertreten ihre Interessen mit immer größerer Rücksichtslosigkeit! Das ist eine Gefahr für die Gesellschaft und für die Demokratie! Das muss man erkennen! Wir müssen uns über den Grundsatz einigen. Kulturelle Vielfalt ist ein Wert an sich. Multikulturelle Immigrationsgesellschaft aber führt zu einer Nivellierung und Einschmelzung. Eine Mischkultur entsteht, die sich weltweit immer mehr angleicht. 

Auch im Sinne der Globalisierungsgegner dachte ich mir, dass Sie da mit mir einer Meinung sind. Das ist ein Armutszeugnis und keineswegs als Weltoffenheit positiv zu bezeichnen! Verantwortungsvolle Politik sorgt dagegen dafür, dass die angestammte Kultur bewahrt wird und die notwendigen Voraussetzungen für Integration geschaffen werden. Das heißt, Integrationsfähigkeit und Integrationswilligkeit müssen bei den Menschen, die man als Einwanderer hereinlässt, vorhanden sein.

Es ist auch anzustreben, Menschen mit möglichst geringer kultureller Distanz zu uns zu holen und zu integrieren. Es muss klargestellt werden, dass sich Einwanderer an den heimischen Wertekatalog anzupassen haben. Die Diskriminierung von Frauen beispielsweise in manchen Einwanderergruppen zeigt ganz deutlich, welche Brisanz diesem Anliegen zukommt. Genau das Gegenteil aber wird beim Interkult Theater deutlich. Neben des grundsätzlich abzulehnenden Missbrauchs der Kunst für politische Agitation ist auch die Förderung der kulturellen Abgrenzung der Einwanderer im Gastland ein völlig falsches Zeichen!

Das ist mehr als genug Grund, die Subvention abzulehnen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GR Klicka zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Drei-Jahres-Verträge, die mit den bestehenden Kleinbühnen abgeschlossen wurden, sichern diesen Bühnen wieder die wirtschaftliche Arbeit in den nächsten Jahren, aber auch die Möglichkeit, ein gut geplantes künstlerisches Programm anzubieten. Uns ist es wichtig, dass in dieser Stadt die Vielfalt der Kleinbühnen erhalten bleibt. Dabei nimmt auch das Interkult Theater einen ganz besonderen Stellenwert ein. 

Jede dieser Bühnen hat ihren Besucherkreis. Jede dieser Bühnen hat auch sehr gute Schauspieler, die hier die Möglichkeit zur Darstellung finden. Für die Auswahl der Theater zur weiteren Förderung, für die Drei-Jahres-Verträge, ist es uns besonders wichtig, die Kriterien festzusetzen. So haben wir für die nächsten drei Jahre diese Kriterien noch etwas erweitert, um in dieser Stadt weiterhin eine Lebendigkeit im Kulturleben zu sichern. 

Es ist uns wichtig, dass Uraufführungen und Erstaufführungen von zeitgenössischen Autoren gefördert und gespielt werden. Theater, die sich dazu bereit erklären und in ihrem Spielplan festlegen, können sicherlich mit einem Zusatzbonus und mit einer weiteren Förderung rechnen. Es ist wichtig, dass auch die Kleinbühnen eine internationale Ausstrahlung haben. 

Viele der Kleinbühnen haben es bereits geschafft, Gastspiele im deutschsprachigen Ausland durchzuführen. Viele der Veranstaltungen finden bereits in den internationalen Medien Niederschlag. 

Weiters ist es uns ganz wichtig, dass eine Zusammenarbeit dieser Bühnen mit den freien Gruppen, wie sie auch Frau Kollegin Ringler erwähnt hat, angeregt wird. Jede dieser Bühnen sollte sich eine Theatergruppe aus dem freien Bühnenbereich suchen und mit ihr in Kooperation das Haus bespielen können. Das können ganz unterschiedliche Wünsche sein, einerseits um das Profil des Hauses weiterzuführen, andererseits um auch einmal einen Kontrapunkt zu setzen. All diese Forderungen, die auch bei den Verhandlungen gestellt werden, wollen wir in den nächsten Jahren in dieser Hinsicht genau beobachten. 

Im vergangenen Jahr wurde ein Subventionsantrag der Freien Bühne Wieden eingebracht, zu einem Zeitpunkt als die Intendantin, Frau Topsy Küppers ihre Theaterleitung zurücklegte. Sie hat damals Rikki May zur Leitung dieses Theaters vorgeschlagen. Unter diesen Bedingungen haben der Gemeinderat und der Ausschuss einer Subventionszusage zugestimmt. Der Verein der Freien Bühne Wieden und Frau Topsy Küppers haben zu einem späteren Zeitpunkt den Vertrag mit Frau Rikki May gelöst und eine andere Lösung gesucht, diese aber dem Gemeinderat nicht vorgelegt und auch nicht eingebracht. 

Uns ist es aber wichtig, dass die Freie Bühne Wieden weiterhin ihre Berechtigung und ihren Bestand hat. Uns liegt nicht daran, säumig zu sein, es liegt am Verein, der zu diesem Zeitpunkt den Gemeinderat im Unklaren gelassen hat. 

Um dieses Problem zu lösen, bringe ich an dieser Stelle gemeinsam mit GR Woller einen Beschlussantrag ein: 

"Der Gemeinderat der Stadt Wien bekennt sich zur Erhaltung der Freien Bühne Wieden und ersucht in diesem Sinn den zuständigen amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny, Gespräche mit dem Verein Freie Bühne Wieden zu führen, mit dem Ziel, die rechtliche Situation des Vereins eindeutig zu klären und eine Ausschreibung der künstlerischen Leitung zu veranlassen."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Ich hoffe, dass Sie alle nicht nur dem vorliegenden Aktenstück, sondern auch dem Antrag zustimmen, weil es uns wichtig ist, dass in einem der Bezirke ein Theater seinen Weiterbestand hat und wir dort noch viele schöne Aufführungen erleben können! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Dr Salcher, bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte an sich nur kurz zu dem Thema, das die Frau Kollegin angesprochen hat, nämlich die Freie Bühne Wieden, Stellung nehmen. Dieses Theater ist uns und auch unserem dortigen BR Klubobmann Mag Nemeth ein großes Anliegen. Er hat dort einen Antrag eingebracht, der von den Sozialdemokraten unterstützt wurde. 

Ich möchte sagen, bei allen harten Auseinandersetzungen und Unterschieden ist es auch im Kulturausschuss, wenn es um die gemeinsame Rettung eines Theaters geht, hier und heute wieder möglich gewesen, dass wir eine Vorgangsweise wählen, wo wir alle einander unterstützen können. Das freut mich sehr.

Ich möchte einen Beschlussantrag von Dr Hahn und mir einbringen:

"Der Gemeinderat der Stadt Wien bekennt sich zur Erhaltung der Freien Bühne Wieden und ersucht in diesem Sinne den amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny, sich ebenfalls eindeutig für den Erhalt der Freien Bühne Wieden auszusprechen und die offenen Fragen betreffend die Subvention und die Leitung des Theaters möglichst rasch zu klären."

In formeller Hinsicht beantragen wir die Zuweisung an den Ausschuss für Kultur und Wissenschaft. - Danke. Tosender Applaus! (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist geschlossen. Niemand hat sich mehr zum Wort gemeldet. 

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GR Inge Zankl: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Zu dem Antrag der ÖVP möchte ich sagen, bevor wir nicht die rechtliche Situation geklärt haben, so im luftleeren Raum, kann man das schwer entscheiden. Man kann nicht dem Stadtrat sagen, er muss da etwas tun, bevor die rechtliche Situation geklärt ist! Wir sind der Ansicht, dass man das zuerst ... (GR Christian Oxonitsch: Der Antrag der ÖVP lautet auf Zuweisung!) 
Zuweisung, ja, trotzdem gefällt mir mein Antrag besser. Das wird mir doch erlaubt sein! (Heiterkeit bei der Rednerin.) 

Okay, wir sind der Ansicht, dass das alles geklärt werden muss. Denn alle, die länger im Hause sind, werden sich, so wie ich, daran erinnern, dass Frau Topsy Küppers schon seit zehn Jahren in Pension gehen will, aber nie einen passenden Nachfolger gefunden hat. Es wurden uns welche vorgestellt, die dann wieder zurückgezogen wurden. 

Ich bin der Ansicht, man kann eine Theaterdirektion nicht so einfach weitergeben wie eine Taxikonzession. Die künstlerische Qualität muss stimmen. Deswegen bin ich dafür, dass, bevor eine Subvention fließen kann, das Konzept des/der neuen Theaterleiters/leiterin überprüft werden muss. 

Zum Akt selber möchte ich noch sagen: Die Theater, die wir heute behandeln, bestehen seit vielen Jahren. Die erste Zeit des Drei-Jahres-Vertrags haben alle schon hinter sich. Es wurde evaluiert und geprüft. Es ist auch im Akt genau zu lesen, dass diejenigen, die die Kriterien nicht erfüllen konnten, keine Mehrjahresförderung mehr bekommen. Deswegen kann man die nun vorgeschlagenen Theater guten Gewissens zur Zustimmung empfehlen. Um diese ersuche ich Sie. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Diese Abstimmung wird getrennt vorgenommen. Ich ersuche jetzt um eine gewisse Konzentration. 

Ich lasse jetzt das Interkult Theater abstimmen. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit Mehrheit, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Ich lasse das Ateliertheater abstimmen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig, nein, ohne die Grünen, somit mehrstimmig, angenommen. Dreistimmig ist es angenommen.

Ich komme zum Experiment am Liechtenwerd.

Wer dafür ist, gibt bitte ein Zeichen mit der Hand. - Das ist jetzt mehrstimmig, ohne die Grünen, angenommen.

Ich komme nun zur Komödie am Kai.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls ohne die Grünen angenommen. 

Ich komme zum Theater Center Forum.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, angenommen.

Ich komme nun zu den restlichen Theatern, die auf diesem Antrag stehen. Das sind das International Theatre, Lederers Theater, Figurentheater Lilarum, Pygmalion Theater, Theater Spielraum, Verein Vita und dann noch Theater m.b.H.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist jetzt einstimmig angenommen.

Dann haben wir noch einen Antrag bezüglich das Theater Die Tribüne.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die Grünen, angenommen.

Dann habe ich noch das Auersperg.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig so angenommen.

Ich hoffe, ich habe jetzt kein Theater vergessen. 

Wir kommen noch zu den beiden vorliegenden Beschlussanträgen. 

Der eine Beschlussantrag, von der SPÖ, von den GRe Klicka und Woller, lautet auf sofortige Abstimmung.

Wer dafür ist, gibt ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, pardon, einstimmig so angenommen. 

Jetzt haben wir noch den ÖVP-Antrag von Herrn Dr Hahn und Herrn Dr Salcher. Hier geht es um die Zuweisung an den Fachausschuss. 

Wer dafür ist, gibt ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist ebenfalls einstimmig so angenommen. 

Ich gratuliere dem Kulturausschuss zur Tätigkeit. - Wenn sich die Mitglieder des Kulturausschusses jetzt vielleicht irgendwie betroffen fühlen, möchte ich das mit dem Ausdruck des Bedauerns zurückziehen. 

Es gelangt nun die Postnummer 89 (PrZ 448/01-GWS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss eines Baurechts- und eines Dienstbarkeitsbestellungsvertrags mit der Schubertpark Garage Betriebsgesellschaft m.b.H.

Hier ist keine Wortmeldung vorliegend. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, angenommen.

Die Postnummer 90 (PrZ 451/01-GWS) betrifft ebenfalls einen Baurechts- und Dienstbarkeitsbestellungsvertrag, diesmal mit der Firma Reichl & Partner Garagenerrichter und -betreiber KEG. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mehrstimmig, ohne die Grünen, angenommen. 

Wir kommen nun zur dritten Garage, zur Postnummer 91 (PrZ 452/01-GWS). Sie betrifft ebenfalls einen Baurechts- und Dienstbarkeitsbestellungsvertrag, bei diesem Poststück mit der CTF Finanzierungsberatungs- und Betreiber GmbH. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mehrstimmig, ohne die GRÜNEN, angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 70 (PrZ 129/01-GGU). Sie betrifft eine Subvention an den Verein "ARGUS - Arbeitsgemeinschaft umweltfreundlicher Stadtverkehr". 

Wir kommen ebenfalls gleich zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, gibt ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrstimmig, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 74 (PrZ 186/01-GGU). Sie betrifft die Euro-Umstellung der Deponie- und Annahmegebühren für Alt- und Reststoffe ab 1. Jänner 2002. 

Frau GR Polkorab, ich darf Sie als Berichterstatterin ersuchen, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Herr GR Mag Maresch, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte es relativ kurz halten. Natürlich haben wir überhaupt nichts gegen die Euro-Umstellung und werden dieser selbstverständlich zustimmen. Wir haben dabei aber einen Antrag, und zwar betreffend Waagner Biro, sozusagen ein alter Bekannter. Wir haben hier schon einmal ganz lange über dieses Thema diskutiert. 

Uns sind Informationen aus der Firma selbst zugegangen, und zwar über das finanzielle Volumen der Firma. Wir glauben grundsätzlich, dass die Firma die entsprechenden Altlasten auf dem Gelände nicht entsprechend entsorgen kann, da das Finanzielle nicht mehr stimmt und die Firma möglicherweise die Altlasten nicht richtig entsorgen können wird. 

Deswegen stellen wir einen Beschlussantrag, und zwar in Richtung der Erstellung eines Gutachtens, damit wir überhaupt wissen, wie viele Altlasten, welche Mengen, und was das alles kosten wird. Dieser lautet:

"Die zuständigen Dienststellen mögen ein Gutachten über die vorhandenen und zu entsorgenden Altlasten und Problemstoffe auf dem Gelände der Waagner Biro in Wien-Donaustadt erstellen."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Und zwar deswegen dieser Antrag, weil wir haben auch eine Anfrage gestellt und in der Anfragebeantwortung sind einige widersprüchliche Dinge enthalten. Auf die erste Frage: "Welche Altlasten befinden sich auf dem Gelände?", hat uns die zuständige Stadträtin geantwortet: "Keine." Auf die Frage, ob es dort kontaminationsverdächtige Stoffe gibt, schreibt sie: "Von der MA 45 gibt es eine Altstandortliste für Wien. Dort ist dieser Standort verzeichnet. Es gibt dort durch die Vornutzung kontaminationsverdächtige Stoffe. Die müssen vom Besitzer sozusagen entsorgt werden", wobei darin auch steht: "Die Entsorgung obliegt dem Besitzer des Areals", und sie weiß nicht wirklich, wohin das entsorgt werden soll. 

Wir wollen das gerne mit Hilfe eines Gutachtens in Erfahrung bringen. Deswegen unser Antrag. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GR Rosemarie Polkorab: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Im Jahre 1998 wurden vom Zivilingenieur Dipl Ing Pieler und von Prof Russ auf dem Areal der Waagner Biro Schürfgrubenuntersuchungen durchgeführt und die Eluatklassen des anstehenden Bodenmaterials bestimmt. Daraufhin wurde eine Gefährdungsabschätzung durchgeführt. Die Sanierung des Bodens als auch die Wiederbefüllung der dadurch entstehenden Gruben sowie das Verdichten des eingebrachten Materials gehen auf Kosten der Waagner Biro. Deren Bezahlung erfolgt aus dem beim Treuhänder hinterlegten Kaufpreis. Auf dem Treuhandkonto sind für diese Arbeiten inklusive Reserven 150 Millionen S reserviert. 

Daher ist ein zusätzliches Gutachten nicht notwendig. Das heißt, dass der bisherige Besitzer laut Vertrag das Grundstück altlastenfrei zu übergeben hat.

Deshalb schlage ich vor, den Beschlussantrag abzulehnen und bitte natürlich um Zustimmung zum vorliegenden Akt. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Was machen wir, wenn die Sanierung doch mehr kostet? Wer zahlt das dann? Die Gemeinde Wien oder Waagner Biro?)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Meine Damen und Herren! Wir haben jetzt das Schlusswort der Frau Berichterstatterin. Punkt eins. Wortmeldungen sind demzufolge nett, aber nicht mehr möglich. Ich kann Sie nur einladen, wenn der Akt wieder einmal da ist, dazu zu sprechen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Das war auch ein Zwischenruf!) 

Herr Mag Gerstl hat das Bedürfnis gehabt, reden zu wollen. Ich kann aber diesem Bedürfnis, obwohl ich es menschlich verstehen kann, formal nicht mehr nachkommen. Ich kann ihm die Abwassergenossenschaft Hochschneeberg anbieten. (GR Mag Wolfgang Gerstl: Das nehme ich an!) 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 74 in der vorliegenden Fassung ist, gibt ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen. 

Es liegt ebenfalls - wie bereits bekannt - ein Beschlussantrag der Grünen vor, ein Gutachten über die Altlasten auf dem Gelände der Firma Waagner Biro anzufertigen. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nicht die erforderliche Mehrheit. Dieser Antrag ist somit abgelehnt.

Jetzt kommen wir zum Hochschneeberg. Die Postnummer 85 (PrZ 170/01-GGU) betrifft den Beitritt der Stadt Wien zur Abwassergenossenschaft Hochschneeberg sowie die Leistung eines einmaligen Baukostenanteils.

Herr GR Zimmermann, bitte.

Berichterstatter GR Paul Zimmermann: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich ersuche Sie um Zustimmung zum vorliegenden Akt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das Mikrofon geht nicht!)

Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Mag Maresch, bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Zum Hochschneeberg: Auf den ersten Blick denken Sie natürlich: Warum nicht ein Kanal entlang der Trasse der Schneebergbahn? - Auf den zweiten Blick schaut die Sache ganz anders aus. 

Die Begründung war, es könnte sein, dass die Schneebergbahn von der Bundesregierung zugesperrt wird und dann haben wir einen Kanal. So kann es wohl nicht gehen. Im Grunde genommen weiß jeder, dass die Hochschneebergbahn nicht defizitär ist, sondern ganz im Gegenteil sehr angenommen wird und man sich ewig lange anmelden muss, wenn man dort hinauffahren möchte. - Erster Punkt.

Zweiter Punkt: Wir sind hier in einem sensiblen Bereich, und zwar hochalpin. Wenn man eine Künette aushebt, die wohl ungefähr 1 600 Meter bis ins Schneebergdörfl oder sonst wo nach Puchberg hinunterführen wird, wird das einiges an ökologischen Schäden in diesem Bereich verursachen. Das ist einmal ein Grund, warum wir dagegen sind.

Die zweite Möglichkeit haben wir dort diskutiert, wurde abgelehnt, nicht einmal in Erwägung gezogen, und zwar Wurzelraumkläranlagen in diesem Bereich. Da meinte man, das kann nicht sein. 

Die dritte Variante: Es hat geheißen, damit ist es so, dass dort weniger Transportfahrzeuge von den einzelnen Hütten zur Bergstation fahren werden. Ich kann mir nicht vorstellen, dass die Leute plötzlich weniger aufs Klo gehen, weil jetzt wird auch transportiert, und zwar zur jeweiligen Bahn. Es ist genau der selbe Ort, es sind die selben Lastautos, der Unterschied ist nur, dann rinnt es in den Kanal, jetzt fährt es mit Containern hinunter. Am Hochschneeberg werden genauso viele Lastautos fahren wie vorher. Es ändert sich nichts, außer dass dort eine riesige Künette gegraben wird! 

Deswegen lehnen wir diese Geschichte ab. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Herr Berichterstatter, bitte.

Berichterstatter GR Paul Zimmermann: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Das gibt mir jetzt Gelegenheit, ein paar Dinge zu dieser Angelegenheit zu sagen. (GR Dr Helmut Günther: Sie sind Berichterstatter!)

Seit Jahren wird von der Bezirkshauptmannschaft Neunkirchen, der Wasserrechtsbehörde, bereits ein sehr starker Druck auf die Schneebergbahnen und auf die MA 31 ausgeübt. Das hat sogar so weit geführt, dass im Bereich des Fadensattels mit der Sperre von Hütten - es sind vier Hütten - gedroht wurde und erst dann wieder zurückgenommen wurde, als man diese Hütten kanalisiert hat. Interessanterweise kommt noch dazu, dass, was den Hochschneeberg betrifft - es handelt sich hier um mehr als fünf Hütten -, es in diesem Bereich gerade die Schneebergbahn war, die die Initiative ergriffen hat, dort eine Kanalisation zu errichten. Das muss man auch dazusagen.

Wesentlich ist, dass 80 Prozent der Bevölkerung, die das Karstgebiet Rax/Schneeberg massiv als Ausflugsziel nützten, aus Wien kommen. Das sind in der Woche zirka 100 bis 200 pro Tag und an Wochenenden, samstags und sonntags sowie feiertags etwa 1 400 Personen. 

Das Problem ist, dass es hier um etwa nahezu 600 Kubikmeter Abwässer geht. Genau sind es 580 Kubikmeter. 80 Kubikmeter davon werden verrieselt. Das sind Waschwässer oder Küchenwässer, die zum Leidwesen der Wasserrechtsbehörde verrieselt werden. Das soll verhindert werden. Daher gibt es den Antrag, diese neue Kanalisation zu verlegen.

Dazu kommt noch, dass bei einem Kostenvolumen von etwa 10 Millionen S - 6 Millionen S aus Förderungen kommen. Das sollte man nicht vergessen. Das heißt, die ÖKK - also die Österreichische Kommunalkredit und Niederösterreich - fördert das. Der Rest - 4 Millionen S - wird von den Betreibern aufgebracht. Das wollte ich nur hinzufügen, weil jetzt doch ein paar Dinge gesagt wurden, die so gesagt wurden, als wäre die Kanalisation überhaupt nicht notwendig.

Wir sehen es daher als notwendig an, der Wiener Bevölkerung und anderen, die dort hingehen, die Möglichkeit zu geben, das Gebiet Rax/Schneeberg weiter zu nutzen, um ihre Freizeit dort zu verbringen.

Daher bitte ich nochmals um Zustimmung zu diesem Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 85 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich danke. Das ist mehrstimmig, ohne die GRÜNEN.

Wir kommen zur Postnummer 75 (PrZ 195/01-GGU). Sie betrifft eine Vereinbarung über die Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit zwischen der Altstoff Recycling Austria AG und der MA 48.

Frau GR Polkorab, bitte schön. 

Berichterstatterin GR Rosemarie Polkorab: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. 

Wir haben keine Maresch-Festspiele, er holt nur seine Unterrichtseinheiten nach. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Unterricht ist heute entfallen, deswegen darf ich da jetzt ein bisschen mehr reden.

Natürlich haben wir nichts gegen diesen Akt. Wir werden dem zustimmen. Aber wir nehmen es als Gelegenheit, die Verpackungsverordnung des Bundes und das, was Wien sozusagen leisten kann, ein bisschen aufs Korn zu nehmen.

Um es kurz zu machen, wir glauben nicht, dass die SUP - wir haben heute schon darüber diskutiert - sozusagen der Weisheit letzter Schluss ist und dass wir jetzt unbedingt eine Müllverbrennungsanlage dieses Ausmaßes brauchen. Wir hätten gerne, dass vorher gemäß dem Beitrag, den das Ökobüro in seiner Kritik daran geleistet hat, eine Evaluation von Vermeidungs- und Verwertungsmaßnahmen stattfinden sollte, und zwar, damit wir dann wirklich entscheiden können, ob wir eine Müllverbrennungsanlage brauchen und, wenn, ob die so groß sein muss, wie sie da besprochen wurde. 

Deswegen ein Beschlussantrag von uns, und zwar:

"Erstens. Die Umsetzung der Ergebnisse der strategischen Umweltprüfung Wiener Abfallwirtschaft durch die zuständigen Magistratsabteilungen wird dahingehend durchgeführt, dass die eventuelle Planung einer neuen Müllverbrennungsanlage für Wien nur unter Berücksichtigung der Evaluation der getroffenen Abfallvermeidungsmaßnahmen erfolgt. 

Zweitens. Für alle getroffenen Abfallvermeidungsmaßnahmen wird dem Gemeinderat ein jährlicher Bericht vorgelegt. Dieser hat insbesondere folgende Themen zu enthalten: Welche Maßnahmen getroffen wurden, welche Vermeidungspotenziale dadurch erzielt werden konnten und die Kosten der Maßnahmen.

Der Bericht wird erstmalig zum 31.12.2002 vorgelegt."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Dazu ein zweiter Antrag. Wir wissen alle, dass die Gemeinde Wien jede Menge Veranstaltungen subventioniert. Da ist schon einiges passiert. Wir haben in einer der letzten Sitzungen einen Antrag gestellt, der die Zustimmung der Mehrheit gefunden hat, und zwar ging es darum, im Bereich der Stadt Wien möglichst viele Maßnahmen zu setzen, um nicht allzu viel Plastikmüll zu produzieren. Wir wollen das mit einem weiteren Antrag ein bisschen verschärfen, und zwar betreffend die Subventionierung von abfallarmen Veranstaltungen. Deswegen folgender Beschlussantrag:

"Die Stadt Wien subventioniert ausschließlich Veranstaltungen, bei der die angebotenen Getränke in Mehrwegverpackungen, einschließlich der Gläser und Becher, angeboten werden. Sind aus organisatorischen oder sicherheitstechnischen Gründen Mehrweggläser beziehungsweise -becher nicht möglich, dürfen Einwegbecher nur dann eingesetzt werden, wenn über ein Pfandsystem eine ausreichende Rücklaufquote und eine stoffliche Verwertung gewährleistet ist. Eine diesbezügliche Verpflichtungserklärung hat der Subventionsnehmer im Subventionsvertrag zu unterzeichnen."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags.

Wie gesagt, wir glauben, es gibt andere Möglichkeiten, die wir uns vorher anschauen sollten, bevor wir zu einer endgültigen Klärung über die große Müllverbrennung, wahrscheinlich in Simmering, kommen werden. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GR Rosemarie Polkorab: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Zum ersten eingebrachten Antrag ist zu sagen, im Rahmen der strategischen Umweltprüfung wurden vier Säulen der Abfallwirtschaft dargestellt. Ein Schwerpunkt stellt die Abfallvermeidung dar. Da auf bundesgesetzlicher Ebene spätestens ab dem Jahre 2004 beziehungsweise 2009 nur mehr Abfälle gemäß Deponieverordnung abgelagert werden dürfen, müssen seitens der Stadt Wien bereits jetzt Maßnahmen zur ökologisch sinnvollen Abfallbehandlung festgesetzt werden. Es ist geplant, seitens der MA 48 alle getroffenen und durchgeführten Abfallvermeidungsmaßnahmen alle ein bis zwei Jahre durch eine unabhängige Stelle - das sind Experten - auf die erzielten Vermeidungspotenziale hin prüfen zu lassen. 

Ich schlage vor, diesen Antrag abzulehnen.

Zum zweiten eingebrachten Antrag ist zu sagen, die Stadt Wien hat mit der Durchführung der strategischen Prüfung zum Wiener Abfallwirtschaftsplan für das Jahr 2010 einen völlig neuen Weg in der Umweltpolitik beschritten und damit eine Vorreiterrolle übernommen. In der Fachenquete der Grünen, die gestern im Parlament tagte, wurde immer wieder darauf hingewiesen, dass die Stadt Wien ein Musterbeispiel für Abfallwirtschaft und Müllentsorgung ist. 

Nach der Intensivierung der getrennten Müllsammlung der Neunziger Jahre ist der Restmüll im Jahre 1996 das erste Mal wieder angestiegen. Schuld daran ist das Versagen der österreichischen Bundesumweltpolitik! Minister Molterer hat eine Verordnung erlassen, die Einwegflaschen deutlich begünstigt. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Das ist keine Berichterstattung, was Sie da machen!) Die auf den ersten Blick konsumentenfreundlichen Gebinde entwickeln sich zur Plage. Daher haben die MA 48, die MA 22 und die Wiener Umweltanwaltschaft den strategischen Umweltprüfungsprozess zusammen mit wissenschaftlichen Experten aktiv forciert, um durch gezielte, langfristige Planungen die Müllmengen in den Griff zu bekommen. 

An bereits umgesetzten Maßnahmen der MA 48 existieren derzeit folgende Projekte: 

Die Streusplitt-Recyclinganlage ist eine der bedeutendsten Deponienentlastungen. Seit 1998 betreibt die MA 48 diese Anlage. Seit Inbetriebnahme wurden bereits 94 000 Tonnen Splitt aufbereitet und daraus 69 000 Tonnen Splitt wiedergewonnen. 

Dann gibt es das Geschirrmobil. Die MA 48 setzt seit 1997 ein Geschirrmobil ein, um bei Veranstaltungen Abfallmengen zu reduzieren. Jährlich können so zirka 600 000 Kubikmeter Abfall vermieden werden. Da die Nachfrage nicht abgedeckt werden kann, ist für das Jahr 2002 der Ankauf von weiteren Geschirrmobilen geplant. 

Ferner gibt es seit zwölf Jahren den 48er Basar, das Reparatur- und Servicecenter, Unterstützung des Wiener Windeldienstes. Es wurde in den vergangenen Jahren umfangreiches Informationsmaterial zu den Themen der Abfallwirtschaft und der Abfallvermeidung ausgearbeitet. Derzeit gibt es die Reparaturführer, das sind zwei Teile, die Verleihführer, den Gebrauchswarenführer. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Herr Vorsitzender! Das ist keine Berichterstattung!) - Hören Sie mir zu! (GR Dr Herbert Madejski: Das tun wir ja!) 
Im Sinne der Abfallvermeidung sind diese Daten auch im Internet abrufbar. Im Jahr 2002 sollen in konsequenter Fortführung Daten auch auf CD-ROM erhältlich sein. (GR Dr Herbert Madejski: Und was empfehlen Sie?)

Da gibt es aber auch noch geplante Vermeidungsmaßnahmen, zum Beispiel den Ausbau des Wiener Windeldienstes, die Förderung von Mehrzweckwindeln, Ausbau des RUS, Ausbau des Reparaturnetzwerks, Unterstützung des Ökokaufhauses, Aufbau der Vermeidung bei Veranstaltungen und so weiter, Informationen von Meinungsbildungen, Förderungen von Bauschuttrecycling. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Frau Kollegin, das ist eine Rede, keine Berichterstattung! Verstehen Sie das nicht?) Also, die MA 48 ist hervorragend vorbereitet!

Sinnvolle Maßnahmen können aber nur auf Bundesebene in enger Kooperation mit dem Bund umgesetzt werden. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Frau Kollegin, haben Sie es jetzt noch immer nicht verstanden, dass das keine Berichterstattung ist?) Die Bundesregierung ist aufgerufen, die notwendigen Rahmenbedingungen zu schaffen, um die steigenden Müllmengen in den Griff zu bekommen! 

Ich ersuche daher, den Antrag abzulehnen und dem Akt zuzustimmen. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 75 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen. 

Es liegen zwei Beschlussanträge vor, beide von den Grünen. 

Der Erste betrifft die Evaluation von Vermeidungs- und Verwertungsmaßnahmen als Entscheidungsgrundlage für den Bau einer neuen Müllverbrennungsanlage. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, gibt ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nicht die erforderliche Mehrheit und somit abgelehnt. 

Als Nächster kommt der Beschlussantrag der Grünen, betreffend Subventionierung von abfallarmen Veranstaltungen, zur Abstimmung. Hier wird ebenfalls die sofortige Abstimmung verlangt. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist ebenfalls nicht die erforderliche Mehrheit. Beide Anträge sind somit abgelehnt.

Wir kommen nun zur Postnummer 46 (PrZ 150/01-GSV). Sie betrifft das Plandokument Nr 7181 im 10. Bezirk, KatG Unterlaa, Oberlaa Land und Oberlaa Stadt. 

Hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, gibt ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit Stimmenmehrheit, ohne die Freiheitlichen, angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 47 (PrZ 151/01-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7350, ebenfalls im 10. Bezirk, KatG Oberlaa Stadt. 

Wer dafür ist, gibt ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls ohne die Freiheitlichen angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 53 (PrZ 11/01-GPZ) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7327 im 23. Bezirk, KatG Atzgersdorf und Erlaa. 

Ich bitte Herrn GR Deutsch, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Kenesei, bitte.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir werden, möchte ich vorausschicken, dem Plandokument in der jetzt vorliegenden Fassung selbstverständlich gerne zustimmen. Ich möchte aber kurz ausführen, wie es zu der jetzt vorliegenden Fassung gekommen ist. 

Dieses Plandokument ist hinlänglich bekannt oder in den letzten Jahren bekannt geworden unter dem Titel "Atzgersdorfer Friedhof". 

Man muss einige Jahre zurückblenden. Im Stadtentwicklungsplan, der in diesem Gemeinderat beschlossen wurde, ist unter anderem ein Teil dieses Plandokuments, ein Grundstück im Anschluss an den Atzgersdorfer Friedhof, als freizuhaltendes, nicht zu verbauendes Gebiet, als Grünzone ausgewiesen, als Grünzug und als Verbindung der Grünkeile, die es in diesem Bereich der Stadt gibt. Festgehalten wurde diese Grünverbindung und dieser Grünkeil auch im Grünraumplan, und zwar im Gegenstück zum 1 000-Hektar-Plan vom Nordosten der Stadt im Südraumplan, dass auch dieser Bereich von Verbauung freizuhalten ist und als Grünkeil in diesem Gebiet festgeschrieben werden soll. 

Nichtsdestotrotz gab es und gibt es in diesem Hause offensichtlich Beamte, die sich mäßig bis wenig um solche Beschlüsse des Gemeinderats kümmern. Sie merken schon in meiner an und für sich vorsichtigen Formulierung, dass man in der Diskussion mit Beamten und auch in der Auseinandersetzung mit Beamten als Oppositionspolitiker offensichtlich manches Wort auf die Goldschale und auf die Goldwaage legen muss, denn es kann durchaus passieren, dass Beamte zu dem Mittel der Klage greifen und meinen, dass das alles nicht stimmt, was von einem Abgeordneten gesagt wird. Ich werde es daher heute so formulieren, dass es nicht zu einer Klage gereicht. 

Dieser Beamte hat offensichtlich entgegen den Beschlüssen des Gemeinderats Planungen ... (Die Uhr läutet vom Sitz des Vorsitzenden aus.) - Ich bin aber noch nicht fertig, oder?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Pardon, aber ich muss mir die Uhr für die Dringliche herrichten. Entschuldigung!

GR Günter Kenesei (fortsetzend): Diese Planungen haben offensichtlich darauf abgezielt, dieses Grundstück, das als Grünkeil und als freizuhaltend festgeschrieben ist, in diesen beiden besagten Dokumenten, die vom Gemeinderat beschlossen wurden, doch mit einer Planung zu versehen, die einen Wohnbau und eine Verbauung dieses Gebiets vorgesehen hätte. 

Es hat dann eine Vorlage eines Antrags von der besagten Magistratsdienststelle gegeben. Nach einem Schreiben des Rechtsmittelbüros, des mittlerweile verstorbenen Dr Ponzer, der ausdrücklich darauf hingewiesen hat, dass die Ziele und die Formulierungen in diesem Plandokument nicht mit den Intentionen der Festlegung der Stadt Wien übereinstimmen, ist dieses Plandokument wieder zurückgezogen worden. 

Aber statt jetzt auch in einem Flächenwidmungsplan festzuschreiben, dass dieses Gebiet von Verbauung freizuhalten ist, hat dieser besagte Beamte einen weiteren Versuch mit einer weiteren Planvorlage und einer Abänderung des Textes - nämlich mit einer besseren Formulierung von seiner Sichtweise aus - gestartet, intern im Hause die Intention weiterzuverfolgen, auf diesem Gebiet, Erweiterungsfläche Atzgersdorfer Friedhof und der ehemaligen Gärtnerei, eine Wohnbebauung durchzusetzen. 

Auch der zweite Versuch ist fehlgeschlagen, denn auch diesem zweiten Versuch hat das Rechtsmittelbüro eine Absage erteilt. Noch viel mehr, das Rechtsmittelbüro hat klar und deutlich erklärt, dass es sich um einen Rechtsbruch handelte, wenn man diese Planüberlegungen weiter verfolgen würde. Daraufhin ist das Plandokument wieder in die MA 21 zurückgegangen. 

Im Sommer vergangenen Jahres hat dieser besagte Beamte einen dritten Versuch unternommen. Unter anderem hat es mittlerweile Bebauungsvorschläge von Bauträgern gegeben, ist dem Akt zu entnehmen. Es hat einen so genannten Grünraumplan oder einen Freiflächenplan gegeben. Das ist ebenfalls dem Akt zu entnehmen. Es hat diverseste Besprechungen mit zwei Bauträgern gegeben, die offensichtlich großes Interesse für dieses Grundstück erweckt haben. Es ist diskutiert worden, wie viele Wohnungen man dort überhaupt hinbringen kann, wie viele Reihenhäuser man dort hinbauen kann. Es hat Besprechungen und Einwände bei der öffentlichen Auflage vom Rechtsvertreter dieses Bauträgers gegeben, der ebenfalls interveniert oder sein Recht in Anspruch genommen hat, bei der öffentlichen Auflage darzustellen, wie die Bebauung auf diesem Grundstück auszusehen hätte, alles immer vor dem Hintergrund, wissend, dass es für dieses Grundstück oder für diese Flächen einen Beschluss des Gemeinderats bezüglich des Stadtentwicklungsplans und im Bereich des Grünraumplans gibt, dass diese Flächen von Verbauung freizuhalten sind. 

Welche Motive diesen Beamten geleitet haben, lasse ich dahingestellt. Ich gehe davon aus, dass es schlussendlich vielleicht die Unkenntnis der Situation hier im Hause und der Willensbildung hier im Hause ist und dass vielleicht die politisch Verantwortlichen - zu diesem Zeitpunkt der Herr DDr Görg - diesem Beamten offensichtlich nicht klar gemacht haben, dass Beschlüsse des Gemeinderats hinsichtlich des STEP und des Grünraumplans nicht so einfach umzustoßen sind. Es kann aber auch sein, dass sich die politisch Verantwortlichen zu diesem Zeitpunkt mit der Sachlage nicht so vertraut gemacht haben und daher die Missinterpretation - wie ich es nenne - dieser Beschlüsse zu Stande gekommen ist, diese Missinterpretation über Jahre hindurch in der MA 21 verhaftet geblieben ist, diese Missinterpretation dieser Beschlüsse dazu geführt hat, dass zwei Gutachten aus dem Rechtsmittelbüro des Hauses ignoriert wurden und diese Missinterpretation schlussendlich dazu geführt hat, Klage gegen jemanden zu führen, der diese Missstände aufgezeigt hat. 

Umso mehr und umso bemerkenswerter ist, dass das Plandokument jetzt wieder auf die Tagesordnung gekommen ist, und zwar mit einer Begründung, die man sich auf der Zunge zergehen lassen muss. In der Begründung für eine Bebauung in diesem Bereich - wie dem Motivenbericht der MA 21 zu entnehmen ist - heißt es unter anderem: "Die ausgezeichnete Infrastruktur im Bereich Reklewskigasse und Eduard-Kittenberger-Gasse, die keinen Neubau von Schulen und Kindertagesheimen nach sich ziehen und die eine Nahversorgung im Bereich der Eduard-Kittenberger-Gasse zulassen, prädestinieren dieses Gebiet, für einen locker bebauten Bereich vorzusehen." - Das klingt recht nett.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Entschuldigen Sie, Herr Kenesei, ich will nicht unhöflich sein, ich wollte Sie nur informieren, dass ich in einer Minute und 20 Sekunden die Rede unterbreche. Nachher geht es weiter.

GR Günter Kenesei (fortsetzend): Na, da werden wir dann glatt Schluss machen! 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer (unterbrechend): Ich bitte darum. 

GR Günter Kenesei (fortsetzend): Weisheit letzter Schluss, um hier zum Schluss zu kommen, ist, dass es im Ausschuss einen Abänderungsantrag gegeben hat, was - das ist jetzt das Nette an der Sache - jeder nachlesen kann, mit der Begründung: "Die fehlende Infrastruktur in diesem Bereich macht es nicht möglich, dieses Gebiet einer Bebauung zuzuführen." - Zur großen Freude meinerseits ist dieses ganze Gebiet, nämlich die Erweiterungsfläche Atzgersdorfer Friedhof und die zu bebauende Fläche, die im Grünraumplan und im Stadtentwicklungsplan als freizuhaltend ausgewiesen ist, von der Flächenwidmung dieses Plandokuments ausgenommen. 

Resümee: Offensichtlich bedarf es hartnäckiger Oppositionsarbeit, offensichtlich bedarf es einer Klage, die man - mit Freude - geführt hat, und offensichtlich bedarf es auch eines Stadtrats - und da ein großes Lob an StR Schicker -, der etwas von Planung, von Stadtplanung versteht, der selbst eine Ahnung hat und nicht auf die schönen Wort eines Beamten hereingefallen ist, sondern hier für klare Verhältnisse gesorgt hat.

In diesem Sinne bedanke ich mich für den Abänderungsantrag. Wir werden dieser Flächenwidmung mit Freude zustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat auf das Schlusswort verzichtet.

Die Verhandlung über die Postnummer 53 werden wir nachher fortsetzen. - Ich kann nur konsequent bei 16 Uhr bleiben, im Hinblick darauf, ob es geht oder nicht.

Wir kommen nun zu dem Verlangen nach einer dringlichen Anfrage (PrZ 190/MDGF/01) von Frau GR Dr Pilz und den anderen Gemeinderäten der GRÜNEN, gerichtet an die Frau amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen. Es ist dies die dringliche Anfrage betreffend zukünftige Finanzierung des Wiener Gesundheitswesens. Es möge diese vom Antragssteller mündlich begründet werden und hierauf eine Debatte über den Gegenstand stattfinden.

Die von den GRÜNEN ursprünglich verlangte Verlesung der dringlichen Anfrage wird nun nicht mehr verlangt und entfällt somit.

Wir kommen gleich zur Begründung der dringlichen Anfrage. Gemäß § 37 Abs. 1 der Geschäftsordnung steht dafür eine Redezeit von 20 Minuten zur Verfügung.

Ich darf nun die Erstunterzeichnerin, Frau GR Dr Pilz, ersuchen, zu beginnen.

GR Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Wir verzichten auf die Verlesung unserer dringlichen Anfrage, weil wir davon ausgehen können, dass Sie sie kennen. Sie kennen sie, weil es in den letzten Tagen dazu schon jede Menge an Medienecho, öffentlichen Stellungnahmen und Positionierungen der einzelnen Oppositionsparteien und der SPÖ gegeben hat.

Frau Stadträtin! Sie haben am 30.7.2001 einen sehr sachlichen, aber auch knallharten Brief geschrieben, einen Brief, in dem Sie klar und deutlich sagen, wie es um die Zukunft des Wiener Gesundheitsbudgets bestellt ist. Als ich diesen knallharten und sachlichen Brief gelesen habe, hat sich ein Eindruck bestätigt, den ich durch Ihre frühere politische Tätigkeit und Ihre Tätigkeit im Ausschuss von Ihnen gewonnen hatte: Die Arbeit interessiert Sie, Sie wollen für die Gesundheitspolitik in Wien etwas verändern, Sie wollen Nägel mit Köpfen machen.

Frau Stadträtin! Der Brief passt zu Ihnen. Sie sprechen darin Probleme an, die wir GRÜNE in den letzten Monaten - teilweise sogar schon in den letzten Jahren - immer wieder als relevant, als wichtig, als zutreffend bezeichnet haben. Daher haben wir auch im Gesundheitsausschuss einen Unterausschuss einsetzen wollen für die Begleitung der Unternehmenswerdung des Krankenanstaltenverbunds. Darauf gehen Sie in Ihrem Schreiben tatsächlich ein und Sie begründen Ihre Kritik mit denselben Argumenten, die wir schon immer angeführt haben, wenn wir nicht damit zufrieden waren, wie hier die Prozesse der Unternehmenswerdung laufen.

Sie schreiben hier - und ich zitiere aus Ihrem Schreiben -: Die noch vor meiner Amtszeit geschlossene Vereinbarung zwischen Finanzverwaltung und Krankenanstaltenverbund überträgt ein hohes Maß an Unwägbarkeiten - wie Einnahmenentwicklung, Personalkosten- und Sachaufwandentwicklung - an den Krankenanstaltenverbund.

Das haben wir GRÜNE tatsächlich kritisiert, angemerkt und als Problem dargestellt. Wir haben nicht einsehen können, warum StR Rieder meint, mit einer Unternehmenswerdung könne er den Krankenanstaltenverbund aussetzen, wie ein Baby in der Babyklappe. Es kann nicht so sein, dass man mit der Unternehmenswerdung Verantwortung und politische Steuerung abgibt.

Frau Stadträtin! Sie sprechen in Ihrem Schreiben in der Tat an, dass Sie steuern wollen, dass Sie Unwägbarkeiten nicht hinnehmen wollen und dass es vor allem Vereinbarungen zwischen der Finanzverwaltung und dem Krankenanstaltenverbund gibt, die, wie gesagt, diese Steuerungsmöglichkeit als nicht gegeben erscheinen lassen. Diese Vereinbarungen interessieren uns in der Tat auch, Frau Stadträtin. Was nimmt Ihnen hier das Steuer aus der Hand?

Sie machen in Ihrem Schreiben folgende lapidare, aber nichtsdestoweniger wichtige Eingangsbemerkung: Mit den für meine Geschäftsgruppe vorgesehenen Budgetmitteln für 2002 ist es unmöglich, die bisherigen Leistungen weiter zu erbringen.

Das ist ein starkes Stück, ein ernstes und offenes Wort. Es trifft auf grüne Skepsis, auf grüne Kritik, die wir immer wieder geäußert haben, weil wir den Eindruck gewinnen mussten, dass es bereits in diesem Jahr, im laufenden Budget der Gesundheitsversorgung, zu Einschränkungen kommt - zu verschwiegenen, zu nicht deklarierten Einschränkungen, die die Menschen aber sehr wohl betreffen. 

Ein paar Beispiele dazu: Im Preyer'schen Kinderspital hat der Dienststellenausschuss sich geäußert und die Zustimmung zu den Tagesplänen, zu den Rahmenplänen nicht gegeben. Sie sagen dort, sie können mit dieser dünnen Personaldecke die Pflege nicht mehr ausreichend gewährleisten, es könnte sich hier die Gefahr einer gefährlichen Pflege einschleichen. Stellen Sie sich das einmal vor: Wir sind in einer Situation, dass das Personal sagt, wenn es so weitergeht, laufen Kinder als Patienten und Patientinnen in Gefahr. - Das sind Leistungseinschränkungen, die in einer sozialdemokratisch regierten Stadt wohl nicht hinzunehmen sind. 

Zweites Beispiel: Im Geriatriezentrum Am Wienerwald - ich habe das hier in diesem hohen Haus schon einmal angemerkt - sind Anti-Dekubitus-Matratzen, die wund liegen vermeiden, nicht etwa gekauft, sondern geleast worden, und diese Matratzen, die sehr weit gehend dafür sorgen, dass Menschen nicht wund liegen, sind im laufenden Jahr nicht mehr zu finanzieren. Es gibt Engpässe. Das Personal muss feststellen, dass diese wichtige Vorkehrungsmaßnahme nicht ausreichend durch budgetäre Vorkehrungen abgedeckt ist.

Das ist ein schleichendes Aushungern, das ist eine Gesundheitsversorgung, wie wir sie uns nicht vorstellen. Ärzte werden dazu angehalten, billigere, aber weniger wirksame Medikamente zu verschreiben, weil sie preisgünstiger sind, und zwar zu Ungunsten teurerer, hoch wirksamer Medikamente. Das kann doch kein medizinischer Standard sein, den sich diese Stadt leisten kann!

Sie kennen auch das Beispiel des SMZ-Ost, des Donauspitals, das bereits jetzt ein um 1 Prozent niedrigeres Budget zur Verfügung hat, damit auskommen muss und dazu angehalten worden ist, teure ambulante Leistungen möglichst wirtschaftlich zu verschreiben. Was heißt aber "wirtschaftlich verschreiben" für den Einzelnen, der eine dringende Strahlenbehandlung braucht? - Das ist eine Person, die vielleicht von weit her anreist, sich im Gezerre um Kostenaufteilung zwischen Niederösterreich und Wien wiederfindet und feststellt, dass der Linearbeschleuniger überlastet oder schon wieder kaputt ist und das Geld für ein zweites Gerät nicht vorhanden ist.

Frau Stadträtin! Sie haben einen couragierten Brief geschrieben und Probleme angesprochen, die wir tatsächlich für maßgeblich, für gravierend und für dringend auf der Tagesordnung stehend ansehen. Das ist auch der Grund, warum ich mich nach Kenntnisnahme dieses Schreibens entschieden habe, Sie darin zu unterstützen, diese Forderungen durchzusetzen, und zu sagen: Wenn Sie unsere Hilfe, unsere grüne Unterstützung in Ihrem Kampf um das ausreichende Budget brauchen, dann werden Sie unsere Zustimmung haben.

Das war auch der Grund, warum ich nicht in den Chor jener anderen Oppositionsparteien eingestimmt habe, die jetzt Ihren Rücktritt fordern, die irgendwelche Kontrollausschüsse fordern und die hier großen Wirbel machen, nachdem sie zuerst an diesem Unterausschuss für die Unternehmungswerdung des Krankenanstaltenverbunds nicht interessiert waren.

Frau Stadträtin! Sie haben jetzt tatsächlich die Chance, Nägel mit Köpfen zu machen. Sagen Sie laut, was Sie in diesem internen Schreiben Herrn StR Rieder mit auf die Tagesordnung gegeben haben. Wir machen Ihnen die Mauer, wenn Sie die Dinge auf den Tisch legen, um die es geht. Es kann nicht so sein - und das ist jetzt meine Kritik an Ihnen -, dass jetzt, kaum ist der "Betriebsunfall" passiert, wieder alles unter die Decke gekehrt wird und alles zum "business as usual" zurückkehrt.

Frau Stadträtin, jetzt erlaube ich mir eine sehr persönliche Bemerkung. Mit mir dürfte das ein Parteikollege, ein männlicher Parteikollege, nicht machen, ich sage es Ihnen ganz offen. Herr StR Rieder hat geglaubt, einer Sozialdemokratin, einer starken Frau, die Sie sind, ausrichten zu müssen: Das Schreiben war emotional und Sie sind noch neu in Ihrem Job. - Wenn Christoph Chorherr oder jemand anderer von den Herren der GRÜNEN mir das sagt, dann kracht es nach Noten! Ich lasse mir nicht in der Öffentlichkeit meine Reputation als Stadträtin abgraben, ich lasse mir doch nicht sagen, dass ein sachlicher, ein qualifizierter, ein knallharter Brief, der von Fakten strotzt, einer wäre, der bloß emotional wäre.

Herr StR Rieder, ich hoffe, Sie hören mich trotzdem, obwohl Sie mir den Blick verweigern. Es ist ein Brief, der voller sachlicher Fakten steckt. Wenn die Frau Stadträtin tatsächlich nur emotional gewesen wäre, einen Wutanfall gehabt hätte - und ich kenne sie gut genug, um das feststellen zu können -, dann hätte Sie gesagt: Sepp, das ist mir zu wenig Geld. - Dann hätten wir darüber diskutieren können, ob sie Recht hat oder nicht. Was aber Frau StR Pittermann gemacht hat, war eine Analyse, die nichts zu wünschen übrig lässt, aber nach Konsequenzen schreit.

Sie kommen aus einer Partei, in der Frauen wie Frau Dohnal Politik für Frauen machen und in der es - so habe ich immer gemeint - einen hohen Standard an Selbstbestimmtheit der Frauen gegeben hat und hoffentlich noch gibt. Da heißt es für mich, nicht zu sagen: oh, ich bin neu!

Ich muss Ihnen auch sagen - das ist vielleicht noch einmal eine persönliche Bemerkung, weil ich Sie so sehr schätze -, ich respektiere Ihre persönliche Freundschaft mit StR Rieder. Freundschaft ist, wenn es sie in einer Partei geben kann, etwas sehr Wichtiges, weil das Leben hart genug ist. Aber der Herr Stadtrat soll Ihnen nicht Blumen überreichen - das kann er auch machen, wenn er Ihnen privat zum Hochzeitstag gratulieren will -, sondern er soll Ihnen das Geld geben, das Sie brauchen. Bringen wir die Dinge auf die sachliche Ebene und lassen Sie es sich nicht abkaufen!

Ich habe das - ich sage es ganz offen - eigentlich ziemlich peinlich gefunden, wie er gestern gemeint hat, Sie durch eine Umarmung in der Öffentlichkeit so weit an die Brust zu nehmen, dass Ihnen für Ihre Forderungen die Luft ausgeht. Stellen Sie Ihre Forderungen, Sie finden unsere grüne Unterstützung! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Der Punkt ist, dass Sie jetzt auch eine Chance haben. Es ist ein "Betriebsunfall", dass man hier öffentlich darüber diskutiert. Aber nehmen Sie ihn als Chance zu sagen: Ich möchte gute Gesundheitspolitik in der Stadt machen und dazu brauche ich die Ressourcen. Wir können über Einsparungen reden. Hier werden Sie in den GRÜNEN sicherlich Partner und Partnerinnen finden, wenn es darum geht, nach Sand im Getriebe und nach Dingen, die man tatsächlich einsparen kann, zu suchen. Aber lassen Sie sich nicht die Dotation abkaufen, die Sie als Basis brauchen.

Sie müssten sich als Sozialdemokratin meiner Ansicht nach auch überlegen, worüber man nachdenken kann, ohne hier am Auftrag zu verzweifeln oder zu scheitern. Ich kann mir nicht vorstellen, Frau StR Pittermann, dass Sie tatsächlich überlegen, den Kostenbeitrag für die ambulante Pflege zu erhöhen, also für die Leute, die ohnehin wenig Geld haben, die ohnehin wenig Einkommen haben und jetzt schon ihren Kostenbeitrag zahlen. Da geht es ja um Zahlen, die für die Masse der Menschen wenig sind, aber im Einzelfall hoch sind, wenn jemand - um hier ein Beispiel zu nennen, das nicht unrealistisch ist - 6 400 S an Einkommen hat, 3 600 S als Pflegegeld bekommt und jetzt schon 1 400 S Beitrag aus Pflegegeld zahlt. (GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Der zahlt nichts ...!)
Wenn man das hinaufsetzt - und dazu gibt es Berechnungen -, dass diese arme Person, diese Frau X oder Y, künftig 600 S mehr zu bezahlen haben wird, wenn solche Überlegungen überhaupt zur Debatte stehen, wenn es möglich ist, dass Sie sagen: die letztlich Schwächsten in der Gesellschaft müssen hier noch etwas zahlen, dann kann das doch nicht mehr sozialdemokratische Politik sein! Wenn Sie überlegen, bei "Essen auf Rädern" den Kostenbeitrag, den Beitrag der Konsumenten und Konsumentinnen, hinaufzusetzen, dann ist das um nichts besser.

Es gibt aber auch Überlegungen, schlicht und einfach die Dichte der Leistungen auszudünnen. Dann kommt die mobile Schwester eben nicht mehr dreimal in der Woche, sondern bloß einmal, oder einmal in 14 Tagen, wie auch immer. Das spart auch Geld, aber meiner Meinung nach - und ich bin sicher, Frau Stadträtin, Sie sind als Medizinerin meiner Meinung - am falschen Platz. So kann man das Wiener Gesundheitssystem sicherlich nicht sanieren! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Frau Stadträtin! Wir haben diese dringliche Anfrage nicht aus Jux und Tollerei gestellt, sondern weil wir wollen, dass Sie sich jetzt und hier in Beantwortung der Fragen, die wir gestellt haben, dazu bekennen, dass Sie Geld brauchen, um Ihre Arbeit zu erfüllen, und dass Sie uns sagen, was Ihnen fehlt. Wie viel brauchen Sie, um ein qualitativ hochwertiges Gesundheitssystem finanzieren zu können? Was hat Ihnen StR Rieder tatsächlich für Ihr Budget angeboten und wie hoch ist die Differenz? Was werden Sie tun, wenn Sie diese Differenz füllen müssen? Wer wird es bezahlen? Werden es die kleinen Pflegegeldbezieher sein? Wird es zu Schließungen von Häusern kommen? Wie wollen Sie Ihre Lücke schließen?

Ich wünsche mir jetzt, dass Sie sich nicht weiterhin sozusagen von der männlichen Dominanz dessen, der das Geld hat, vereinnahmen lassen, auch wenn es der Freund und Trauzeuge ist. Sie sind hier Stadträtin und für das Gesundheitsbudget verantwortlich. Ich hoffe, Sie lassen sich nicht unterkriegen. - Vielen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Nach der Begründung kommen wir zur Beantwortung der dringlichen Anfrage. Ich bitte nun Frau StR Dr Pittermann, diese vorzunehmen.

Amtsf StR Dr Elisabeth Pittermann: Sehr geehrte Damen und Herren!

Bevor ich auf die einzelnen Punkte der dringlichen Anfrage eingehe, möchte ich einige grundsätzliche Feststellungen treffen. Bei den letzten Wahlen in Wien entschied sich die Bevölkerung für ein funktionierendes, effizientes, umfassendes, aber nicht verschwenderisches öffentliches Gesundheitswesen und für ein Sozialwesen für alle Menschen, die es brauchen. Damit stehen wir im Kontrast zu der kalten, unsozialen Politik der Bundesregierung. Es ist unsere Aufgabe, dieser Politik entgegenzuwirken und dem Wunsch der Bevölkerung Rechnung zu tragen.

Das Wiener Gesundheitswesen zählt unbestritten zu den gerechtesten, sozial ausgewogensten und frei zugänglichen Systemen, die es gibt. Die internationalen Bewertungen, die sich in Berichten der Weltgesundheitsorganisation, der OECD und der Europäischen Kommission finden, unterstreichen allesamt die hervorragende Stellung unseres Gesundheitswesens. Es ist keine Frage, dass Wien der Vorreiter für ganz Österreich ist, wie man ja auch daran sieht, dass Menschen aus den anliegenden Bundesländern, aber auch aus weiter entfernten die Gesundheitseinrichtungen in Wien überwiegend aufsuchen.

In der Tat können sich die in den Wiener Spitälern und insbesondere in den Spitälern und Pflegeeinrichtungen der Stadt Wien erbrachten Leistungen sehen lassen, sowohl hinsichtlich der gewaltigen Leistungen, die von den höchst qualifizierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die Patienten erbracht werden, als auch hinsichtlich der wirtschaftlichen Effizienz, mit der diese Leistungen erbracht werden. Mein Vorgänger im Amt, der jetzige Finanzstadtrat VBgm Dr Sepp Rieder, und ich sind Garanten dafür, dass in Wien auch weiterhin Spitzenleistungen der Medizin sowie der Pflege und Betreuung für alle Wienerinnen und Wiener zur Verfügung stehen.

Nun zu Ihren Fragen. 

Zur Frage 1: Grundsätzlich ist festzuhalten, dass die Budgetzahlen für 2001 und 2002 auf verschiedenen Grundlagen beruhen. Im Unterschied zur bisherigen Budgeterstellung wird das Budget 2002 für die Geschäftsgruppen so erstellt, dass darin erstmals der gesamte Personalaufwand, der Sachaufwand und die anteiligen Infrastrukturaufwendungen enthalten sind. Direkte Vergleiche sind daher schwer möglich. Das Budget wird jedenfalls so hoch sein - das garantieren wir -, dass die Aufrechterhaltung des bisherigen Leistungsspektrums voll gegeben ist. 

Zur Frage 2: Die Verhandlungen zur Erstellung des Budgets für 2002 sind noch nicht abgeschlossen. Zum gegenwärtigen Zeitpunkt kann ich keine konkreten Zahlen nennen. Jedenfalls wird der im Budget vorgesehene Betrag für das Jahr 2002 höher als für das Jahr 2001 sein.

Zur Frage 3: Ich kann sicherstellen, dass kein Bediensteter im Jahr 2002 aus budgetären Gründen seinen Arbeitsplatz verlieren wird. Es braucht sich dort auch keiner verunsichert zu fühlen.

Zur Frage 3.1.: Meine Priorität als Ärztin und als Stadträtin ist immer die optimale Betreuung der PatientInnen und das Wohl der MitarbeiterInnen. Daran wird sich nichts ändern. Wenn Sie aber mich persönlich fragen, was ich am liebsten einsparen würde, dann ist das der bürokratische Aufwand zur Administration der Ambulanzgebühr. (Heiterkeit bei der SPÖ.)
Zur Frage 4: Gemäß dem vom Gemeinderat am 22. November 2000 beschlossenen Statut für die Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund, § 15 Abs. 1, ist der Wirtschaftsplan mindestens sechs Wochen vor Beginn des Wirtschaftsjahres zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen. Das Wirtschaftsjahr ist mit dem Kalenderjahr identisch.

Zur Frage 5: Der Betriebszuschuss für das Unternehmen KAV wird im Rahmen eines internen Übereinkommens zur Finanzierung der Unternehmung KAV geregelt. Dieses Übereinkommen wird von der Gesundheitsstadträtin, dem Finanzstadtrat, dem Magistratsdirektor und dem Generaldirektor des Wiener Krankenanstaltenverbunds unterzeichnet. Das Ergebnis dieses Übereinkommens wird sich im Budgetvoranschlag 2002 widerspiegeln.

Zur Frage 6: Ein Beamtenentwurf zum Wiener Krankenanstaltenplan wird bis Ende 2001 vorliegen. In der Folge werden meine Gespräche mit den Krankenanstaltenträgern stattfinden und anschließend die politischen Gremien mit dem Krankenanstaltenplan befasst. 

Zur Frage 7: Grundsätzlich kann ich versichern, dass alle Wienerinnen und Wiener, die Pflege- und Betreuungsbedarf haben, wie bisher ausreichend versorgt werden. Ich habe den Auftrag gegeben, in diesem Bereich nach Synergien und Potenzialen zur Effizienzsteigerung zu suchen. Jedenfalls kommt es zu keinen Einsparungen der Leistungspalette.

Bei dieser Gelegenheit mache ich jedoch wieder einmal darauf aufmerksam, dass das Pflegegeldgesetz ein Bundesgesetz ist und ich auf Landesebene nur im Rahmen dieser Bestimmungen handeln kann. Ich fordere daher von der Bundesregierung endlich eine Erhöhung des seit Jahren unveränderten Pflegegeldes. 

Zur Frage 8: Mit Punkt 7 ist die Frage nach Leistungseinschränkungen beantwortet. 

Bezüglich der Kostenbeiträge ist festzustellen, dass allein schon auf Grund des Euro-Stabilitätsabkommens eine Erhöhung von Kostenbeiträgen in der nächsten Zeit ausgeschlossen ist.

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke für die Beantwortung und eröffne die Debatte, wobei ich bemerke, dass die Gesamtdauer der Debatte mit maximal 180 Minuten begrenzt ist.

Zur Debatte über die Beantwortung hat sich als Erster Herr GR Dipl Ing Margulies zum Wort gemeldet. Ich teile ihm - wie auch allen anderen Debattenrednern - mit, dass die Redezeit maximal 20 Minuten beträgt. - Bitte.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich teile Ihnen gleich mit, ich werde die maximale Redezeit nicht ausschöpfen. Aber ich muss ehrlich sagen, ich bin über diese Anfragebeantwortung jetzt sehr enttäuscht. Es ist für mich in dieser Anfragebeantwortung ganz offenbar geworden, dass der Klubzwang innerhalb der Sozialdemokratie und das Zusammenstehen, wenn einmal irgendetwas an die Öffentlichkeit dringt, erheblich über der Informationspflicht gegenüber dem gesamten Gemeinderat steht.

Die Anfrage wurde in vielen Punkten so beantwortet, dass dann, wenn man so etwas in der Schule als Referat aufgeben und sagen würde: ich stelle dir ein paar Fragen, beantworte mir diese!, eigentlich jeder Lehrer sagen würde: Es tut mir Leid, du hast dich - oder Sie haben sich - mit der Materie anscheinend nicht genügend auseinander gesetzt. Sonst hätte es bessere Antworten gegeben, Antworten, aus denen dann jeder hier im Saal hätte schließen können, dass es nicht so gut um unser Gesundheitssystem steht. 

In einem - da gebe ich Ihnen Recht, Frau Dr Pittermann - sind sich die Bundesregierung und die Stadt Wien anscheinend sehr ähnlich. Während auf der Ebene der Bundesregierung ein Finanzminister sich trotz gänzlich differenter Anzeichen immer noch hinstellt und sagt: es gibt keine Rezession, das Nulldefizit muss als Punkt erhalten bleiben, es passiert nichts - alle anderen Wirtschaftsexperten in der Welt wissen, dass das absoluter Unsinn ist, aber er stellt sich hin und redet davon -, ist es in der Wiener Stadtregierung genauso, wo jetzt Sie, Frau Dr Pittermann, sich herausgestellt und das Wiener Gesundheitssystem gesundgebetet haben, obwohl wir alle wissen: Wenn es nicht schnellstmöglich zu einem Gipfelgespräch aller Parteien und aller VertreterInnen kommt, sind die goldenen Zeiten des Wiener Gesundheitssystems - und darin gebe ich Ihnen Recht, auch Ihnen, Herr StR Rieder: es war ein ganz gutes System - bald vorbei.

Kommen wir zum Beispiel zu einem Punkt, der vorhin in der Anfragebeantwortung klar angesprochen wurde, als gesagt wurde - und das wurde übrigens auch in der Pressekonferenz betont -, dass die Leistungen der Wiener Krankenanstalten allen Wienerinnen und Wienern zur Verfügung stehen. (VBgm Dr Sepp Rieder: Nicht nur den Wienerinnen und Wienern!) Wir haben jetzt von Frau Dr Pilz schon Beispiele dafür gehört, dass dem nicht so ist, und wir werden Ihnen in der nächsten Woche auch für das Jahr 2001 Beispiele präsentieren, die zeigen, dass dies nicht mehr möglich ist, weil es jetzt schon Einschränkungen gibt, sodass Menschen wieder heimgeschickt und nicht behandelt werden, weil deutlich gemacht wird, dass der Krankenanstaltenerhalter nicht bereit ist, mehr Geld zu investieren. 

Ich erinnere nur daran - in einem kurzen Schwenk zurück zum Vormittag -, wir haben heute wieder 135 Millionen S für Parkgaragen beschlossen. Gleichzeitig werden in Wien schon jetzt Menschen, obwohl man eine Krankheit feststellt, heimgeschickt, und es wird gesagt, dass kein Geld da ist. Es handelt sich da um schwerere Krankheiten.

Herr StR Rieder, Sie schauen mich an. Wir werden Ihnen nächste Woche dieses Beispiel präsentieren und wir werden Ihnen höchstwahrscheinlich - weil ich nicht glaube, dass sich bei Ihnen so schnell eine Veränderung ergeben wird - die nächsten Beispiele präsentieren, bis Sie uns endlich einmal glauben, dass im Wiener Gesundheitssystem nicht alles zum Besten steht. 

Aber der Brief von Frau Dr Pittermann an StR Rieder zeigt noch einen anderen wesentlichen Punkt auf, von dem ich glaube, dass wir als Gemeinderat in Hinkunft mehr Augenmerk darauf legen sollten. Das ist der gesamte Prozess der Budgeterstellung. Es ist gang und gäbe - in der letzten Koalition zwischen Rot und Schwarz war das auch schon gang und gäbe -, dass man sich intern zusammensetzt, auch mit dem Magistrat, dann eigentlich ein fix fertiges Budget präsentiert und, so wie vorher mit der Koalitionsmehrheit, jetzt mit der absoluten Mehrheit drüberfährt.

Es ist anscheinend überhaupt nicht interessant, die anderen Parteien, Nicht-Regierungsorganisationen, Sozialorganisationen oder die aufmerksame Öffentlichkeit in den Budgeterstellungsprozess mit einzubeziehen. Dabei gäbe es viele Möglichkeiten, gerade auf dieser Ebene eine Demokratisierung vorzunehmen und zu einem besseren Budget zu kommen. In Zeiten knapper Budgetmittel wäre es höchst an der Zeit, nicht unhinterfragt die eigenen Prioritäten an die erste Stelle zu setzen, sondern mit der Bevölkerung in einen Dialog zu treten, um tatsächlich die Prioritäten der Bevölkerung herauszuarbeiten. 

Herr StR Rieder! Frau StR Pittermann! Eines kann ich Ihnen versichern: Die Wiener Gesundheitspolitik als Priorität würde bei der Bevölkerung einen erheblich größeren Stellenwert eingeräumt bekommen, als Sie bereit sind, im kommenden Jahr budgetär bereitzustellen. (VBgm Dr Sepp Rieder: Woher wissen Sie das eigentlich?) Na ja, Sie schreiben sich gegenseitig Briefe. (VBgm Dr Sepp Rieder: Wo habe ich einen Brief geschrieben?) Zumindest wird in einem Brief von Frau Pittermann darauf Bezug genommen. (VBgm Dr Sepp Rieder: Wo habe ich einen Brief geschrieben?) Zumindest hat Ihre Magistratsabteilung der Frau Stadträtin mitgeteilt (VBgm Dr Sepp Rieder: Sagen Sie mir, welchen Brief ich geschrieben habe!), in welcher Höhe Sie gedenken ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Zeigen Sie mir den Brief!)

Herr Stadtrat, was wollen Sie jetzt machen? - Wollen Sie jetzt tatsächlich darüber ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Woher wissen Sie, dass ich einen Brief geschrieben habe? Wer hat Sie informiert?) Ich habe es im "Falter" gelesen und Sie haben es nicht bestritten. (VBgm Dr Sepp Rieder: Im "Falter" steht überhaupt nichts drin!) Also gut, das ist gänzlich neu, jetzt wird es überhaupt originell. Jetzt sitzen wir da eine Zeit lang, Frau Dr Pittermann antwortet, es gibt deshalb eine Pressekonferenz, nichts wird abgestritten - und dann beginnen Sie, weil Sie nicht bereit sind, sich über die Finanzen und das Gesundheitssystem auseinander zu setzen, eigentlich über eine Nebensächlichkeit zu reden. Ob Sie einen Brief geschrieben haben oder nicht, ist doch gänzlich uninteressant! (VBgm Dr Sepp Rieder: Sie haben es behauptet!)
In dem Brief von Frau Dr Pittermann an Sie sind Zahlen genannt, die irgendwie zu ihr gekommen sind. Was glauben Sie, woher sie diese Zahlen hat? Hat sich Frau Dr Pittermann - sie kann mir gleich selbst antworten - diese Zahlen irgendwo herausgesaugt und dann gesagt: Jetzt mache ich dem lieben Sepp einen Vorwurf, so geht das nicht. - Entschuldigen Sie, wollen Sie mich für blöd verkaufen? (VBgm Dr Sepp Rieder: Zeigen Sie mir den Brief, den ich geschrieben haben soll!) Okay, damit haben wir das erledigt. Reden wir über das Gesundheitssystem!

Ich muss Ihnen sagen, der Disput zwischen Ihnen und Frau Dr Pittermann ist für mich in Wirklichkeit nebensächlich. Was ich für traurig finde, ist, wir werden uns heute nach der Gemeinderatssitzung sehr wohl überlegen müssen, ob wir das, was Frau Kollegin Pilz gesagt hat - dass wir Ihnen, Frau Pittermann, die Mauer machen, beim Kämpfen um ein Gesundheitssystem, welches sich wirklich die Bezeichnung "eines der besten Gesundheitssysteme der Welt" verdient -, noch weiterhin unterstützen. Denn was Sie heute hier am Rednerpult geleistet haben, lässt uns bestenfalls eine traurige Hoffnung davon übrig, dass das Gesundheitssystem bei Ihnen in guten Händen liegt. 

Frau Dr Pittermann! Wenn Sie tatsächlich vorgehabt hätten, um ein gutes Gesundheitssystem zu kämpfen, dann hätten Sie heute hier heraußen versucht, gemeinsam mit Ihrer Fraktion und den anderen Parteien das Gesundheitssystem in Wien sicherzustellen, und Sie hätten nicht in einer - wie man in Wien so schön sagt - knieweichen Antwort versucht, einen existierenden Konflikt mit Ihrem Finanzstadtrat und eine existierende Bedrohung des Wiener Gesundheitssystems herunterzuspielen. Ich finde es wirklich sehr traurig, dass Sie heute nicht eindeutig auf die Notwendigkeiten und auf Summen, die im Gesundheitssystem notwendig sind, hingewiesen haben.

Wir nehmen es zur Kenntnis, aber wir werden uns auch in unserer grünen Fraktion darüber unterhalten, ob wir Sie nach diesem Auftritt tatsächlich noch weiterhin als Gesundheitsstadträtin für tragbar halten. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Kurt Wagner: Da sind Sie aber im Gegensatz zu Ihrer Kollegin! - GR Dipl Ing Martin Margulies - das Rednerpult verlassend -: Wir werden uns unterhalten!)
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Dr Hahn zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Johannes Hahn (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Als ich das erste Mal von diesem Brief Kenntnis erhalten habe, habe ich mich kurzfristig der Illusion hingegeben, dass das vielleicht der Ausgangspunkt einer Diskussion über Struktur, Finanzierung und Zukunft des Wiener Gesundheitswesens sein könnte. Nach der gestrigen Pressekonferenz habe ich diese Erwartungslage wieder auf null revidiert. Wir haben zwei gesicherte Erkenntnisse; zum einen, es ist eh alles paletti, zum Zweiten kennt nun eine breitere Öffentlichkeit Ort, Datum und zumindest einen Zeugen der Eheschließung der Frau Stadträtin. Das ist vielleicht dafür recht wichtig, dass ihr nächstes Jahr mehrere gratulieren. 

Aber jetzt zum Sachlichen, nämlich dem Brief: Ich muss sagen, jenseits von Stil und Tonalität - das mögen sich die handelnden Personen selbst untereinander ausmachen - kommt in diesem Brief jedenfalls ein Erstaunen der zuständigen Stadträtin im Zusammenhang mit ihrer Materie zum Ausdruck. Grundsätzlich ist ein Staunen, ein Erstaunen a priori noch nichts Negatives oder Schlechtes. Da halte ich es mit dem alten Aristoteles und seiner Feststellung, dass das Staunen schon die Hälfte der Antwort ist. Insofern besteht hier ein Potenzial und ich sehe das auch als Chance des Briefes.

Ich gehe davon aus, dass jetzt noch ein Antrag der GRÜNEN hinsichtlich dieses Spitalsgipfels eingebracht werden wird. (GR Mag Christoph Chorherr: Ja!) Wenn er eingebracht wird, werden wir ihn unterstützen. Ich habe allerdings nicht die große Hoffnung des Kollegen Margulies, dass wir auf diese Art und Weise die Probleme lösen werden. Wir stehen zur Verfügung, und es soll nicht heißen, dass wir Gesprächsverweigerung betreiben. Aber ich glaube nicht, dass wir in einem Gespräch oder bei einem Gipfel die große Lösung der Wiener Gesundheitsprobleme zu Stande bringen werden, zumal es in der Sache höchst unterschiedliche Auffassungen gibt.

Es würde auch zu kurz greifen - wenn ich die Intention des Gipfels richtig verstehe -, dass man hier nur über das Budget 2002 redet. Mit dem Budget 2002 allein ist es nicht getan, sondern es geht darum, die zukünftige Strukturierung und Finanzierung des Gesundheitssystems auf eine tragfähige und nachhaltige Basis zu stellen. Was sich hier anbahnt, ist nichts anderes, als das Stopfen von Löchern und das strukturkonservative Fortschreiben einer bestehenden Konzeption.

Worum geht es in Wien wirklich, speziell in Wien, aber auch in anderen Bundesländern? - Es geht darum, dass wir den stationären Bereich effizienter gestalten, dass wir den extramuralen Bereich bedarfsgerechter ausrichten und dass wir die Schnittstellen - oder besser gesagt, die Verbindungsstellen - von beiden wesentlich besser organisieren. Da kann man mit Fug und Recht davon ausgehen, dass es in Wien ein Verbesserungspotenzial in Milliardenhöhe gibt, das man wesentlich sinnvoller einsetzen kann, als es bisher der Fall ist.

Ich möchte fairerweise auch hinzufügen, dass das Gesundheitswesen überall in der Welt in einer Krise steckt, wegen der demographischen Entwicklung, aber vor allen Dingen auch wegen der rapiden medizinischen Entwicklungen in den letzten Jahren. Daher ringen alle, nicht nur in Wien, zumindest um die Aufrechterhaltung der medizinischen Versorgung, der medizinischen Leistungen und der Forschung. Dazu bekennen sich auch nach wie vor alle hier im Haus.

Für Wien geht es meiner Ansicht nach wirklich darum, eine umfassende Attraktivierung des niedergelassenen Bereichs, aber auch der extramuralen Pflege sicherzustellen - dies vor allen Dingen zur Entlastung des stationären Bereichs. Das scheiterte bisher an den unterschiedlichen Finanztöpfen, die für die einzelnen Bereiche zuständig waren, und an der "Das Hemd ist mir näher als der Rock"-Mentalität der handelnden Personen.

Es liegt aber neuerdings im Nationalrat ein Initiativantrag meiner Partei vor, dass man für Vorarlberg, das gerade auf dem Sektor der Gesundheitspolitik in den letzten Jahrzehnten eine wirklich pionierhafte Arbeit bestritten hat, versucht, eine Art von Gesundheitsholding auf die Beine zu stellen, mit der es erstmals gelingen soll, den stationären sowie auch den extramuralen Bereich unter einen Hut zu bringen, damit die Leistungssteuerung effizienter gestaltet werden kann. 

Ich muss sagen: Wien ist anders, Wien braucht keinen Antrag. Sie haben seit wenigen Monaten in Wien wieder die absolute Mehrheit, Sie haben in der Wiener Gebietskrankenkasse eindeutig das Sagen. Ich erinnere mich gut daran, dass am Beginn der vorletzten Legislaturperiode eine gemeinderätliche Gesundheitskommission eingerichtet wurde. Da haben sich alle Teilnehmer vorgestellt - es sind von Sitzung zu Sitzung mehr geworden, ich glaube, am Schluss waren es an die 100, nachdem es zu Beginn an die 60 waren -, jeder hat gesagt, was er tut und macht. Am Ende der Runde hat sich der Obmann der Wiener Gebietskrankenkasse mit folgenden Worten vorgestellt: Mein Name ist - ich glaube, er heißt Franz - Bittner, Obmann der Wiener Gebietskrankenkasse und überzeugter Sozialist.

Sie haben es in der Hand. Die KFA hat bekanntlich auch eine eindeutige Ausrichtung. Ganz wesentliche Player des Wiener Gesundheitswesens sind daher eindeutig in der Hand der Sozialdemokratischen Partei. Es liegt wirklich nur an Ihnen, es der Bundesregierung und der ganzen Welt zu zeigen, dass Sie in Wien etwas zu Stande bringen und es einfach besser machen. 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Wo bleibt die Innovationskraft des Roten Wien? Oder sind Sie diesbezüglich in den Zwanzigerjahren des vorigen Jahrhunderts erschöpft stecken geblieben? - Sie haben nur eine Aufgabe - und wie die jüngste Erfahrung zeigt, mag das nicht ganz einfach sein -, nämlich sich mit den eigenen Parteifreunden zu akkordieren und zusammenzuraufen. Aber jedenfalls von der Papierform her liegt es ausschließlich bei Ihnen, dass Sie in den nächsten Jahren zeigen, was Sie können.

Noch einmal: Da geht es um Dinge, bei denen die Bundesregierung weder von der Sache noch von der gesetzlichen Zuständigkeit her irgendetwas zu sagen hat. Da geht es ausschließlich um hausgemachte Wiener Themen, die man auch in Wien lösen kann. Es gibt ja schon zaghafte Ansätze in einer stärkeren Zusammenarbeit von Praxen, von Gruppenpraxen mit den Spitälern. Das wäre zu intensivieren, aber vor allen Dingen zu beschleunigen.

Frau StR Pittermann! Ein paar Hinweise: Ich glaube, es gibt auch in Ihrem ureigensten Bereich, in Ihrer Geschäftsgruppe, eine Reihe von finanziellen Ressourcen, die man relativ schnell heben und sinnvoller einsetzen kann. Ich denke, es wäre ganz gut, einmal in der MA 47 einen ausführlichen Planungsprozess in Gang zu setzen. Ich denke auch, dass die Kostenstrukturen verschiedener Leistungen nach wirtschaftlichen Entwicklungen und nicht nach wahltaktischen Kalkülen zu adaptieren sind.

Frau Stadträtin, schauen Sie sich bitte einmal Ihre Personalkennziffern und Ihre Kostenstruktursätze im Wiener Krankenanstaltenverbund an. Ich weiß schon, es gibt immer dieses Killer-Argument, wenn ich sage, wir haben zu viele Bedienstete: Wir brauchen so viele Bedienstete, das ist eine Qualitätssicherungsmaßnahme. Aber Sie können mir mit Qualitätssicherungsmaßnahmen nicht erklären, warum in Wien nahezu auf ein Krankenbett ein Mitarbeiter des nichtmedizinischen Personals kommt; österreichweit ist es fast die Hälfte davon. Wir haben bei den Krankenpflegern, bei den Schwestern wienweit 275 Schwestern auf 100 tatsächliche Betten, der österreichweite Durchschnitt liegt bei 205.

Daher gibt es hier Differenzen, die weder mit dem Arbeitszeitgesetz noch mit der - in vielen Bereichen zugegebenermaßen höheren - medizinischen Leistung Wiens zu argumentieren sind, sondern ich glaube, dafür sind auch sehr viele organisatorische Mängel maßgeblich. Zum Beispiel produziert auch das sture Festhalten wider besserem Wissen und wider die Erfahrung am Zwölf-Stunden-Tag bei den Krankenschwestern derartige Notwendigkeiten. 

Frau Dr Pilz! Sie haben mehrfach die Problematik mit der Unternehmenswerdung angesprochen. Kein Eigentümer spaltet ein Unternehmen ab und gründet eines neu, in dem er weiterhin Eigentümer beziehungsweise Besitzer bleibt, ohne sich der Kontrolle zu begeben. So ist es auch hier bei der Unternehmung KAV. Selbstverständlich sind auch dort eine Fülle von Kontrollmechanismen eingebaut, und - ich glaube, das ist heute in der Anfragebeantwortung schon erwähnt worden - es ist im November 2000 hier das Statut für den KAV beschlossen worden.

Ich lade Sie ein, lesen Sie die sehr komplexe Unterlage durch, in der die einzelnen Zuständigkeiten geregelt sind: des Gemeinderats, des Bürgermeisters, der Stadträtin und des Ausschusses. Ich meine daher, es sind Kontrollmöglichkeiten politischer und sonstiger Art gegeben, die ausreichend sein sollten; da ist sogar noch mehr möglich. Mein Selbstverständnis besteht darin, dass sich Politik auf die Setzung von Rahmenbedingungen reduzieren sollte; aber es ist nicht die Aufgabe der Politik, sozusagen laufend die Geschäfte - welcher Dienstleistung der Stadt Wien auch immer - zu betreiben. Meines Erachtens ist hier eine vernünftige Grundlage geschaffen worden, und es gibt kein wie immer geartetes Indiz dafür, dass hier nicht die Mitsprachemöglichkeit der Politik gewährleistet sein könnte. 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Wie gesagt, haben Sie viele bekannte und auch noch viele ungeahnte Möglichkeiten, mit intelligenten, phantasievollen, aber auch mutigen Maßnahmen das Wiener Gesundheitswesen umzustrukturieren, ohne dass es zu einem Qualitätsverlust kommen muss. Kein Qualitätsverlust heißt auch, dass es zu keinen Einschränkungen im Leistungsangebot und in der Leistungsdichte kommen muss.

Es ist auch, wenn man diesem Vorgehen folgt, nicht notwendig - jedenfalls zunächst nicht notwendig -, den Steuerzahler nach dem Gießkannenprinzip zusätzlich zu belasten. Ich sage "zunächst", weil immer wieder auch von Interessenvertretern diese Forderung erhoben wird, und auch im Hinblick darauf, dass die Gesundheitsaufwendungen im internationalen Vergleich zugegebenermaßen - und ich sage: Gott sei Dank - im Mittelfeld liegen. Aber daraus abzuleiten: ich kann das steigern, weil es ohnehin im Mittelfeld liegt - das halte ich für falsch und für eine zutiefst eindimensionale, strukturkonservative Maßnahme, zumal wir, wie schon erwähnt worden ist und immer wieder gesagt wird, im medizinischen Bereich in den letzten Jahren Quantensprünge vollzogen haben.

Wenn man Quantensprünge vollzieht, kann man nicht mit einer linearen Maßnahme reagieren, sondern hierfür sind andere, komplexere, aber durchaus machbare Formen vorzusehen. Vor allen Dingen hat eine solche Maßnahme die Konsequenz, dass wir dann wieder ein, zwei Jahre das Budget der Gebietskrankenkassen, der Sozialversicherungen ausgeglichen haben, sich aber an den strukturellen Problemen nichts ändert. In zwei Jahren haben wir dann neuerlich den Scherm auf und fangen wieder von vorne an.

Solange nicht der Druck da ist, durch konsequente Umstrukturierungen, Einsparungen und Umschichtungen Geld zu lukrieren, sollten wir von solchen einfachen - in der jetzigen Situation sage ich bewusst: dümmlichen - Maßnahmen Abstand nehmen. Der österreichische Steuerzahler hat es nicht verdient, dass er in dieser Frage belastet wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Sie haben jetzt die Chance, hier in Wien vieles im Alleingang zu lösen. Ich fordere Sie auf: Tun Sie etwas, bewegen Sie sich - wenn es gescheit, wenn es sinnvoll, wenn es nachvollziehbar ist, kann ich Ihnen schon heute die Unterstützung der Volkspartei garantieren!

Aber wie gesagt, neben Kompetenz, Intelligenz und Phantasie ist auch Mut gefragt. Ich sage bewusst "Mut" angesichts einer nicht zu leugnenden dominanten Personalvertretung. Bei Gesundheitsstadtrat Rieder hatte ich zumindest die Einschätzung, dass ihm durchaus bewusst war, dass er sozusagen unter einer aufmerksamen Obhut durch die Gewerkschaft stand. Bei Frau StR Pittermann orte ich aber erste Anzeichen des Stockholm-Syndroms. Es wird sich zeigen, ob sich diese Einschätzung verdichtet. (GR Rudolf Hundstorfer: Was ist das?)
Das Stockholm-Syndrom besteht darin, dass Geiseln sich zusehends mit den Anliegen der Geiselnehmer identifizieren. (GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Das ist nicht dein Ernst!) Das ist ein überzogener Vergleich, deswegen habe ich nur den Begriff "Stockholm-Syndrom" genannt. Vielleicht hat Kollege Hundstorfer durchaus gewusst, was ich damit meine, und wollte mich hier möglicherweise provozieren. Aber ich kläre ihn gerne auf. Ich meine nur ... (GR Dr Wilfried Serles: Jetzt hat er dazugelernt!) Jetzt hat er dazugelernt, das ist vielleicht auch ein interessanter Aspekt meiner Ausführungen.

Aber ich möchte auch sagen, dass wir nicht den Rücktritt der Frau Stadträtin fordern. Das ist ein Thema, das die Sozialdemokratie unter sich lösen muss. Es ist die Aufgabe des Bürgermeisters und seine Verantwortung, ob er Profis um sich schart oder ob er das Modell des Trainings "on the job" präferiert. Es gibt ja hier im Haus genügend Trainer - wenn ich etwa nur Kollegen Hundstorfer anschaue. Es ist daher nicht unsere Frage, wie dieses Problem zu lösen ist.

Meine Damen und Herren! Ich kann nur sagen: Tragisch ist, dass ich mit meinen Analysen und meinen Therapievorschlägen, was das Wiener Gesundheitswesen anbelangt, Recht habe. Noch tragischer ist, dass Sie genau wissen, dass ich Recht habe. Aber das wirklich Fatale ist, dass ich mir sicher bin: Sie werden sich nicht bewegen. Daher ist in Abwandlung eines Satzes von Alfred Payrleitner bedauerlicherweise festzustellen, dass sich in Wien eine Insel lustvoll gepflegter Versteinerung zu entwickeln beginnt. Das kann keineswegs im Interesse der Wienerinnen und Wiener sein! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau StR Landauer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

StR Karin Landauer: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Den Antrag der GRÜNEN bezüglich Einberufung eines Gesundheitsgipfels werden wir gerne unterstützen. Ich hoffe nur, dass bei diesem Gesundheitsgipfel mehr als bei der heutigen Anfragebeantwortung herauskommen wird, und vor allem auch mehr als bei der gemeinderätlichen Gesundheitsreformkommission, die in der vorigen Legislaturperiode jahrelang getagt hat, von der aber bis heute kein Papier vorliegt.

Das gestrige Schauspiel bei der Pressekonferenz und die heutige Beantwortung der Frau StR Pittermann waren für meine Begriffe mehr als peinlich. Plötzlich war alles in Ordnung, alles war in Harmonie. Irgendwie ist es dann erstaunlich, wenn man sich zum Beispiel die Presseaussendung der Frau StR Pittermann von gestern anschaut. Darin schreibt sie: Hätte ich geahnt, dass der Brief an die Öffentlichkeit kommt, wäre er steif und stromlinienförmig verfasst worden.

Am Abend haben wir dann Herrn StR Rieder in "Wien heute" gesehen. (VBgm Dr Sepp Rieder: Ich habe gar nicht gewusst, dass ich Publikum habe!) Er hat gesagt: Den Brief hat irgendein Beamter geschrieben und von der Liesl - sprich: Frau StR Pittermann - sind höchstens zwei Sätze dabei. (GR DDr Bernhard Görg: Gott sei Dank!) Irgendwie ist es wirklich spannend um diesen Brief. (VBgm Dr Sepp Rieder: Ein Glück, dass wir keine anderen Sorgen haben!)

Was ich vorhin vorgelesen habe - dass die Frau Stadträtin gesagt hat, dass der Brief stromlinienförmiger gewesen wäre -, wurde um 12.05 Uhr gesagt. Aber um 13.23 Uhr desselben Tages hieß es: Weder habe ich mich bei meinem Amtsvorgänger beschwert, dass das Gesundheitsressort schlecht geordnet übergeben worden wäre ... - Irgendwie ist es daher, wie gesagt, nicht zu durchschauen. (VBgm Dr Sepp Rieder: ... vor der Entwicklung der Menschheit!)
Ihr findet es lustig. Aber genau das Schauspiel, das gestern präsentiert worden ist, und auch die Art, wie heute die Beantwortung erfolgt ist, zeigt eure Art ... (GR Mag Sonja Wehsely: Wir sind nicht per Du; ich zumindest!) Verzeihung, es zeigt Ihre Art, mit der Opposition umzugehen: Kritikpunkte werden weggeschoben oder lächerlich gemacht und es gibt eigentlich nichts zu kritisieren. Wie gesagt, das ist jetzt sehr deutlich herausgekommen.

Frau Gesundheitsstadträtin Pittermann hat gestern auch gemeint: Die Kritik der FPÖ perlt an ihr ab, wie die Regentropfen am Regenmantel. - Ich muss dazu sagen, ich habe überhaupt kein Problem mit dieser Überheblichkeit. Ich denke mir nur, dass sich die Bürgerinnen und Bürger, die das gestern gesehen haben, ihren Teil denken werden. Ich glaube, es wäre gut, wenn Sie von der Arroganz der Macht Abschied nehmen würden. (Beifall bei der FPÖ.)
Frau StR Pittermann - übrigens, Herr GR Margulies, den Brief, auf den sich die Frau Stadträtin bezieht, hat ihr der Bürgermeister am 5. Juni geschrieben; aber es ist völlig Wurscht - schreibt in diesem Brief: Unter Kenntnis solcher Vereinbarungen - da geht es um den Krankenanstaltenverbund - hätte ich das Amt als amtsführende Stadträtin für Gesundheit und Spitalswesen nicht angenommen. - (In Richtung VBgm Dr Sepp Rieder.) Dann geht es damit weiter, dass sie dich an das Versprechen erinnert.

Ich denke mir, den Krankenanstaltenverbund gibt es, das ist ein Unternehmen. Wir geben ihr heute noch einmal den Rat, sie sollte sich vielleicht zurückziehen. Denn eine Gesundheitsstadträtin, die quasi mit Unsicherheit agiert, wird meiner Ansicht nach nicht zur Gesundung des Gesundheitswesens beitragen.

Ich denke auch, wenn sie so unsicher ist, wegen möglicher Schulden, die der Herr Stadtrat hinterlassen hat, braucht sie eigentlich nur herzugehen und die tollen Reden der sozialistischen Abgeordneten zu lesen. Ich bringe dafür als Beispiel nur den Rechnungsabschluss, den wir am 25. Juni hatten. Damals sagte Herr GR Wagner: Der Rechnungsabschluss 2000 für die Geschäftsgruppe Gesundheit und Spitalswesen zeigt wieder sehr eindrucksvoll, wie sorgsam hier mit Mitteln, die zur Verfügung stehen, in der Vergangenheit umgegangen wurde und auch umgegangen wird.

Wie gesagt, so geht das weiter. Sie kann sich ja bei ihren Kolleginnen und Kollegen informieren, die von einer Überschuldung noch überhaupt nie etwas gehört haben. Aber ich denke, dazu wird es noch ein Nachspiel beim "Falter" geben.

Für uns noch viel wichtiger als der Brief und das, was im "Falter" drinsteht, ist, dass es ein Papier aus der MA 47 gibt, wonach die Heimhilfe um 10 Prozent, der Wäschedienst und Besuchsdienst um 20 Prozent zurückgefahren werden muss. Dem Reinigungsdienst droht gleich ganz die Quasi-Einstellung. Dazu wird die städtische Kostenübernahme bei Essen auf Rädern um die Hälfte gekappt.

Ich denke, würde das Wirklichkeit werden, dann wäre das für sehr viele ältere und pflegebedürftige Menschen eine mittlere Katastrophe. Der Besuch der sozialen Dienste, die Zustellung des Essens auf Rädern ist für viele Menschen mehr als ein Teil der täglichen Nahrungsaufnahme: Es ist oft die einzige Kontaktaufnahme zur Außenwelt. Der ORF hat bereits im Februar 2001 - Sie werden sich daran erinnern, da waren wir im Wahlkampf - auf dieses Problem aufmerksam gemacht. Ich kann mich daran erinnern, dass eine Pensionistin damals sagte: Wenn es hier wirklich zu einer Verteuerung oder zur Einstellung kommt, dann muss ich verhungern.

Wir haben damals die Frau Gesundheitsstadträtin Pittermann aufgefordert, hier klarzustellen, dass das nicht passieren wird. Ich erinnere euch noch einmal daran: es war Wahlkampf. - Mit euch bin ich per Du, daher darf ich "euch" sagen.

Nachdem wir darüber eine Presseaussendung gemacht hatten, sagte die Frau Gesundheitsstadträtin: Ich verstehe die Aufregung nicht, bis zur Wiener Wahl wird sicher nichts geändert. - Sie haben ein bisschen zugewartet und jetzt werden Sie aller Wahrscheinlichkeit nach genau bei den Pflegebedürftigen den Rotstift ansetzen.

Ich hätte mir erwartet, dass eine Gesundheitsstadträtin, die der Bundesregierung ununterbrochen soziale Kälte vorwirft - es gibt eigentlich nur einen Sündenbock, und das ist die blau-schwarze Regierung -, bei der dringlichen Anfrage wenigstens auf diese Thematik eingegangen wäre und an dieser Stelle ein klares Wort gesagt hätte. So weit müssten die Budgetverhandlungen ja schon abgeschlossen sein; sie hätte es wenigstens ansatzweise sagen sollen.

Es ist Angst, was auf Seiten der Pflegebedürftigen aufgekommen ist. Wie ich schon vorhin gesagt habe, ist dieser Besuch der Sozialdienste, ist dieses Essen auf Rädern mehr als nur eine Hilfeleistung. Das ist für viele Menschen der einzige Kontakt, den sie mit der Außenwelt noch haben. Daher muss ich ehrlich sagen, ich verstehe Frau Gesundheitsstadträtin Pittermann überhaupt nicht.

Und ich verstehe auch Sie nicht, meine Damen und Herren der Sozialdemokratie. Sie sind hier in Wien seit 70 Jahren an der Macht. Sie sind seit Jahrzehnten auf der Bundesebene an der Macht gewesen. Sie haben die Chance, das Gesundheitswesen zu reformieren, nicht genützt. Jetzt, jetzt müssen die Österreicherinnen und Österreicher für ihre schlechte Politik bezahlen und das ist eigentlich das Ungeheuerliche, dasjenige, das eigentlich bei Ihnen nicht Fuß fasst. (Beifall bei der FPÖ. - GR Kurt Wagner: Korrekterweise zahlen wir für die Bundesregierung und zurzeit ist das die blau-schwarze Gruselregierung!)

Nun, die blau-schwarze Gruselregierung ist ja sehr kurz im Amt. (GR Johann Hatzl: Aber schon sehr teuer!) Dieser Hoffnung würde ich mich nicht hingeben. Und ich habe gerade gesagt, warum müssen die Österreicherinnen und Österreicher zahlen. Weil Sie es verabsäumt haben, wirkliche gute Gesundheitspolitik zu machen, oder überhaupt eine gute Politik. (GR Kurt Wagner: Das werden wir erst sehen in Ihrer Regierung!) Sie haben eine Überschuldung hinterlassen, die ihresgleichen sucht. 

Aber, meine Damen und Herren, Sie haben am 25. März durch Falschmeldungen, weil alles was war, es war alles die Bundesregierung. Dass ich aber selber Schuld habe ... Nun ja, es ist ja viel angenehmer, die Schuld abzuschieben und einem ungerechten Wahlsystem die Absolute in dieser Stadt zu verdanken. Ich würde meinen ... (GR Kurt Wagner: Nehmen wir jetzt das Wahlergebnis her!) Nein, nein, das lasse ich Ihnen schon das Wahlergebnis. Ich würde Ihnen nur raten, nützen Sie die Gunst der Stunde im Sinne der Bürgerinnen und Bürger, weil wir Freiheitliche werden die Koalition mit den Bürgerinnen und Bürgern unermüdlich fortsetzen. (GR Godwin Schuster: Ja ja, ein Bürger, der mit Ihnen in Koalition geht, wird ausgesackelt!) Wir werden aufzeigen, welche unsozialen Maßnahmen Sie den Bürgern aufzwingen und ich nehme an, dass es dann für Sie auch die Rechnung geben wird. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Als nächster Redner ist Herr GR Kurt Wagner zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Kurt Wagner (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Hoher Gemeinderat! Meine Damen und Herren! 

Nachdem wir hier in den letzten Minuten sehr viele Belehrungen hinnehmen mussten, möchte ich natürlich zu einigen Dingen zu Beginn meiner Rede hier auch Stellung nehmen.

Wenn hier zu Beginn im Prinzip die Befürchtung gehegt wurde, dass unserer Frau Gesundheitsstadrätin, der Primaria Dr Pittermann, künftig vielleicht die Luft ausgehen könnte, dann darf ich alle, die diese Befürchtung haben, beruhigen. (Beifall bei der SPÖ.) Unsere Frau Stadträtin hat einen so großen Luftreservevorrat, dass sie sicher in dieser Legislaturperiode mit diesem durchkommt.

Meine Damen und Herren! Unsere Gesundheitsstadträtin braucht auch keine Mauer, es bedarf auch keines Mäuerchen, das hier gebaut werden müsste, sie weiß ganz genau, was für die Wienerinnen und Wiener wichtig ist, was für die Gesundheit hier in dieser Stadt wichtig ist und wird sich hier auch dementsprechend artikulieren.

Und wenn Sie hier die Befürchtung in den Raum gestellt haben, meine Damen und Herren, und das muss ich jetzt schon in Richtung der GRÜNEN sagen, die männliche Dominanz in der sozialdemokratischen Fraktion - hier wollen Sie im Prinzip Frau Primaria Pittermann beistehen -, dann darf ich Ihnen aber schon sagen, diese männliche Dominanz gibt es in unserer Fraktion nicht. Die sozialdemokratische Fraktion ist jene Fraktion, die den Frauenanteil seit der letzten Wiener Gemeinderatswahl erheblich gesteigert hat und in dieser Stadtregierung einen Frauenanteil von 50 Prozent hat. Schauen Sie sich das einmal auf Bundesebene genau an. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren der Opposition! Wenn Sie hier jetzt feststellen, dass es eine Dissonanz in unserer Regierungsmannschaft geben sollte, dann darf ich Sie beruhigen, schauen Sie lieber auf die Dissonanzen in der Bundesregierung, was sich hier in den letzten Wochen, Monaten und auch im letzten Jahr abgespielt hat. Das gibt es, glaube ich, so schnell nicht noch ein zweites Mal in dieser Republik. Hier haben einige Minister nach kurzer Zeit das Gastspiel in dieser Bundesregierung wieder beendet. Eine Sozialministerin, die sich tatsächlich nicht durchsetzen konnte, wurde abberufen, ein Verkehrsminister ist zurückgetreten, eine neue Verkehrsministerin macht jetzt das Gleiche, das ihr Vorgänger getan hat. 

Also, ich darf Ihnen sagen, mit Dissonanzen wäre ich hier diesbezüglich sehr vorsichtig und wenn man hier sich nur anhört, was der Herr Haupt, Ihr Minister, eigentlich sagt, dass er sich fallweise durchaus vom Finanzminister unverstanden und auch ein bisschen im Stich gelassen fühlt, dann spricht das auch eine eigene Sprache. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, das haben Sie von uns und von dieser Stadtregierung noch nicht gehört. (StR Karin Landauer: Aber das haben wir ja jetzt gerade!) 

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Das österreichische Gesundheitssystem, und Sie erlauben mir, dass ich jetzt auf die Wiener Verhältnisse zurückkomme, und das Wiener Gesundheitssystem ist eines der besten auf der Welt. Wir rangieren auf Rang 9 des Weltgesundheitsreportes. 99 Prozent der Bevölkerung, und damit auch der Wiener Bevölkerung, sind im Krankheitsfall geschützt. Die Gesundheitsausgaben liegen im internationalen Vergleich günstig - was Sie ja immer bestreiten, deswegen wollen Sie ja privatisieren - mit 8,3 Prozent des Bruttoinlandsproduktes, im Vergleich zu 10,5 Prozent in Deutschland, 10,1 Prozent in Ihrer oft viel zitierten Schweiz und die Vereinigten Staaten haben Kosten von 13,7 Prozent. Also ich glaube, auch hier liegen wir richtig.

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und Kollegen! Aber gerade das Gesundheitswesen und die damit verbundenen auch finanziellen Mittel auf bundespolitischer Ebene sind kommunizierende Gefäße. Veränderungen, Einsparungen, Änderungen, Veränderungen am Arbeitsmarkt wirken sich sofort auf die Finanzen, auf die budgetäre Gebarung der Krankenkassen, der Länder und Gemeinden aus.

Und wenn eine Rezession kommt und wenn hier höhere Arbeitslosenzahlen zu verzeichnen sind, dann können Sie mir glauben, wirkt sich das natürlich auch auf die Sozial- und Gesundheitsbudgets der einzelnen Länder aus.

Wenn heute und hier die Frage gestellt wurde und wird, liegt Wiens Gesundheitspolitik im Koma, dann können Sie sich das selber - und ich beantworte Ihnen das aber trotzdem heute - mit einem klaren Nein beantworten. Ich kann mir hier - und Frau StR Landauer hat das ja gesagt, darum erspare ich mir das - Ausführungen und Einzelheiten ersparen und verweise auf meinen persönlichen Redebeitrag bei der letzten Rechnungsabschlussdebatte, wo Sie Fakten und Zahlen genau nachlesen können.

Meine Damen und Herren! Wenn man natürlich objektiv die Frage stellt, möchte eine Gesundheitsstadträtin, aber auch ein Gesundheitsstadtrat künftig mehr Geld für das Gesundheitsressort, so kann man das auch mit einem klaren Ja beantworten, aber die Begründung, wieso man hier auch mehr Geld haben möchte, liegt auch ganz klar auf der Hand. Es gibt in unserer Stadt immer mehr und Gott sei Dank immer bessere Behandlungsmethoden und Operationen. Neue, bisher nicht bekannte Medikamente kommen zur Anwendung.

Und was einen ganz wesentlichen Beitrag bei der Kostenentwicklung darstellt, die Menschen werden in diesem Land und Gott sei Dank auch in unserer Stadt immer älter und damit kostet die Pflege im hohen Alter natürlich mehr. Wenn man aber dann fairerweise fragt, wer soll das bezahlen, dann bleiben manche die Antwort schuldig. Und Sie, meine Damen und Herren der FPÖ, bleiben diese Antwort auf Bundesebene permanent schuldig. In Wien geht man gemeinsam zwischen dem Gesundheitsressort und der Finanzverwaltung für die Wienerinnen und Wiener einen verantwortungsvollen Weg und das habe ich schon einige Male ausgeführt.

Es gibt keinen Anlass, das für Österreich und Europa im Vergleich exzellente Gesundheitswesen in Wien kaputt zu reden oder in Misskredit zu bringen. Das Wiener Gesundheitssystem ist führend in ganz Österreich, ich möchte fast sagen, in ganz Europa. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie sich die Ärzteversorgung ... (GR Mag Christoph Chorherr: Aber hat denn das was mit der Anfrage zu tun?) Herr Kollege Chorherr, ich komme dann noch darauf zurück. 

Wenn Sie sich die Ärzteversorgung anschauen, dann stellen Sie fest, dass Wien pro 1 000 Einwohner 3 Ärzte hat, der Österreichschnitt ist 1,8 Ärzte. Also hier weiß man und hier sieht man, wie wichtig und wie wertvoll uns die Gesundheit in Wien ist. Wir vollbringen Spitzenleistungen in unserem Gesundheitswesen in der Vergangenheit, aber auch künftig. 23,3 Prozent aller Hüftendoprothesen wurden in Wien eingepflanzt, 44,92 Prozent aller Nierentransplantationen passieren in Wien, 33,1 Prozent aller herzchirurgischen Operationen werden bei uns in Wien durchgeführt. 

Was macht die ÖVP-FPÖ-Koalition auf Bundesebene, meine Damen und Herren, gerade in diesem Bereich? - Sie haben den, der für ihre unsozialen Maßnahmen zahlen soll, bereits gefunden, es ist der Österreichische und damit auch der Wiener Steuerzahler. Die Steuerbelastung für die Arbeitnehmer, meine Damen und Herren, explodiert und ist so hoch wie niemals zuvor. Im Jahr 2002 wird die Steuerlast in Österreich 111 Milliarden S betragen und damit um 17 Prozent höher sein als 1999. Jeder Steuerzahler zahlt somit täglich und somit auch alle Wienerinnen und Wiener an Finanzminister Grasser 55 S oder monatlich 1 650 S mehr Steuer als 1999. Jetzt könnte man sagen okay, das gehört dazu, wir wollen das Nulldefizit. Die Vermögenssteuer und der Spitzensteuersatz für Einkommen über 700 000 S ist dagegen aber unangetastet geblieben. Das ist die soziale Gerechtigkeit in Österreich, wie Sie, meine Damen und Herren, sie verstehen, das ist Ihr Beitrag zum Nulldefizit in einem unsozialen Österreich. 

Sie bürden auf Bundesebene - und jetzt komme ich zu meinem geschätzten Kollegen Dr Johannes Hahn - den Krankenkassen, den Ländern und Gemeinden unsoziale Maßnahmen auf. Sie stellen sich hierher und erklären, nun also, der Generaldirektor und der Präsident der Gebietskrankenkasse, das ist ein erklärter Sozialdemokrat, die können ja mit den Mitteln und mit den Geldern der Krankenkasse machen, was sie wollen. Lieber Kollege Dr Johannes Hahn, du weißt genau, dass es hier bestimmte Vorgaben gibt, satzungsgemäße Vorgaben, die eingehalten werden müssen. Es kann weder der Generaldirektor dort das Geld ausgeben, wie er möchte, noch sein Präsident, sondern das Geld darf nur gemäß den Einnahmen auch wieder ausgegeben werden. Die Krankenkassen, liebe Kolleginnen und Kollegen, haben nicht deswegen ein Defizit, weil in der Sozialversicherung, was ja immer wieder behauptet wird, schlecht gewirtschaftet wird. Der Verwaltungsaufwand an den Ausgaben der Krankenversicherung wurde in den letzten Jahren permanent gesenkt, nämlich von 4 Prozent auf 3,6 Prozent und er sinkt kontinuierlich. 

Das Defizit, meine Damen und Herren, ist entstanden, weil die Einnahmen nicht mehr mit den Ausgaben mitkommen. Wenn weniger Menschen gut bezahlte Arbeitsplätze haben - und da sind Sie auf Bundesebene nicht ganz unschuldig -, macht sich das bei der Krankenversicherung sofort durch geringere Beitragszahlungen bemerkbar. Die Ausgaben wachsen aber deswegen trotzdem. Wieso? - Weil die Lebenserwartung steigt und die Menschen die Leistungen des Gesundheitssystems, natürlich, wenn sie krank sind, in Anspruch nehmen müssen. 

Ein weiterer Grund, meine Damen und Herren, und das wissen Sie ebenfalls, sind die höheren Medikamentenkosten auch in Wien. Die Regierung hat diese Entwicklung aber noch verschlimmert. Die Arbeitgeberbeiträge bei den Arbeitern wurden gekürzt. Die Regierung hat für kinderlose Ehegatten die beitragsfreie Mitversicherung abgeschafft. Jetzt könnte man dem durchaus sogar noch eine Diskussionsgrundlage abgewinnen. Was machen Sie aber mit den Einnahmen? - Außer dass Sie diese Maßnahme gemacht haben, kommt das Geld nicht der Sozialen Krankenversicherung zugute, sondern es fließt dem Budget zu, damit Sie Ihr Nulldefizit umsetzen können. Sie verschlechtern permanent die finanziellen Handlungsspielräume der Länder und Gemeinden im Finanzausgleich. Immer mehr müssen Länder und Gemeinden damit den Bürgerinnen und Bürgern helfen und ich könnte Ihnen jetzt noch zig Beispiele bringen. 

Ich weiß schon, das werden Sie wahrscheinlich nicht hören wollen. Die Sozialausgaben werden 2002 um 1,31 Milliarden S geringer ausfallen als 1999. Für Erziehung und Unterricht werden Sie um 1,51 Milliarden weniger ausgeben. Für Forschung und Wissenschaft um 6,68 Milliarden, für Kunst und Kultur um 702 Millionen, der Wohnbau wird um 96 Millionen S weniger dotiert werden, für Staats- und Rechtssicherheit und damit für die Exekutive und damit aber auch für die Wiener Polizei wird es insgesamt Einsparungen von 784 Millionen S geben. Im Umkehrschluss (GR Mag Rüdiger Maresch: Sie haben ja die Möglichkeit in Wien!), meine Damen und Herren, geben Sie der Landwirtschaft 811 Millionen S mehr und das Heer ist im Jahr 2002 momentan um 83 Millionen S höher dotiert. Ich glaube, es wird aber noch mehr werden. 

Meine Damen und Herren! Und diese Beispiele gehen noch weiter. Sie kürzen die Unfallrenten um ein Drittel, gleichzeitig wird der Dienstgeberanteil zur Unfallversicherung um 1,7 Milliarden S gesenkt und damit bringen Sie die Allgemeine Unfallversicherungsanstalt in genau die gleichen Schwierigkeiten, wie Sie die Spitäler bei den Ländern und Gemeinden bringen. Sie kürzen die Arbeitslosengelder 2001 um 11 Milliarden S, 2002 werden diese Leistungen um zirka 15 Milliarden gekürzt und gleichzeitig ist eine Senkung der Dienstgeberanteile zur Arbeitslosenversicherung geplant. Ich kann nur sagen, Dankeschön für diese wirklich unsoziale Umverteilungsmaßnahme von den Reichen zu den Armen. Sie streichen die Postensuchtage, Sie nehmen Urlaubskürzungen vor, Sie kürzen die Urlaubs- und Kündigungsentschädigungen, aber dafür fördern Sie Spekulanten. Kleine Anleger, die Ersparnisse in Investmentfonds anlegen, werden um 0,8 Milliarden belastet. Spekulanten aber durch die Abschaffung der Spekulationssteuer um rund 1 Milliarde S entlastet. Das ist Ihr Verständnis von einer fairen Regierungspolitik. 

Es gibt noch unzählige Maßnahmen, die Sie gesetzt haben. Ich habe mir in der Kürze herausgeschrieben, es sind mindestens 35 Maßnahmen, die Arbeitnehmer betreffen, die unter 20 000 S im Monat verdienen. Die Erhöhung der Energieabgabe, die Erhöhung der motorbezogenen Versicherungssteuer, die höhere Mautvignette, und gerade auch im Spital sind höhere Kosten zu bezahlen, höhere Selbstbehalte gibt es bei Heilbehelfen und das ließe sich jetzt von mir noch minutenlang hier fortsetzen. 

Meine Damen und Herren! Sie verstehen Budgetpolitik und da treten wir entschieden dagegen auf als Wienerinnen und Wiener und als Sozialdemokratische Stadtregierung. Ihre Wende in der Budgetpolitik bedeutet einen einsamen Rekord bei der Steuerlast, einen Rekord bei den Staatsausgaben, weiterhin Neuverschuldung und steigender Schuldenstand, das EU-Schlusslicht bei der Einkommensentwicklung, deutliche höhere Inflationen als früher und unterdurchschnittliches Wirtschaftswachstum. Das sind die Leistungen Ihrer Vertreter im Bund. Sie stehen da für ein Defizit in der Geldbörse der BürgerInnen, für ein Defizit an Leistungen des Staates für seine Bürger, für ein Defizit an sozialer Gerechtigkeit und Treffsicherheit, für ein Defizit in Bildung und Forschung und für ein Defizit an Ehrlichkeit zu einem vernünftigen Dialog. 

Meine Damen und Herren, und Ihnen ins Stammbuch geschrieben: Gesundheitspolitik in Wien, die sozialdemokratische Fraktion hat gesundheitspolitische Zielsetzungen, die sie zu Beginn dieser Legislaturperiode genannt und auch pressemäßig veröffentlicht hat. Und da werde ich Ihnen auch ein paar sagen, weil ich habe von meiner Frau Vizebürgermeister gehört, das Wiederholen verstärke den Lerneffekt, und vielleicht merken Sie sich’s dann besser. Wahrung des chancengleichen Zugangs aller Menschen zu den Ressourcen des Gesundheitswesens, Schaffung von Kapazitäten, wo noch Engpässe sind, nach Möglichkeit in gemeinschaftlicher Finanzierung der Ostregion, was Ihnen ja, glaube ich, auch ein Anliegen ist, insbesondere in der Orthopädie, in der Neurochirurgie sowie in der Kinder- und Jugendlichen-Neuropsychiatrie. Der Ausbau der Betreuung von Schädel-Hirntrauma-Patienten und Apallikern, mehr Mutter-Kind-Zimmer und so weiter und sofort. Der Ausbau des Frauengesundheitsprogramms. 

Wenn Sie auch in Pressemeldungen der Frau Gesundheitsstadträtin vorwerfen, dass sie hier untätig wäre, dann braucht man sich eigentlich nur die öffentlichen Pressemeldungen anschauen. Frauengesundheitstage im Wiener Rathaus, die Eröffnung des Geropsychiatrischen Zentrums in Wien, erste ambulante Einrichtung für Betroffene und Angehörige, Sozialmeile rund um das Gesundheits- und Sozialmedizinische Zentrum Leopoldstadt, StR Pittermann eröffnet sinnloses Röntgeninstitut in der Rudolfstiftung und noch einiges mehr. 

Nun aber noch zum Schluss meiner Rede, meine Damen und Herren der Freiheitlichen Partei, ich habe gestern zufällig mit einer Postwurfsendung - man kann sich’s ja nicht aussuchen, von wem man immer welche Zuschriften kriegt - von den Favoritner Freiheitlichen eine Zeitschrift bekommen und da steht drinnen, und jetzt muss ich etwas vorlesen, ich hoffe, Sie haben nichts dagegen, es ist ja Ihre Aussendung: "Aufklärung über die Gefahren von Alkohol und Nikotin, verstärkte Kontrollen in Gaststätten und konsequente Anwendung eines überarbeiteten Jugendschutzgesetzes." (Beifall bei der FPÖ.) Also, mit dem Jugendschutzgesetz kommen Sie ohnedies schon ein bisserl spät, weil das ist in der Zwischenzeit schon erledigt. Nur, wenn Sie das so ehrlich meinen, meine Damen und Herren der Freiheitlichen, dann frage ich mich, wieso Sie im letzten Gemeinderatswahlkampf mit Ihrer Noch-Spitzenkandidatin Partik-Pablé an Jugendliche bei Wahlveranstaltungen Bier ausgeschenkt haben? (Beifall bei der SPÖ.) Also, wenn man es so ehrlich meint, dann sollte man diesbezüglich auch dazu stehen. 

Meine Damen und Herren! Nun der letzte Punkt, und ich weiß schon die Freiheitlichen werden es nie lernen, da schreiben sie schon wieder etwas hinein: "Durchführung von verpflichtenden Drogentests bei allen mit der Erziehung und der Betreuung von Jugendlich betrauten Personen, Anhalten der Erziehungspersonen zu einem vorbildlichen Umgang mit Alkohol und Nikotin gegenüber den Jugendlichen." Das könnte man ja noch unterschreiben, aber ein kleines Nein, meine Damen und Herren, wenn Sie schon wieder eines verlangen, nämlich, dass Lehrerinnen, Lehrer - denn das ist daraus zu entnehmen (GR Johann Hatzl. Kindergärtnerinnen!) -, Kindergärtnerinnen, Kindergärtner sich zwanghaften Drogentests unterziehen sollen. 

Die Personalvertretung, die Sie ja so hoch schätzen und hochhalten, die wird sich bei Ihnen bedanken, wir werden ihr das natürlich gerne zuschicken. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Abschließend möchte ich hier von dieser Stelle aus noch Folgendes festhalten: Das Wiener Gesundheitssystem war in der Vergangenheit mit seinem StR Dr Sepp Rieder vorbildlich, und wir in Österreich und in Europa und wir Wiener Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten werden mit unserer neuen Gesundheitsstadträtin und mit unserem Finanzstadtrat Dr Sepp Rieder und mit der Primaria Pittermann dafür Sorge tragen, dass es auch künftig so bleibt und dass die Wienerinnen und Wiener nicht auf Ihre Unterstützung angewiesen sind. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Als nächste Rednerin ist Frau GR Dr Pilz zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. 
GR Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Ich nehme zur Kenntnis, StR Rieder hat gewonnen (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist ein gefährlicher Sieg!), die Reihen sind wieder dicht geschlossen, das Potemkin'sche Dorf hat seine Kulissen wieder errichtet, der Betriebsunfall ist saniert. Ich nehme zur Kenntnis, zum Stil der Debatte gehört auch, dass die Frau Stadträtin, wenn sie über ihr Budget debattiert, der Opposition den Rücken zukehrt und demonstrativ nicht zuhört. An das muss ich mich hier erst gewöhnen (GR Mag Rüdiger Maresch: Skandalös!), kommt nicht gut. Ich nehme es als nonverbale Botschaft, ich nehme es als Botschaft dafür (Beifall bei den GRÜNEN.), dass wir es nicht nötig haben, mit der Opposition zu reden, und dass wir tun, was wir immer tun. 

Frau Stadträtin, das wird Sie aber nicht von Ihren Problemen befreien. Die 140 Millionen S im ambulanten Pflege- und Betreuungsbereich fehlen trotzdem, außer Herr StR Rieder hat Einsicht gezeigt und gibt sie jetzt her nach dieser öffentlichen Debatte, dann wäre sie ja sehr, sehr nützlich gewesen. 

Ansonsten bleiben die Probleme, auch wenn man ein Papier verlesen hat, das in keinerlei Zusammenhang mit den gestellten Fragen steht, sondern die üblichen Standardantworten gibt. Finde ich schade. Eine vergebene Chance. 

Aber, Frau StR Pittermann, wir werden Sie daran messen, wie Sie die Quadratur des Kreises zu Stande bringen. Die Quadratur des Kreises, was heißt, dass Sie aus dem, was Sie nachweislich zu wenig haben, genügend Leistungen für die Wienerinnen und Wiener zur Verfügung stellen. Und kommen Sie jetzt nicht mit den Kürzungen im ambulanten Pflege- und Betreuungsbereich, lassen Sie sich etwas anderes einfallen, weil jetzt ist es vorbei mit der Mauer, die wir Ihnen machen. 

Wir werden Ihnen, nun, Sie brauchen sie nicht, ich weiß es schon ... Aber vielleicht brauchen die Wienerinnen und Wiener eine gute gesundheitspolitische Führung und eine gute Versorgung in dieser Stadt und mit Ignoranz, mit vorgefertigten Antworten und ohne Problemlösungen wird es das nicht spielen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Es gibt aber Fakten und Herr Hahn, schade jetzt ist er nicht da (GR Walter Strobl: Er ist gerade gekommen!), oh entschuldigen Sie, tut mir Leid, ich ziehe alles zurück, ich will Ihnen einfach nur in einer Sorge abhelfen. (GR Gerhard Pfeiffer: Haben Sie das Statut gelesen?) Natürlich habe ich das Statut gelesen von der Unternehmung Krankenanstaltenverbund. Ich hoffe, alle haben es hier gelesen, denn da steht nämlich drinnen, dass der Wirtschaftsplan für die Unternehmung sechs Wochen vor Beginn des Kalenderjahres vorgelegt werden muss und zwar nicht in irgendeiner Quatschbude, sondern hier im Gemeinderat. Na, jetzt haben wir September, vorher muss es in den Gesundheitsausschuss, täte ich einmal sagen, und dass wir dann darüber reden können, ist es Ende Oktober. Höchste Zeit zur Klärung der offenen Fragen zur Sanierung der Probleme. Wir bestehen darauf, dass das Statut für die künftige Unternehmung eingehalten wird und das muss ein astreiner Wirtschaftsplan sein, in dem alle die Fragen, die hier abgefertigt werden, ordentlich beantwortet werden, weil sonst gibt es hier kein Pardon mehr.

Nun, mit zwei DIN A4-Seiten wird es sich nicht abspielen. Sehr viel Schönes finde ich an der Unternehmung nicht. Ich bleibe immer noch bei meiner Babyklappenvergleichsziehung. Man kann nicht sagen, die Probleme delegiere ich an ein Unternehmen und, dumme Sache, die kürzen jetzt das Personal, weil sie wirtschaftlich so wenig Geld haben, Qualität sichern sie auch nicht, weil da haben wir ihnen keine Vorgaben gemacht, schauen wir, wie sie irgendwie über die Runden kommen, und dann sind wir nicht selber schuld. (GR Dr Johannes Hahn: Der Gemeinderat!) Nun, dazu ist der Gemeinderat nur dann im Stande, wenn die Herrschaft nicht heißt, die Herrschafter-Nichtinformation. (VBgm Dr Sepp Rieder: Da dürfte es ja überhaupt keine Spitäler geben!) Wir haben ja sehr Kritisches zu den Privatspitälern anzumerken, aber das, Herr Stadtrat, ist nicht gerade das Thema, sondern, wie gewährleisten Sie, dass nach der Unternehmungswerdung hier (VBgm Dr Sepp Rieder: In Österreich gibt es auch Privatspitäler!) noch ein Spitalssystem in Wien existieren wird, wo Qualität Vorrang hat (VBgm Dr Sepp Rieder: Man kann doch nicht die Privatspitäler generell ablehnen!), wo wir von einem Wiener Krankenanstaltenplan, den es seit Jahrzehnten als Ankündigung gibt und nicht als Faktum, wo wir, heruntergebrochen von einem politischen Willen und von einem Willen zur Qualitätssicherung, Umsetzung sehen, aber nicht fahriges Wirtschaften nach dem Motto "das Geld geht uns aus und wem können wir es wegnehmen".

Also, den Wirtschaftsplan werden wir uns anschauen, und wir werden uns auch den eben erwähnten Wiener Krankenanstaltenplan anschauen müssen. Und, Frau StR Pittermann, lassen Sie Ihre Beamten nicht abschreiben vom Österreichischen Krankenanstaltenplan Kapitel Wien, das wird zu wenig sein, so wie es bislang dem Rechnungshof schon zu wenig war, was hier vorgelegt wurde. 

Wiener Krankenanstaltenplan heißt, dass wir endlich auf dem Tisch des Hauses haben, was Sie an Versorgung, an qualitativer Leistung für diese Stadt, und nach welchen Kriterien, hier vorzuschlagen haben. Und daran werden wir Sie messen, Frau Stadträtin. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Sie sind in einer blöden Situation, Frau Stadträtin, Sie müssen nämlich jetzt den Menschen, die darüber nachrechnen und sinnieren, wie Sie die 140 Millionen im ambulanten Pflege- und Versorgungsbereich einsparen, jetzt sagen, sie müssen nicht mehr rechnen, weil Sie tun dort ohnedies nichts einsparen - das macht vielleicht Energie frei für wichtigere Aufgaben - und schauen Sie, wo Sie Ihre 140 Millionen S herbekommen, Sie werden sie brauchen.

Unser Beschlussantrag, den ich jetzt einbringen werde, ist für Sie noch eine Möglichkeit, hier Konsens zu suchen und zu kooperieren, und ich meine jetzt die sozialdemokratische Fraktion. Wir wollen diesen Gipfel, weil wir glauben, dass wir zusammenarbeiten müssen, um fünf vor zwölf, wie es jetzt ist, kurz vor der Unternehmenswerdung, weil wir alle miteinander in unserer politischen Verantwortung aufgefordert sind, darüber nachzudenken, wie können wir jetzt die Misere sanieren. Da sollen die politischen Parteien am Tisch sitzen und da sollen die Verantwortungsträger aus dem Spitals- und dem ambulanten Bereich eingebunden werden. Wenn Sie mit offenen Karten spielen wollen, dann stimmen Sie hier zu und stimmen Sie nicht dagegen von der Opposition. Von den Freiheitlichen und von der ÖVP haben wir gehört, dass sie ihn unterstützen werden. 

Sie haben jetzt die Chance, wir können gerne die Sitzung unterbrechen, damit Sie sich noch beraten können. Nun, ich denke mir, Sie stimmen nicht zu, Sie haben es nicht nötig, Sie brauchen keinen Gesundheitsgipfel, Sie lesen uns präparierte Antworten vor und wenn dann einer frei spricht, dann prügelt er die blau-schwarze Bundesregierung - dafür haben wir sehr viel Sympathie als GRÜNE -, aber heute, mit Verlaub, geht es um rote Misere und einmal nicht um blau-schwarze Katastrophen, bei denen wir uns morgen dann gerne bei Ihnen wieder anschließen. 

Heute haben Sie Ihre eigenen Rechnungen zu begleichen und nicht auf andere zu verweisen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Beschluss- und Resolutionsantrag, Sie kennen den Inhalt und in formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung dieses Antrags. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Meine Damen und Herren! Vor zirka achteinhalb Stunden haben wir hier von allen Rednern der Parteien gehört, dass man sich auch bei der Sprache etwas mäßigen soll. Ich denke, gerade bei dieser dringlichen Anfrage sollte das auch für alle Parteien gelten. 

Als nächster Redner ist Herr GR Dr Serles zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das war ganz allgemein ein genereller Aufruf!) Sehr richtig, ein allgemeiner Aufruf, an alle. (GR Dr Wilfried Serles will das Pult auf seine Körpergröße einstellen: Das Rednerpult rührt sich nicht!) Das geht nicht, Herr Serles, das wurde schon in der Früh festgestellt, leider.

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Frau Gesundheitsstadträtin! 

Ich glaube, es ist ein ganz schlechter politischer Stil, wenn Sie sich diese Debatte nicht von Ihrem Sitz hier aus anhören, sondern wenn Sie hinter den Bankreihen mit Ihren Beamten tratschen, in der Hoffnung, die Kritik der Opposition möge an Ihnen abperlen, wie der Regen an Ihrer Pelerine. Ich glaube, das ist ein schlechter politischer Stil, den hat sich dieses Haus nicht verdient. Ich würde mir wünschen, wenn Sie Ihren Sitzplatz einnehmen und vielleicht auch noch einmal das Wort in dieser Diskussion ergreifen, sie könnte dann interessant verlaufen, nach dem eher dünnen Eingangsstatement, das Sie hier geliefert haben. (Beifall bei der FPÖ.) 
Nach dem bundespolitischen Ausflug, den Herr Kollege Wagner hier versucht hat, noch einmal zurück zum Anlass der heutigen Diskussion, nämlich zu diesem Brief der Frau Gesundheitsstadträtin an den Dr Rieder, der eigentlich vertraulich bleiben sollte und in wundersamer Weise das Licht der Öffentlichkeit erblickt hat. 

Herr StR Rieder hat gestern Frau Dr Pittermann damit exkulpiert, dass er gemeint hat, in diesem Brief der Frau Dr Pittermann seien ganze zwei Sätze von ihr. Möglicherweise die Anrede, lieber Sepp, und die Schlussformel, mit freundlichen Grüßen. So genau haben Sie das nicht erläutert. (VBgm Dr Sepp Rieder: Die Anrede ist kein Satz!) Ich verstehe. Ich nehme an, dass Sie das Geheimnis der beiden originären Sätze der Frau Dr Pittermann im Laufe dieser Diskussion noch lüften werden. 

Herr Dr Rieder, ich konzediere Ihnen eines, dieser Versuch einer Verteidigung für die Frau Dr Pittermann war lieb gemeint, er war auch in Ordnung, er war zweifellos eleganter als der Versuch, den Herr Wagner heute gestartet hat, indem er gemeint hat, der Sauerstoffvorrat würde der Frau Dr Pittermann schon nicht ausgehen. Also, Ihr Versuch war eleganter, aber er kann die Frau Dr Pittermann letztlich nicht exkulpieren. Denn klar ist, wo Pittermann draufsteht, ist auch Pittermann drinnen. 

Da Frau Dr Pittermann diesen Brief unterschrieben hat, hat sie auch dafür die politische Verantwortung (Beifall bei der FPÖ.), so wie sie auch die politische Verantwortung für ihre sehr schwache Rechtfertigung trägt, die sie heute diesem Haus gezeigt hat. Wir haben Recht behalten mit unserer Rücktrittsaufforderung. Eine Gesundheitsstadträtin, die vor Angst schlottert, mag sie auch harte Zeiten hinter sich gehabt haben, mag sie einige Nächte hindurch schlecht geschlafen haben, mag sie sich berechtigt oder unberechtigt geärgert haben, eine Gesundheitsstadträtin muss in der Lage sein, der Kritik der Opposition hier Paroli zu bieten. Das hat Frau Dr Pittermann nicht getan und daher erst recht Frau Doktor, Sie sollten so rasch wie möglich zurücktreten. In dem beginnenden Verteilungskampf zwischen dem Finanzressort und Ihrem Haus werden Sie automatisch den Kürzeren ziehen. (Beifall bei der FPÖ.) 
Wir nehmen den Brief der Frau Stadträtin heute zum Gegenstand, zum Anlass für eine Sonderprüfung durch das Kontrollamt. Sie wissen, wir können das aus eigener Kraft verlangen und ich werde im Zuge dieser Diskussion der Frau Vorsitzenden auch ein Ersuchen der freiheitlichen Abgeordneten auf Sonderprüfung durch das Kontrollamt gemäß § 73 Abs. 6a der Wiener Stadtverfassung überreichen.

Frau Dr Pittermann beklagt sich in ihrem Brief über hinterlassene Schulden. Sie beklagt sich über Ungereimtheiten bei der Budgetrechnung und sie stellt klar, dass sie unter diesen gegebenen Bedingungen niemals in die Stadtregierung eingetreten wäre. Ich halte fest, wenn die amtsführende Stadträtin meint, es gäbe Ungereimtheiten bei der Erstellung des Budgets für ihre Geschäftsgruppe, so kann und soll das vom Kontrollamt überprüft werden. (Beifall bei der FPÖ.) 
Wenn die Frau Stadträtin meint, im Voranschlagsentwurf für das Jahr 2002 seien Einnahmen enthalten im Bereich der Wiener Rettungsdienste, die es seit dem Jahr 2000 nicht mehr gibt, dann schreit das geradezu nach einer Sonderprüfung durch das Kontrollamt. 

Wenn die Frau Stadträtin sich über die angewachsenen Schulden beklagt, dann ist es, glaube ich, zweckmäßig und richtig, das Kontrollamt zu ersuchen, die Entwicklung der Schulden im Gesundheitsressort zusammenfassend darzustellen.

Und letztlich hat die Frau Stadträtin beziehungsweise die MA 47 im Zuge dieser Diskussion mit dem Finanzressort auch bereits eine Reihe von Einsparungsvorschlägen gemacht, die allesamt einschneidend sind und die wir vom Kontrollamt auf ihre Zweckmäßigkeit und soziale Verträglichkeit überprüft wissen wollen.

Meine Damen und Herren, der Brief ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Welches Papier meinen Sie?) Nun, ich meine dieses Papier der MA 47, das anscheinend dem Falter vorliegt, in dem eine Reihe von dramatischen Einsparungsvorschlägen enthalten sind. Ich halte fest, es ist geplant ... (VBgm Dr Sepp Rieder: Das sind also nicht die Vorschläge!) Herr Rieder, ich halte fest, ich beziehe mich auf das, was der Öffentlichkeit bekannt ist. Es kursieren sichtlich Einsparungsvorschläge (VBgm Dr Sepp Rieder: Nun, da ist ja Pittermann nicht drinnen!), das muss man sich auf der Zunge zergehen lassen, die die Heimhilfe um 10 Prozent zurückfahren wollen, Wäschedienst und Besuchsdienste um 20 Prozent, den Reinigungsdienst einstellen wollen und die städtische Kostenübernahme bei Essen auf Rädern um die Hälfte kürzen wollen.

Ich erinnere mich an den Wahlkampf, da haben Sie der Bundesregierung vorgeworfen, sie sei verantwortlich für eine Kürzung der Aktion Essen auf Rädern. Wir haben damals schon gesagt, das ist nicht die Bundesregierung, die dafür verantwortlich ist, sondern die Gemeinde Wien. Und jetzt ist die Katze aus dem Sack (VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Dr Serles, es soll Ihre Redezeit nicht kürzen, aber wo ist da Dr Pittermann drinnen?), die Katze ist aus dem Sack und offensichtlich gibt es hier eine Reihe von Einsparungsvorschlägen, die in der MA 47 diskutiert werden und die bereits das Licht der Öffentlichkeit erblickt haben und das wollen wir auf die soziale Adäquanz geprüft haben. (Beifall bei der FPÖ.) 
Herr Stadtrat! Es ist auch völlig klar, wohin die Reise geht in dieser roten Stadtregierung. Die Reise geht in Richtung Senkung der gesundheitspolitischen Standards, sie geht in Richtung einer massiven Kürzung der Leistungen im Bereich der Hilfs- und Pflegedienste, sie geht in Richtung von empfindlichen Gebührenerhöhungen im Bereich der Hilfs- und Pflegedienste und ganz zentraler Aktionen, wie beispielsweise der Aktion Essen auf Rädern. Die Kritik der Frau Gesundheitsstadträtin zeigt aber auch die tiefe Kluft, die durch den Wiener Stadtsenat und auch quer durch die SPÖ geht. Die tiefe Kluft, die darauf zurückzuführen ist, dass sich sichtlich ein dramatischer Verteilungskampf abzeichnet (VBgm Dr Sepp Rieder: Das sollte von Ihrer Partei beobachtet werden!), der wiederum zurückzuführen ist auf ungelöste strukturelle Probleme in Ihrem Budget und auf ungelöste strukturelle Probleme im Gesundheitsressort.

Wie muss es aber um den Konsens und um die Kompromissfähigkeit in einer monocouleuren Stadtregierung bestellt sein, wenn die Gesundheitsstadträtin einen an Sie gerichteten vertraulichen Brief an die Öffentlichkeit weitergibt, weil sie sich offensichtlich nicht mehr anders zu helfen weiß. Und kaum hat das die Öffentlichkeit erfahren, so sagt sie im gleichen Atemzug "dieses Mistvieh", copyright bei Frau Dr Pittermann, dieses Mistvieh sei offensichtlich in Ihrem Büro zu suchen. Da hört sich wirklich, würde ich meinen, die Freundschaft auf. Da hätte ich selbst wenig Verständnis dafür, Herr Dr Rieder. (Beifall bei der FPÖ.)
Die Vorgangsweise von Frau Dr Pittermann zeigt ein Bild einer bemerkenswerten Hilflosigkeit. Sie selbst, Herr Dr Rieder, haben gestern aus Ihrer Sicht eine etwas mildere Formel verwendet. Sie haben gesagt, es wäre eine unroutinierte Vorgangsweise der Frau Dr Pittermann. Ich formuliere ein bisserl schärfer, ich sage, das war bemerkenswert hilflos von Frau Dr Pittermann, es hat auch eine bemerkenswerte politische Naivität der Gesundheitsstadträtin gezeigt und Frau Dr Pittermann hat sich damit letztlich selbst, aber auch der gesamten Stadtregierung ein politisches Jammertal beschert. 

In besonderer Weise bemerkenswert ist die Haltung des Herrn Bürgermeisters. Ich kann mich gut erinnern, dass der Herr Bürgermeister im Laufe der sommerlichen Diskussion um den ÖGB kritisch festgestellt hat: Wenn eine derartige dramatische Entwicklung wie im ÖGB in Wien Platz greifen würde, dann wäre er innerhalb von 24 Stunden in Wien und würde klare Worte finden. Seit dem Brief der Frau Dr Pittermann sind mehr als 24 Stunden vergangen. Der Herr Bürgermeister ist und bleibt auf Tauchstation. Der Herr Bürgermeister hätte es in der Hand, die Dinge in seiner Regierung zu ordnen, er ignoriert das ganz einfach und überlässt den beiden Streithanseln die politische Bühne.

Herr StR Rieder, ich muss Ihnen bescheinigen, Sie haben gestern ein bemerkenswertes schauspielerisches Talent entfaltet. Dieses schauspielerische Talent gehört aber eher auf Tschauner's Stehgreifbühne als in den Stadtsenat.

Herr StR Rieder, gefragt sind nicht politische Pointen, gefragt ist politisches Handeln, und das haben wir leider vermisst und deswegen kritisieren wir das auch. 

Meine Damen und Herren! Frau Dr Pittermann hat gemeint, dass sie unter den gegebenen Bedingungen nicht in diese Stadtregierung eingetreten wäre. Jetzt hat sie ihre Arbeitsbedingungen erkannt, sie ist damit nicht zufrieden, sie sollte daher zurücktreten. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Als nächste Rednerin ist Frau Dr Laschan zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GR Dr Claudia Laschan (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Es geht in der vorliegenden dringlichen Anfrage um die Finanzierung des Wiener Gesundheitssystems. Ich bin aber der Meinung, dass die Finanzierung des Wiener Gesundheitssystems nicht losgelöst betrachtet werden kann von der Finanzierung des österreichischen Gesundheitssystems. Auf Grund der Verbesserung der Lebensbedingungen, des sozialen Fortschritts und nicht zuletzt auf Grund der medizinischen Weiterentwicklung ist die Lebenserwartung der Menschen gestiegen einerseits, andererseits aber auch die Lebensqualität der Menschen im höheren Alter. Und zumindest der medizinische Fortschritt ist nicht aufzuhalten. Beim sozialen Fortschritt bin ich mir nicht so sicher. Zumindest der medizinische Fortschritt ist nicht aufzuhalten und damit stellt sich auch die Frage der weiteren Finanzierung der Gesundheitssysteme. Ich möchte nur ein paar Beispiele nennen. 

Beispiel monoklonare Antikörper: Das sind sehr aufwendig hergestellte Arzneimittel, die auf immunologischer Ebene wirken und gegen bösartige Erkrankungen, wie zum Beispiel Lymphome, aber auch bei rheumatischen Erkrankungen eingesetzt werden können. 

Zweites Beispiel, Biphosphonate: Das sind Arzneimittel, die Osteoporose ursächlich bekämpfen können, indem sie den Knochenabbau hemmen und außerdem - das ist eine erst vor kurzem entdeckte Wirkung dieses Medikaments - kann eine Knochenmetastasierung, zum Beispiel bei Brustkrebs, verhindert werden. 

Und als drittes Beispiel: Es gibt mittlerweile schmerzstillende Medikamente, die magenschonend sind, im Gegensatz zu den bisher eingesetzten schmerzstillenden Medikamenten, und sehr viele Menschen in höherem Alter, die Erkrankungen des Bewegungsapparats haben, brauchen solche schmerzstillenden Medikamente als Dauertherapie.

Und alle diese neuen Arzneimittel haben zwei Dinge gemeinsam: Sie sind sehr, sehr teuer und sie sollten aber meiner Meinung nach allen Menschen, die sie brauchen, zur Verfügung stehen. 

Und ich habe jetzt nur drei Beispiele genannt und ich habe nur Medikamente genannt. Und angesichts dieser Dimensionen wirken, meiner Meinung nach, Vorgaben von Gesundheitsstaatssekretär Waneck - ein Freiheitlicher meines Wissens -, es solle im Medikamentenbereich gespart werden, geradezu lächerlich. (Beifall bei der SPÖ.) 

Und ich habe vorhin gesagt, das waren nur drei Beispiele und es waren nur Medikamente. Aber es gibt nicht nur neue Medikamente, sondern es gibt auch neue und bessere und teurere Diagnoseverfahren und neue Operationstechniken und neue Therapien auf allen Ebenen der Medizin. Und ich bin der Meinung, wenn wir wollen und wenn wir uns dazu bekennen, dass alle Menschen die neuen Therapien, Medikamente und Diagnoseverfahren in Anspruch nehmen können, dann müssen die Einnahmen der Krankenversicherungen erhöht werden. Und das entscheidet im Übrigen, Herr Kollege Hahn, nicht der Obmann Bittner der Wiener Gebietskrankenkasse, sondern das müsste die Bundesregierung entscheiden. (GR Gerhard Pfeiffer: Steuer- und Tariferhöhungen!) 

Und weil wir so oft von Versicherungspflicht und von mehr private Versicherungen in den Gesundheitsbereich hineinzunehmen hören, möchte ich mir erlauben, Ihnen aus meiner beruflichen Praxis als Ärztin etwas zu erzählen. Eine große private Versicherung verlangt bereits in der ersten Woche eines Krankenhausaufenthalts einen medizinischen Zwischenbericht und Therapieplan mit dem Hinweis, dass sie ansonsten die Kosten nicht weiter übernehmen könne. Und solche Zwischenberichte werden dann jede Woche weiter verlangt. Also kann man sich für einen dreimonatigen Krankenhausaufenthalt ausrechnen, wie oft dann Zwischenberichte an die Versicherung geschrieben werden müssen. Und ich habe diese private Versicherung gebeten, einen höherrangigen Vertreter dieser privaten Versicherung, bei Leukämiepatienten doch gnädig zu sein, weil ich der Meinung bin, dass es diese furchtbare Diagnose einfach nicht zulässt, die Patienten auch noch mit Versicherungsproblemen zu belasten. Und die Antwort des Vertreters dieser Privatversicherung war folgendermaßen. Ich wurde von ihm darauf hingewiesen, dass ich nicht die Patienten über die Einforderung von solchen Zwischenberichten informieren dürfe. Und auf meine Frage warum, weil das die Patienten nichts angehe. 

Und ich denke, diese Haltung ist menschenverachtend und rein profitorientiert. Und ich bin mehr denn je der Überzeugung, dass die soziale Pflichtversicherung der einzig menschenwürdige Weg in der Gesundheitspolitik ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Und nun speziell zu Wien: Die älteren Menschen sind nicht verunsichert, weil die Gesundheitsstadträtin einen Brief an den Finanzstadtrat geschrieben hat, die älteren Menschen sind verunsichert, weil von der FPÖ/ÖVP-Regierung die soziale Krankenversicherung verunglimpft, boykottiert und in Frage gestellt wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Frau StR Landauer, es ist ein Hohn für mich, wenn eine freiheitliche Stadträtin plötzlich vor Gebührenerhöhungen und Belastungen warnt und es ist gut, dass sich die Gesundheitsstadträtin für mehr Geld für das Wiener Gesundheitssystem engagiert. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Als nächster Redner ist Herr GR Mag Kowarik zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Seit Jahren wurde von uns Freiheitlichen eine Diskussion um die Finanzierung des Wiener Gesundheitssystems von den Sozialdemokraten gefordert und es wurde von den Sozialdemokraten verhindert. Und zwar mit dem Hinweis, dass ohnehin alles in Ordnung sei. Und seit Jahren verweisen wir Freiheitliche darauf, dass es dringend notwendig sei, rechtzeitig für die finanzielle Zukunft vorzusorgen, gerade im sensiblen Bereich des Gesundheitswesens. Und wir haben versucht, im Bereich und im Rahmen der Gesundheitspolitischen Kommission, eine Diskussion über die Zukunft der Finanzierungsart durchzubringen. Diese Gesundheitspolitische Kommission, die letztlich auch eingerichtet worden ist, um eben über Finanzierungsmöglichkeiten zu diskutieren, ist sang- und klanglos entschlummert. 

Wir haben vielfach hier im Gemeinderat unsere Vorschläge für eine Gesundheitsholding eingebracht und vorgestellt, und zwar eine Möglichkeit der Straffung der Finanzmittel durch Zusammenlegung der kommunalen Mittel und der Krankenkassenmittel. Sicher eine Diskussionsgrundlage, die, wie man sieht, doch wert ist, dass man darüber diskutiert, weil in Vorarlberg beispielsweise versucht wird, das einmal auf größerer Ebene durchzuführen. 

Außer, dass Herr StR Rieder hier sich lediglich eine virtuelle Holding vorstellen konnte, ist in diesem Bereich nichts geschehen. Und immer wurde bestritten, dass es dramatische Finanzierungsprobleme gibt. Seit Beginn des letzten Jahres hat man dann die neue Bundesregierung gefunden, die nunmehr Schuld daran ist, dass es in Wien so wenig Geld gibt, statt dass man selbst hier im Gesundheitswesen die Finanzen in Ordnung gebracht hat. Und da kommt dann plötzlich dieser Brief. Und zwar ein Brief, in dem alles das drinnen steht, was wir Freiheitliche befürchtet haben, nämlich Unfinanzierbarkeit, mangelnde Finanzplanung, Rücknahme von Leistungen und so weiter und so fort. Das wird nunmehr von Frau Dr Pittermann als verantwortliche Stadträtin hier aufgezeigt. 

Und da geht es weiter, in dem Brief beklagt sie sich über die gekürzten Budgetmittel, über die hinterlassenen Schulden, über Ungereimtheiten bei der Budgetrechnung und ein von StR Rieder angeblich nicht gehaltenes Versprechen, das Budget nachzubessern. Angeblich klafft hier auch noch ein Budgetloch von 140 Millionen S, das angeschrieben wird, und so weiter und so fort. 

Eigentlich ist es hier so, dass man, wenn man diesen Brief wirklich ernst nimmt und dem Inhalt glaubt, von einem Finanzchaos im Bereich des Gesundheitswesens sprechen muss. Und zwar auch ein Finanzchaos insofern, wenn man nämlich einzelne Punkte herausnimmt, wie zum Beispiel die Angelegenheit mit der Wiener Rettung, wo sich Frau Dr Pittermann beklagt, dass im Voranschlag für 2002 ein Einnahmeposten steht, den es angeblich seit dem Voranschlag 2000 nicht mehr gibt. Und das Interessante an dieser Geschichte ist dann noch, wenn man dann den Verantwortlichen für die Wiener Rettung befragt, was hier mit der Finanzierung ist, er feststellt, dass eigentlich alles in Ordnung ist, er sein Geld bekomme, das er haben will und er eigentlich nicht wisse, was hier los ist. 

Das ist sicherlich ein Zeichen dafür, dass also hier wirklich, fast könnte man sagen, nicht professionell gearbeitet wird. Und diese Feststellung hier, dass eigentlich auf Zuruf die Finanzierung verbessert werden soll, ist meiner Ansicht nach auch eine Ungeheuerlichkeit den Wiener Patienten gegenüber, denn sie werden in einer Art und Weise verunsichert, die wirklich unbeschreiblich ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es werden nicht nur die Patienten verunsichert, sondern auch die vielen 1 000 Mitarbeiter in den Krankenanstalten und Gesundheitseinrichtungen. Und hier streitet eine sozialdemokratische Stadträtin mit einem sozialdemokratischen Stadtrat letztendlich auf Kosten aller, auf Kosten der Patienten und auf Kosten der im Gesundheitsbereich tätigen Mitarbeiter. Und diese Verunsicherung besteht auch da, wo es darum geht, fachliche Probleme darzustellen und zu klären. 

Denn wenn Frau Dr Pittermann in ihrem Brief festhält, dass sie über die Umstände der Ausgliederung des Krankenanstaltenverbunds nicht informiert sei und die Feststellung so weit führt, dass sie schreibt, angeblich schreibt, "unter Kenntnis solcher Vereinbarungen hätte ich das Amt der Stadträtin nicht angenommen", muss man sich eigentlich schon wundern, wie wenig informiert sie ist. 

Und man kann Herrn StR Rieder viel vorwerfen, aber dass er nicht eine gute Pressearbeit geleistet hat, kann man feststellen. Und seit zehn Jahren wird hier diskutiert über die Ausgliederung des Krankenanstaltenverbunds und ich weiß nicht, wie viel hier in der Öffentlichkeit und in den verschiedenen Gremien im Detail über die Ausgliederung und über die Zukunft des Krankenanstaltenverbunds gesprochen wurde. Und es ist fürwahr eine sehr arge Verunsicherung der Mitarbeiter in diesen Krankenanstalten, wenn sie erkennen müssen, dass eigentlich die verantwortliche Stadträtin nicht genau weiß, wohin die Reise geht. 

Und gerade zu einem Zeitpunkt, wo im Rahmen der so genannten Privatisierung viele Mitarbeiter um ihren Arbeitsplatz fürchten, wo es überall heißt, es ist verstecktes Mobbing, weil man Sparpotenziale sucht und so weiter, ist dieser Brief umso ungeheuerlicher. 

Und als Beispiel, wie etwa hier doch Finanzmittel nach wie vor in den Spitälern notwendig sind und wo trotz dieses hohen Niveaus, das das Wiener Gesundheitssystem hat, noch viel zu erledigen ist, möchte ich nur etwas bringen, was mir unlängst zugetragen wurde. Da hat sich ein Patient einer Blutuntersuchung in einem privaten Institut unterzogen und hat einen Blutzuckerwert von 430 Milligramm gehabt. An sich eine Katastrophe. Er hat von diesem Institut ein Telegramm bekommen, dass er sich möglichst rasch in ärztliche Behandlung begeben soll. Anscheinend war er ein bisschen reduziert, er wollte sich in der Ambulanz im SMZ-Ost anmelden und musste feststellen, dass er eine Wartezeit von zehn Tagen hätte. Er ist dann Gott sei Dank zu einem praktischen Arzt gegangen und behandelt worden. Aber es wurde ihm mitgeteilt, dass er auf Grund des Personalmangels, auf Grund der Überlastung keinen früheren Termin haben könne. 

Das ist nur ein kleines Beispiel dafür, wie doch vieles noch in Wien zu erledigen ist und einiges im Argen liegt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Und es kann doch nicht sein, dass in Wien Gesundheitspolitik per Stille Post gemacht wird. Unter diesen Umständen ist es im Nachhinein vielleicht verständlich, dass StR Ederer damals das Handtuch geworfen hat. Vielleicht hat sie das Finanzchaos schon erkannt und rechtzeitig das Weite gesucht. Und ich sage, Bgm Häupl ist aufgerufen, dafür zu sorgen, dass ordentliche Budgetverhandlungen gemacht werden und nicht auf Zuruf budgetiert wird. 

Es sind einige Probleme hier angesprochen worden und Frau Dr Laschan hat hier von den teuren Medikamenten gesprochen. Das wäre etwas, wo man sich unterhalten muss, in welcher Art und Weise man hier weiterhin eben den Zugang aller auch zu diesen teuren Medikamenten sichern kann. 

Und ein Wort zur Pflichtversicherung, Versicherungspflicht. Sie dürften übersehen und überhört haben, was hier wirklich vorgeht im Gesundheitswesen. In der Regierungserklärung steht drinnen, dass geprüft werden soll, aber kein Wort davon, dass die Versicherungspflicht eingeführt werden soll oder dass die Pflichtversicherung abgeschafft werden soll. Das ist eine Interpretation, die da von Ihnen gemacht wird, um hier die eigenen Fehler zu vertuschen. 

Zur Frage der Pflichtversicherung wurde auch von Minister Haupt eine Arbeitsgruppe eingesetzt, die zu prüfen hatte, ob Versicherungspflicht oder Pflichtversicherung in unserem Land interessant und besser ist. Und man hat hier festgestellt, dass die Pflichtversicherung nach wie vor die beste Art der Versicherung ist. Es wird sicherlich notwendig sein, das eine oder andere zu verändern, aber hier herauszugehen und ständig zu sagen, wir wollen die Versicherungen abschaffen, demolieren, kaputt machen und so weiter, ist falsch. Bitte, lesen Sie genau, was wirklich los ist und nehmen Sie zur Kenntnis, dass die Pflichtversicherung niemand abschaffen will. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ich möchte hier auch noch feststellen, dass es eigentlich sehr bedauerlich ist, dass Frau StR Pittermann die Gelegenheit nicht genützt hat, um hier im Rahmen der Beantwortung der dringlichen Anfrage tatsächlich aufzuzeigen, was die Sozialdemokraten in Wien machen werden. Ich bedaure dies, weil es eine einmalige Gelegenheit gewesen wäre und ich möchte hier schließen mit der Aufforderung an die Frau Stadträtin, wenn Sie Format haben, treten Sie zurück. Und keine News dem Falter. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GR Josefa Tomsik: Danke. - Als nächster Redner ist Herr StR Rieder zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es gibt kein verordnetes Budget. Also, wenn ich an die Auseinandersetzungen zwischen dem freiheitlichen Verteidigungsminister und dem freiheitlichen Finanzminister in der Frage der Finanzierung der Abfangjäger denke, dann scheint mir das völlig klar zu sein, dass es eben auf keiner Ebene ein von vornherein autoritär verordnetes Budget gibt, sondern dass es immer schon so gewesen ist und wahrscheinlich in Zukunft auch so sein wird, dass man sich in Verhandlungen zu einem Ergebnis finden muss, ob das jetzt in einer Alleinregierung einer Partei ist oder ob es in einer Koalition ist. 

Und wenn ich die Visionen des Kollegen Margulies im Kopf habe, im Rahmen eines Bürgerbeteiligungsverfahrens wird es ein bisschen schwierig werden und ein bisschen lang dauern, wenn ich etwa an die Abfangjäger denke, geht es vielleicht relativ geschwind, aber es wird immer das Ergebnis von Verhandlungen sein, wo das Endergebnis anders ausschaut als das, was am Anfang einmal Basis ist. 

Und es war auch in diesem Fall auch nicht anders und wenn ich sage, es war, dann deswegen, weil in der letzten Augustwoche die Verhandlungen auf Beamtenebene abgeschlossen worden sind, während der Brief meiner Erinnerung nach aus Ende Juli stammt. Also zu einem Zeitpunkt, wo es die erste Reaktion war auf das, was die Ausgangslage ist, wo mitgeteilt wird, was sozusagen Basis der Verhandlungen ist. 

Es ist schon richtig - das habe ich gestern im Fernsehen gesagt -, es ist der einzige Brief, den ich erhalten habe. Sonst verhandelt man eben mündlich. Es war ungewöhnlich, und vielleicht hätte ich das Kollegin Pittermann sagen sollen, dass es nicht schriftlich sein muss, sondern dass man verhandelt. Bei allen Verhandlungen ist es so, dass man versucht, Argumente einzubringen, und manche dieser Argumente sind letztlich nicht stichhaltig. Darüber jetzt, nachdem die Verhandlungen abgeschlossen sind, zu streiten, gibt relativ wenig Sinn.

Ich möchte auch erklären, was die Besonderheiten des kommenden Budgets sind, wobei es nicht darum geht, dass es ein Euro-Budget ist - no na net! -, sondern darum, dass es ein Geschäftsgruppenbudget ist: Es gibt natürlich eine Gesamtverantwortlichkeit des Finanzstadtrats, die darauf gerichtet ist, dass das auch der Steuerzahler aushalten muss, und zweitens die Verantwortlichkeit der gesamten Regierung dafür, dass die Mittel auch sinnvoll, den Bedürfnissen und dem Bedarf entsprechend, für das, was die Bevölkerung braucht, eingesetzt werden. Aber es gibt auch die Eigenverantwortlichkeit jedes Mitglieds der Stadtregierung, in seinem Bereich, in seiner Geschäftsgruppe die Schwerpunkte zu setzen. Daher ist es im Jahr 2002 auch so, dass innerhalb der Geschäftsgruppenbudgets natürlich auch die Positionen verschoben werden können, dass Mittel in diesem oder jenem Bereich schwerpunktmäßig eingesetzt werden können. 

Ein anderer Punkt ist natürlich im Gesundheitsbereich die schon erwähnte Sonderstellung des Krankenanstaltenverbunds ab dem Jahr 2002 als ein Unternehmen mit den sich aus dem Statut ergebenden Sonderregelungen. Diese sind aber für viele von uns nicht neu, denn das war die Situation, die die Stadtwerke durch viele Jahre hindurch durchaus mit Erfolg bewältigt haben.

Nicht ganz neu, aber doch neu ist, dass wir dem, was der Stabilitätspakt vorgibt, was Maastricht vorgibt, auch in der Gestaltung entsprechen müssen.

Ich möchte jetzt einmal darstellen, was das Budget 2002 für den Gesundheitsbereich bedeuten wird, da es ja bei uns im Gegensatz zur Situation im Parlament keine Bestimmung gibt, die es mir verbieten würde, Zwischenergebnisse bekannt zu geben. - Man muss auch sehen, wie unsinnig die jetzige Diskussion zum Teil ist. Auf Bundesebene wäre so etwas gar nicht denkbar, weil die Rechtsordnung auf Bundesebene vorsieht, dass es bis zum Ende der Verhandlungen über ein Budget keine öffentliche Diskussion darüber geben kann. Nachdem ich mir das heute angehört habe, denke ich, dass diese Bestimmung durchaus einen Reiz hat.

Da ist einmal die Frage des Krankenanstaltenverbunds, die ich deshalb hervorhebe, weil dies eben eine eigene Situation ist. Wenn ich den Rechnungsabschluss für das Jahr 2000 hernehme, dann wäre die Differenz zwischen Einnahmen und Ausgaben, also das, was der Steuerzahler dazuzahlt, in diesem Bereich 12 570 Millionen S gewesen - wobei den Rechnungsabschluss 2000 übrigens die ÖVP mitbeschlossen hat und damit offenbar durchaus attestiert hat, dass das in Ordnung war. Im Voranschlag 2001 wären es 12 656 Millionen S und im Voranschlag 2002 werden es 12 762 Millionen S sein. Also bereits auf der Basis des Beamtenergebnisses ist es mehr und ich sehe mich im Lichte der Dramatisierung der Situation eigentlich jetzt nicht mehr veranlasst, noch etwas dazuzugeben.

Bei den übrigen Dienststellen der Geschäftsgruppe wären es für den Rechnungsabschluss 2000 4 068 Millionen S, wobei man erwähnen muss, dass es dabei zwei Besonderheiten gibt, die hier herausgerechnet sind, und zwar: Im Jahr 2000 sind zur Abdeckung der Abfertigungsansprüche der Mitarbeiter in den Sozialeinrichtungen der MA 47 307 Millionen S zur Verfügung gestellt worden. Wir haben damals übrigens auch auf ein neues Leistungssystem umgestellt, das lange urgiert worden ist und ab dem Jahr 2002 in vollem Umfang verwirklicht ist. Auf der Grundlage dieses Systems erhalten die Sozialeinrichtungen eine Garantie über eine gewisse Stundenanzahl, die ihnen aus dem Budget gewährleistet wird. Wir haben damals einen rechnerischen Prozess teils zugunsten des Krankenanstaltenverbunds, teils zugunsten der MA 47 vorgezogen. Jeder, der damals im Gesundheitsausschuss war, weiß, welch spontane Aufregung zuerst entstanden ist, als wir eine Nachfinanzierung von 440 Millionen S vorgenommen haben. Das waren Gelder, die rechnerisch quasi in den Krankenanstaltenverbund hinübergegangen sind, um für das kommende Jahr als Reserve für die MA 47 zu dienen. Man braucht also sozusagen keine Angst zu haben, dass da eine Dotierung nicht gegeben wäre.

Im Voranschlag 2001 waren 4 263 Millionen S und im Voranschlag für das Jahr 2002 werden in diesem Bereich 4 425 Millionen S vorgesehen sein. Also, das sind nicht ganz 200 Millionen mehr - oder sogar mehr als 200 Millionen -, wobei man immer dazusagen muss, dass da auch ein Stück an Personalkosten enthalten ist, weil ja im künftigen Budget sämtliche Personalkosten den Geschäftsgruppen zugeordnet sind, was bei der Geschäftsgruppe Gesundheits- und Spitalswesen weniger Bedeutung hat, weil dort bereits bei der MA 70 - Rettungswesen - der Betriebsstatus hergestellt ist und beim Krankenanstaltenverbund ebenso.

Ich glaube daher, dass Kollegin Pittermann in ihrer Beantwortung der dringlichen Anfrage hier mit Recht gesagt hat, dass mit diesen Möglichkeiten voll gewährleistet ist, dass das soziale Hochleistungssystem des Wiener Gesundheitswesens auch in Zukunft garantiert ist. Ich denke, dass man sich auch ein bisschen klar machen muss, was das bedeutet - weil das hier immer so abfällig kommentiert worden ist. Ich möchte nicht zu lange sein, aber ich würde es nicht abfällig kommentieren, meine sehr geehrten Damen und Herren - und desto weniger man in Wien ist, desto mehr weiß man das zu schätzen -, dass ein Viertel der Totalendoprothesen von ganz Österreich in Wien eingebaut werden, dass 44,9 oder 45 Prozent der Nierentransplantationen in Wien stattfinden, dass 33 Prozent der herzchirurgischen Eingriffe in Wien stattfinden und dass ein Viertel aller "Stroke-Unit"-Einheiten, also Einheiten für den Bereich der Schlaganfallpatienten, in Wien stehen. 

Ich höre schon auf. Ich könnte jetzt noch die Großgeräte und vieles andere mehr aufzählen, und ich könnte davon sprechen, wie das Arzt-Patienten-Verhältnis und das Krankenschwestern-Patienten-Verhältnis in Wien ausschaut und wie es anderswo aussieht.

Ich wollte nur sagen: Das, was ein soziales Hochleistungssystem ist, hat auch Substanz, hat auch konkrete Aussage. Wenn es Einzelfälle gibt, Herr GR Margulies, wo es schief gelaufen ist, dann steht dem eine unglaubliche Zahl von Patienten nicht nur aus Wien, sondern auch aus dem Umfeld von Wien gegenüber, die das zu schätzen wissen und insbesondere deshalb auch nach Wien kommen. (Ein Großteil der Beleuchtungskörper im Saal fällt plötzlich aus.) - Ich mache Sie nur darauf aufmerksam, dass die Verdüsterung nichts mit der Budgetsituation zu tun hat! (Heiterkeit und Zwischenruf des GR Mag Hilmar Kabas.) Es wird also nicht an anderen Stellen eingespart, um das Gesundheitssystem besser zu dotieren. 

Ich wollte das auch deshalb erwähnen, weil völlig selbstverständlich hingenommen wird, dass wir auf Grund der Volkszählung einen doppelten Effekt haben: Auf der einen Seite werden Wien über 500 Millionen S weniger von den Steuereinnahmen zur Verfügung stehen, während auf der anderen Seite durch den Personenzuwachs in den Umlandgemeinden natürlich der Druck auf die Fremdpatienten immer größer wird. 

Da hier, Herr Mag Kowarik, ein Beispiel im Zusammenhang mit der langen Wartezeit bei den Ambulanzen erwähnt worden ist, gebe ich Folgendes zu bedenken: Ich sage jetzt nicht sozusagen bei jeder Gelegenheit "die böse Bundesregierung" (Heiterkeit des GR Mag Hilmar Kabas.), aber die Einführung der Ambulanzgebühr ist eine absolute Katastrophe gewesen! Sie hat nämlich psychologisch das Umgekehrte ausgelöst: Die Leute haben das Gefühl gehabt, jetzt zahlen sie für etwas, und darum muss es auch besser sein, und sie gehen davon aus, dass man für das, was man zahlt, auch ein Recht hat, es in Anspruch zu nehmen. Entgegen all dem, was vorher erwartet und prognostiziert worden ist, nämlich eine Entspannung in den Spitälern, haben wir einen enormen Zulauf. Dies ist, abgesehen von der sozialen Komponente, ein weiterer Grund, die Frage der Ambulanzgebühr zu überdenken.

Ich glaube, dass man im Zusammenhang mit dem Antrag, einen Spitalsgipfel oder einen Gesundheitsgipfel einzuberufen, doch Folgendes bedenken muss: Kollegin Pittermann wird es genauso wie ich in vielen Belangen zu schätzen wissen, Experten und auch die Vertreter der anderen politischen Parteien zuzuziehen und gemeinsam zu beraten. Das ist in vielen Fällen geschehen - bei der Drogenkommission, bei der Kommission "Hilfe im hohen Alter" und so weiter.

Was aber, glaube ich, keinen Sinn ergibt, ist, dass man nach Abschluss der Beamtenverhandlungen unter dem Eindruck einer vermeintlichen Finanzkrise, die in Wirklichkeit überhaupt nicht existiert, in derartige Beratungen eintritt. Was soll man da besprechen? - Ich bin dafür, dass man sich auf Grund des Beschlusses über das Budget über die künftigen Reformen verstehen kann. Das vorher zu tun, gibt in Wirklichkeit keinen Sinn.

Ich denke, es bleibt der Fraktion unbenommen, ob sie den Antrag an das Kontrollamt stellt oder nicht. Ich möchte, weil Herr Dr Serles es so pointiert formuliert hat und gemeint hat, dort wo "Pittermann" draufsteht - er meint die Unterschrift -, dort ist auch Pittermann drinnen, nur sagen: Dann bin ich aber schon dafür, dass man fair umgeht einerseits mit dem, was in diesem Brief drinnen steht - da steht nämlich, relativ, etwas ganz anderes drinnen -, und andererseits mit dem, was im "Falter" aus irgendwelchen anderen Unterlagen aus dem Bereich der "internen Magistratsbehandlung", so heißt es im "Falter", zitiert wird. Da steht nicht "Pittermann" drauf - und das zum Gegenstand einer Begründung für eine Kontrollamtsprüfung zu machen, halte ich für eine Täuschung. Hier wird also getäuscht darüber, wo eigentlich die "Auseinandersetzung", wie Sie es genannt haben, inhaltlich geführt wird. Denn wenn es darum geht, dass irgendwo irgendwelche internen Beratungen stattfinden, so möchte ich zum Beispiel nicht wissen, welche internen Beratungen im Forstinger-Ministerium laufend stattfinden. (Heiterkeit bei der SPÖ. - GR Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Aber wir haben ja keine Spitzel!) 

Ich denke daher, das sollte man sich überlegen. Aber es ist Ihr Recht, zu entscheiden, ob Sie davon Gebrauch machen. Wir werden Ihnen da nicht dreinreden. 

Ich möchte nur eines sagen, weil da offenbar in den internen Beratungen irgendwie angeklungen ist, man müsse bei der MA 47 einsparen: Kollegin Pittermann hat eine Reihe von Dingen vorgeschlagen, die überhaupt nicht im Bereich der MA 47 zu Einsparungen führen. Sie hat das besprochen und natürlich noch nicht in die Öffentlichkeit getragen, aber all das, was ich bisher von ihr erfahren habe, geht null in die Richtung von Leistungskürzung, geht nicht in eine Automatik, wonach alles in die Höhe gejagt werden müsste, sondern es gibt eine Reihe von Rationalisierungsmaßnahmen, die auch hier dazu führen, dass man die Leistungen ohne Qualitätseinbußen fortsetzen kann. 

Aber eines, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist klar - das sage ich als langjähriger ehemaliger Gesundheitsstadtrat und jetzt in meiner neuen Funktion -: Der Begriff der Bequemlichkeit hat in der Politik nichts verloren! Wir müssen die Dinge rasch angehen und wir müssen sie effizient angehen. Ich bin überzeugt, dass meine Nachfolgerin das perfekt machen wird. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte über die Beantwortung der dringlichen Anfrage ist somit beendet. 

Es liegt ein Beschlussantrag der GRÜNEN von Frau GR Dr Sigrid Pilz, betreffend Einberufung eines Wiener Gesundheitsgipfels, vor. Es wird die sofortige Abstimmung dieses Antrags verlangt.

Ich bitte daher jene Damen und Herren, die diesem Antrag die Zustimmung erteilen wollen, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag wurde mit den Stimmen der Sozialdemokraten abgelehnt. Er hat nicht die erforderliche Mehrheit bekommen. 

Es liegt von Seiten der Freiheitlichen noch ein Ersuchen der GRe Dr Wilfried Serles, Mag Helmut Kowarik, Mag Heidrun Schmalenberg und Heinz-Christian Strache an das Kontrollamt, betreffend Überprüfung des finanziellen Zustands des Wiener Gesundheitswesens, vor. Dieses Ersuchen hat die erforderliche Mehrheit der Unterschriften erhalten und wird an das Kontrollamt weitergeleitet. 

Wir kehren nun zur Postnummer 53 (PrZ 11/01-GPZ) der Tagesordnung zurück. Ich kann aus den mir vorliegenden Aufzeichnungen entnehmen, dass Herr GR Kenesei seine Rede bereits gehalten hat und die Debatte damit geschlossen ist. 

Ich bitte daher den Berichterstatter um das Schlusswort.

Berichterstatter GR Christian Deutsch: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich darf in Erinnerung rufen: Es handelt sich bei diesem Poststück um das Plandokument 7327, Stichwort Atzgersdorfer Friedhof, zu dem Kollege Kenesei Stellung bezogen hat. Ich glaube, es ist notwendig, hiezu einige Ergänzungen anzubringen, weil manche seiner Aussagen nicht unkommentiert gelassen werden sollten. 

Wenn man sich die Entstehungsgeschichte dieses Plandokuments ansieht, dann stellt man tatsächlich fest, dass es Kritik betreffend die Nachvollziehbarkeit der Entstehung dieses Plandokuments und des Planungsprozesses gegeben hat, weshalb ja auch im Zuge eines im Februar 2000 durchgeführten magistratsinternen Begutachtungsverfahrens festgehalten wurde, dass der Motivenbericht keine der Judikatur des Verfassungsgerichtshofs Rechnung tragende nachvollziehbare Darstellung der Gründe enthält, die die geplante Umwidmung von Grünland in Bauland rechtfertigen würden. 

Was den nun vorliegenden Antrag betrifft, so besteht der Unterschied einfach darin, dass der jetzt von der MA 21 vorgelegte Antrag letztendlich die formalen Voraussetzungen - jener Punkt, auf den sich die ursprüngliche Kritik bezogen hatte - erfüllt. Die Behauptung, es bestünde eine Verbindung zwischen dem beschrittenen Rechtsweg einerseits und der veränderten Planung andererseits, kann nicht nachvollzogen werden, da die Beschreitung des Rechtswegs vom zuständigen Beamten letztlich auch deshalb gewählt wurde, weil er sich dem Vorwurf der üblen Nachrede, dem Vorwurf der Bestechung ausgesetzt sah. 

Ich möchte daher festhalten, dass der neuerliche Antrag deshalb vorgelegt wurde, weil, wie erwähnt, die formalen Voraussetzungen erfüllt sind. Diese bestehen darin, dass einerseits die Bezirksvertretung in Liesing diesem Geschäftsstück mehrheitlich die Zustimmung erteilt hat - die GRÜNEN lehnten diesen Entwurf ab - und sich andererseits auch der Fachbereit für Stadtplanung und Stadtgestaltung mit diesem Entwurf befasst hat und nun in dem vorhandenen Vorlagebericht eine ausführliche und nachvollziehbare Darstellung der Gründe enthalten ist, warum es zu dem Antrag auf eine Umwidmung von Grünland in Baugebiet gekommen ist. Zusätzlich hat es aber auch noch weitere Veränderungen insofern gegeben, als die Bebauungsmöglichkeiten und die Ausnutzbarkeit eingeschränkt wurden. 

Ungeachtet all dessen hat es im Gemeinderatsausschuss dennoch einen Vier-Parteien-Abänderungsantrag gegeben, weil wir gemeinsam der Auffassung waren, dass wir der Behauptung, dass eine ausreichende infrastrukturelle Voraussetzung für eine Wohnbebauung vorhanden wäre, nicht näher treten konnten. Daher liegt dem Antrag dieser Abänderungsantrag bei und es soll die geplante Wohnbebauung im erwähnten Bereich Reklewskigasse - Eduard-Kittenberger-Gasse nicht realisiert werden und die ursprüngliche Festsetzung als "ländliches Gebiet" aufrecht bleiben. 

Zusätzlich geht es nun in diesem Antrag - um die einzelnen Bestandteile auseinander zu halten - darum, dass die Widmungsvorschläge für den westlichen Teil des Plangebiets, nämlich den Friedhof Atzgersdorf, die Kleingartenanlage "Atzgersdorfer Heide" und das Wohngebiet an der Brunner Straße, ungeändert beschlossen werden sollen, was den Vorteil hat, dass die Kleingartenanlage, die bereits seit vielen Jahren auf einen diesbezüglichen Umwidmungsbeschluss wartet, mit der Festsetzung eines Kleingartengebiets nun auch widmungsmäßig berücksichtigt werden kann. 

Ich ersuche, dem vorliegenden Geschäftsstück die Zustimmung zu geben. 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist einstimmig der Fall. Der Antrag wurde einstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 54 (PrZ 161/01-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7342 im 12. Bezirk, KatG Meidling. 

Ich sehe, dass sich niemand zum Wort gemeldet hat, und komme sogleich zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist gegen die Stimmen der Freiheitlichen mehrheitlich angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 58 (PrZ 140/01-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7300 im 21. und 22. Bezirk, KatG Schwarze Lackenau, Jedlesee, Floridsdorf, Donaufeld, Kaisermühlen, Stadlau, Aspern, Landjägermeisteramt und Kaiserebersdorf Herrschaft. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung zu dem bereits genau beschriebenen Akt.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte aus unserer Ablehnung dieses Aktenstücks kein Hehl machen. Sie erfolgt deshalb, weil wir glauben, dass damit ein Beginn für die Verbauung letztendlich auch der Donauinsel gesetzt wird. Es geht zwar jetzt, sage ich einmal, "nur" um den so genannten Hubertusdamm, aber wir - oder, besser gesagt, Sie - sind jetzt gerade dabei, diese Grünbereiche zu verbauen. Im Nordteil der Donauinsel und bei dem dazugehörigen Uferstück im 21. Bezirk sind wir davon ausgegangen, dass das Ganze sozusagen naturnahe bleibt. - Nein, es kann nicht so sein: Es kommt ein Riesenparkplatz hinein. - Warum ein Riesenparkplatz? - Offensichtlich kann man mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht zum Segelhafen gelangen, daher: ein Parkplatz. - Für uns ist das schon einmal ein Grund, dagegen zu sein. 

Die zweite Angelegenheit in dieser Sache ist folgende: Es gibt ein Radlerhotel, ein Hotel in einem Bereich, in dem bisher überhaupt keine Verbauung stattgefunden hat. Begründung: Die armen Fahrradfahrer sollen nicht so weit fahren müssen bis ins nächste Hotel. - Da sind wir dagegen. Wir glauben, dass dieser Teil der Stadt Wien weiterhin naturnahe bleiben soll, weiterhin grün bleiben soll. Es muss ganz einfach unsere Aufgabe sein, diesen Bereich für die Zukunft gebäudefrei zu halten. Aber Sie werden uns sowieso etwas anderes bescheren. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Reiter zum Wort gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es wird Sie nicht überraschen, dass meine Fraktion diesem Plandokument zustimmen will, und zwar deshalb, weil es ein sehr gutes Plandokument ist. Ich darf nur kurz daran erinnern, dass wir voriges Jahr das Leitbild auf das aktualisierte Nutzungskonzept für den Donauraum - Leitbild 2000 - beschlossen haben und heute die rechtliche Umsetzung und der Beschluss des Plandokuments erfolgen sollen. 

Es soll nicht unerwähnt bleiben, dass dieser absolute Hochwasserschutz wirklich zukunftsweisend ist und die Donauinsel der größte Erholungsraum, das größte Erholungszentrum einer Millionenstadt ist - 75 Kilometer Ufer sind es. 

Da das vorliegende aktualisierte Leitbild auch auf der Grundlage von vielen Fachstudien erarbeitet wurde, verdient es, glaube ich, mehr, als dass man das Plandokument mit drei, vier Sätzen, Kollege Maresch, ablehnt und sich wieder niedersetzt. 

Ich glaube, dieses Leitbild, das auf eine weitere Stärkung des Erholungsraums abzielt, ist gut und wichtig. Die baulichen Entwicklungen werden klar begrenzt und die Schwerpunkte sind an ÖV-Linien gesetzt. 

Ich bedauere ein bisschen, dass wir erst jetzt, ein Jahr nach Beschluss dieses Leitbilds, zu diesem Widmungsplan kommen. Das hätte durch den damaligen Planungsstadtrat ein bisschen früher geschehen können. 

Dass die Donauinsel im Freizeitverhalten der Wiener einen hohen Stellenwert hat, brauche ich gerade in diesem Kreis nicht zu erwähnen, denn zumindest laut Statistik war jeder Zweite schon auf der Donauinsel und hat auch einige dieser Einrichtungen benutzt. Die Entwicklung ging vom technischen Bauwerk - damit meine ich den Damm, den, und das dürfen wir auch nicht vergessen, die ÖVP in den Siebzigerjahren errichten wollte, die dann in diesem Zusammenhang aus Protest aus der Stadtregierung ausgezogen ist - hin zu einem wirklichen Naherholungsgebiet der Wiener. Dass die Donauinsel so ist, wie sie ist, das hat sie den Sozialdemokraten und dem damaligen Planungsstadtrat Fritz Hofmann zu verdanken.

Es stimmt schon, dass es in diesem Bereich eine starke Entwicklungsdynamik, was Freizeitangebote betrifft, gegeben hat und dass der Naturraum - und da sind wir schon auf einer Linie - hier geschützt werden soll. Deshalb ist ja - und das ist in diesem Leitbild auch sehr schön erklärt - diese Dreiteilung der Donauinsel vorgesehen, wonach mehr oder weniger im Norden und im Süden eine naturnahe Landschaftsgestaltung erfolgen soll und der Mittelabschnitt für eine intensivere Nutzung gedacht ist. 

Ich brauche Sie jetzt nicht mit den Leitzielen der Donauinsel zu langweilen, denn Sie kennen sie alle, und die Zeit ist bereits fortgeschritten. 

Ich möchte Ihnen abschließend noch sagen, meine sehr geehrten Damen und Herren: Ein wirklich sichtbares Zeichen dafür, wie sehr die Wiener diese Donauinsel auch annehmen, ist das größte Event, das in Europa überhaupt stattfindet, nämlich das Donauinselfest, das von Millionen von Besuchern frequentiert wird!

Meine Fraktion wird, wie gesagt, diesem Plandokument sehr gerne zustimmen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag wird gegen die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen mehrheitlich angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 60 (PrZ 192/01-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7391 im 21. Bezirk, KatG Leopoldau und Kagran. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Reiter, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Plandokument.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir werden diesem Plandokument zustimmen. Es bleiben aus unserer Sicht aber einige Ungereimtheiten, die wir nicht verhehlen: 

Die ÖBB-Kleingärten sind sozusagen geopfert worden. Es hätte vielleicht eine andere Möglichkeit gegeben. Aber grundsätzlich glauben wir, dass diese Park-and-ride-Anlage an diesem Standort notwendig ist, ebenso wie auch diese Straßen, und wir glauben, dass die Lösung keine so schlechte ist. 

Ich möchte aber hinzufügen - und das ist auch in der Parkraummanagement-Kommission diskutiert worden -, dass meiner Ansicht nach zu diesem Gesamtkonzept auf lange Sicht auch eine Überlegung gehört, ob in der Großfeldsiedlung Parkraumbewirtschaftung kommen soll oder nicht, denn wenn diesbezüglich von der Stadtverwaltung nichts angedacht wird, dann wird es in diesem Bereich gröbere Auseinandersetzungen geben zwischen den Menschen, die in der Großfeldsiedlung wohnen, und jenen, die die Park-and-ride-Anlage nicht annehmen werden, weil sie gratis in der Großfeldsiedlung parken können.

Ich glaube, es ist wichtig - und wir haben das auch in der richtigen Kommission diskutiert -, in diesem Bereich weitere Schritte anzudenken. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GR Zheden gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GR Heike Zheden (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wir werden dieses Plandokument ablehnen. Ich muss leider hier auch meine Enttäuschung zum Ausdruck bringen: meine Enttäuschung, Herr Klubobmann Oxonitsch, auf Grund einer Sitzung des Kleingartenbeirats, die vor zwei Tagen stattgefunden hat und bei der ich ausdrücklich gefragt habe, ob Kleingärten dieses betreffenden Plandokuments Planungen zum Opfer fallen werden. (Zwischenruf des GR Christian Oxonitsch.) - Ja genau: Es geht um die U‑Bahn- und die in der Folge weiteren Planungen. - Darauf hat mir Herr Binder von der MA 21C versichert, dass alle Kleingärten, die abgesiedelt werden mussten - es betrifft die "Alte Leopoldauer Schleife" -, bereits abgesiedelt worden sind und dass die Betroffenen auch Ersatzentschädigungen bekommen haben. 

Aber es geht auch weiter um die Folgen dieser U‑Bahn-Planung und es geht auch um diese Stichstraße, die dort errichtet wird.

Ich darf aus der Zeitung zitieren, die vor nicht langer Zeit dieses Problem aufgegriffen hat, bezüglich dessen, wie ich es im Kleingartenbeirat berichtet habe, die Bürger dieser Kleingartenanlage bei uns um Hilfe ersucht und interveniert haben. Es geht um Teile der "Leopoldauer Schleife 4" - vielleicht schon bald abgerissen - und Herr BV Lehner rechtfertigt sich damit, dass schon jetzt die Seyringer Straße zwischen Illgasse und Julius-Ficker-Straße sehr stark ausgelastet ist und dass es mit der Verlängerung der U 1 noch schlimmer kommen würde. So rechtfertigt Floridsdorfs BV Ing Lehner den geplanten Bau einer Verbindungsstraße. Im Zuge dessen sind die Kleingärten "Leopoldauer Schleife 4" direkt betroffen; zumindest einige von ihnen müssten diesem Projekt weichen.

Bei der für die Flächenwidmung zuständigen MA 21 ist die Sache allerdings bereits voll im Laufen: "Wir sind gerade dabei, Teilen der Anlage das Nutzungsrecht zuzusprechen; den Rest müssen wir allerdings für die geplante Straßenführung zweckwidmen. Etwa ein Drittel der Anlage wird betroffen sein", präzisiert Gerhard Auner. 

Diese Meinung ist aber jetzt ganz das Gegenteil dessen, was ich vor zwei Tagen im Kleingartenbeirat gehört habe. 

Wir stellen daher noch einmal die Forderung: Überdenken Sie doch bitte seitens der Stadtplanung auch noch einmal die Trassenführung, um diesen betroffenen Kleingärtnern die Chance zu geben, an ihrem angestammten Platz zu verweilen! (Beifall bei der FPÖ.) 

Bedenken Sie, wenn Sie diesem Flächenwidmungsplan heute zustimmen, dass es sich um Bürger handelt, die zum Teil völlig verzweifelt sind. Es sind vielleicht Einzelschicksale. Heute haben wir an Menschen gedacht, die einer schrecklichen Tat zum Opfer gefallen sind, aber ich glaube, die Politiker tragen auch die Verantwortung für einzelne Personen. Gerade die Stadtplanung hier sollte dies bedenken, insofern als es sich, wie ich Ihnen mitteilen kann, besonders um eine Familie handelt, die ein behindertes Kind hat, und dieses behinderte Kind in diesem Haus lebt, das um zirka 2 Millionen S behindertengerecht umgebaut wurde.

Härtefälle gibt es immer wieder. Die Politik trägt die Verantwortung, für diese Härtefälle Sorge zu tragen. Heute entscheiden Sie hier über das Schicksal einer Hand voll Bürger, die von der Demutshaltung der SPÖ ausgenommen sind.

Meine Damen und Herren von den Sozialdemokraten! Sie haben eine Wahl gewonnen, aber den Respekt haben Sie verloren. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner hat sich Herr Klubobmann Oxonitsch zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Christian Oxonitsch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau GR Zheden! Nur zur Klarlegung darf ich angesichts von Legendenbildungen Folgendes entgegenhalten:

Es gab vorgestern im Kleingartenbeirat die Frage nach der U‑Bahn-Planung. Hiezu hat es die völlig korrekte Auskunft gegeben, dass die Gemeinde beziehungsweise die Stadt Wien bei all jenen, wo sie eine Verpflichtung hat, ihren Verpflichtungen entsprechend nachgekommen ist, Ersatzgrundstücke zur Verfügung gestellt hat und auch alles andere diesbezüglich getan hat. - Das war meine Nachfrage. Es geht ja auch noch um die Straße und nicht nur um die U‑Bahn, und hier war dezidiert die U‑Bahn angesprochen. 

Was die Straße betrifft: Dass Sie jetzt draufkommen, dass es hier eine Trassenwidmung gibt und dass die Nachfrage sich darauf beziehen könnte, auf diese Idee, muss ich sagen, bin ich nicht einmal gekommen, denn das ist seit Wochen und Monaten im Plan ersichtlich. Das hat auch nichts damit zu tun, dass Sie verständlicherweise vorgestern das erste Mal im Kleingartenbeirat waren. Diese Widmung findet sich auch im Flächenwidmungsplan. Sie wissen ganz genau ... (GR Heike Zheden: ... Folge! Das ist eine Folge!) - Das ist überhaupt keine Folge, denn sie ist ja als solche dort eingezeichnet! - Es ging um jene Grundstücke: Wer ist Eigentümer dieser Grundstücke und wer ist hier der entsprechende Ansprechpartner? - Es ist in diesem Fall nicht unmittelbar die Stadt Wien. Das wissen Sie ebenfalls ganz genau, wenn Sie gut informiert sind.

Ich möchte nur entgegenhalten, damit hier nicht der Eindruck erweckt wird, dass hier eine unkorrekte Auskunft sowohl von mir als auch vom zuständigen Beamten gegeben wurde: Es ging um den Bereich der U‑Bahn und der Folgeplanung zur U‑Bahn. Nur: Die Leopoldauer Schleife jetzt als solche und diese Widmung als die U‑Bahn-Widmung zu bezeichnen, ist wahrscheinlich etwas gewagt. 

Ich glaube, die Gemeinde ist hier ihrer Verpflichtung nachgekommen. Vielleicht können wir uns das nächste Mal ruhig zusammensetzen und das anhand des Plans erörtern. Die Pläne liegen alle im Kleingartenbeirat auf, und ich biete jetzt nur an, dass wir uns das nächste Mal, anstatt hintennach Legenden zu bilden, auch konkret Aktenstücke ansehen. Ich stehe Ihnen diesbezüglich genauso gerne zur Verfügung, wie SR Binder und alle anderen Mitarbeiter. Dass dieses Projekt durch viele Monate und Jahre hindurch sehr eingehenden Prüfungen unterzogen wurde, dass es eine Vielzahl von Studien und Untersuchungen gegeben hat, ist bekannt, das ist nicht neu. Das ist ein Projekt, das sich seit langem hinzieht und das sehr eingehend untersucht wurde.

Es schmerzt mich ebenso wie Sie, dass es hier eine nicht einfache Lösung gibt. Es geht dabei allerdings um einen Bereich, wo es keine entsprechende Kleingarten-Widmung gegeben hat. Wir unterhalten uns hier also nicht über gewidmete Kleingartenflächen, sondern es geht um als Landwirtschaftsflächen und anderweitig gewidmete Flächen. - Das nur zur Erläuterung und auch zur Wiederherstellung der Auskunft, die Ihnen gegeben wurde. Ich glaube, sie war korrekt. 

Wir können so etwas in Zukunft aber sicherlich auch vermeiden, indem wir vielleicht vorher oder auch während der Sitzung auf die Plandokumente eingehen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. - Zwischenruf der GR Heike Zheden.) 
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Nur drei Bemerkungen noch dazu:

Zu den Kleingärten hat Kollege Oxonitsch schon sehr ausführlich Stellung genommen. Hiezu sei noch angemerkt, dass es ja auch eine teilweise rechtliche Sanierung der ÖBB-Kleingärten im Sinne des EKL gibt. 

Zum Zweiten: die U‑Bahn-Wendeanlage. Ich glaube, sie ist sinnvoll und wertvoll, auch in Verbindung mit dem Park-and-ride-Platz. 

Damit gleich zum dritten Punkt: Betreffend die Trassensicherung für diese Verkehrsspange zwischen der Seyringer Straße und der Wagramer Straße möchte ich einige überlegenswerte Aspekte anmerken: 

Zum Ersten weiß man, wenn man sich in diesem Gebiet ein bisschen umgesehen hat, dass dies zur Verkehrsberuhigung im Bereich der Wohnbauten an der Seyringer Straße führen wird, Kollegin Zheden. Ich bedauere wirklich, dass dort einige Kleingärtner ihre Kleingärten verlieren, aber Sie haben ja selbst gesagt, es sind nur einige wenige. Sie meinten, man kümmere sich nicht darum. Dazu möchte ich schon auch sagen, dass durch die Entlastung dieser Verkehrsknotenpunkte Tausende Großfeldsiedler vom Lärm entlastet sind. Irgendwann muss man immer Gleichgewichte setzen. 

Was ich darüber hinaus noch zur Spange anmerken möchte, ist, glaube ich, auch klar: dass es ein sinnvoller Straßenbau ist, nämlich eine Verbindungsstraße, die das Umsteigen vom Pkw zu attraktiven öffentlichen Verkehrsmitteln - sprich zur U 1 - erst ermöglichen wird, insofern als man mit dem Auto über die Spange hinfährt, dort die Park-and-ride-Anlage benützt und dann in die U‑Bahn einsteigt. Ich glaube, das ist wirklich eine sinnvolle Lösung.

Nebenbei bemerkt sieht das auch der Fachbeirat so, der sich dafür ausgesprochen hat. Auch die GRÜNEN im Bezirk - Kollege Maresch, das ist ja bekannt - haben diesbezüglich eine differenzierte Meinung gehabt. Ich möchte nur sagen, dass zwei für das Plandokument gestimmt haben und drei dagegen. Es gibt hiezu also wirklich eine sehr differenzierte Meinung. 

Ich denke, man kann diesem Plandokument beruhigt die Zustimmung geben. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dieser Antrag wurde mehrstimmig, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 69 (PrZ 166/01-GSV) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Plandokument Nr 7389 im 22. Bezirk, KatG Aspern. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Winklbauer, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Renate Winklbauer: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GR Zheden. Ich erteile ihr das Wort.

GR Heike Zheden (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren!

Wenn wir hier über dieses Plandokument diskutieren, müssen wir auch - oder, besser gesagt, hauptsächlich - über die betroffenen Bürger reden, die jahrelang versucht haben, sich Gehör zu verschaffen: bei den zuständigen Magistratsabteilungen, beim BV Effenberg, beim damals zuständigen StR Svihalek und nicht zuletzt auch beim demütigen Bgm Häupl persönlich.

Die betroffenen Bürger stießen nicht nur auf taube Ohren, sondern auch auf - verzeihen Sie mir den Ausdruck - anscheinend mit Blindheit geschlagene Verantwortliche, denn die Briefe an den Herrn Bürgermeister und an den StR a D Svihalek blieben bis heute unbeantwortet.

Obwohl ich annehme, dass jeder von Ihnen, meine sehr geehrten Damen und Herren, mit diesem Plandokument vertraut ist - ich setze voraus, dass es die Mandatare des 22. Bezirks auch sind und dieses Plandokument im Detail kennen -, darf ich Ihnen dennoch einige Kurzinformationen über dieses Plangebiet geben.

Nach dem Ende des Ersten Weltkriegs, in der Zeit der größten wirtschaftlichen Not, hat die Stadt Wien dem damaligen Verein "Kolonie in der Heimat", heute "Vereinigung der Lobauer Kolonisten", Grundflächen in der Lobau überlassen und in der Folge mit den Mitgliedern des Vereins Pachtverträge abgeschlossen, um der extremen Wohnungsnot der Nachkriegszeit entgegenzuwirken und diesen Pächtern die Möglichkeit zu geben, mit eigener Kraft für ein Einkommen aus der Nutzung der gepachteten Fläche zu sorgen. Diese Tatsache kann sowohl aus den historischen Pachtverträgen, die von "Anerkennungszins für Kolonisationszwecke" sprechen, als auch dem Generalregulierungsplan entnommen werden, welcher mit Beschluss des Gemeinderats vom 2.3.1928 genehmigt worden war. Darin ist auch klar ausgewiesen, dass das Pachtgebiet des Vereins aus dem neu festgelegten Wald und Wiesengürtel ausgenommen war. 

Unter heute unvorstellbaren Bedingungen haben diese Pächter ihre Pachtflächen urbar gemacht, indem sie den Auwald händisch rodeten und jene Flächen für landwirtschaftliche beziehungsweise gartenbaubetriebliche Nutzung geschaffen haben, wie sie auch heute noch als kultivierte Naturlandschaft zu sehen sind und wie dies auch in den Pachtverträgen festgelegt war. 

Somit besteht entgegen dem, was fälschlicherweise behauptet wird, kein illegaler Rechtszustand. Wenn nun laut Meinung der MA 21C hier ein ungeordneter, strukturloser Charakter entstanden ist, so liegt dies vor allem daran, dass kein historisches städteplanerisches Ordnungsinstrument irgendwelche ordnenden Angaben, zum Beispiel Bebauungsbestimmungen, enthalten hat. 

Weiters muss festgehalten werden, dass das auf dem historischen Pachtgrund der Kolonisten errichtete Kraftwerk Donaustadt, wenngleich es als logisches Endergebnis des Pern'schen Wasserkraftprojekts der Zwanzigerjahre gesehen werden kann, doch einen Eingriff in die ehemalige Zweckwidmung der Kolonie darstellte. 

Die Schaffung des Nationalparks Donauauen hat nun nach Meinung der Stadtplaner zu einem Zwang zur Schaffung attraktiver Zugangsbereiche geführt.

Ich bin aber der Ansicht, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass die Umsetzung dieser Stadtentwicklung nicht auf dem Rücken der Kolonisten beziehungsweise mittlerweile auch ihrer Nachfahren erfolgen darf. Eine Reihe von Kolonisten ist, wenn dieses Plandokument heute gegen die Stimmen der Freiheitlichen beschlossen wird, gezwungen, Grundstücksabtretungen an die Gemeinde Wien zu tätigen: Grundstücksabtretungen in einem Umfang von nahezu 4 000 Quadratmetern, meine sehr geehrten Damen und Herren, hauptsächlich für ein Wegenetz, auch ein Radewegenetz, das meiner Meinung nach bereits in ausreichendem Maße existiert, denn es gibt zum Beispiel den Naufahrtweg, den Steinspornweg und die Kobesgasse et cetera, über die man durchaus - so wie es auch jetzt getan wird - unbeschadet und wunderbar mit dem Rad in die Lobau und in den Nationalpark Donauauen gelangen kann. 

Aber man will hier nun tatsächlich und wie so oft mit dem sprichwörtlichen Kopf durch die Wand und - koste es, was es wolle - ein Wegenetz durch das Wald- und Wiesengebiet pressen, wo es eigentlich nicht hingehört. 

Es gibt - und das ist eigentlich das Schlimme, meine sehr geehrten Damen und Herren - viele Briefe der betroffenen Kolonisten, viele Briefe von Kolonisten, die durchaus auch konsensbereit gewesen wären. Vor der Wahl hat man sich dann auch Treffen gestellt. Es waren der BV Effenberg, Vertreter der MA 49 und Vertreter der MA 69 anwesend, und man hat den Kolonisten auch sehr aufmerksam zugehört. Man hat gesagt: Gut, wir überlegen, Ihre Planungen mit einzubeziehen. Sie haben ja möglicherweise sogar Recht. Wir könnten den einen oder anderen Radweg ja auch so legen, dass Sie Ihr Grundstück nicht abtreten müssen. - Ich darf hiezu aus einem Brief zitieren: 

"In der am 8. November 1999 im Gasthof Hickl" - das ist der Lobauer Hof - "stattgefundenen Versammlung mit den betroffenen Anrainern und Vertretern der zuständigen Magistratsabteilungen sowie der Bezirksvorstehung des 22. Bezirks wurde nach Vorstellung des geplanten Wegenetzes für den Nationalpark Lobau auf Grund vieler Einwände seitens der betroffenen Siedler eine Überarbeitung der Planung und anschließend eine neuerliche Vorstellung der überarbeiteten Version vereinbart." 

Etwas später haben dann aber alle Betroffenen von der MA 69 ein Schreiben bezüglich der Abtretung der betroffenen Grundstücke beziehungsweise Grundstücksstellflächen zur Unterfertigung zugesandt bekommen. 

Es wurde also wieder einmal nicht diskutiert und es stand dies tatsächlich auch im Widerspruch zu dem, was die Fachabteilungen und auch die Politiker den Bürgern damals versprochen hatten.

Die Kosten, die dadurch entstehen werden, meine Damen und Herren, stehen in keiner Relation zum Nutzen. Außerdem ist meiner Meinung nach ein Nationalpark kein Rummelplatz und soll auch in keinem Falle so behandelt werden. Ich frage mich: Warum um alles in der Welt will man in einer friedlichen Gegend - noch dazu auf dem Rücken der Bürger - hier zwanghaft Kirtagstimmung aufkommen lassen?

Die geplanten Grundstücksabtretungen sind eine Sache; wie man mit den betroffenen Bürgern verfahren ist, ist eine andere Sache. 

Aber es gibt auch noch das Problem der Grundstücksabtretung der Schutzhundestaffel. Auch das ist ja wohl bereits eine beschlossene Sache, wie StR Svihalek, als er noch Stadtrat war - jetzt kann er ja keine Äußerungen in dieser Richtung mehr tätigen -, gesagt hat: Diese Hundestaffel kommt weg, der Platz wird geräumt für einen attraktiven Zugangsbereich in die Lobau, in die Donauauen. 

Aber, meine sehr geehrten Damen und Herren, dieser Verein besteht an dieser Stelle, gegenüber dem Gasthaus "Roter Hiasl", seit 31 Jahren. Und nun hat man sich seitens der Stadtplanung eingebildet, zur Neugestaltung des Westeingangs des Nationalparks Donauauen den Verein unnötigerweise abzusiedeln. 

Nun soll diese Schutzhundestaffel, die wertvolle Dienste leistet - ich darf Sie noch einmal daran erinnern, dass die Feuerwehr ihre Rettungshundebrigade dort ausbildet, einen Container dort stehen hat, dass von dieser Schutzhundestaffel Einsätze in internatio-nale Krisengebiete, in die Türkei, nach Taiwan et cetera geflogen werden -, von dort abgesiedelt werden. Man hat wohl so halblustigerweise ein Ersatzgrundstück angeboten, das weit entfernt von dem jetzigen Platz liegt, nämlich in der Schafflerhofstraße, wo es keine Beschattung gibt. Das heißt, dass die Tiere, wenn sie dort ihre Übungen machen, im Sommer der prallen Sonne ausgesetzt sind. Es sind dort in der Nähe auch Wohnhäuser. Das schaue ich mir an, was Sie dann für Bürgerinterventionen haben, wenn die Bürger sich über den Hundelärm beklagen!

1 350 Unterschriften, die von Mitgliedern und Freunden dieses Schutzhundevereins gesammelt worden sind, ergingen an den Herrn Bürgermeister - an den demütigen Herrn Bürgermeister. Aber ich vergaß: Damals war er ja noch nicht demütig - es war ja vor der Wahl - und somit musste er diesen Brief auch nicht kommentieren. Aber ich glaube, jetzt, in Anbetracht der Briefwechsel in den eigenen Reihen, täte allen Sozialisten ein wenig Demut gut. 

Der Obmann des Hundevereins erhielt also keine Antwort - vielleicht auch deshalb, weil er das Statement von Herrn Svihalek ohnedies aus der Zeitung entnehmen konnte. 

Wenn man jetzt aber - und das ist eigentlich, glaube ich, der Knackpunkt dieser Geschichte - die Örtlichkeiten dieses Hundevereins kennt und auch die Örtlichkeiten des Gasthofs "Roter Hiasl" kennt, der ja nun, glaube ich, seit einiger Zeit die inoffizielle Parteizentrale der SPÖ geworden ist, weil Herr Nationalratsabgeordneter Pepi Edler ein guter Bekannter, ein sehr guter Bekannter, oder, besser gesagt, ein sehr, sehr guter Bekannter der Besitzerin ist - das ist seine Privatsache, und man vergönnt ihm das selbstverständlich, aber es gehen auch andere Genossen dieser Farbgattung dort ein und aus und es wird dort auch kräftig gefeiert -, und auch weiß, dass dieser Gastgarten nicht besonders groß ist, asphaltiert ist und dass gegenüber dem "Roten Hiasl" ein kleiner Parkplatz liegt, an diesen Parkplatz das Grundstück der Schutzhundestaffel grenzt und man diese Schutzhundestaffel jetzt absiedeln will, weil man ja dort einen attraktiven Zugang schaffen möchte, dann wundert man sich vielleicht doch, warum man gerade diesen Standort wählt: diesen Standort, der ein Zugang sein soll zu einem Park, wo dann die Menschen die Bahngleise überqueren müssen, weil dieses Grundstück direkt an den Gleisen der OMV liegt. Das bedeutet, man hat entweder einen sehr sportlichen Einsatz und hüpft über die Gleise drüber oder aber, wie auch schon vorgeschlagen wurde, man baut eine Brücke, einen Übergang, wobei dann wieder die Älteren, die Behinderten und die Mütter mit Kleinkindern benachteiligt sind. 

Nun muss man aber auch wissen, dass es ein paar 100 Meter weiter einen wunderbar gelegenen Standort gibt, wo ein Anrainer sagt: Ich trete mein Grundstück ab, ich verzichte auf mein Glashaus. - Man kann es dort also wunderbar verantworten, einen schönen Zugangsbereich zum Nationalpark zu schaffen. Das hat man abgelehnt - aber das liegt ja auch ein wenig entfernt vom Gasthof "Roter Hiasl". 

Lassen Sie mich nun die Vermutung aussprechen: Vielleicht steht es um den Gasthof nicht so besonders gut und man möchte ihn ein wenig unterstützen und die Besucher dort hinleiten? - Vielleicht höre ich auch nur das Gras wachsen und die Flöhe husten. Aber man wird sehen, meine sehr geehrten Damen und Herren, was Sie aus diesem Ihrer Pläne machen werden. 

Wenn ich nun die Worte von Herrn GR Wagner von der SPÖ aufnehmen darf, der sagt, dass Ihre Politiker genügend Luftreserven haben, so muss ich vermuten: Es ist nur heiße Luft, die da produziert wird. (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GR Renate Winklbauer: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Frau GR Zheden hat zu fast allem geredet, nur nicht zum Plandokument 7389. Da ich als Berichterstatterin die Verpflichtung habe, zu dem jeweiligen Plandokument zu reden, habe ich wirklich nicht die Möglichkeit, auf diese Dinge einzugehen. 

Ich bitte Sie daher, diesem Aktenstück zuzustimmen. 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag liegt nicht vor. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dieser Antrag ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 44 (PrZ 46/01-GGS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Abschluss eines Vertrags zwischen der MA 47 und den Wiener Sozialdiensten zur Führung eines integrativ Geriatrischen Tageszentrums. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Lettner, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Ursula Lettner: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück. 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GR Mag Schmalenberg. Ich erteile es ihr. 

GR Mag Heidrun Schmalenberg (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Im vorliegenden Poststück geht es um eine mehrjährige Vertragsgenehmigung und wir Freiheitliche werden diesem Tagesordnungspunkt nicht zustimmen. Es handelt sich um den Abschluss eines Vertrags zwischen der MA 47 und dem Verein Wiener Sozialdienste zur Führung eines integrativ Geriatrischen Tageszentrums. Dieses Geriatrische Tageszentrum befindet sich im 12. Bezirk, und ich möchte hier festhalten, dass wir Freiheitliche sowohl im Bezirk als auch im Gemeinderatsausschuss ausdrücklich unsere Zustimmung zur Errichtung dieses Geriatrischen Tageszentrums an diesem Standort bekundet haben. Wir haben unsere Zustimmung zu diesem Projekt auch dadurch dokumentiert, dass wir dem Mietvertrag zwischen der MA 47 und der GESIBA für die entsprechenden Räumlichkeiten zugestimmt haben. 

Womit wir aber ganz und gar nicht einverstanden sind, das ist die Art und Weise, wie man hier bei der Auswahl des privaten Trägers, also des Vereins, den man mit dem Betrieb dieses Tageszentrums beauftragt, vorgegangen ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir begrüßen, dass die Stadt Wien private Wohlfahrtsträger mit der Führung derartiger Zentren beauftragt. Prinzipiell aber glauben wir, dass in derartigen Fällen eine Ausschreibung durchzuführen ist. Die Kriterien, die zu erfüllen sind, der Umfang der Leistungen, die zu erbringen sind, und vor allem die Qualitätsstandards, die zu erfüllen sind, müssen genau definiert und offen gelegt werden. Es müssen auch - und das, glaube ich, ist das Wesentliche - alle privaten Träger, die im Dachverband Wiener Pflege- und Sozialdienste zusammengefasst sind, informiert werden, und zwar zeitgerecht. (Beifall bei der FPÖ.)
Leider ist das auch diesmal nicht passiert, obwohl uns das im Ausschuss zugesichert wurde. Die Vereine wurden nicht darüber informiert, dass ein Bewerber für die Führung des Geriatrischen Tageszentrums im 12. Bezirk gesucht wird. Im Nachhinein werden dann alle vor die vollendete Tatsache gestellt, und die Entscheidung wird jedes Mal damit begründet, dass sich irgendwelche Synergieeffekte ergeben, wobei ich glaube, dass zu hinterfragen ist, inwieweit diese Synergieeffekte nicht schon im Vorhinein geplant wurden. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich finde diese Vorgangsweise nicht nur undurchsichtig, sondern auch unverantwortlich. Denn zum einen ist die Sicherung von Qualität ganz allgemein unabdingbar an Transparenz gebunden, und genau diese Transparenz vermissen wir hier. Zum anderen geht es hier auch um sehr viel Geld, und das ist nicht unwesentlich für die Existenz der Vereine, aber auch für die Steuerzahler. 

In diesem Sinn, sehr geehrte Frau StR Pittermann, bitte ich Sie, in diesem Fall, aber auch in anderen Fällen, die Praxis Ihres Amtsvorgängers Rieder zu überdenken. Lassen Sie mehr Information zu, lassen Sie mehr Transparenz zu und führen Sie in Zukunft Ausschreibungen durch, wenn es um derartige Verträge geht! (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächste Rednerin ist Frau GR Klicka gemeldet. Ich erteile ihr das Wort. 

GR Marianne Klicka (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich muss Kollegin Schmalenberg in einem Punkt richtig stellen: Es wurden alle Vereine, die im Dachverband vertreten sind - und das sind auch die kleinen Vereine -, davon informiert, und es wurde auch im Dachverband ein einstimmiger Beschluss gefasst. Diese Beschlüsse fallen natürlich zu jenem Zeitpunkt, zu dem auch die Planung dieser Geriatrischen Tageszentren erfolgt - das ist im vorliegenden Fall zirka eineinhalb Jahre her -, um den Betrieb bei der Inbetriebnahme - in diesem Fall am 1. Oktober - auch sicherstellen zu können. 

Nach einer Evaluierung, die 1997/98 schon durch den Dachverband durchgeführt wurde, wurden mit der MA 47 auch die Standards erarbeitet, und diese Standards werden auch bei allen Trägern, die für die MA 47 und in den Geriatrischen Tageszentren arbeiten, ständig überprüft. 

Es werden natürlich immer wieder Trägervereine gesucht, die über die erforderliche Kapazität verfügen müssen und die, so wie in diesem Punkt der Verein "Wiener Sozialdienste", auch noch zusätzlich Verträge mit den Krankenkassen bezüglich der Therapieleistungen haben und so natürlich die betagten Menschen, die Hilfe benötigen, dort therapeutisch bestens betreuen können. 

Wir alle sind stolz darauf, dass mittlerweile für Bewohnerinnen und Bewohner aus elf Bezirken solche therapeutischen Einrichtungen bestehen, und es wird im nächsten Jahr voraussichtlich dann im Geriatriezentrum Süd, das dem Kaiser-Franz-Josef-Spital angeschlossen ist, auch ein Geriatrisches Tageszentrum für den 10. Bezirk in Betrieb gehen können. 

Ich ersuche Sie daher um Ihre Zustimmung und möchte mich gleichzeitig bei allen Mitarbeitern der sozialen Vereine, die in diesem Bereich arbeiten, recht herzlich bedanken und vor allem den Bewohnerinnen und Bewohnern des 12. und des 23. Bezirks eine gute Betreuung und gutes Wohlbefinden in diesem Tageszentrum wünschen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dieser Antrag ist mehrstimmig, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 14 (PrZ 165/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft mehrjährige Vertragsgenehmigungen mit gemeinnützigen Organisationen bezüglich der Festsetzung der Gesamtanzahl der geförderten Krippen, Kindergarten- und Hortgruppen sowie Kindergruppen. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Martina LUDWIG, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GR Martina LUDWIG: Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GR Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GR Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

So kurz wie meine Vorgängerin werde ich nicht sprechen. Ich weiß, ich könnte Ihnen allen eine große Freude damit machen. Ich werde mich bemühen und reduziere jetzt einmal auf das Wesentliche.

Ich bringe Ihnen in Erinnerung, dass ich seit zehn Jahren sage, in den privaten Kinderbetreuungsbereich fließt zu wenig Geld hinein. Die Hälfte der Kinder befindet sich in privaten Betreuungseinrichtungen, also müsste eigentlich nach Abzug des Betrags für die Pensionen, die aus dem Budget bezahlt werden müssen, die Hälfte des Rests ebenfalls in den privaten Kinderbetreuungsbereich hineinfließen. Dem ist nicht so. 

Ich sage noch einmal, dass wir an diesem Punkt heftige Kritik anmelden, und zwar aus einem ganz wesentlichen Grund: Die Qualität ist für die Kinder nicht so, wie sie sein soll. Das ist nicht kindgerecht und daran muss sich etwas ändern. Die Kinder haben zu wenig Platz, sie haben zu wenig Freiraum, ihre emotionale Entwicklung wird nicht ausreichend gefördert. Unsere Kritik in diesem Punkt bleibt daher aufrecht. Dennoch füge ich hinzu, dass sich in den letzten Jahren einiges geändert, und zwar zum Besseren geändert hat.

Ich möchte jetzt nur kurz Stellung nehmen zum Thema Wahlfreiheit, die noch keine echte ist, zum Thema soziale Staffelung für Private, die in meinen Augen auch noch keine richtige soziale Staffelung ist, zum Thema Kindergruppenförderung und zu diesem Deutschsprechenlernen im Kindergarten, was heute eigentlich das Thema vom Herrn GR Strobl sein könnte, denn er hat ja die schönen Antworten bekommen auf seinen Antrag und nicht ich. Aber ich habe diese Antworten auch alle schon einmal bekommen und werde sie kurz aufgreifen.

Thema Wahlfreiheit. Es ist so, dass Menschen, die ein Anrecht auf die so genannte Sozialstaffel haben, diese Sozialstaffel mittlerweile auch bekommen, wenn sie ihr Kind in einem privaten Kindergarten haben. Oder sagen wir lieber, bekommen sollten. Denn immer wieder sitzen wir in meinem Ausschuss beisammen und stellen fest, die Auskünfte, die die Menschen, die ansuchen, bekommen, lauten immer noch, dass die Leute, wenn es einen Platz in einem Gemeindekindergarten gibt, doch dorthin gehen sollten, und sie werden nicht darüber informiert, dass sie auf diese soziale Staffelung Anspruch hätten. 

Die Frau Stadträtin macht mich dann immer sehr freundlich darauf aufmerksam, dass alles anders ist, als ich es behaupte. Da kann man nur sagen, dass die Wirklichkeit vor Ort einfach anders ausschaut als das, was im Ausschuss gesagt wird. Ich beharre daher darauf: Die Leute müssen informiert werden, dass sie auch dann, wenn sie ihr Kind in einem privaten Kindergarten untergebracht haben, ebenso auf die soziale Staffelung Anspruch haben wie in einem Gemeindekindergarten. Und so soll es ja auch sein, wenn wir wirklich sagen, wir stehen zu dieser Wahlfreiheit, wir stehen dazu, dass einkommensschwache Menschen gefördert werden sollen.

Ich werde dann immer aufgefordert, die Person, die die falsche Auskunft gegeben hat, beim Namen zu nennen. Ich werde das nicht tun, weil diese MitarbeiterInnen meiner Meinung nach überhaupt nichts dafür können. Die haben eine Weisung. Die Letzte, mit der ich geredet habe, hat mir diese Weisung auch vorgelesen; im Wortlaut hat sie mir das vorgelesen. Möglicherweise gibt es ein Missverständnis zwischen der Abteilungsleitung und den MitarbeiterInnen. Jedenfalls ist der Herr Dr Voigt aufgefordert, Klarheit am Jugendamt und Klarheit bei den Eltern herzustellen. - Das war das Erste, was ich sagen will.

Zweiter Punkt: In meinen Augen ist die Sozialstaffel keine Sozialstaffel oder nur die Andeutung einer Sozialstaffel. Wir hatten den Fall - den kennt die Frau Stadträtin auch, deswegen kann ich ihn hier auch noch einmal anführen - einer Mutter mit fünf Kindern, die nach Abzug der Familienbeihilfe und nach Abzug dessen, was sie weniger bezahlt, weil sie eben fünf Kinder hat, 15 000 S netto hat. Sie hat also 15 000 S und soll für zwei Kinder einen Beitrag von 3 100 S zahlen. Ich behaupte, das ist nicht gerecht, das ist nicht soziale Gerechtigkeit, wie wir sie verstehen, sondern diese Frau sollte unserer Meinung nach keinen Beitrag bezahlen müssen. 

Aber auch darüber können wir ja dann vielleicht bei der Budgetsitzung noch ausführlicher reden. Ich belasse es jetzt einfach dabei, dass ich diese Dinge benenne und aufzähle.

Dritter Punkt: Kindergruppenförderung. Auch dazu eine Anmerkung: Wir haben das letzte Mal ein Gesetz beschlossen, das sich mit den Kindergruppen beschäftigt. Ich habe damals gesagt, ich bin schon neugierig auf die Verordnung und darauf, was da drinnen stehen wird. Wird alles, was da steht, so sein, dass es für die Kindergruppen leistbar ist? - Es ist nicht leistbar. Denn jetzt steht einmal drinnen, dass in Bezug auf die Ausbildung und die Fortbildung auf die Kindergruppen Kosten zukommen, die diese sicher nicht leisten können. Das heißt, es wird sicher von unserer Seite auch in der Budgetsitzung einen Antrag geben, dass diese Kosten von der Stadt Wien übernommen werden, damit die Ausbildung gewährleistet werden kann.

Ich bin schon beim letzten Punkt. Ich haste durch die Punkte, weil alle schon etwas müde schauen.

Jeder Mensch, der ein Kind zu Hause hat, das sich schwer tut in Englisch oder in Französisch, schickt dieses Kind nach England oder nach Frankreich zu einer Gastfamilie. Warum wohl? - Doch sicher in der Annahme, dass man in einer englischsprachigen Gastfamilie recht gut Englisch lernt. Das weiß jeder und das tun auch alle, so sie es sich leisten können. 

Von derselben Annahme ausgehend behaupten seit 10, 15 Jahren Fachleute und viele Nichtfachleute, Laien in Wien: Wäre es nicht wahnsinnig gescheit, wenn die Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache in Wien einen Kindergarten besuchen würden? Dann wären sie unter deutschsprachigen Menschen und würden faktisch spielerisch Deutsch lernen. Das sagt so der gesunde Menschenverstand. Da gab es im Rahmen des Integrationsfonds schon 1992 eine Arbeitsgruppe, in der ich drinnen war und in der wir uns darauf geeinigt hatten, dass dem so sein soll. Das verstehen alle, nur gibt es von Seiten der Gemeinde kein Signal, das besagt: Wir haben verstanden und wir kümmern uns jetzt darum, dass diese Kinder wirklich in einen Kindergarten kommen. 

Es gibt nicht nur kein Signal, sondern es gibt auf alle Anträge, die mittlerweile zu diesem Thema gestellt wurden - von den Grünen gestellt wurden; Herr Kollege Strobl hat einen gestellt -, auch eine gleich bleibende Antwort. Die Antwort lautet immer - ich habe mir einmal das, was immer gleich geblieben ist, unterstrichen -: Die Schulungsmaßnahmen für Einzelfertigkeiten sind nicht vorgesehen, weil sie nicht zielführend sind. Dieser Satz zieht sich fast unverändert durch alle Beantwortungen. Gemeint ist, dass es dort ein ganzheitliches Bildungsangebot gibt und keinen Deutschunterricht, was auch niemand verlangt, bitte. Ich wiederhole es noch einmal: Es ginge nur darum, dass Kinder unter Kindern miteinander Deutsch sprechen und die Kindergärtnerin mit ihnen, dann würden alle spielerisch Deutsch lernen. 

Das zweite Argument ist: Das Hervorstreichen des Ziels Spracherwerb setzt Eltern, Kinder und MitarbeiterInnen unter hohen Druck, der für dessen Erreichen kontraproduktiv ist. Ich möchte mich mit diesem Satz nicht länger befassen - ich persönlich halte ihn für groben Unfug, für so was von unvernünftig, ich möchte gar nicht sagen, wie, sonst bekomme ich einen Ordnungsruf -, ich möchte, dass wir uns mit dem Problem einfach auseinander setzen. 

Es hat nun das Boltzmann-Institut eine Studie gemacht - der gesunde Menschenverstand hat nicht gereicht, die Aussagen aller Fachleute haben nicht gereicht, also hat man das Boltzmann-Institut beauftragt, eine Studie zu machen - und das Boltzmann-Institut kommt nunmehr zu dem Ergebnis, es wäre wahnsinnig gescheit, wenn diese Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache in den Kindergarten gingen, wo viele Menschen Deutsch sprechen, damit sie auch Deutsch lernen. Also auch das Boltzmann-Institut ist genau zu dieser Erkenntnis gekommen, die schon jeder weiß. 

Jetzt möchte ich alle Antworten, die da schon gekommen sind, einfach schubladisieren. Vergessen wir diese Antworten! Nehmen wir zur Kenntnis, was das Boltzmann-Institut nun auch festgestellt hat - wir alle kennen das Problem -, und gehen wir einfach an die Arbeit! Tun wir etwas, damit diese Kinder mit nichtdeutscher Muttersprache, bevor sie in die Schule gehen, auch einen Kindergarten besuchen. Selbstverständlich freiwillig, selbstverständlich werden sie Deutsch eher spielerisch lernen und nicht, weil dort Schulungskurse oder sonst irgendetwas stattfindet, was nicht kindgerecht ist. Tun wir etwas! Und bitte keine solche Antworten mehr! Die sind vollkommen überflüssig und bringen niemandem auch nur das Geringste. 

Damit möchte ich auch schon enden und alles, was wir sonst noch zu Kindergärten und Kindergruppen zu sagen haben, auf die Budgetsitzung verschieben, in der wir uns ja mit der Budgetierung sehr genau befassen werden. - Danke schön. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GR Martina Ludwig: Ich freue mich, dass wir mit dem heutigen Poststück das System der Wiener Kinderbetreuung wiederum ein Stückchen verbessern können. Ich denke, dass wir damit auch nach wie vor Vorreiter in Österreich sind, und ich denke, wir haben es geschafft, neben einer Vollversorgung, was die Drei- bis Sechsjährigen betrifft, trotz eines intensiven Ausbaus in den letzten Jahren, auch die Qualität der Kinderbetreuung nicht zu vernachlässigen. 

Auch ich verhehle nicht, dass das natürlich in vielen Bereichen immer weiter zu verbessern ist, obwohl ich mir denke, dass gerade wir in Wien im Kinderbetreuungssystem viele, viele tolle Dinge umgesetzt haben, die sich zum Teil in der Projektphase befinden, zum Teil aber auch bereits zur Regel geworden sind. Trotzdem denke ich, kann das natürlich immer wieder verbessert werden. 

Zur Information. Es ist ja nicht das erste Mal, dass wir darüber sprechen. Sie haben selbst gesagt, fast in jedem Ausschuss haben wir das zum Thema. Ich denke, hier gab es und gibt es laufend Information. Dass es die gibt, haben Sie, wie ich Ihren Worten entnehmen kann, auch selbst nachrecherchiert. Ich denke - auch die Frau Stadträtin hat das immer wieder gesagt -, unter den vielen Tausenden Mitarbeiterinnen in erster Linie, aber auch Mitarbeitern, kommt es natürlich immer wieder vor, wie das in allen Bereichen der Fall ist, dass es zu Falschinformationen kommen kann. Nur dann, muss ich Ihnen ehrlich sagen, sehe auch ich keinen anderen Weg, als dass man schaut, wo es diese Falschinformationen gibt, damit man dorthin, wo Falschinformationen vorliegen, auch richtige Informationen liefern kann. Das heißt, da fällt auch mir kein besseres System ein, außer dass man neben der schriftlichen Information hier noch mal durch andere Möglichkeiten verstärkt. 

Abschließend möchte ich eigentlich nur sagen, dass ich sehr stolz darauf bin, dass wir die Budgetzahl für Kinderbetreuung in Wien laufend aufstocken. Leider können wir in Zukunft nicht mehr mit einem Zuschuss des Bundes rechnen, da die Kinderbetreuungs-Milliarde abgeschafft wurde und der Bund in Zukunft keinen Schilling in die Kinderbetreuung hineinsteckt. Trotzdem finde ich es toll, dass die Stadt Wien hier weiter investiert, und bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung.

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist einstimmig der Fall. Der Antrag wurde einstimmig angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 15 (PrZ 89/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Hildegard-Burjan-Institut". 

Es ist kein Redner gemeldet, ich komme daher gleich zur Abstimmung. 

Wer diesem Antrag zustimmen will, möge die Hand heben. - Dieser Antrag wird mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der Grünen, angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 22 (PrZ 174/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Tariferhöhung bezüglich des Freizeitfahrtendienstes. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Kurt Wagner, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Kurt Wagner: Ich bitte um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück. 

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau StR Vassilakou.

StR Mag Maria Vassilakou: Werte Frau Vorsitzende! Werte Damen und Herren! 

Ob der fortgeschrittenen Stunde werde ich versuchen, mich auch kurz zu halten, denn ich glaube, es ist nicht unbedingt die Länge eines Redebeitrags, der seine Wichtigkeit ausmacht.

Wir werden dem vorliegenden Geschäftsstück selbstverständlich zustimmen, da wir meinen, dass damit eine Ungerechtigkeit, die sich die Stadt Wien schon seit längerem leistet, zum Teil gutgemacht wird, aber eben leider nur zum Teil, und darauf möchte ich Ihre Aufmerksamkeit kurz richten. 

Wie Sie vielleicht in Erinnerung haben, hat es vor ein paar Jahren doch eine ziemliche Krise im Bereich Fahrtendienste für behinderte Menschen in der Stadt gegeben, die in die Annalen fast als Haas-Krise eingegangen ist. Damals sind plötzlich von einem Tag auf den anderen behinderte Menschen, teilweise auch Hunderte von Schulkindern auf der Straße gestanden, und man hat nicht gewusst, wer sie jetzt in die Schule befördern soll, wer sie jetzt in die Arbeit, in die Therapie, wohin sie auch immer kommen mussten, befördern soll. Damals hat es kleinere und teilweise größere Unternehmen gegeben und fast allesamt waren nicht bereit, der Stadt Wien aus dieser Situation herauszuhelfen, weil die Konditionen, zu denen sie entlohnt wurden, derart schlecht waren, dass eben niemand bereit war, diese Fahrtendienste zu diesen Bedingungen zu übernehmen. 

In dieser Krisenzeit hat es sehr wohl ein Unternehmen gegeben, dass dazu bereit war, und dieses Unternehmen hat gemeinsam mit einer Reihe anderer kleinerer Unternehmen einen bestimmten Vertrag unter bestimmten Bedingungen vorgelegt bekommen; unter anderem mit einer sechsmonatigen Kündigungsfrist und ohne Rückverrechnungsmöglichkeiten. 

Die größeren Unternehmen, die ein paar Wochen später hinzugezogen wurden und die sich dann bereit erklärt haben, da mitzumachen, und die natürlich auch gescheit verhandeln konnten, haben andere Verträge für sich herausverhandelt. Das heißt, sie haben sehr wohl die Möglichkeit, rückzuverrechnen, und sie haben Drei-Jahres-, ja sogar Sieben-Jahres-Verträge bekommen. 

Seither - und das ist bereits das Jahr 1999, von dem ich spreche - leistet sich die Stadt Wien zwei Sorten von Verträgen, und zwar: Die größeren Unternehmen haben die besseren Verträge und die gerechtere Entlohnung, die kleineren Unternehmen haben die schlechteren Verträge und bekommen auch noch weniger Geld. Und das, bitte, für die Erbringung exakt derselben Leistung! Das noch dazu in einer Stadt, die nicht nur soziale Gerechtigkeit groß auf ihre Fahnen schreibt, sondern die darüber hinaus von einer Partei regiert wird, die in jede Wahl mit Parolen wie "Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!", "Gleiche Entlohnung für gleiche Leistung!" geht.

Ich denke, dass die Stadt Wien sich letztlich diesen Zustand nicht länger leisten kann. Man muss bitte auch bedenken, dass manche dieser kleineren Unternehmen momentan knapp vor dem finanziellen Ruin stehen und dass die Stadt Wien diese Unternehmen sehr wohl mit in diese Situation getrieben hat. 

Ich denke auch, dass wir sehr wohl überlegen müssen, und zwar alle gemeinsam, was in den nächsten Monaten zu tun ist, denn wenn diese Unternehmen tatsächlich den Konkurs anmelden beziehungsweise diese Fahrtendienste einstellen, dann, meine Damen und Herren, haben wir genau dieselbe Situation, die man vor der Haas-Krise gehabt hat. Damit würde sich die Stadt Wien wissentlich selbst wieder einem bis zwei größeren Unternehmen ausliefern, die dann quasi eine Art Monopol bei den Behindertenbeförderungsfahrten haben und die dann zu jedem Zeitpunkt sagen können: Entweder zu diesen Bedingungen oder wir stellen den Betrieb ein! 

Vor dieser Situation wird die Stadt Wien demnächst stehen, denn 2002 oder 2003 - ich weiß das jetzt nicht auswendig - stehen nämlich die Vertragsverlängerungen an. Also ich denke, dass es unser aller Aufgabe ist, schon jetzt dafür zu sorgen, dass diese Situation wirklich schleunigst korrigiert wird. 

Seitens der grünen Fraktion haben wir keinen Antrag diesbezüglich vorbereitet, weil wir schon einsehen, dass so etwas nicht mit einem Ho-Ruck-Antrag erledigt werden kann. Man muss sich das anschauen, man muss überlegen, woher denn das Geld zu nehmen ist, und schließlich und endlich hätte, glaube ich, ein Antrag, den ich heute einbringe und der dann der Einfachheit halber auf Grund irgendeiner Begründung - wir haben ihn vorher nicht gesehen, man muss schauen, woher das Geld genommen wird, oder was auch immer man für eine Begründung findet - abgelehnt wird, wenig zur Lösung dieses Problems beigetragen. Aber ich denke schon, dass es die Aufgabe derjenigen in der Stadt, die hier etwas mitzureden haben, im Besonderen schon auch der Behindertensprecher und ‑sprecherinnen der Parteien sein wird, in den nächsten Monaten mit der zuständigen Stadträtin zusammenzukommen und an einer Lösung zu arbeiten, die den kleineren Unternehmen ein Überleben sichert und die übrigens sehr wohl auch die Rückverrechnung der Verdienstentgänge der letzten Jahre mit einschließt. 

In diesem Sinne danke ich für Ihre Aufmerksamkeit. Ich möchte aber noch sagen, dass ein wirklich bewegender Brief einer der betroffenen Firmen vorliegt. Ich werde mir erlauben, Ihnen allen diesen Brief in den nächsten Tagen zukommen zu lassen, damit Sie auch alle informiert sind. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Der Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Kurt Wagner: Meine Damen und Herren!

Frau StR Vassilakou hat in kurzen Worten aufgezeigt, was eigentlich das Problem in den vergangenen Jahren war und was sehr oft hier von der Opposition kritisiert wurde: Es hat fast nur einen Anbieter auf dem Markt gegeben. In der Zwischenzeit ist das Gott sei Dank besser geworden. Was Sie aber dabei berücksichtigen müssen, meine Damen und Herren, ist, dass es natürlich unterschiedliche Beförderungen gibt, die sich auf Grund der unterschiedlichen Behinderungen der Klienten ergeben, die befördert werden, und dass es natürlich auch unterschiedliche Laufzeiten bei den Verträgen gibt. Es gibt Verträge, die bereits länger laufen. Da haben wir Kalkulationen der Firmen vorliegen, in die wir Einsicht nehmen können, und mit diesen Firmen sind im Prinzip die Verträge verlängert und abgeschlossen worden. Und dann gibt es Firmen, die sehr kurzfristig in diesem Bereich tätig sind. Die haben natürlich zu Beginn das Problem, dass sie noch keine entsprechenden Kalkulationen bringen können.

Was wir aber wissen, ist, dass man sich im Prinzip die Kalkulationen der Firmen ständig genau anschaut und dass mit diesen Unternehmen Gespräche geführt werden. Ich bin daher zuversichtlich, dass wir hier künftig zu einer zufrieden stellenden Lösung kommen werden.

Nichtsdestotrotz ersuche ich nach wie vor um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, der Fall. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 26 (PrZ 139/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein wienXtra. 

Hierzu hat sich niemand zum Wort gemeldet, deswegen, glaube ich, brauche ich Sie (Zu GR Jürgen Wutzlhofer, der zum Berichterstatterplatz gehen wollte.) auch gar nicht als Berichterstatter. (Heiterkeit.) 

Wir kommen gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, der Fall. Der Antrag ist mehrheitlich angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 27 (PrZ 144/01-GJS) der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Kids Company". 

Hierzu hat sich ebenfalls niemand zum Wort gemeldet und wir kommen auch hier sofort zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, ein Zeichen mit der Hand zu geben. - Auch hier haben wir eine mehrheitliche Zustimmung, ohne die Stimmen der Freiheitlichen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 105 (PrZ 173/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine sachliche Genehmigung für das Vorhaben "Integrative Information und Öffentlichkeitsarbeit für die Stadt Wien im Jahr 2001". 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Kopietz, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Harry Kopietz: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzende GR Mag Heidemarie Unterreiner: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Ing RUDOLPH.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wenngleich die Tageszeit ein wenig fortgeschritten ist, meine ich aber doch, dass ein Akt, mit dem 90 Millionen S auf die Reise geschickt werden, ein wenig Aufmerksamkeit verdient. 90 Millionen S für "Integrative Information und Öffentlichkeitsarbeit", wie Sie es nennen, ich nenne es Regierungspropaganda, 90 Millionen S, die der Frau StR Pittermann beispielsweise vielleicht den einen oder anderen Brief erspart hätten, wenn Sie sie hätte, 90 Millionen S, auf die Sie, da Sie ja doch immer wieder auch über die monetären Nöte hier in der Stadt klagen, meines Erachtens gut und gerne verzichten hätten können. Immerhin haben Sie ohnehin schon knapp 330 Millionen S für diesen Bereich budgetiert und jetzt kommen noch einmal 90 Millionen dazu. 

Wer, als er sich diesen Akt angesehen hat, die Hoffnung gehabt hat, dass es in Zukunft möglicherweise bei diesem Betrag bleiben wird oder dass er vielleicht sogar weniger werden könnte, der ist beim Aktenstudium noch hoffnungsfroh gewesen, aber bei der Ausschusssitzung wurde er bitterlich enttäuscht. Denn das wirklich Sympathische an diesem Aktenstück waren drei Zeilen, die da lauten: "Für das Jahr 2002/2003 ist trotz zu erwartender Mehrleistungen keine Erhöhung der Budgetmittel im Vergleich zu den Rechnungsabschlüssen der letzten drei Jahre geplant. Voraussichtlich im Jahr 2004 soll es dann zu der schon beschlossenen großen Reform kommen." - Gestrichen. Unterschrift. Also das Einzige, was an diesem Aktenstück wirklich ein bisschen Perspektive gehabt hätte, hat man herausgenommen. Es ist nicht zu erwarten, dass Sie in diesem Bereich ein Kostenbewusstsein entwickeln, das der Budgetlage entspricht. 

Wenn man sich die Leistungen anschaut, die für doch annähernd 500 Millionen S - das nähert sich so schrittweise der halben Milliarde - erbracht werden, dann kommt man ferner ins Staunen, wenn als zentrales Beispiel dessen, wo Kommunikationsbedarf innerhalb der Gemeinde Wien besteht, beispielsweise die MA 11 angeführt wird, wenn es hier bei der Bezahlung Umstellungen gibt. Wenn Zahlungen per Bankeinzug erfolgen und keine Barzahlung mehr erfolgt, dann ist die Kommunikation zwischen Eltern und Kindertagesheim belastet, ja gestört, ja sogar unterbrochen. 

Also die Kommunikation zwischen Eltern und Betreuern im Kindertagesheim reduziert sich, wenn man nach dem Akt geht, ausschließlich darauf, dass einkassiert wird. Und wenn das so ist und diese Kommunikation unterbleibt, erfährt man seitens der Stadt nicht mehr, wo die Eltern der Schuh drückt. 

Daher muss man jetzt Folgendes tun: Um diesem auch für Wien in immer mehr Geschäftsbereichen entstehenden Problem entgegenzuwirken, nämlich dass nicht mehr geredet wird, dass man nicht mehr erfährt, was die Wienerinnen und Wiener bewegt, beabsichtigt die MA 53, ausgehend von einer zu entwickelnden Customer-Relationship-Basisstrategie bestehende und in Entwicklung befindliche Kundenkontaktplattformen auf Internet-, Callcenter- und One-Stop-Shop-Basis sowie unsere Printmedienpalette sinnvoll abzustimmen, um im Rahmen von Pilotprojekten ein System zu entwickeln, anhand dessen sich Wünsche, Trends und Bedürfnisse unserer Kunden erkennen lassen. 

Ich habe immer gedacht, wenn Eltern ihre Kinder ins Kindertagesheim bringen, dann wird zwar nicht stundenlang Zeit sein, um sich miteinander zu unterhalten, aber das ein oder andere Wort wird man doch noch wechseln. Man wird fragen, wie es dem eigenen Kind geht, wie es sich tut, wie es sich einfügt, was für Erlebnisse es gibt. Man wird das ein oder andere, was man vom eigenen Kind gehört hat, hinterfragen, man wird nachfragen, also ganz einfach das tun, was man "ein Gespräch führen" nennt. 

Das scheint, geht man nach diesem Akt, nicht mehr stattzufinden. Die Kommunikation reduziert sich aufs Einkassieren und wenn das Einkassieren nunmehr unbar erfolgt, gibt es nicht einmal mehr diese Kommunikation. Daher brauchen wir Kundenkontaktplattformen auf Internet-, Callcenter- und One-Stop-Shop-Basis - und das um wohlfeile 420 Millionen S. Das Gespräch findet offensichtlich übers Internet statt. Das ist nicht einmal George Orwell eingefallen, und ich glaube auch nicht, dass die Realität so ist, wie sie hier im Akt beschrieben wird. Ich glaube, dass die Realität sehr wohl so ist, dass Eltern mit den Betreuerinnen und Betreuern in den Kindertagesheimen reden, sich hier austauschen und ihre Probleme, die sie haben, erörtern. Ich glaube, dass das durchaus Tag für Tag, mal intensiver, mal weniger intensiv, passiert und dass wir für etwas, was man üblicherweise als ein normales Gespräch bezeichnet, nicht 420 Millionen S benötigen.

Ich glaube auch nicht, dass in einem anderen Bereich wirklich 420 Millionen S notwendig sind, wenn man etwa bei der MA 28 Beratungsleistungen für die Logo-Anbringung an der Arbeitskleidung erbringt. Also da ist ein Logo, wir kennen das, und ich berate, wo man das an die Arbeitskleidung anbringt. Das ist allerdings in diesem 420‑Millionen-S-Paket schon enthalten. Also es ist so, dass das dann keine Extrakosten verursacht.

Oder zum Beispiel für die MA 48, Abschleppgruppe. Die bekommen ein Spezialseminar Medientraining. Am 11. Juli war es das Grundseminar, am 12. Juli war es das Aufbauseminar. 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie mir sagen, dass die Herren - ich nehme an, es werden im Wesentlichen Herren sein - bei der MA 48, Abschleppgruppe, die ein oder andere Technik erfahren, wie sie mit aufgebrachten Autofahrern umgehen, dann habe ich dafür Verständnis, denn die tun etwas, worüber sich jeder Autofahrer ärgern wird, wenn man ihm das Auto gerade vor der Nase wegnimmt oder weggenommen hat, und da kann schon der eine oder andere unfreundliche Kommentar fallen. Da habe ich Verständnis dafür, dass die MitarbeiterInnen - Mitarbeiter in dem Fall - sagen werden, dass man da ein bisserl etwas anderes tun muss. Aber dass die jetzt ein Grund- und Aufbauseminar in Medienarbeit bekommen, meine Damen und Herren, das halte ich für wirklich unnötig. Das halte ich für nicht notwendig um in Summe 420 Millionen S.

420 Millionen S dividiert durch drei, das wären drei Pittermann-Briefe, die Sie sich alle hätten ersparen können. Oder dieser Betrag gedrittelt, das wäre schon etwas gewesen, womit Sie im Gesundheitsbereich, von dem Sie immer vorgeben, dass er Ihnen so wichtig ist, sehr viel an finanziellen Leistungen hätten erbringen können. Sie hätten sich die heutige dringliche Debatte erspart. Frau Pittermann hätte sich ihren Brief und all das erspart. Herr StR Rieder hätte sich seine schauspielerischen Leistungen erspart. Die Steuerzahler wären Ihnen im Übrigen auch nicht undankbar. Diese 420 Millionen S, meine Damen und Herren: Nicht mit uns! (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Harry Kopietz: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich attestiere Ihnen, dass Sie ein sehr ausführliches Aktenstudium betrieben haben, aber das ist ein normales Arbeitsfeld von uns allen. Ich habe jedoch das Gefühl, Sie haben den Inhalt nicht verstanden, Sie haben nicht verstanden, worum es geht. 

Wobei zu den 90 Millionen S, die Sie als Regierungspropaganda angesprochen haben, zu sagen ist: Ja, das stimmt, aber Sie verwechseln das offensichtlich mit den 90 Millionen S für die Kampagne der blau-schwarzen Regierung. Wir sitzen hier in einem anderen Haus, Herr Kollege.

Vielleicht nur ganz kurz, worum es geht. Mit diesen 90 Millionen S sollen die notwendigen Budgetaufwendungen für das restliche Jahr 2001 abgedeckt werden, die für die Weiterführung der integrativen Öffentlichkeitsarbeit benötigt werden, für die Erweiterungen der PID-Ausbildungs- und -Fortbildungsprogramme für die ÖffentlichkeitsarbeiterInnen der Stadt Wien, die ja nicht nur im PID alleine beheimatet sind, sondern auch in den verschiedenen Abteilungen. Ich möchte Sie nicht ermüden, Sie kennen das alles schon von den Vorgesprächen und von den Akten her. 

Im Konkreten bedeutet das Folgendes: Die Jahresgesamtkosten des PID beliefen sich im Jahr 1999 auf 455 Millionen S, im Jahr 2000 auf 424 Millionen S, und wenn wir heute dem Akt zustimmen, wovon ich ausgehe, würden sich die Jahresgesamtkosten des PID trotz verstärkter, erhöhter Aufgaben für das heurige Jahr inklusive der im Antrag enthaltenen 90 Millionen S auf 419 Millionen S belaufen. Die im Antrag bezeichnete Überschreitung hinzugerechnet ergibt de facto gegenüber den Rechnungsabschlüssen der letzten drei Jahre ein geringeres Budget für 2001. Wenn Sie da von Regierungspropaganda sprechen, möchte ich Sie nochmals daran erinnern, dass Sie sich in Ihren Überlegungen hier wirklich um ein paar 100 Meter geirrt haben dürften. 

Meine Damen und Herren! Ich ersuche um Ihre Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Danke. Der Antrag ist mehrstimmig, gegen die Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 1 (PrZ 131/01-GIF) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Änderung der Satzungen der Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten der Stadt Wien.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Schuster, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Godwin Schuster: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GR Dr Pilz. Ich erteile es ihr.

GR Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Das letzte Gesundheitsthema für heute. Es geht mit dieser Satzungsänderung darum, dass jetzt eine neue Zielgruppe in der KFA angesprochen werden kann und damit auch interessant wird für das Sanatorium Hera, von dem Sie wissen, dass Umstrukturierungsmaßnahmen in Diskussion sind. Ich war vor einigen Wochen im Sanatorium Hera und habe es mir angeschaut. Ein beeindruckendes Haus mit Problemen, deren Lösung wir nicht abkoppeln sollten von der gesamten gesundheitsmäßigen Versorgung in der Stadt.

Mir geht es jetzt konkret um die Geburtshilfestation. Etwas voreilig ist im Vorstandsprotokoll der letzten KFA-Vorstandssitzung unter Punkt "Allfälliges" schon gestanden, die Geburtshilfestation würde geschlossen werden. Ich kann mich nicht erinnern, dass wir darüber schon einen Beschluss gefasst hätten, der ist noch ausständig. Aber die Frage stellt sich natürlich, ob es Sinn macht, dort eine Geburtshilfestation weiterzuführen, so gut ausgestattet und gut hergerichtet sie zumindest räumlich auch ist.

Ich würde, bevor wir hier sozusagen schließen und abwickeln, die notwendigen Vorfragen klären, und zu den notwendigen Vorfragen gehört über das Schicksal der Geburtshilfestation im Sanatorium Hera hinaus eine Klärung des Gesamtkonzepts Geburtshilfe in Wien. Da sind noch einige Fragen offen. Das betrifft die Semmelweis-Klinik, das betrifft das Geburtshaus Nussdorf, das betrifft zukünftige neue Standorte, bevor man andere schließt. 

Wir sind nicht grundsätzlich gegen jede Schließung, das muss ich auch sagen, aber wenn wir schließen, sollten wir vorher darüber nachdenken, welche Qualitätsstandards wir erwarten, wer sie erreichen kann, wo man Verbesserungen vornehmen und Unterstützungen gewähren soll und wo man dann auch sagen soll, diese oder jene Einrichtung braucht es nicht mehr. Dazu gehört eine sicher optimale Versorgung für Mutter und Kind während und nach der Geburt, dazu gehört auch eine nötige Frequenz an Geburten in der Einrichtung und dazu gehört motiviertes Personal. 

Was das alles für die Geburtshilfestation Hera bedeutet, möchte ich nicht sozusagen im Handstreich entschieden wissen, denn die Bediensteten dort, die natürlich für ihre eigene Einrichtung, für ihre Geburtshilfestation kämpfen und hoffen, sehen -und das betrifft jetzt unser heutiges Thema - in der künftigen Zielgruppe, die durch diese Satzungsänderung angesprochen werden kann, das junge Personal des Magistrats, das künftig einfach auch adressierbar ist, wenn man sich überlegt, dass das auch junge Frauen sind, die Kinder kriegen können und werden und die diese Chance gerne ergreifen würden. 

Mein Appell bevor wir schließen und über Sozialpläne nachdenken - und auch die sind zu diskutieren, wenn schon geschlossen werden muss -: Reden wir darüber, wie wir uns die Gesamtversorgung im geburtshilflichen Bereich in der Stadt vorstellen! Dann ist die Entscheidung, was mit der Geburtshilfestation Hera geschehen soll, eine unter mehreren. 

Insofern würde ich wirklich an Sie appellieren, rechtzeitig nachzudenken und dann zu entscheiden und die Entscheidung auf qualitative Standards aufzubauen und nicht auf kurzfristige wirtschaftliche Kalküle. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GR Frauenberger. Ich erteile es ihr.

GR Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte einen Abänderungsantrag zur Satzung der KFA stellen, der auf Grund der Änderung der Vertragsbedienstetenordnung, die wiederum auf Grund bundesgesetzlicher Änderungen notwendig geworden ist, erforderlich ist. 

Es geht darum, dass bisher die Beamten bei der Krankenfürsorgeanstalt und alle Vertragsbediensteten bei der Wiener Gebietskrankenkasse versichert waren, aber jetzt nach der 58. Novelle des ASVG und der 28. Novelle des B-KUVG ist es so, dass dort, wo Landeskrankenfürsorgeanstalten der Länder für die Bediensteten vorhanden sind, künftig alle neu eintretenden Bediensteten in die Landeskrankenfürsorgeanstalten integriert werden sollen. 

Nach den Fristen der VBO, also der Vertragsbedienstetenordnung, die ja das höher wirkende Recht darstellt, ist dafür der 1.1.2002 vorgesehen. Die Satzung der KFA muss diese Fristen ebenfalls berücksichtigen und an dieses Recht anpassen, damit Vollzugsprobleme ausgeräumt werden können.

Ich stelle daher den Antrag: Der Wiener Gemeinderat möge beschließen, dass die Ziffer 20 des Entwurfs einer Änderung der Satzung der Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten der Stadt Wien in Zukunft lautet, dass die Ziffer 9 und die Ziffer 10 mit 1. März 2001 und die übrigen Bestimmungen mit 1.1.2002 in Kraft treten. 

Wir hoffen, dass wir damit eine praxisgerechtere und kundennähere Lösung schaffen können und ich bitte um Zustimmung für diesen Abänderungsantrag. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Godwin Schuster: Das Schlusswort kann ein sehr kurzes sein, denn Frau GR Frauenberger hat sich in ihren Ausführungen sehr eingehend mit dem Akt beschäftigt. Das ist auch der Gesamtinhalt dieses Akts, und ich würde um Zustimmung bitten, und zwar nicht nur zum Geschäftsstück, sondern auch zum Abänderungsantrag.

Zu den Ausführungen der Frau GR Pilz kann ich nur darauf hinweisen, dass unser Informationsstand wahrscheinlich identisch ist, nämlich jener, dass wir bei der Sitzung in der KFA im Juli die Mitteilung erhielten, dass im Einvernehmen mit der Gewerkschaft diese Änderung durchgeführt wird, und zwar auch deshalb, weil die Anzahl jener Personen, die die Geburtshilfestation in der Hera in Anspruch nehmen, ständig sinkt und weil die übrigen Geburtshilfestationen in Wien qualitativ derart hoch stehend sind, dass diesbezüglich eine ausreichende Versorgung gegeben ist. 

In diesem Sinne möchte ich auch meine Antwort hier verstanden wissen, dass die Hera mit den Mitteln, die sie zur Verfügung hat, auch entsprechend korrekt umgehen muss und eine Investition vielleicht in andere Ebenen lenken wird.

Ich ersuche daher um Zustimmung zu diesem Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung, und zwar erfolgt zuerst die Abstimmung über den von Frau GR Sandra Frauenberger eingebrachten Abänderungsantrag zum Entwurf einer Änderung der Satzungen der Krankenfürsorgeanstalt der Bediensteten der Stadt Wien. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag ist einstimmig angenommen. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist ebenfalls einstimmig angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 10 (PrZ 142/01-GIF) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "EfEU - Verein zur Erarbeitung Feministischer Erziehungs- und Unterrichts-Modelle". 

Zum Wort ist niemand gemeldet. 

Wir kommen somit gleich zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dieser Antrag ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 12 (PrZ 126/01-GIF) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Projekt Integrationshaus". 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GR Martina Ludwig, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GR Martina Ludwig: Ich bitte um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau StR Mag Vassilakou. Ich erteile es ihr. 

StR Mag Maria Vassilakou: Werter Herr Vorsitzender! Werte Damen und Herren!

Diesmal noch kürzer als vorher. Selbstverständlich gibt es seitens der Grünen Zustimmung zu diesem Projekt, und zwar mit größter Freude, waren es doch nicht zuletzt wir, die in den vergangenen Jahren nicht nur einmal die Schaffung einer Clearingstelle für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge beantragt haben und die darauf hingewiesen haben, unter welchen Umständen diese jungen Menschen teilweise in Wien lebten und noch leben und mit welchen Schwierigkeiten sie konfrontiert sind. 

Bei aller Freude über die Schaffung der Clearingstelle dürfen wir aber nicht vergessen, dass in dieser Clearingstelle insgesamt bestenfalls 100 Jugendliche jährlich Platz finden werden, und zwar alle drei Monate jeweils 25 Personen. Das heißt, wir dürfen nicht vergessen, dass der größte Teil der unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge - und das sind derzeit in Wien schätzungsweise an die 500 bis 600 Personen - nicht in dieser Clearingstelle unterkommen wird können. Ich denke, dass es da vielleicht nicht ausreicht, dass man auf den Lorbeeren sitzt, weil man nun endlich eine wirklich schöne Clearingstelle geschaffen hat, mit einem Konzept, das sich sehen lassen kann, sondern dass es schon eine Aufgabe ist, die man sich für das nächste Jahr, für die nächsten zwei bis drei Jahre setzen muss, eine flächendeckende Versorgung für alle jungen Menschen in der Stadt zu schaffen, die den Kriterien des Jugendwohlfahrtgesetzes entspricht und die letztlich die Stadt Wien wissen lässt, dass wir es uns nicht leisten, junge Menschen in dieser Stadt auf sich allein gestellt zu lassen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich darauf hinweisen, dass die Vereinbarung zwischen Bund und Ländern momentan noch nicht ganz fix zu sein scheint. Dem Vernehmen nach soll es Gespräche zu diesem Thema in der Landeshauptleutekonferenz geben, und da möchte ich urgieren, dass vielleicht der Herr Landeshauptmann und Bürgermeister diese Gespräche nützt, um eben eine flächendeckende Versorgung auch für die restlichen schätzungsweise 500 jungen Menschen in dieser Stadt zu erreichen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GR Martina LUDWIG: Auch ich freue mich, dass wir mit einem derart tollen Konzept nun auch eine derartige Clearingstelle in Wien errichten und einrichten können, wobei es nicht so ist, dass es in Zukunft für andere, nicht in dieser Stelle befindliche Jugendliche keine Versorgung gibt, sondern ja auch andere Stellen damit befasst sind. Aber es ist ein erster Schritt, und ich denke, wir haben in den letzten Jahren bewiesen, dass wir uns nicht auf Lorbeeren ausruhen, sondern dass wir hier doch vieles erreicht haben und natürlich nicht aufhören werden, die Integration in dieser Stadt voranzutreiben. 

Deshalb bitte ich noch einmal um Zustimmung zu diesem Poststück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 13 (PrZ 154/01-GIF) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "Institut zur Erforschung und Förderung österreichischer und internationaler Literaturprozesse". 

Es ist niemand zum Wort gemeldet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist ebenfalls mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen. 

Somit ist die öffentliche Sitzung erledigt. 

Ich bitte, die Galerie zu räumen. - Das ist geschehen. 

(Schluss der öffentlichen Sitzung um 19.51 Uhr.) 

